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Vorwort 

Vorliegender Reader enthält Dokumente, die für das Verständnis 
und die Einschätzung der Geschichte der SED und ihrer Entstehung 
von Bedeutung sind. Seine Herausgabe steht im Zusammenhang mit 
der im Verlag Olga Benario und Rerbert Baum veröffentlichte 
Untersuchung "Die Gründung der SED und ihre Vorgeschichte (1945 
- 46)". Um die dort vorgenommenen Analysen und kritischen 
Einschätzungen zu wichtigen Fragen nachvollziehen und beurteilen zu 
können, ist die Kenntnis dieser Dokumente eine Voraussetzung. Die 
folgende "Gesamtzusammenfassung" der genannten Arbeit kann auch 
als Orientierung zum Studium der hier wiederveröffentlichten 
Originaldokumente dienen: 

"Ausgangspunkt der Analyse war eine Bestandsaufnahme der 
weltgeschichtlichen Dimension der Verbrechen des Naziregimes. 
Angesichts des Fehlens eines bewaffneten Aufstands innerhalb Nazi­
Deutschlands wurde die Notwendigkeit und Problematik der Anti­
Ritler-Koalition als Koalition eines sozialistischen Staates, der 
UdSSR, mit imperialistischen Staaten, den USA, England und 
Frankreich, geklärt, die gezwungen waren, Deutschland gemeinsam 
militärisch zu besetzen. 

Der tagespolitische Rahmen der KPD/SED wurde zunächst durch 
das Potsdamer Abkommen abgesteckt, das auf der Konferenz der 
Alliierten der Anti-Ritler-Koalition vom 17. Juli bis 2. August 1945 in 
Potsdam verabschiedet wurde. 

Anhand der völlig berechtigten Positionen des Potsdamer 
Abkommens, die im einzelnen dargestellt und entwickelt wurden, 
standen Kernpunkte der Linie des antinazistisch-demokratischen 
Kampfes der KPD/SED nach 1945 auf dem Prüfstand. 

Dabei wurden die Unzulänglichkeiten der KPD/SED, aber auch 
ihre geschichtlichen Leistungen eingeschätzt - konzentriert 
zunächst auf den Aufruf des ZK der KPD vom 11.6.1945 und 
dessen Umsetzung. 

Bei Berücksichtigung aller wesentlichen Schwachpunkte der 
Politik der KPD/SED muß als Ergebnis zunächst festgehalten 
werden: Die KPD/SED vertrat sehr wichtige und richtige 
Positionen und erzielte entsprechende Erfolge im Kampf für die 
Entnazifizierung Deutschlands, realisiert auf dem Gebiet der 
Sowjetischen Besatzungszone (SBZ). Sie verurteilte deutlich die 
Verbrechen des Naziregimes, insbesondere auch die fabrikmäßig 
vollzogenen Massenmorde (allerdings ohne den Völkermord an 
den europäischen Juden und an den Sinti und Roma klar zu 
benennen). Die KPD/SED anerkannte die Mitschuld der deutschen 
werktätigen Bevölkerung an den Naziverbrechen. Sie nahm klare 
Positionen zur Anerkennung der Reparationen ein, vollzog 
handfest die Entfernung von Nazis aus dem Staatsapparat, ergriff 
antinazistische Maßnahmen bis hin zu Enteignungen in Industrie 
und Landwirtschaft. In der Praxis war die KPD/SED weitgehend an 
der Umsetzung der Forderungen des Potsdamer Abkommens 
beteiligt. 

Die Kritik der ideologischen Schwächen des Aufrufs des ZK der 
KPD vom 11. Juni 1945 berührt bereits einen Kernpunkt der Kritik 
an der KPD/SED nach 1945 (und auch davor): Nationalistische 
Anbiederung an die Mehrheit der Arbeiterklasse und der anderen 
Werlctätigen statt Aufldärung und Kampf auf Leben und Tod 
gerade auch gegen die "deutsche Ideologie". 
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Es hat sich gezeigt, daß die Anerkennung der realen Lage des 
Bewußtseinsstandes der breiten werktätigen Massen mit 
opportunistischen Konsequenzen verbunden wurde, daß selbst im 
Bereich des antinazistisch-demokratischen Kampfes in Inhalt und 
Wortwahl ein Zugeständnis nach dem anderen gemacht wurde, um an 
den verheerenden Bewußtseins stand der breiten werktätigen Massen 
anzuknüpfen. 

Die KPD/SED stand von Anfang an vor der doppelten und doppelt 
schwierigen Aufgabe: Es galt, die praktisch-politischen und 
demokratischen Aufgaben im vollen Ausmaß auf allen Gebieten 
konsequent anzupacken, wozu der Aufruf von 1945 ein erster 
gewichtiger Schritt war. Gleichzeitig galt es im Sinne der Marxschen 
"Kritik des Gothaer Programms" keinerlei Zugeständnisse bei der 
Propagierung des kommunistischen Maximalprogramms auf dem 
Niveau des wissenschaftlichen Kommunismus zuzulassen (das heißt 
konkret: Propagierung der gewaltsamen Revolution, der Diktatur des 
Proletariats und einer klaren Unterscheidung von Sozialismus und 
Kommunismus). Hierzu galt es, selbstkritisch alle eigenen 
programmatischen Dokumente zu überprüfen, die Dialektik von 
Maximal- und Minimalprogramm, von kommunistischen Zielen und 
konsequent verfolgten demokratischen Aufgaben, auch theoretisch 
und programmatisch in Grundsatzdokumenten zu verankern. 

Der Gründungsparteitag der SED im April 1946 stand dabei zu 
Recht im Mittelpunkt bei der Prüfung dieser Fragen. Denn anders als 
im Aufruf vom Juni 1945 konnte und mußte nun Bilanz der 
kommunistischen Tätigkeit der letzten Jahrzehnte gezogen werden, 
insbesondere seit der Gründung der KPD im Dezember 1918. 

Diese Aufgabe stellte sich um so mehr, als die große historische 
Chance wirklich bestand, große Teile sozialdemokratischer 
Arbeiterinnen und Arbeiter von der konterrevolutionären 
Sozialdemolaatie abzulösen, sie bei der Verwirklichung des 
Programms der demokratischen Entnazifizierung einzubeziehen und 
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an die Ideen des Kommunismus heranzufUhren, ja sogar in der SBZ 
die konterrevolutionäre Sozialdemokratie als Organisation zu 
zerschlagen, genauer gesagt, dort den Wiederaufbau dieser Agentur 
des deutschen Imperialismus zu verhindern. 

Die Analyse der Dokumente des Vereinigungsparteitags hat 
gezeigt, daß die SED bei ihrer Gründung diese Aufgabe nicht 
erfUllt hat. Statt Aufklärung über die eigenen Fehler, statt 
gründlicher Kritik und Selbstkritik ließ sich die KPD bei der 
Vereinigung mit der SPD bei der Festlegung der programmatischen 
Grundlagen auf opportunistischen Handel mit Prinzipien ein und 
verabschiedete "Grundsätze", die den Kriterien des "konsequenten 
Marxismus" nicht entsprechen. 

Als Kernfehler gegenüber dem Sozialdemokratismus ist deutlich 
geworden, was schon als Fehler im demokratischen Kampf 
gegenüber dem deutschen Nationalismus sichtbar wurde: Statt 
Aufklärung der Differenzen und Kampf um die Widersprüche 
wurde eine Art "Umarmungstaktik" eingeschlagen. Auf diese 
Weise wurden durch große Zugeständnisse stillschweigend die 
eigentlichen Probleme zugedeckt, etwa realistisch Fragen der 
Diktatur des Proletariats, der Bewaffnung der Arbeiterklasse auf 
dem Boden demokratischer Kämpfe ideologisch klar zu diskutieren 
und zu formulieren. 

Der Gründungsparteitag der SED zog indes im Kern 
revisionistische Konsequenzen aus der Analyse der Besonderheiten 
Deutschlands - dessen Staatsapparat vor allem von der 
Sowjetarmee zerschlagen worden war, die auch die eigentliche, 
weil militärische Macht im sowjetisch besetzten Teil Deutschlands 
bildete - und bündelte diese zur These vom "besonderen deutschen 
friedlichen Weg". Gleichzeitig wurden bei demokratischen 
Kernaussagen, wie sie noch im Aufruf des ZK der KPD vom Juni 
1945 festgehalten worden waren, erhebliche Rückzieher gemacht, 
die alle in Richtung 



Nationalismus und Lobhudelei gegenüber den Massen statt 
realistischer Einschätzung der Lage gingen. Fragen der Mitschuld 
wurden weggewischt. Der Selbstbetrug, sich über die Verpflichtung 
zur realistischen Einschätzung des wirklichen Bewußtseinsstandes der 
werktätigen Massen mit Phrasen hinwegzumogeln, ist hier 
dokumentiert worden. 

Die harte Kritik an den Fehlern des Gründungsparteitags der SED 
hätte ein anderes Gewicht, wenn diese rasch selbstkritisch korrigiert 
worden wären. Dem war aber nicht so: In vielerlei Hinsicht wurden 
die opportunistischen Fehler des Gründungsparteitags Ausgangspunkt 
für die weitere Fehlentwicklung der SED nach 1946. 

Doch nicht nur die Beurteilung der programmatischen Grundlagen 
der Vereinigung von KPD und SPD zur SED stand auf dem Prüfstand. 
Gegen alle antikommunistischen Propagandalügen von der 
"Zwangsvereinigung" wurde bei der historisch konkreten 
Einschätzung der Vereinigung selbst herausgearbeitet, daß das 
Hauptproblern der - aus gewichtigen, aber nicht überzeugenden 
Gründen - in großer Hast vollzogenen V ereinigung nicht die 
Vereinigung selbst war, sondern die Verwischung der Widersprüche 
zwischen KPD und SPD und die fehlende selbstkritische Korrektur 
des von führenden Kadern der KPD um des Tageserfolgs willen 
bewußt betriebenen Prinzipienhandels. 

Als grundlegendes Problem einer Kritik der Fehler der SED auf 
solidarischer Grundlage hat sich erwiesen, daß die Rücksichtslosigkeit 
der Kritik nicht abgeschwächt werden darf, daß die Fehler mit ihren 
Wurzeln möglichst tiefgehend aufgedeckt werden müssen. Ein 
entscheidendes und unverzichtbares Mittel war dabei, ausgehend von 
den Klassikern des wissenschaftlichen Kommunismus alle 
aufzufindenden positiven Stellungnahmen auch von zweitrangigen 
Führungskadern der KPD/SED heranzuziehen, um deutlich zu 
machen, daß wichtige Grundsatzfragen diskutiert, richtige Antworten 

bereits angelegt oder in einzelnen Fragen auch schon entwickelt 
waren. 

So ist klar geworden, daß es sich lohnte, in der KPD und SED zu 
dieser Zeit solidarisch für richtige Positionen zu kämpfen. Ebenso 
ist aber auch klar geworden, daß die falschen Positionen nicht 
zufällig, sondern im innerparteilichen Kampf, der mit falschen, 
vertuschenden Methoden geführt wurde, gegen richtige Ansätze 
und Antworten durchgesetzt und festgeschrieben wurden. Damit 
sind die Fehler der KPD/SED in ihrer Größe und in ihrer 
Bedeutung besser sichtbar geworden, und so wurde auch ein 
lebendiger Einblick in die Geschichte der KPD/SED ermöglicht. 

* * * 
Bei der bei uns geführten Diskussion über die Ergebnisse der 

Analyse der KPD/SED 1945/46 gab es eine gewichtige 
Kontroverse darüber, auf welchem Gebiet und worin die Ursachen 
der Fehler der KPD/SED vor allem liegen. In einem ersten Entwurf 
wurde mit einer gewissen Dramaturgie insbesondere der deutsche 
Nationalismus, das Nachgeben gegenüber den "Massen", die man 
ja gewinnen wollte, herausgearbeitet. Die deutschen 
Besonderheiten, vor allem das Ausmaß der Verhetzung der breiten 
Massen mit nazistischer und reaktionärer Ideologie sei nicht 
erkannt worden. Mit deutlicher, durchaus berechtigter Empörung 
wurde vor allem registriert und gebrandmarkt, daß die KPD/SED 
selbst einfache demokratische Gesichtspunkte in Frage gestellt, 
falsch beantwortet und dem allgemeinem reaktionären Druck 
nachgegeben hat. Wenn von "unseren Kriegsgefangenen" 
gesprochen, den deutschen Gebieten im Osten nachgeweint, das 
Vaterland "über alles" gestellt wird, die "kleinen Nazis" in Schutz 
genommen, Reparationen als "Last" dargestellt werden, ja gar 
gönnerhaft festgestellt wird, daß "die Juden auch Opfer" waren -
dann ist eine solche Empörung sehr verständlich. Doch warum 
greift diese Akzentuierung dennoch zu kurz? 
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In erster Linie, weil sich die Kritik am Kern der Fehler der 
KPD/SED so auf den demokratischen Sektor konzentrieren würde. 
Jede demokratische Kraft könnte und müßte an denselben Maßstäben 
gemessen werden. 

Die KPD aber hatte einen kommunistischen Anspruch und mußte 
und muß vor allem an kommunistischen Prinzipien gemessen werden. 
Die Gefahr, sozusagen bis zu diesem Punkt gar nicht mehr zu 
kommen, hat zwei Quellen: 

Erstens kann angesichts übler antidemokratischer Positionen diese 
Frage scheinbar gar nicht mehr analysiert werden, denn wer kein 
konsequenter Demolaat ist, kann auch keinen kommunistischen 
Anspruch haben. 

Zweitens spricht die KPD in den zentralen Dokumenten selbst so 
gut wie gar nicht über kommunistische Prinzipien. Kritisiert man ihre 
Dokumente anhand der Dinge, die dort stehen, wird sozusagen wie 
von selbst das Thema "kommunistische Prinzipien" nicht auftauchen. 
Wo nichts ist, kann man auch, zumindest im Detail, nichts kritisieren. 

Im Zusammenhang mit unserer Diskussion über diese Fragen wurde 
deutlich, daß Lenins Schrift "Was tun?" in mehrfacher Hinsicht der 
Schlüssel ist, um gerade die kommunistischen Prinzipien als 
Kernfrage zu verstehen und bei aller nötigen Kritik an typisch 
deutschen Fehlern der KPD nicht die Voraussetzung dieser Fehler zu 
übersehen: die Revision kommunistischer Prinzipien. 

Lenin erklärt in "Was tun?" - um es nur ganz kurz anzureißen - , 
daß die kommunistischen Prinzipien der Diktatur des Proletariats 
sowohl durch die Ideologie des Revisionismus als auch durch die 
Anbetung der Spontaneität, des Selbstlaufs und des Bücklings vor den 
breiten Massen, die angeblich spontan zu richtigen Ideen kommen, 
ausgehöhlt und in Frage gestellt, schließlich revidiert werden. 

Daß die breiten Massen nicht spontan demokratisches und 
sozialistisches Bewußtsein aufgrund ihrer eigenen Erfahrungen allein 
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erhalten, daß in den Kämpfen aufgeklärt werden muß, die 
Erfahrungen der Arbeiterinnen und Arbeiter und der übrigen 
werktätigen Massen im eigenen Land und im internationalen 
Maßstab ausgewertet und hinzugezogen werden müssen, daß die 
Kommunisten als "Volkstribune" im wirklich demokratischen 
Kampf gegen jegliche reaktionäre Willkür vorangehen müssen, daß 
aber gerade all dies nur eine prinzipienerprobte Kommunistische 
Partei garantieren kann, die nach festen Kaderkriterien aufgebaut 
ist und deren Aufnahmepolitik sich an der Qualität und nicht der 
Quantität ihrer Mitglieder orientiert - das ist sozusagen eine Art 
Kriegserklärung an die ganze Gedankenwelt, die die Gründung der 
SED begleitete. Die rasante Mitgliederentwicklung der SED nach 
dem Motto Quantität vor Qualität legt die Vermutung nahe, daß 
beispielsweise Lenins Hinweise zur Einführung einer 
Kandidatenzeit für potentielle Mitglieder nicht beachtet wurden. 
Kein Wunder, daß Lenins Schrift "Was tun?" keine zentrale 
Bedeutung bei der Vorbereitung der kommunistischen Kader auf 
die Vereinigung von KPD und SPD und der Ausarbeitung ihrer 
programmatischen Grundlagen hatte, da sozusagen aus jeder Zeile 
dieser grundlegenden Schrift das Gegenteil von dem deutlich wird, 
was bei der Gründung der SED dann geschah." 

Autorenkollektiv: "Die Gründung der SED und ihre Vorgeschichte (1945 -
46)", Offenbach 2000, S. 419 - 227 

Diese Einschätzung und die ihr zugrunde liegenden Analysen und 
Kritiken zur Diskussion zu stellen und deren kritische Überprüfung 
anhand des Studiums der Originaldokumente zu ermöglichen - dies 
ist nicht zuletzt der Zweck dieses Dokumenten-Readers. 

Der Verlag 



1. 

Entwurf der "Resolution für die Parteikonferenz 

der KPD am 2. und 3. März 1946" 

"Die nächsten Aufgaben der KPD beim Neuaufbau Deutschlands" 





Resolution für die Partei konferenz der KPD 
am 2. und 3. März 1946 (Entwurf) 
(Im Sekretariat des ZK der KPD am 8.2.1946 beschlossene Fassung) 

Die nächsten Aufgaben der KPD beim Neuaufbau Deutschlands 

Die Parteikonferenz stellt fest, daß das Aktionsprogramm der 
Partei das im Juni 1945 vom Zentralkomitee veröffentlicht 
wurd;, nicht nur die Zustimmung der breitesten Volksmassen 
gefunden hat, sondern daß auch wichtige Forderungen wie der 
"Neubau einer demokratischen Verwaltung", die "Enteignung 
der Großgrundbesitzer" und die "Überführung der Betriebe, 
die Faschisten oder Kriegsinteressenten gehört haben, in die 
Hände der Landes- und Stadtverwaltungen in der sowjetischen 
Besatzungszone in großem Masse durchgeführt wurden. Die 
Durchführung dieser demokratischen Maßnahmen in allen 
Teilen Deutschlands schafft die Grundlage für die Einheit 
Deutschlands und für die Sicherung des Friedens. Im Zusam­
menhang mit der Veröffentlichung ihres Aktionsprogramms 
schlug die Kommunistische Partei allen antifaschistischen Par­
teien die Bildung einer Einheitsfront der KPD, SPD, Christ­
lich-Demokratischen Union und Liberal-Demokratischen Par­
tei vor. Diese Initiative unserer Partei zur Schaffung der Ein­
heitsfront hat bereits in der sowjetisch besetzten Zone zum 
Erfolg geführt und fördert auch in den anderen Gebieten 
Deutschlands diese Einigung. Die Kommunistische Partei, die 
in zwei Weltkriegen unversöhnlich gegen die imperialistischen 
Machthaber in Deutschland gekämpft hat, hilft nunmehr unse­
rem deutschen Volk, den Ausweg aus der Katastrophe zu fin­
den, den Weg des demokratischen Neuaufbaus . 
Die Parteikonferenz begrüßt den in der Arbeiterklasse wach­
senden Willen zur Vereinigung der beiden Arbeiterparteien zur 
einigen Partei der Arbeiterklasse, sowie die Fortschritte in der 
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Zusammenarbeit der vier antifaschistisch-demokratischen Parteien. 
Die Stärkung dieser Einheitsfront ist das Unterpfand für den Neu­
aufbau unserer deutschen Heimat, für die demokratische Neugeburt 
unseres Volkes und für die Einheit Deutschlands. 

1. Der Kampf um die endgültige Liquidierung von Fa­
schismus und Reaktion. 

[1] Nach den furchtbaren Leiden, die der Hitlerfaschismus über 
unser Volk und über unsere deutsche Heimat gebracht hat, ist es 
den aktiven antifaschistisch-demokratischen Kräften gelungen, das 
normale Leben der Bevölkerung wieder in Gang zu bringen. Durch 
die Volkssolidarität der Arbeiter und Bauern, der Betriebsräte und 
Techniker, der Träger der demokratischen Selbstverwaltungsorga­
ne und der fortschrittlichen Lehrer, Ingenieure, Wissenschaftler 
und Künstler wird jetzt in der sowjetischen Besatzungszone der 
Grundstein zu einer neuen demokratischen Ordnung gelegt und der 
friedliche Aufbau begonnen. 
Dabei weist die Entwicklung in den verschiedenen Zonen eine gro­
ße Ungleichmäßigkeit auf. 
In der von Sowjettruppen besetzten Zone ist die gegenwärtige Lage 
charakterisiert durch die Säuberung der Verwaltungen und Be­
triebsleitungen von Faschisten und durch die innere Festigung des 
demokratischen Aufbaus, durch die zunehmende demokratische 
Mitarbeit des schaffenden Volkes und durch den Übergang zum 
planmäßigen Aufbau in der Landwirtschaft und in der Industrie. 
Nachdem die bekanntesten Kriegsverbrecher und Naziführer un-



schädlich gemacht wurden, sind noch immer reaktionäre Kräf­
te am Werk, um die Position der Kriegsinteressenten in der 
Wirtschaft und in den Selbstverwaltungsorganen zu retten. 

[2] In den westlichen und südlichen Besatzungszonen bemü­
hen sich die faschistisch-reaktionären Kreise, gestützt auf die 
Konzernleitungen, Wirtschaftsorgane, Unternehmerverbände 
und Großgrundbesitzer, die Grundlagen des deutschen Impe­
rialismus zu retten. 

[3] Die reaktionären faschistischen Kreise, die sich als 
Deutschnationale, als Deutsche Volkspartei und als Papenflü­
gel des Zentrums in der Harzburger Front zusammengeschlos­
sen hatten, waren die Inspiratoren und Finanziers des Hitlerfa­
schismus. Das Hitlerregime war ihr finanzkapitalistisches 
Klassenregime, die Hitlerpartei ihre imperialistische Kriegs­
partei. Diese reaktionären Kreise, die die Verantwortung tra­
gen für die Wirtschaftskrise 1929-1932, für den Krieg und für 
die Katastrophe, sind heute die legalen Hauptvertreter des 
Kampfes zur Rettung der Positionen des Monopolkapitals und 
der militaristischen Reaktion. Nur wenige dieser Hauptkriegs­
verbrecher wurden verhaftet, während maßgebende Leiter der 
großen Monopole, des Stahltrusts, der AEG, des Siemenskon­
zerns, der Großbanken usw. noch immer legal ihre verbreche­
rische Politik weiterführen können. Der Erzreaktionär Hugen­
berg kann ungehindert Presseinterviews erteilen. Diese reak­
tionären Kräfte opfern auch bedenkenlos die Einheit Deutsch­
lands ihren imperialistischen Interessen. Ihr Hauptziel ist ge­
genwärtig die Verhinderung der Einheit aller antifaschistisch­
demokratischen Kräfte die allein in der Lage ist, den demokra­
tischen Neuaufbau zu sichern, die nationale Einheit des deut­
schen Volkes zu wahren und den Frieden zu garantieren. Die 
faschistische Reaktion organisiert die Sabotage des von den 
antifaschistischen Kräften eingeleiteten planmäßigen Neuauf­
baus der Wirtschaft. Sie versucht, ihre alte Politik unter der 

Devise "Teile und herrsche" fortzusetzen und beschwört damit die 
Gefahr einer Restauration der alten antidemokratischen Zustände 
herauf, die ein neues nationales Unglück für unser Volk bedeuten 
würde. 

[4] Das deutsche Volk möge nie vergessen, daß die Herrschaft der 
reaktionären Industriellen, Finanzmagnaten, Großgrundbesitzer 
und Militaristen von jeher sein nationales Unglück war. In ehrli­
cher nationaler Selbsterkenntnis muß unser Volk feststellen, daß in 
Deutschland bisher nicht das Volk, sondern eine reaktionäre Min­
derheit den Weg der Nation bestimmte. An den geschichtlichen 
Wendepunkten unserer nationalen Entwicklung vermochten die 
demokratischen Kräfte nicht, den entscheidenden Einfluß auf die 
Geschicke der deutschen Heimat zu bekommen. 
Ein geschichtlicher Wendepunkt war der Kampf um die Einigung 
des Reiches. Diese erfolgte nicht auf der Grundlage des demokrati­
schen Bestimmungsrechtes des Volkes, sondern unter dem Kom­
mando der preußischen Junker. 
Ein weiterer geschichtlicher Wendepunkt war 1918, wo die Milita­
risten, Konzern- und Bankherren Deutschland in die Katastrophe 
geführt hatten und es dennoch wiederum nicht gelang, den Kriegs­
interessenten die Grundlage ihrer Macht zu nehmen. 
Ein geschichtlicher Wendepunkt war auch die Krise von 1932, wo 
die Mehrheit unseres Volkes zuließ, daß die Schuldigen an der Kri­
se, die Konzern- und Bankherren, diese Krise ausnutzten, um den 
Haß des Volkes von sich abzulenken und gegen andere Völker zu 
richten. 
An allen entscheidenden Wendepunkten unserer Geschichte fanden 
die demokratischen Kräfte nicht die Kraft, sich fest zusammen zu 
schließen zum Kampf gegen die reaktionären Feinde der Nation im 
eigenen Land. 
[5] Heute ist offenkundig, daß die faschistischen und anderen reak­
tionären Kräfte bis zu Ende bankrott gemacht haben. Die zerstörten 
Städte und die Gräberfelder von Stalingrad bis zum Kanal sind eine 
ewige Mahnung für unser Volk, niemals wieder die Führung dieser 
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Reaktionäre zu dulden oder sich von reaktionären Werkzeugen 
zersplittern zu lassen. 
Es gibt nur einen Weg zur endgültigen Sicherung des demo­
kratischen Aufstiegs unseres Volkes und des Neuaufbaus 
Deutschlands, zur Wahrung der nationalen Einheit des deut­
schen Volkes, das ist die Einigung der Arbeiterklasse und die 
Einheitsfront der antifaschistisch-demokratischen 
Kräfte. Wer gegen diese Einigung intrigiert, der ist ein Feind 
des deutschen Volkes und ein Feind Deutschlands. 

2. Die demokratische Initiative des Volkes ist die 
Grundlage und der Hebel des Neuaufbaus. 

[1] Der Faschismus hat Deutschland so tief in die Katastrophe 
gestürzt, daß nur durch die Initiative des ganzen Volkes der 
Neuaufbau gelingen kann. Dabei muß von den besonderen 
Verhältnissen ausgegangen werden, wie sie in Deutschland 
nach der Zertrümmerung des Hitlerregimes bestehen. Diese 
Verhältnisse bedingen einen besonderen Weg. In ihrem Akti­
onsprogramm vom 11. Juni 1945 erklärte die Kommunistische 
Partei Deutschlands: 
"Wir sind der Auffassung, daß der Weg, Deutschland das So­
wjetsystem aufzuzwingen, falsch wäre, denn dieser Weg ent­
spricht nicht den gegenwärtigen Entwicklungsbedingungen in 
Deutschland. " 
Ebenso falsch wäre es aber auch, Deutschland ein Regierungs­
system westlicher Staaten aufzuzwingen oder die demokrati­
sche Erneuerung Deutschlands in die Schablone westlicher 
Verwaltungssysteme zu pressen. Das deutsche Volk muß bei 
dem demokratischen Neuaufbau von den besonderen Entwick­
lungsbedingungen in Deutschland ausgehen und darf sich da­
bei nur von seinen demokratischen Interessen leiten lassen, die 
gleichbedeutend sind mit den Interessen der deutschen Nation. 

[2] Die Säuberung der Verwaltung von Faschisten und Milita­
risten, die Enteignung der Großgrundbesitzer und die Übereig-
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nung der Betriebe der Faschisten und Kriegsinteressenten an die 
Selbstverwaltungsorgane (soweit sie nicht von den Besatzungsbe­
hörden mit Beschlag belegt sind) hat in einem Teil Deutschlands 
die grundlegende Voraussetzung für eine demokratische Entwick­
lung in Deutschland geschaffen, in der die fortschrittlichen demo­
kratischen Kräfte den entscheidenden Einfluß in den Selbst­
verwaltungsorganen und in der Wirtschaft gewinnen können. Die 
Sicherung dieser demokratischen Entwicklung ist abhängig von der 
täglichen demokratischen Aktivität, von der Entfaltung der demo­
kratischen Volksinitiative beim Neuaufbau und von der Entwick­
lung neuer demokratischer Kräfte aus dem Volke und ihre Betrau­
ung mit leitenden Funktionen in den Selbstverwaltungsorganen und 
in der Wirtschaft. Der Faschismus hat Deutschland durch seine 
wahnsinnige Kriegspolitik so ruiniert, daß nur durch die Initiative 
aller Volkskräfte der Neuaufbau und die Überwindung der Not 
gelingen kann. 

[3] Die alte Kluft zwischen demokratischer Parlamentsmehrheit 
und einer alten, scheinbar neutralen, in Wirklichkeit reaktionären 
Verwaltungsbürokratie, darf nie wieder zugelassen werden. Die 
ganze deutsche Geschichte lehrt, daß der sogenannte politisch neu­
trale Verwaltungsapparat stets ein Werkzeug der Reaktion war. 
Auch heute bedeutet die Forderung nach einem "unpolitischen" 
Beamtenturn nichts anderes als den Versuch, die Positionen des 
Faschismus und der Reaktion zu retten. Die Parteikonferenz be­
grüßt daher die Erklärungen der westdeutschen Parteiorganisatio­
nen der KPD, in denen die Besetzung der wichtigsten Verwal­
tungsfunktionen mit bewährten Antifaschisten gefordert wird. 
Die Demokratisierung der Verwaltungen ist ernsthaft durchzu­
führen. Darum ist es von entscheidender Bedeutung, neue Kräfte 
aus den antifaschistischen Volksrnassen für die Mitarbeit in den 
Selbstverwaltungsorganen zu gewinnen. Durch Bildung von Aus­
schüssen für Wohnungs- und Ernährungsfragen, für Wirtschaft, für 
Finanzfragen und dergleichen sind neue Frauen und Männer aus 
dem Volk zur ehrenamtlichen Arbeit in den Selbstverwaltungsor-



ganen heranzuziehen. So wird ihnen die Bewährung und der 
Aufstieg in leitende Funktionen ermöglicht. Die Auswahl be­
fähigter Frauen, Männer und Jugendlicher aus den Reihen des 
schaffenden Volkes zur Schulung als Lehrer, Volksrichter, 
Wirtschaftsleiter, Polizeibeamte usw. sollte in größerem Um­
fang mit Hilfe der vier antifaschistischdemokratischen Partei­
en, der Gewerkschaften und der Jugend- und Frauenausschüs­
se erfolgen. Das, was früher alle Regierungen versprochen, 
aber nie gehalten haben, nämlich den Aufstieg jedes Einzelnen 
entsprechend seinen Fähigkeiten, soll in der neuen demokrati­
schen Ordnung durch die Schulreform und systematische He­
ranziehung von Werktätigen zu den Hochschulen verwirklicht 
werden. 
Die neue Demokratie muß darin ihren Ausdruck finden, daß 
die Massen des Volkes aktiv mitarbeiten am Neuaufbau, selbst 
Vorschläge zur Verbesserung machen und offen die Mängel 
und Fehler kritisieren. Die Bürgermeister und Stadträte sollen 
regelmäßig vor der Bevölkerung über alle wichtigen Fragen 
berichten und die Vorschläge und Einwendungen der Bevölke­
rung hören. Auch die Presse der antifaschistisch­
demokratischen Parteien soll der demokratischen Meinungs­
äußerung und einer ernsthaften Kritik an Fehlern zur Verfü­
gung stehen. Die öffentliche Kritik der Massen an der Arbeit 
der Selbstverwaltungsorgane ist ein wichtiges Mittel, um Kor­
ruptionserscheinungen zu unterbinden und die Sauberkeit der 
Verwaltungsorgane zu sichern. 

[4] Von größter Bedeutung ist das demokratische Mitbestim­
mungsrecht der Arbeiter in der Wirtschaft mit Hilfe ihrer Ge­
werkschaften und der Bauern in der Landwirtschaft. Es ist 
notwendig, durch ein Betriebsrätegesetz das volle Mitbestim­
mungsrecht der Arbeiter- und Angestelltenvertreter im Betrieb 
bei der Produktionsplanung, Preisfestsetzung und Verteilung. 
der Waren sicherzustellen. Nur wenn Betriebsleiter, Ingenieu­
re, Arbeiter und Angestellte auf demokratischer Grundlage für 

die Durchführung des Wirtschaftsplanes tätig sind, wenn die Erfin­
dungsgabe aller Werktätigen ausgenutzt wird, kann der Aufbau 
gelingen. 

[5] In der Landwirtschaft sind die "Vereinigungen der gegenseiti­
gen Bauernhilfe" die Träger des Neuaufbaus der Landwirtschaft 
und des demokratischen Willens der Bauernschaft. Die Gemeinde­
und Kreisverwaltungen sollen in allen Fragen die "Ausschüsse der 
gegenseitigen Bauernhilfe" beratend und mitbestimmend heranzie­
hen und ihnen jede notwendige Unterstützung gewähren. Eine wei­
tere Stütze der demokratischen Entwicklung sind die bäuerlichen 
Genossenschaften, denen es vor allem obliegt, die Verbindung des 
Dorfes mit der Stadt zu vermitteln. Der Abschluß gegenseitiger 
Lieferungsverträge zwischen den bäuerlichen Genossenschaften 
und den Konsum-Genossenschaften der Arbeiter ist allseitig zu 
fördern, um die Ernährungslage der Industriearbeiter zu verbessern 
und das Dorf mit den notwendigen Industrieerzeugnissen zu ver­
sorgen. 

[6] Dem gewerbliche Mittelstand in der Stadt sichert der demokra­
tische Neuaufbau die Befreiung vom Druck der kapitalistischen 
Monopole, die Erhaltung seines Privateigentums und die freie Ent­
faltung der privaten Unternehmerinitiative. Handwerk und Klein­
handel sind im weitesten Masse zum Wiederaufbau der gewerbli­
chen Erzeugung und des Güteraustausches heranzuziehen. 

[7] Es wäre falsch und undemokratisch, die Millionenmassen der 
einstigen Mitläufer der Nazis von dem demokratischen Neuaufbau 
auszuschließen. Die deutschen Imperialisten, die Bankiers, Kon­
zernherren und Großgrundbesitzer haben es verstanden, durch eine 
(skrupellose Propaganda Millionen deutscher Männer und Frauen 

. irrezuführen. Nachdem sie unser Volk in das furchtbare Elend der 
Wirtschaftskrise gestürzt hatten, nutzten sie den tiefen Hass der 
Volksrnassen gegen das verfaulende kapitalistische System aus, 
indem sie einen Ausweg aus der Krise auf Kosten anderer Völker 
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versprachen. 
Heute haben Millionen ehemaliger Nazianhänger erkannt, daß 
dieser Weg falsch und verderblich war. Es gibt heute fast keine 
Familie in Deutschland, die von den Naziverbrechern nicht in 
größtes Leid und bitterste Not gestürzt wäre. Es ist heute allen 
Einsichtigen klar, daß Hitler unser Volk in sein größtes natio­
nales Unglück geführt hat. 
Mögen die ehemaligen Nazianhänger auch eine besondere 
Schuld unserem Volk gegenüber tragen, es wäre doch abwe­
gig, die Irregeführten jetzt für die begangenen Verbrechen 
hauptverantwortlich zu machen. Soweit sie nicht persönlich 
Verbrechen begangen haben, nicht führende faschistische 
Funktionäre waren und eine entschlossene Abkehr von ihren 
früheren Anschauungen vollzogen haben, soll daher den bloß 
nominellen Mitgliedern der Nazipartei die Gelegenheit gege­
ben werden, durch aktive ehrliche Mitarbeit am Neuaufbau 
und durch Teilnahme am Kampfe gegen Faschismus und Re­
aktion sich wieder Vertrauen zu erwerben und gleichberechtig­
te Glieder unseres Volkes zu werden. 
Gewisse Kreise wollen durch eine übertriebene Hetze gegen 
die nominellen Nazis und die kleinen Pgs, die wirklichen Ver­
brecher, die Bankiers, Konzernherren und Großgrundbesitzer 
in den Hintergrund treten lassen, damit sie umso ungestörter 
ihre faschistische reaktionäre Politik weitertreiben können. 
Wir wollen nicht, daß man die Kleinen hängt und die Grossen 
laufen läßt, sondern wir wollen, daß vor allem die großen 
Kriegsverbrecher und Kriegsinteressenten bestraft werden. 

[8] Wir sprechen den Wunsch aus, daß die Besatzungsbehörde 
die Genehmigung zu Gemeindewahlen gibt, wo die demokrati­
schen Voraussetzungen dafür gegeben sind. Als demokratische 
Voraussetzungen sind zu betrachten: Säuberung der Verwal­
tung von faschistischen Elementen, freie Entfaltung der politi­
schen Tätigkeit der großen antifaschistisch- demokratischen 
Parteien, Herausgabe e~gener Tageszeitungen und Flugblätter, 
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Entwicklung der freien Gewerkschaften auf demokratischer Grund­
lage, Gewährung der Versammlungsfreiheit usw. 
Wir schlagen vor, daß die Gemeindewahlen auf Grund des allge­
meinen, gleichen, geheimen und direkten Wahlrechts erfolgen. Das 
aktive Wahlrecht sollen alle Männer und Frauen über 18 Jahre ha­
ben .. 
Wählbar sollen alle Männer und Frauen über 21 Jahre sein. Vom 
Wahlrecht ausgeschlossen sollen sein: Kriegsverbrecher, Mitglie­
der der SS oder des SD, Mitglieder leitender Wirtschaftsorgane der 
faschistischen Kriegswirtschaft, Großgrundbesitzer über 100 ha 
sowie aktive Förderer der faschistischen Kriegspolitik, die während 
der Hitlerzeit Konzern-, Bank und Betriebsleitungen angehört ha­
ben, sowie leitende Funktionäre der Nazipartei vom Ortsgruppen­
bzw. Zellenleiter an aufwärts, in der HJ vom Scharführer aufwärts. 
Sorgen wir dafür, daß in Deutschland endlich der Wille des Volkes 
oberstes Gesetz wird, daß das schaffende Volk bestimmt und auch 
selbst die Kontrolle über die Durchführung seiner Beschlüsse 
durch die Selbstverwaltungsorgane und Wirtschaftsleitungen aus­
übt. Alles hängt von der demokratischen Initiative der Arbeiter­
klasse und des schaffenden Volkes ab. 

3. Die Erfahrungen der Aktionseinheit und die Vereini­
gung von SPD und KPD 

[1] Die KPD ging in ihrem Aktionsprogramm davon aus, daß die 
Vernichtung der Reste des Faschismus, der Neuaufbau Deutsch­
lands, die Sicherung der Einheit Deutschlands und die Erhaltung 
des Friedens nur möglich ist durch die Einigung aller antifaschi­
stisch-demokratischen Kräfte. Die Einheitsfront der vier antifaschi­
stisch-demokratischen Parteien, die durch die gemeinsame Erklä­
rung vom 14.7.45 geschaffen wurde, hat sich bewährt. Ein Teil der 
gemeinsamen Forderungen wurde in der sowjetischen Besatzungs­
zone bereits durchgeführt. Die bedeutendsten demokratischen Auf­
gaben, die gemeinsam in Angriff genommen wurden, sind: die 
Säuberung der Selbstverwaltungsorgane und Wirtschaftleitungen 
vom Nazismus, die Durchführung der demokratischen Bodenre-



fonn und die Herstellung der Freiheit des Geistes und des Ge­
WIssens. 
[2] Indem die Einheitsfront der antifaschistisch­
demokratischen Parteien unserem Volke half, die Lehren aus 
der Vergangenheit zu ziehen, die Verbrechen des Hitlerismus 
zu erkennen und die Pflicht zur Wiedergutmachung zu beja­
hen, hat sie viel dazu beigetragen, unserem Volk das Vertrauen 
der anderen Völker wiederzugewinnen. Der gemeinsame zen­
trale Ausschuß, der vier antifaschistisch-demokratischen Par­
teien hat sich in all seinen Beratungen und Entschlüssen vom 
Willen zur Erhaltung der Einheit Deutschlands leiten lassen. 
Das nationale Interesse erfordert den geschlossenen Kampf 
gegen jene reaktionären Gruppen, die unter der Losung des 
Föderalismus den Separatismus herbeiführen wollen oder gar 
bereit sind, das Ruhrgebiet preiszugeben, ohne das Deutsch­
land nicht leben kann. Die vier Parteien sind sich auch darin 
einig, daß Berlin die Hauptstadt Deutschlands war, ist und 
bleibt und daß alle Bestrebungen, andere deutsche Städte zur 
Hauptstadt zu machen, auf eine Sprengung der Einheit 
Deutschlands hinauslaufen. Sie wissen sich darin eins mit allen 
Besatzungsbehörden, die den Kontrollrat ebenfalls nach Berlin 
verlegt haben. Die Zusammenarbeit der vier Parteien in den 
Ländern und Provinzen zeigt gleichfalls große Fortschritte. Es 
ist notwendig, die Grundlage dieser Einheitsfront in den Orten 
und Kreisen weiter zu festigen, besonders durch die Verstär­
kung der Zusammenarbeit in den Stadt- und Gemeindeverwal­
tungen, in den verschiedenen Ausschüssen und Wirtschaftsor­
ganen. 

[3] Die Stärkung der Wirkungskraft der Einheitsfront der Anti­
faschistisch-demokratischen Parteien ist abhängig von dem 
Zusammenhalt der beiden Arbeiterparteien, der KPD und SPD, 
die ohne Zweifel die Mehrheit des schaffenden Volkes vertre­
ten. Der Beschluß der gemeinsamen Konferenz der Vertreter 
der beiden Arbeiterparteien vom 21. Dezember 1945 ist von 

größter nationaler Bedeutung. Durch diesen Beschluß über die 
Vorbereitung der Vereinigung der bei den Arbeiterparteien, der von 
den Arbeitennassen begeistert begrüßt wurde, wird die Hauptga­
rantie für den demokratischen Aufstieg Deutschlands und für die 
Herbeiführung einer glücklichen Zukunft unseres Volkes geschaf­
fen. 
Nachdem sich die Aktionseinheit der beiden Arbeiterparteien beim 
Wiederaufbau und bei der Schaffung der demokratischen Selbst­
verwaltungsorgane bewährt hat, erfordert die bevorstehende große 
Aufgabe des Neuaufbaues Deutschlands, der deutschen Wirtschaft 
und die Sicherung der Einheit Deutschlands die Vereinigung beider 
Arbeiterparteien. Diese Vereinigung ist jetzt möglich, denn sie 
wurde durch den gemeinsamen illegalen Kampf und durch die ge­
meinsamen Leiden in den faschistischen Konzentrationslagern und 
Gefängnissen vorbereitet, sie wurde entwickelt im gemeinsamen 
Kampf zur Liquidierung der Reste des Faschismus und beim de­
mokratischen Aufbau, sie wurde gefestigt durch die gemeinsame 
Beratung der Lehren der Vergangenheit der deutschen Arbeiterbe­
wegung und durch die gemeinsamen Versammlungen, in denen die 
Lehren von Marx, Engels und Lenin diskutiert wurden. Die Be­
schlüsse der Studienkommissionen über die weitere gemeinsame 
ideologische Arbeit werden diese Zusammenarbeit festigen. Es ist 
bereits in zahlreichen Betrieben und Orten ein so weitgehendes 
Zusammenwachsen beider Parteiorganisationen erfolgt, daß die 
Funktionär- und Mitgliederversammlungen nur noch gemeinsam 
stattfinden. 
Diese praktische Zusammenarbeit zwischen Kommunisten und 
Sozialdemokraten, die immer dringender die Frage der organisato­
rischen Verschmelzung der bei den Arbeiterparteien auf die Tages­
ordnung stellt, wurde auch möglich, weil die historischen Ursachen 
für die Spaltung der Arbeiterbewegung durch die Entwicklung be­
seitigt wurden und das nationale Interesse des deutschen Volkes 
gebieterisch eine einheitliche Arbeiterpartei erfordert. 

[4] Jene Elemente innerhalb der Arbeiterbewegung der deutschen 
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Westzone, die jetzt gegen die Einheit auftreten, lassen sich von 
Interessen leiten, die dem werktätigen Volke Deutschlands 
feindlich sind. Sie befinden sich im Schlepptau der Reaktion, 
denn sie versuchen, den maßgebenden Einfluß der Arbeiter­
schaft zu verhindern, der allein den demokratischen Neuauf­
bau sichern kann. Die Feinde der Einheit wollen verhindern, 
daß eine geeinte starke Arbeiterklasse zu dem Kraftzentrum 
wird, das die Mittelschichten zum demokratischen Neuaufbau 
heranzieht. 
Sie treiben damit diese Schichten der Reaktion in die Arme. 
Die Gruppe einheitsfeindlicher sozialdemokratischer Führer 
will so die Arbeiterschaft zu Blutspendern für die geschwäch­
te, aber noch nicht entgültig zerschlagene Reaktion machen. 
Die Gegner der Einheit versuchen mit allen Mitteln die Verei­
nigung unter der Losung zu hintertreiben, daß eine Urabstim­
mung im ganzen Reiche und eine Reichskortferenz der Sozial­
demokratie stattfinden müsse, bevor die Einheit geschlossen 
werden könne. daß, solange die Besatzungsbehörden die Zo­
nen bestehen lassen, auch die Parteien nach Zonen organisiert 
werden müssen, bedeutet die Forderung nach einer Reichskon­
ferenz, daß die Einigung von dem in einigen Jahren zu erwar­
tenden Beschluß der Besatzungsbehörden über die Aufhebung 
der Zonen abhängig gemacht werden und damit auf Jahre hin­
aus verhindert werden soll. 
Diese Stellungnahme widerspricht allen Begriffen der Demo­
kratie. Die Frage der Vereinigung muß von den Mitglieder­
massen beider Parteien, und nur von ihnen, entschieden wer­
den. Der von den Mitgliedern auf demokratische Weise geäu­
ßerte Wille zur Einheitspartei darf weder durch äußere Ein­
flüsse, noch durch einzelne rückständige Führer sabotiert wer­
den. 

[5] Obwohl wir die Vereinigung der beiden Arbeiterparteien 
im ganzen Reich gewünscht haben, zwingen uns die besonde­
ren Umstände, unter ~enen gegenwärtig die bei den Arbeiter-
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parteien in Deutschland tätig sind, die Vereinigung in allen Bezir­
ken zu befürworten, wo sie gegenwärtig möglich ist. Die Vereini­
gung soll also in allen Gebieten erfolgen, wo die demokratische 
Entwicklung fortgeschritten ist, und wo die Mitglieder beider Par­
teien ihren Willen zur Verschmelzung bekundet haben. Wir schla­
gen deshalb vor, daß in allen Ländern und Provinzen der sowjeti­
schen Besatzungszone die Vereinigung unmittelbar vorbereitet 
wird. Wir sind überzeugt, daß durch dieses Beispiel die Vereini­
gung auch in anderen Teilen Deutschlands gefördert wird. 
Von dieser festen Orientierung auf die baldige Vereinigung der 
beiden Arbeiterparteien ausgehend, sind folgende nächste Aufga­
ben zu erfüllen: 
Die Gegner der Einheit versuchen mit allen Mitteln, die Vereini­
gung zu -hintertreiben. So verlangt die Gruppe Schumacher, daß 
unter allen Umständen eine Urabstimmung, im ganzen Reiche und 
eine Reichskonferenz der Sozialdemokratie stattfinden müsse, be­
vor die Einheit geschlossen werden könne. Im gleichen Atemzuge 
erklären sie, daß, solange die Besatzungsbehörden die Zonen be­
stehen lassen, auch die Parteien nach Zonen organisiert werden 
müssen. Somit bedeutet die Forderung nach einer Reichskonferenz, 
daß die Einigung von dem Beschluß der Besatzungsbenorden über 
Aufhebung, der Zonen abhängig gemacht und auf Jahre hinaus 
verhindert werden soll. 

1) Vereinbarungen zwischen den Organisationen der beiden Arbei­
terparteien in allen Betrieben, Orten und Kreisen über die nächsten 
gemeinsamen Aktionsaufgaben in den Selbstverwaltungsorganen 
und in der Wirtschaft. Beratung dieser Fragen in gemeinsamen 
Funktionär- und Mitgliederversammlungen. 
2) Besprechungen zwischen den Vertretern beider Parteien zur 
Überwindung der Hemmungen und Mißverständnisse, 
3) Durchführung gemeinsamer Kurse und Bildungsveranstaltungen 
sowie gemeinsame Herausgabe von propagandistischer Literatur 
auf Grund des Planes der Studienkommission. Beschleunigte Her­
ausgabe der Werke von Marx, Engels, Lenin, Stalin, Bebei, Meh-



ring, Karl Liebknecht usw. die für die Kursustätigkeit und Bil­
dungsveranstaltungen zunächst benötigt werden, durch den 
Verlag "Einheit". 
4) Beginn der Meinungsaustausches über die Grundsätze und 
Ziele der einheitlichen sozialistischen Partei Deutschlands in 
der theoretischen Zeitschrift "Einheit" und in der Tagespresse. 
Dieser Weg der Vereinigung der bei den Arbeiterparteien wird 
dazu führen, die Einheit der Gewerkschaften zu stärken und 
einen festen demokratischen Kurs in der Jugend- und Frauen­
bewegung zu sichern. 
Die Einigung der Arbeiterklasse in den in der demokratischen 
Entwicklung am weitesten fortgeschrittenen Teilen Deutsch­
lands, wird die Aktionseinheit der Arbeiter und die Schaffung 
der einigen Partei in den anderen Gebieten Deutschlands för­
dern und mit dazu beitragen, daß die Einheit Deutschlands 
gewahrt wird und das deutsche Volk wieder in den Kreis der 
anderen Völker aufgenommen wird. 

4. Die nächsten Aufgaben der KPD in der antifaschi­
stischdemokratischen Einheitsfront 

Ein Teil der Forderungen im Aktionsprogramm der KPD wur­
de in aufopferungs voller Arbeit der Genossen gemeinsam mit 
den antifaschistisch-demokratischen Kräften bereits durchge­
führt. Nunmehr gilt es, die neuen Selbstverwaltungsorgane zu 
festigen und mit Hilfe der Initiative des ganzen Volkes die 
großen Aufgaben des planmäßigen Neuaufbaues der Land­
wirtschaft, der Industrie des von Verkehr und des Handels zu 
beginnen. 

1. Sicherung der Volksernährung mit Hilfe der Durchführung 
des Landwirtschaftsplanes. 
Rechtzeitige Frühjahrsbestellung des gesamten noch anbaufä­
higen Bodens. Festigung der Bodenreform durch die restlose 
Übergabe des noch im Bodenfonds vorhandenen Bodens in 
das Privateigentum der Bauern. Beschleunigte Beschaffung 

von Wohnraum für Neubauern, die aus anderen Gebieten angesie­
delt werden. Steuerbegünstigungen für Neubauern. Aufbau der 
Vereinigungen der gegenseitigen Bauernhilfe. Ausbau ihrer Gerä­
teverleihstellen, Zuchtstationen usw., verstärkte Belieferung der 
Vereinigungen der gegenseitigen Bauernhilfe mit landwirtschaftli­
chen Geräten und anderen dringend notwendigen Industriewaren. 
Demokratische Wahl der Ausschüsse der gegenseitigen Bauernhil­
fe. Durchführung von Vertreterkonferenzen der Vereinigung der 
gegenseitigen Bauernhilfe für jeden Kreis sowie für jedes Land, 
bezw. jede Provinz. Wahl von Kreis-, bezw. Landesausschüssen 
der Vereinigungen der gegenseitigen Bauernhilfe. 
Aufbau der landwirtschaftlichen Genossenschaften und Organi­
sierung der Zusammenarbeit mit den Konsumgenossenschaften der 
Werktätigen in den Städten. 
Bildung von Ernährungsausschüssen in den Städten zur Kontrolle 
der Lebensmittelzuteilung, insbesondere der vollen Zuteilung der 
rationierten Lebensmittel an die Bevölkerung. Kampf gegen 
Schleichhandel und Schwarzen Markt. 

2. Neuaufbau der Industrie und des Handwerks für den friedlichen 
Bedarf. 
Der Aufbau der Industrie erfolgt unter dem Gesichtspunkt der Dek­
kung des friedlichen Bedarfs der Bevölkerung und der Wieder­
gutmachungsleistungen. Die Grundlage für den Aufbau ist der 
Wirtschaftsplan. Die Durchführung des Wirtschaftsplanes und die 
richtige Verteilung der erzeugten Produkte muß durch das volle 
Mitbestimmungsrecht der Betriebsräte, der Arbeiter und Angestell­
ten in den Betrieben und durch das volle Mitbestimmungsrecht der 
freien Gewerkschaften in allen Fragen gesichert werden. Es ist 
dafür zu sorgen, daß die Betriebe früherer Nazis und Kriegsinteres­
senten an die Landes- bezw. Stadtverwaltungen übereignet werden 
und als selbständige Betriebe staatlichen Charakters unter der Kon­
trolle der Wirtschaftsorgane ihre Produktion steigern und sich 
durch eine vorbildliche Leitung und Kontrolle der Produktion aus­
zeichnen. 
Die Mitbestimmung der Gewerkschaften in allen Organen der 

10 



Wirtschaft und in den Wirtschaftabteilungen der Selbstverwal­
tungsorgane, ist durch Gesetz festzulegen. 
In den Privatbetrieben ist durch das Mitbestimmungsrecht der 
Betriebsräte dafür zu sorgen, daß vor allem solche Waren pro­
duziert werden, die vordringlich für den Aufbau und für die 
Versorgung der Bevölkerung nötig sind. Die Betriebsräte müs­
sen an der Preisgestaltung mitwirken, um eine Steigerung der 
Preise und damit eine Entwertung der Mark zu verhindern. 
Durch die Kontrolle der Verteilung der Waren muß erreicht 
werden, daß die Produkte in die Hände der werktätigen Bevöl­
kerung kommen und nicht auf den Schwarzen Markt. In den 
Landes- und Gewerbebanken sind die Angestelltenräte mitver­
antwortlich für die Kontrolle der Finanzgebarung. 

3. Wiederherstellung der beschädigten Wohnungen und Neu­
aufbau der zerstörten Städte. 
Die vordringlichste Aufgabe dabei ist die planmäßige Steige­
rung der Erzeugung und Beschaffung von Baustoffen, sowie 
der restlose Einsatz der Arbeitskraftreserven zum Zwecke der 
Reparatur der beschädigten Wohnungen bis zum Herbst 1946. 
Zu gleicher Zeit ist der Neubau moderner typisierter W ohnge­
bäude für die Neubauern und die arbeitende Bevölkerung der 
Städte in Angriff zu nehmen. 
In allen Städten und Gemeinden mit bedeutenden Kriegsschä­
den ist der Wiederaufbau nach einem Gesamtplan, der vorher 
der Bevölkerung zu unterbreiten ist, sofort zu beginnen. Dazu 
sind neben den aus dem Wirtschaftsplan bereitgestellten Bau­
materialien und der Auswertung der Trümmerstätten, die ört­
lich vorhandenen Baustoffe weitgehend auszunützen. Unter 
der Leitung der kommunalen Bauämter sind neben allen priva­
ten Baubetrieben auch kommunale Baubetriebe einzusetzen. 
Mehr als bisher sind Arbeiter zu Baufacharbeitern um­
zuschulen. Die Finanzierung des Aufbaus soll durch die He­
ranziehung der großen Vermögen und die Erhebung einer 
Baunotsteuer erfolgen, die die Mietseinnahmen, die über die 
laufenden Ausgaben hinausgehen, erlaßt. 
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4. Schutz der Werktätigen gegen Unternehmerwillkür und unbot­
mäßige Ausbeutung. 
Abschluß von Tarifverträgen auf Grund des Prinzips gleicher Lohn 
für gleiche Arbeit und Leistung für Männer, Frauen und Jugend­
liche. Verbesserung der unteren Lohngruppen. 
Garantie des 8-Stundentages und der 45-Stundenwoche. Mehrar­
beit ist von der Belegschaft zu beschließen mit der Angabe, für 
welchen Zweck die Mehrarbeit geleistet wird. 
Arbeitsbeschaffung für jeden Werktätigen. Umschulung der Ar­
beitskräfte entsprechend den neuen Bedingungen der Produktion 
für den friedlichen Bedarf. Verstärkte Berufsausbildung von Frau­
en, auch in solchen Berufen, die bisher nur von Männern ausgeübt 
wurden, soweit sie gesundheitlich für Frauen geeignet sind. Ver­
besserung der Lehrlingsausbildung. Verbesserung des Mittagessens 
für die Arbeiter und Angestellten in den Werkskantinen. Hilfsrnaß­
nahmen für die Opfer des faschistischen Terrors, für Waisenkinder, 
Invaliden und Kranke. Besonderer Mutter- und Säuglingsschutz. 

5. Förderung des gewerblichen Mittelstandes. 
Erhöhung der Erzeugung des Handwerks, das für den Aufbau der 
Wirtschaft, vor allem für die bessere Versorgung der werktätigen 
Bevölkerung große Bedeutung hat. Sicherung des Eigentums und 
der freien Initiative des gewerblichen Mittelstandes. Erhöhte Ver­
sorgung der Handwerksbetriebe mit Rohstoffen. Wirksame Hilfe 
für die bombengeschädigten Handwerker. Schaffung von Hand­
werkskammern zur Eingliederung des Handwerks in den demokra­
tischen Neuaufbau der Wirtschaft. 

6. Hilfe für Ausgebombte, Umsiedler und heimkehrende Kriegsge­
fangene. 
Schaffung von Wohnungen und Unterkunftsräumen für Ausge­
bombte, Umsiedler und Heimkehrer. Aufnahme der Herstellung 
von typisierten Möbeln und Wirtschaftsgegenständen in den Wirt­
schaftsplan, um vordringlich die Obdach- und Mittellosen zu ver­
sorgen. Bevorzugte Belieferung der Ausgebombten, ehemaligen 
Kriegsgefangenen und Umsiedler mit Kleidern und Wäsche. 



Einrichtung von Beratungsstellen für heimkehrende Kriegsge­
fangene. Hilfe in der Auffindung ihrer Angehörigen, Gewäh­
rung von Verpflegung und Unterkunft auf der Heimreise. 
Rasche Eingliederung der Umsiedler und ehemaligen Kriegs­
gefangenen in den Wirtschaftsprozeß. 

7. Entwicklung des Volksbildungswesen. 
Systematische Schulung einer größeren Zahl befähigter Anti­
faschisten .als Betriebsleiter, Lehrer, Volksrichter und für die 
Mitarbeit in den verschiedenen Zweigen der demokratischen 
Verwaltung. Stärkere Heranziehung von Frauen zu diesen 
Aufgaben, entsprechend der größeren Bedeutung der Frauen 
im neuen Deutschland. 
Durchführung der demokratischen Schulreform im Sinne der 
antifaschistisch-demokratischen Einheitsschule. Gleiche Bil­
dungsmöglichkeiten für alle Kinder, Förderung der Begabten. 
Auswahl einer größeren Zahl Jugendlicher aus den Kreisen des 
werktätigen Volkes für das Studium an den Hochschulen und 
Universitäten. 
Ausbau der Volkshochschulen und Verbesserung ihrer 
Programme. 
Organisierung künstlerischer Veranstaltungen, sowie des 
Theaterbesuches zu verbilligten Preisen für die Arbeiter und 
Angestellten der Betriebe, für die Mitglieder der Gewerkschaf­
ten, für die freie Jugendbewegung und für die Anhänger der 
Frauenausschüsse. 

8. Gleichberechtigung der Frau. 
Die politische, wirtschaftliche und soziale Gleichberechtigung 
der Frau muß gesichert werden. Das bedeutet nicht nur glei­
chen Lohn für gleiche Arbeit, sondern auch die Verwirkli­
chung der Forderung: Die Frau an den Platz, der ihr gebührt­
in den Organen der öffentlichen Verwaltung, im Volksbil­
dungs- und Gesundheitswesen, in den Gewerkschaften und 
Arbeiterorganisationen, in den öffentlichen Vertretungskörper­
schaften, in den Wohnungs- und Ernährungsausschüssen, als 

Betriebsleiter usw. 
Die berufstätige Frau muß eine Beschäftigung finden, die ihren 
Kräften und ihrem Leistungsvermögen entspricht. Die verant­
wortungsvolle Arbeit der Frauenausschüsse muß durch die Selbst­
verwaltungsorgane, die Gewerkschaften und die antifaschistisch­
demokratischen Parteien volle Unterstützung finden. Der Mutter -
und Kinderschutz ist auszubauen. Die Lebensmittelzuteilung an 
Hausfrauen in kinderreichen Haushalten ist zu erhöhen. 

9. Aktive Mithilfe beim Aufbau der "Freien deutschen Jugend". 
Die "Freie deutsche Jugend" ist eine einheitliche antifaschistische 
Jugendorganisation auf der Grundlage der Jugendgruppen in den 
Betrieben, Wohngebieten und der Erfassung der Jugendlichen in 
den Gewerkschaften, in der Sportbewegung und in christlichen 
Einrichtungen. 
Tatkräftige Unterstützung der Jugend bei der Arbeitsbeschaffung, 
der gründlichen Berufsausbildung u.a. auch durch die Schaffung 
von besonderen Lehrwerkstätten; Entlohnung der Jugendlichen 
nach dem Grundsatz: Gleicher Lohn für gleiche Leistung. 
Gleiche Aufstiegsmöglichkeiten für alle Jungen und Mädchen 
durch unentgeltliche Teilnahme an den Grund-, Mittel- und Hoch­
schulen und Gewährung einer finanziellen Unterstützung für Min­
derbemittelte. 
Unterstützung der Mädchen bei der Suche nach neuen Berufen und 
Arbeitsmöglichkeiten. Erschließung von Berufen, die bisher für sie 
verschlossen waren, z.B. Buchdruckergewerbe, Verwaltungsdienst, 
Herrenfriseure, Verkehrsbetriebe, Malerberufe, Polizei, Lehrer. 
Umfassende Unterstützung durch die Selbstverwaltungsorgane 
beim Aus- und Neubau von Jugendheimen und Jugendstätten. 
Weitestes Entgegenkommen dem Wunsche der Jugend nach neuer 
fortschrittlicher Jugendliteratur (Liederbücher, Zeitschriften etc.) 
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2. 

•• 

Reaktionen aus der Offentlichkeit 

auf den Resolutionsentwurf 

• Von lcommunistischen Stellungnahmen 
bis hin zu pro-nazistischen Erklärungen 
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An das Zentralkomitee der K.P.D. 
Berlin C. 2, Wallstr. 76-79 

Langenhernsdorf, d. 16.2.46 

Zum erstenmal ist Gelegenheit gegeben, sonstige Vorschläge zum 
Neuaufbau Deutschlands mitzuteilen. 

Mir ist die ganze Tiefe des Zusammenbruchs u. der Schande, die Hitler 
u. seine Partei über uns gebracht hat, bewußt. Dieses sah ich als 
erfahrener Klein-Bauer im Jahre 1930 schon voraus. Es gibt keinen 
Aufstieg, wenn wir nicht der Wahrheit die Ehre geben, nur durch 
friedliche, soziale Taten beginnt neues Leben, dadurch erwerben wir 
uns einen ehrenden Platz unter den Völkern. Jeder Deutsche, 
besonders auch unsere Bauern, besonders diese, die durch das 
Erbhofgesetz ihren Vorteil hatten, gegen den weichenden Erben zum 
Nachteil, haben sich innerlich freizumachen von den letzten Resten des 
Faschismus. Unser Zorn, Hitler u. seiner Bande, unsere ganze Kraft für 
den Neuaufbau eines demokratischen Deutschland zum Segen unseres 
Volkes. 

Nun zum Vorschlag zur Ergänzung der Resolution. 

Das Erbhofgesetz ist außer Kraft zu setzen, oder wenigstens der 
Anerbe hat seine weichenden Erben nach der Höhe des Wertes vom 
Gut abzufinden. Dieses müßte auch noch nachgeholt werden, die ihren 
Nutzen daraus hatten; denn das waren die treuesten Nazianhänger. 
Das Genossenschaftswesen ist ganz gewaltig auszubauen u. zu 
fördern. Bei dieser oder durch diese müssen sämtliche landwirtsch. 
Erzeugnisse, soweit sie nicht gleich zum Verbraucher gelangen, und 
sämtliche Bedarfsartikel, Landmaschinen u. Geräte bezogen werden. 
Alles, was der Handel noch auf Lager hat, wäre der Genossenschaft 
zuzuführen; denn der Handel hält die Ware zurück oder macht 
Kompensationsgeschäfte. Der Händler ist der größte Konjunkturritter, in 
Friedenszeiten nutzt er durch Redegewandtheit sein Geschäft aus, 
aber in Kriegszeiten liegt ihm nichts am Barverkauf, sondern an 
Tausch, deshalb liegt die Gefahr vor, daß einer, der nichts zu tauschen 
hat, unsere Neubauern, nichts bekommen kann. Ein Händler läßt heute 
keinen Kunden mit in sein Lager, nur auf Gnade dessen holt er allein 
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etwas, vorgesetzt nach Laune, bekommt [man] dann etwas. 

Genau so ist es auch beim Viehhandel. Das Zuchtvieh ist auf eine 
unzuträgliche Höhe gestiegen, kann kaum bezahlt werden. Es liegt in 
gar keinem Verhältnis zum Schlachtvieh. Bei den Ferkelpreisen ist es 
ebenso. Muß denn, wer Schlachtvieh schafft für die Ernährung, bestraft 
werden durch niedrige Preise. Das Zuchtvieh soll höchstens 20-25% 
über dem Schlachtvieh stehen. Natürlich nutzen die Händler dies alles 
aus, es wäre da auch angebracht, wenn alles durch die 
Genossenschaft ginge. 

Dasselbe wäre vom Konsum zu berichten. Dort sollten dann sämtliche 
Waren, Textil, Lebensmittel, eigne Bäckerei, Fleischerei, Schuhwaren 
(sein); denn das hat sich gezeigt bei Durchsicht eines 
Schuhwarenlagers, dort sind 2000 Paar vorgefunden worden. Also 
beim Konsum würde doch alles besser verteilt u. das Horten von Waren 
wär behoben. Niemand will etwas verkaufen, nur die Ware behalten. 
Auch der Tausch wäre sofort vorbei. 

Dann, der Neuaufbau der zerstörten Häuser kann erfolgen, wenn die 
Versicherung eingreift. Es müßte eine alljährliche Sondersteuer vom 
Kapital, den Kriegsverbrechern u. Pg. eingehoben werden, dieser Erlös 
müßte dann dem Aufbau zu Gute kommen. Der Kapitalist hätte eine 
beträchtliche Menge abzuführen, den Kriegsverbrecher enteignen u. 
der Pg. Sondersteuern auferlegt bekommen. Z. Beispiel der Mieter 
allmonatlich einige Mark Miete als Mietzinssteuer, der Haus, Grund u. 
Boden besitzt, wäre eine Sondersteuer, bei der Brandkasse, Grund u. 
Gewerbesteuer einzuheben. Müßte solange eingehoben werden, bis 
der Aufbau beendet wäre. Diese Pg. haben meistens ihren Nutzen bei 
der N.S.DAP. gehabt, nun sollen sie auch ihren Beitrag zum 
Wiederaufbau leisten. 
Nun möchte ich Ihnen auch eine Bitte vortragen. 

Am 24.3.45 brannte meine Scheune u. Stall gebäude nieder, diese 
waren erst 1927 bezw. 1931 neuerbaut. Die Ursache wurde damals 
nicht geklärt, weil am 16.4.45 hier der Amerikaner einzog. Durch die 
hilfsbereite Unterstützung des Bürgermstr. waren beide Gebäude in ca. 
10 Wochen wieder aufgebaut nach dem Einmarsch der Amerikaner. 



Natürlich, verschiedene Maschinen konnten wegen Mangel noch nicht 
beschafft werden. Die Landesbrandkammer des Bundeslandes 
Sachsen schrieb mir zu meinem Erstaunen, daß jetzt eine Auszahlung 
der Versicherungssumme zur Zeit nicht möglich wäre, weil der Schaden 
vor dem 8.5. erfolgt sei. Nach den Brandkammerbestimmungen aber 
erst eine Auszahlung erfolgt nach dem Wiederaufbau. Da nun meine 
Gebäude nach 8.5.45 wieder aufgebaut worden sind, müßte doch die 
Auszahlung erfolgen. Befinde mich dadurch in einer ganz schlechten 
Lage, mein Betriebsvermögen ist verbraucht und die Handwerker 
bringen die Rechnungen u. fordern ihr Geld u. bringen mich bald in 
Verzweiflung. Soll ich denn als Antifaschist hier allein den Schaden von 
dem Nazikrieg haben? Und den Pg. ist nichts geschehen. Aus diesen 
Gründen bitte ich alles zu berücksichtigen, mein Gesuch gütigst zu 
genehmigen, meine Vorschläge zur Resolution zu berücksichtigen, 
reiche Ihnen die Hand, wenn erwünscht, reihe mich ein in die K.P.D. u. 
helfe mit beim Wiederaufbau. 

In der Hoffnung, bei Ihnen Gehör u. Genehmigung des Gesuches 
hoffend 

Nachtrag: 

Hochachtungsvoll 
Paul Oberländer, 
Langenhernsdorf N. 89 
Kr. Zwickau Sa. 

Es wäre auch angebracht, wenn eine Luxussteuer denen auferlegt 
würde, den Privatpersonen, die Klaviere, Harmoniums besitzen nur zum 
Luxus, ausgenommen, die es zum Beruf gebrauchen. Viele haben eine 
Angst vor der Mark, da wird allerhand Jux gekauft; dasselbe mit den 
Autos u. Motorrädern, die nur zum Spazierfahren benutzt werden, wer's 
zum Beruf braucht, ist etwas anderes. Wenn das Guthaben der kleinen 
Sparer weg sein soll, wäre hart, die haben 6 Jahre nichts kaufen 
können u. dann soll alles weg sein? Vom Kapitalist hört man nichts, der 
soll wohl seine Hypotheken behalten, dann würde der Reaktion 
geholfen sein. 

Hochachtend d. Ob. 

3. Denke im Sinne u. zum Wohl unseres Vaterlandes mitzuhelfen. 
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Berlin, Blankenfelde 19.2.46 

Zu dem Artikel in DV.Z. vom 16.2.46 
Zur Resolution d. Parteikonferenz d. KP.D. habe ich folgendes 
mitzuteilen. 
Zuerst möchte ich dem Herrn Vorsitzender Wilhelm Pieck von ganzen 
Herzen danken, für die menschlichen Worte über den nominellen Pg. 
Auch wir gehören dazu, denn wir sind 1932 arm und erwerbslos auf 
diese Siedlung gekommen und haben uns noch nie im Leben politisch 
betätigt. Nach der Machtübernahme lief man uns das Haus ein, um 
meinen Mann in die Partei aufzunehmen. Man versprach auch meinem 
Mann Arbeit, und nach langem überlegen trat mein Mann ein. Es 
dauerte auch nicht lange, und mein Mann bekam Arbeit, darüber waren 
wir sehr froh, denn seit 1926 waren wir beide erwerbslos und hatten 
doch für zwei Knaben zu sorgen. Aber politisch betätigt haben wir uns 
nie. Wie oft haben wir nachher Zettel bekommen von der Ortsgruppe 
bezwecks Raußschmiß aus der Partei, weil wir nie in eine 
Versammlung gingen. Auch wollten wir selbst wieder austreten, aber 
aus Angst vor erneuter Arbeitslosigkeit unterließen wir es. Wir sind 
beide nicht mehr jung, der Mann 58 J. und ich 56 J. Und nun müssen 
wir die Schande mitertragen, Nazis gewesen zu sein. Aber unsere 
Herzen und Gewissen sind rein, wir haben keinen Menschen ein Leid 
zugefügt, alle Siedlerkameraden haben uns gern. 

Nun komme ich zu dem Hauptpunkt aus Ihrem lintwurf, zu dem Absatz, 
daß einige gewisse Kreise eine übertriebene Hetze gegen uns kl. Pg 
betreiben. 

Ja, das ist auch in unserer Siedlung der Fall. 
Der K.P.D. Funktionär x ist eine gefürchtete Persönlichkeit bei uns, und 
ihm selbst haben wir alles Schlimme, was uns angetan wird, zu 
verdanken. Aber die gewesenen Hoheits-träger, Kontrolleure und Pg. 
mit goldenem Abzeichen, welche es verstanden haben, sich lieb Kind 
bei ihm zu machen und schnell in die Partei d. K.P.D. eingetreten sind, 
die haben Ruhe, die brauchen auch nicht um Holzscheine zu betteln 
wie wir, die bekommen alles. Diesem Herrn Fust habe ich zu verdanken 
ungerechte Verleumdungen, ihm habe ich zu danken, daß mir mein 
Mann weggeholt wurde vor einem halben Jahr, obwohl er nichts 
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verbrochen hat, und oft für ihn gutgesagt ist worden. Und ihm habe ich 
zu verdanken, daß die Russen mir am 12.2.46 meine Wohnung 
ausplünderten. 
Hat dieser Herr weiter nichts im Sekretariat zu tun, als Schlechtigkeiten 
auszusinnen? 
Und so wie uns geht es vielen Siedlergenossen hier, es heißt immer 
nur, daß geht alles von x aus. Jetzt sind es bald sieben Monate daß 
mein Mann weg ist, und ich weiß nichts von ihm, wenn er was 
verbrochen hätte, aber meinem Mann kannten alle nur als einen stillen 
lieben Menschen, der sich um nichts gekümmert hat, nur seiner Arbeit 
nachgegangen ist. Er hat auch nie Streit mit irgend jemand gehabt. 
Vielleicht liegt es auch in Ihrer Macht, mir dabei zu helfen, daß ich bald 
meinen Mann wiederbekäme. 

Ich wende mich nicht nur für mich an Sie mit der Bitte, auch uns zu 
helfen, sondern für alle kl. Pg in unserer Siedlung, welche wir alle unter 
diesem Herrn x zu leiden haben. 

Denn glauben Sie mir, daß damit keine Sympathien erworben werden. 
Wir sind genau so belogen und betrogen worden wie das ganze Volk. 
Haben keine Reichtümer erworben bei den Nazis, sondern stehen 
genau so arm da wie 1932. Wir haben längst selbst eingesehen, daß 
das Hitlerregime Deutschlands Untergang war, und uns längst 
umgestellt und sind gerne bereit nach Ihrem Sinne mit aufbauen zu 
helfen. 

Hoffentlich nehmen Sie sich die Mühe und lesen mein Schreiben durch 
und bringen uns Abhilfe. Dann danke ich Ihnen von ganzem Herzen im 
Namen aller Siedlerkameraden. 
Denn namenloses Leid hat die Gehässigkeit dieses Herrn über 
einzelne gebracht. Seinen Sohn, welcher Unteroffizier war, würde er 
natürlich nicht melden. 

Hochachtungsvoll 
Fr. Irene Giesler geb. Weise 
Berlin Blankenfelde 
Sonnenblumensteig 32. 



An 

das Zentralkomitee der 
Kommunistischen Partei Deutschlands 
Berlin C 2 

Wallstr. 76-79 

Betrifft: Behandlung nomineller Pgsl 

Potsdam, den 19.2.46 

Als ständiger Leser der Deutschen Volkszeitung, dem Parteiorgan der 
KPD Deutschlands, welche mein Beitrittsgesuch zur KPD im Juli v. Js. 
wegen meiner Zugehörigkeit zur früheren Nazipartei leider ablehnte, las 
ich mit größtem Interesse auch die Resolution für die Parteikonferenz 
am 2. u. 3. März 1946 in der Nr. 39 des Blattes. In gleicher Nr. erschien 
auch der Artikel "Kriegsverbrecher, aktivistische Nazis u. nominelle 
Pgs" vom Genossen W. Leonhard, welcher in Idee und Auffassung 
genau mit dem über-einstimmte, was in der betr. Resolution über die 
Behandlung der ehemaligen Pgs zum Ausdruck gebracht ist. 

Jetzt kenne ich mich nicht mehr zwischen Absichten u. Tatsachen aus 
und möchte meinen persönlichen Fall nunmehr hiermit an 
mitentscheidender politischer Stelle, die mir gesinnungsmäßig am 
nächsten liegt, mit der Bitte um Rat u. Beistand unterbreiten. 

Voraussetzen möchte ich, daß ich seit Januar 1942 Pg war, jedes Amt 
aber abgelehnt hatte, als überzeugter Pazifist nach vierjährigem 
Frontdienst im 1. Weltkrieg stets gegen Militarismus u. Faschismus 
eingestellt war und tatsächlich nur zur Gruppe der nominellen Pgs 
gehörte. Jede Beweisführung mit einer Reihe einwandfreier Zeugen 
kann ich zur Erhärtung meiner Behauptung erbringen. 

Da ich aber selber die Ungerechtigkeit und das Unsinnige der 
Verfolgung u. Bestrafung aller Pgs nach gleichem Schema in voller 
Härte erleben mußte, möchte ich hiermit nach soviel vergeblichen 
anderen Versuchen meinen Fall auf diese Weise nochmal zur Sprache 
bringen. Ich habe dabei die stille Hoffnung, vielleicht auf diesem Wege 
doch noch einmal zu einer gerechten Beurteilung zu gelangen. 
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Ich war also, wie schon erwähnt, kaum drei Jahre nachweisbar nur 
beitragzahlendes Mitglied der Hitlerpartei. Um beruflich als kleiner 
Beamter nicht ganz an die Wand gedrückt zu werden, gab ich dem 
fortwährenden Druck seitens meiner Verwaltung (nachweisbar!) endlich 
nach. Keine andere Belastung wäre mir nachzuweisen. Alle 
erdenklichen Wege habe ich benutzt, um mich bei meiner vorgesetzten 
Behörde, der Deutschen Reichsbahn zu rehabilitieren, darunter auch 
mit zwei persönlichen Schreiben an den Präsidenten der 
Reichsbahndirektion Berlin. Auf jeden Versuch blieb man mir die 
Antwort schuldig. 

Seit Mai 1945 war ich trotz körperlicher Hinfälligkeit nach langer 
schwerer Krankheit durch intensivste Arbeit bei Tag und Nacht bemüht 
meine total ausgebombte Dienststelle wieder aus dem Nichts im 
wahrsten Sinne des Wortes neu aufzubauen. Als Lohn für meine mit 
vollem Erfolg gekrönte Mühen wurde ich nach 9 Monaten überzeugter 
Wiederaufbauarbeit nach den Richtlinien der Dt. Reichsbahn zur 
Bereinigung vom Nationalsozialismus von der Reichsbahndirektion 
Berlin meines Dienstpostens zum 31.1.46 enthoben. Nach fast 
30jähriger untadeliger Dienstzeit stehe ich heute als 52jähriger 
erfahrener Beamter des äußeren Dienstes bei der Eisenbahn vor dem 
Nichts. 

Ich frage: 
Warum gibt man den kleinen, politisch unbelasteten Pg nicht die 
Möglichkeit sich zu rechtfertigen? Warum verurteilt man so ungerecht in 
Bausch u. Bogen und mit einer Härte, die zu den Verfehlungen solcher 
kl. Pgs in keinem Verhältnis steht? Warum steht man die Möglichkeit 
zur Rehabilitierung nur prominenten Persönlichkeiten zu? Warum gibt 
es so unglaubliche Unterschiede in der Frage der Behandlung ehem. 
Pgs bei Behörden und Privatbetrieben, wo doch endlich gerade jetzt 
jedem Volksgenossen eine gleiche rechtliche Behandlung zugesichert 
ist? Der wirklich aktive Nazi aus nächster Nachbarschaft darf weiterhin 
seine Arbeit als Privatangestellter ausüben, niemand stößt sich daran, 
während dem um soviel weniger belasteten Behördenangestellten in 
rigorosester Weise Arbeit u. Brot genommen wird. 

Ist sich der so lange ersehnte neue demokratische Deutsche Staat 
bewußt, was für Staatsbürger er sich durch solch ungerechte und 



ungerechtfertigte Behandlung heranzieht? 

Laßt uns kl. Pgs unsern ehrlichen Aufbauwillen, unsere in einem 
Menschenalter erworbenen Kenntnisse u. Fähigkeiten in die Tat 
umsetzen. Statt dessen hetzt Ihr uns auf die Straße und treibt uns u. 
unsere Angehörigen zu Verzweiflungsakten über das erlittene Unrecht. 
Verurteilt nicht, ohne die angeblich so Schuldigen gehört und gerichtet 
zu haben! -

Nicht die schlechtesten Arbeitskräfte werden es sein, die alsdann ohne 
begründete Verbitterung beweisen wollen, saß sie wirklich nicht mehr 
als nur nominelle Pgs waren. 

Fritz Fleischmann 
Reichsbahnsekretär 
Potsdam, Margarethenstr. 24 
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KPD 
Ortsgrll~j'pe 

Neue Schleuse 
Krs.Jerich07>.II 

_.An das 

(Z-) NC12e 3chlauBt, den 19.2.1946 

Zentralkomitee der R~D, 

~_~_E_~_~_g __ Q_~~ 
l'lallstraße -76-79 

Betr.: Änderungsvorschläge sowie sonstige VorSChläge 
zu dem Resolutionsentvrurf für die Parteikonferenz 
der KPD aGl 2. und 3. März 1946. 

Zu de;:;) Absatz der Resolution, Gemeindewahlen betreffend, 

steht die hiesiga Ortsttru?pe der RED auf dem Standpu.o.l;:t, dass 

die Ansetzung von Gemeindewahlen als verfrüht angesehen werden 

muss. Im üorigen bitten wir, folsenden Änderunssvorschl~g zu 

beachten und den 2,atz "sowie leitende Fun}:tionäre der Hazi­

partei, vocn Orts;ruppenL:i tar bezw. Zellenlei ter an aufwärts" 

zu strsichen und dafür der:1 Absatz folgende Fassung zu geben: 

3ä1!ltlich'3 I·::itglieder _ der 1·~.3D.AP 'tmd deren Frauen, sO\7id Offi­

zieren vom Leutnant an, sind "10m l"luhlrecht LilJBzu3chliessen. 

ULlseren jinderung:JVor:::chlag Gegründen wir wie folgt: Alle ehe­

.:nli:;;;8Cl Pg sind vorerst nicht ':.'ÜrdiG, _ das 'hLh.lrecht auszuüben, 

denn ge·,~::.ce die brosse i',~Qsse der kleinen Pg waren einst die 

Zuträger und Stützen ;).3.:- groGsen Nazibonzen. Die IJasse der 

ehemaliGen kleinen Pg - mit weniger. AusnahLIen - zeige_1. gerade 

hier in unserem ClL:sges:::>rochenen lnd ustrieort, d css sie nichts 

zll§;elernt ha'gen Ulld sich vorerst auch nicht umstellen wollen. 

:Es bes teht bün Zweifel, dass die se ehemalisen Pg kaum die 

Stiill1:le für ~üne ],:arxistische Arbeiterpartei abgeben werden. 

Ehemaligen Offizieren vom lieutnant an, soweit sie si,ch) nicht 

innerhalb der Kriessjah::,e seGen die Kriegspolitik der'Nazi-­
:partei antifaschistisch betätigt haben,_ müsste cna:::. ebenfalls 

das \7ahfrec!:J.t absprechen, denn gerade diese Herren Offiziere-

'-waren Liej~r~gen, die manchen gutzn Antifaschisten in den Tod 

getrieben haben 



An das 
Zantr9.1xo!I!itae 1~r :I:tD 
B '3 r 1 ; n G '2 
,\,!l1bfr. 76 - 7S' 

Vor reir liecit die "Deut3~!:3 1~1~rsz"itun';i' vo:n 16.II.46 mit de:n 
Artikel von W.Ieonhard IIKri'3~zv3rbr-3ch9 T, aktivistisc:':'3 K_ zis u:::1 
n(r!!in~lle Fgs. !I und der !nt'1.".lrf" rier P.esoluti~n :für 1i9 rart~'ikon­
ferenz der KID e:n 2.und ~.U'!.rz lS4E. 
In die sex ·Ent"N'X!"f. fordarn ::i'9 alle ~etriebs·Jrup!."en us'·,'!. '~uf J zu 
dieser Resolution. Stellung zu ~ahmen. 
Mit diesen Zeilen bitte i~~,St311ung zu dissen ?ragen nehmen zu 
~rlm. ' 
Ich bin 44 Jahre alt,vsrlor 1940 ~einen Menn uni sta~e geit J~.ran 
wie:!er il1 f:er..l.f .. Seit Olt-tober \'".Js. arbeite i~~ beh hiesigen Lend.­
ratz&!!t in ier Abteilur..; Boien refor:n, \\'J ich :neine Arbeit zur Zu­
frie1anhei t des ::echbearbeiten; und des ß'Fer~nelchefe ausüb". 
~a ich :ditglied -der }~~ Fraus::30heft v:ar,.:uu3:3 ich En'le ie'3 :JIonats 
:!!eine V:1!:ix~ mir lie1: gewor:'!ans Arbeit eufgeben. Da ich allein­

.stehend bin und auss5rie!l! nO:Jh me ine 70 j:!hrj,ge Mutter erhsl ten 
muss" ist die Entlassung f'Jr :nich hart'. . 
W.Leonhard schreibt in 3eir3~.Aufsatz zu:n Folitisc~9n Schulungs­
tag ganz ri~htig"~~re ss ni:Jht ain verh~ngnisvoller ~e~19r,L~en 
bei ihren Bestrebungen nicht bahi~flioh zu sein?" U3W. Uni d~~n 
:führt er einen Absatz aus dar P.ede W.I'iecks En, worin all~ehe~s.li­
ten ~infachen M"itglie:lzr dsr fr.ilieren NeziJ:artei ~uf59rufen W'3r­
den, Dieb.. in iie ;;T08q8 a.r..tifasc!listi3c~le ,1.s:tto"!:cretiSC!l9 Ita:upffront 
~inzureihen. Ebe...'1s0 -Aer::1eI! wir Fr81J.9n i:l!!'Cer wi'3'J.er eufg-erufen, ',..ln3 
den Frauenorgenisatior..zn anzusc~liessen. Ja, können Wir 19.9 denn, 
di9 -vir dadu;rch gestrEft wer1en, dass vdr &us irgend eineT!. ni Gb.tig~: 
Grunde de.me.ls in iie Frauer.sc':1/:ft eintr&ten,nun unser9!l Beruf ver­
lieren,in den wir Monate lang 3ch6n für den "ieieraufbau unser3s 
Vaterlandes ge&rbei tet haben? ',V:,lre ich Sf·fter ?Eit;;lied des Frau­
enwerkes geworden,so h~ttei:Jh !l!eimn Beruf behslt.e!l, gehörte aber 
i!ll Gru.de doch der Freuenb5wegu.'1g im Nazistast an. 
Ich bin so sehr bareit,uni ~ab3 ee ja in 1e.~ MOl'-9.ten schon bm\ie­
sen, e.m Wi'3dereufbau' unsere:;; Vaterlenlles zu helfen und meine ganze 
Kraft einzusetzen. In Ver.ve.ltu.."lg3n und öffe.'ltlichen Betrieb~n haben 
wir nich~s mehr zu suchen. Ich selbst darl keine sclr.vere körper­
liche Arbeitinfolge grossir Na!rbenbTÜChe bisten. Ich kann vsr­
ste~en,dass man mir meine Arbait ni~t,wen~ ich aktiv für den Was 
zismus gearbeitet h3.tte.lch w'Jrile daroJl auch nicht wegen,Stellung 
zu dieaen Fragen zu neh:ne~. I:Jh bitta,ilas Zentralkomitee iler KID 

"doch einmal zu überlegE..'1,ob es nicht angebracht wiir,,;den Prauen, 
""die nicht' der Partei sonier.l nur einer ihrer Gliederungen angehör1 

': haben das bish9rige Arbeitsfeld zu lassen uni sie in ihrer Ar-r; b ei t ~auf '!illig zu prüfan, cb sie würd:lg sind, die 'Arbei t zu be-
halten ,da sis sich !l!i t gar.~9r Kraft a'!l 'He deraufbau bete iliSen, 

"oder aber wenn dies nicht :ier Fall ist,sie dann abzusetzen. 
\~.Wir, die wir so 'stark a:n 'l.'ied3Tauf·bau unser.es V~terland9s interes­

eiert sind, werden;durch solclJ.:l Massnsh:n!ln tats'lchlich vor den 
~opf gestossen und an unsersr Freude' gehe~t. 
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. Ort s~ruppe ~,Waltersdo~f 
. der:~D·., 

Walt ers.dor,f;. alI!.l9. FebrUar 1946' _ .. ', 

An das . ,.. .. 

.zent_r'alk6mitea ,.der. KPp. 
'. BerÜn C 2 

I'lall.s_trasse· 76/79,' 

'Be~riff_t":~e's0:Luticil! für 'dhl'arte.il\~nfQrenz der KPD; 
. f:-

\7ir .~o.l~Gndws· z~ .be!l1erk:~~_:. . . . .... 

Die Stellun~na'hme der -part.e,~le!-tun" zu den ehemal,i,=:e,li~ Nazi Ei \7ird 

in der' Zei.tun~ unsarer Partei immer so ~ebracht·, als T7ära diese 

Andcht dio l!einun~ der i;e.samteo. Partei, 

Es dürfto unserer' PartElileitun~ 'bekannt "ein, daß diese bei T7e1te~ 
nicht. der Fall ist', sondern daß :die Geno'ssen,' die mit· den ·"armen 

kleinen Pt/.s und nominolleu.:Uaz,is" tutU:ii h_~ben, .eiue canz andere 

Einstellun~ zu diesen habeu. 

Der Widersp,ruch se,lbst. bei.. ,den Ausführun!;en unseres Genosse~ Wil-' 

helm piel: <lollto das be,liesen haben. 

Es ist ein ,le'ichtes, diesen \'1iderspru,ch damit ,abzuferti~en, als 

verotü&den die aidersprechende& Genossen n:lchts Ven der "eros sen 

. Politik:".' 

Wer n'ominelier Nazi ~dGr, kleineT. p,: ,ist, kann nicht :nach irÖ;ond­

\7elchen .Formoln·am -il'ün.en Tlsch (auch vo~ Zen~l'~iltomit'1e) fest­

c;astallt tierd.en; Das- können nur- ~ie Ortsc:ruppoil für \len Bezirk 

nlr--er Ortsr;ruppo'selbst· feststoÜen, da sie die'Täti~keit aller­

Uazis 'am bosten' beurteilen köntl'9n. 

Uachunserer 1!aiuun!;: -' u&d.-das·1stdiil i.!~·inun·, .des ~rößtan Teile". 

der :"kleinan'KPD-Genossan"- zälilt: der Nazi,' 'der 'bis: zur letzten 

1.!inute-zu A:d~lf'Hi'tlor ~ehaiten'ha:t U]Jd :für :di~sen ein~otretcn ist 

. Und dadurch dia illeC;a:le' ~·ätii;ke·lj;.: unserer"G~noss:enc;afährdetoder' 

,;,:;e.:~~:::~v:.;:;rn:~; d~:r ~:~iih:d:4;~J::-<n~~~{aSChist:i~Oh~ Täti~kei. 
. und.; \>er"'ässert.cÜe':·,.Deinokriit1Q~'.,' ' . . .' . 

;~1;i~~~;~;rE~:ifigl~.;;t~i~;:~~~1~;1!I11tW;~~!K::':::::: 
:.", . ':';~: .. ,: ,:; 



.- .... ; ... ' 

Wir haben viel" Naz-is ;',die perErtiril1ch keGle direk't~n"''i'erbreoh'eri< 
be,ail~~n' haben-,-di~ .ksi·n·~fÄh;~lld·~t.;,~Fun.k~j:bli:i:i;J,:'wk~'~li:~':;Zri'd·.'~ . 

ws lchor Nazilt zii!;t sich nicht hailt 0 äis ·Uns chuld"ie.1nm. und ~. 
"macht r;iillz ,roßinant1fasihi.sth~her :jküun;;~I::'-';;;' -
Akt:iver Nazi; '1stjeder; :ae~'seri HaltUö,: iilder"lÜ,tle·i'zoitso, .. 
waT, däß"i die. Entfaltube.,~htH~'Ii'riiii-ltti"c1!-·oir 1\rbeÜ: i'Ds~i ne~ 
BQrQic~ uilt ordrUekt 'cicier:u~oiii,üöh C;Qmacht -hä'tf . "" 
'. .... ~ , . . .... .~ '; .. , ...... ; .. ~~~.:i -1.. '.. .~"'."-' •. , .-. '~' ..... -.... '-,-~ .. "'_' •. :'y.;::-.1~ ( 

Wir- bi tt<ltt Euch, in. dhs'eiu FUnkt- EUre -A'lii;i:ch~tiöch, !;rundle • ."oi:liI% \ 
zu ändern, sbnst brlnl';t1Ihr. u'ohl:;"'uf,cle;f"Pa~'teikonfe'r~ilz die An~ \ 

. ~icht::des z.K:· zum AUSdr~okrab~r- ~1eJnais~ die:.der- M~llse uuserel'S 

Genossot!'. 
Wir hier unten habe·n heut'e schon- dl,.~ übl'en Auswi'rlCunl:en Eure~' 
Einst ellunI; 'zu d-en Nazis ·ZU. tr'a~eD; "!enn' Ihr.au'f d.em Weie über' 
elie Parteikonferenz Eure Ansi-ch't· zu !ter' de~ lll.t,l1ode~ der Par..,' 

tel stempelt, 'da'tln trarit· Ihr auch '((ie Verantuortunc;; für a11los 
das, was· wir hier unten durchaUs erl'7achs,eii . "ehen; 
Ihr tut· ja die· WaTnun:;en ,:. l:le uir.' Eu~h zurufen- ab mit. dem JJemer-' 
ken' "damit zeic;;t mari, daß .man· von der Pc,'litik nichts vorstünd.e." 
SehT leioh·t·· (;osae;'t ,'- hofienund wUnsche'n 'wir~didles' ]öJuch nicht 

'<:>inmal .. i-vd:er leid tun .. "ird, die se _ Warnunr.;·en. überhö~tzu haben; 

Noch bes"er abor 'lst es i Ihl"hört i-ii, lQtzter. Ali.pu-i.e· 'auf die War":,' . 
nU\li.;e~· dei- Gonos'son, die täil1·c·h. mit - del;l!'nö~il:lel1en }Tazis und 

d'en kieiii-on. pli I s" in B~rü'hruno; k'ominen; 

.örts~rw.pp~· W~l t~~i.·::;dcirt ' .. 

~;j·)Y;;If/i~:·::' . 
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Kommunistische Partei Deutschlands 
Ortsgruppe Waidmannslust 

An das 
Zentral-komltee der K r' 0 
Berlin C~ 
Wallstr_ 76/19 

den 19.2,t1146, 

Betr.: Ergämmngsvorschlag zum Entwurf der Rest)lution für die P'~rteilko~ere!lZ der 
KPD. 

Die Ortsgruppe Waidmannslust der Kommunistischen Partei Deutschlands hat zu dfO/m 
Resolutionsentwurf für die Parteiarbeiterkonfererlz ~m 2. und ~, März ill eiher 
Mitgliederversammlung am 19.2,46 Stellung genbmmen und begtOsSt clen Ent\'NIf in all 
seinen Punkten, schlägt darüber hinaus vor, einen weiteren Punkt in die ResolLitioh 
hineinzubringen, in den die Kommunistische Partei fOr eine baldige Qeffiiuhg.v(jn 
Kleinsparkonten bis zu einer tUr die gesamte Fintm:z;la~le erträglichen H~he eintritt, da die 
meisten Kleinkontenbesitzer alte und oft arbeil.sunfähioe "-eute sind, die aus öffentlicrteil 
Mitteln der Sozialen Hilfe unterstützt werderl, 
Weiterhin schlägt die Ortsgruppe Waidmanhslust vor, dass die Partd für einEl stärkere 
Berücksichtigung der Altersrentner entspreChend dEin vorhandenen Möglichkeiten eintritt. 
Als weiteren Punkt beantragen wir, in die Resolution folgenden Zusatz aufzunehrrlem 
.Schaffung antifaschistischer Gesetzesunterlagen und Gewährleistung einer antifaschistls9h 
demokratischen Justiz. Sereinigung der Justiz und ihrer Verwaltungsörgane <ju9h von 
solchen reaktionären Elementen, die twtl,r nicht nazistisch orgtl,nislelt waren,.jedoch durcll 
ihre den Faschismus begünstigende Arbeit unr,l Rechtsprllchung reaktionären Kurs siellern. 
Schaffung eindeutiger gesetzlicher GrUnr,llagen, die eine wirkSame Verfolgung det 
nazistischen Denunzianten aus der Vergangenheit Elrrrlöglichen und exemplarische 
Bestrafung solcher proP!lgtmdistischen fasohistischen Aeusserungen, die sich mit !;'lern 
Mantel "Demokratischer Rechte der Meinungsaeusserung" tarn er\. 
Schaffung von Gesetzen, die eine schärfere Bestrafung von gewerbslTlassigen 
Schwarzaufkäufern auf dem lande und Schwarthändlem in den Städten erlnöglibhen." 
Ferner schlägt die Ortsgruppe Waidmannslust vor, in dem Absati bHzliglich des Wahln~chfs 
eine redaktionelle AendEirullg vorzunehmen. Dahingehend, dass auch TUr Angehörige der 
SA vom Obertruppfilhrer bazw. NSKK-OberlnJppfilhrer an das WahlreGht',veIWei(Jeri wir~. 

Dieser Vorschlag wurde in der obengenannten Mitgliederversammlung einstimmig 
angenommen. 

·~. 



KPD 
Ortsgruppe Neuenhagen 

;212.46 

An das ZK der K.P .0. 

Die Mitgliederversamtnlung am 21.246 der Ortsgruppe Neuenhagen der KPD peschloss und 
peantragt Erweiterung der Resolution zur Parteikonferehz~ 

Erweiterung der Resolution betreffs Liquidierung der restlichen Rea~tionäre 
aktive Offiziere sind von der Wahlberechtigung aus2;uschliessen, , 

Sitz und Stimme der Betriebsräte bei den Öffentl. J(örpers\1hilft\ln, 
Selbstverwaltungen et". wie in dll!r Industrie, 
schnellste Inkraftsetzung des aetriebsrätegeset;zes, 
Säuberung des HochSchuliehrkötpers und der 'Sfudt:lntenschaften vQn den Nazis 
und den akt. Offizieren, 
Dr. Schumscher ins KZ ZU bringen oder des Landes zu verweisen, 
Verbot des Tagesspiegels 
Streichung der 3-tägigen Karenzzeit bei der AOK für Arbeiter, 
restlose Enteignung der geflüchteten Nazis und nicht Verebbarkelt ihres aesitzes, 
Begrenzung und Festsetzung der Höchsteiokoll1men, besonders in den 
Selbstverwaltungen, d<:! sonst die Bevmkerung berecl1tigten Zweifel ~n 
unserer sozialen Einstellung hegt. 
Verankerung der GleiChberechtigung der Frau im bljrgerlichen Gesetzbuch, 
Zuteilung der Lebensll1ittelkarte 3 an Frauen mit zWei und mehr Kindern, für 
alle Zonen. Auszunehmen sind Aogehörige der NSOAP Und anderEm 
Gliederungen. ' 
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Ortsgr~ppe·IV der K P D 
X:r1egsgefangcnenlager 69 

Eilt gehr 

An das 

Zelltral - Komite.B der K P D 

B' er 1 1 n C 2 

'Wallstr. 76 - '79 

Frankf~t/Oder, den 22.2.1946 
Eornkaserne, Nuhnenstr. 

Y,1r Genossen und Freunde der KP D, Ortsgr~ppe IV, Frankf~t 

a.d.Oder haben um 21.2.46 in einer Versammlung, die von insges. 

350 Teilnehme"'- bee~cht war, den Entw~f der Resol~tion für die 

l'arteikonfer'enz sm 2. 'ltlld 3. !Jiärz in mehrstündiger Disk~ssion 

eingehend erörtert ,und sind übereingekonimen, folgende Berichti­

gungs- und Ergänzungsvorschläge zU dem in der "De~tschen volks­

zeitung" vom 16.2. abgedruckten Text eirlz~eichen =d um ihre Be­

achtung zu 'bitten: 

1. Die Herabsetzung der Altersgrenze für das aktive V:ahlrecht airl 

18 Jahre scheint uns bei den gegenw~rtigen Zuständen nicht an­

gebracht zu: sein. Die 18'jährigen JWlgen l~nd Mädohen, die a~s­

nahmslos aus BJ "und BdM kommen und'die ihnen dort eingepaukte 

NaZi-Ideologie noch nichtüberwltllden haben können, -sind pOli­

tisch noch zu tmreif und unselbstandig =d'charakterlich noch 

zu Unfertig, als ~aß man ihre stimmen als vollgültig betrach­

ten' konnte. I:ir sind ßer'Meinung; daß,man es z= vort~il d,er 

antifaschistisch-demokratischen Eiollßitsfront vorlälli'1g bei 

der bisherigen F~stsetzuö.g - ?1 Jahr~ - 'bewenden läßt. 

2. Die Aufzähl=g der vom l';ahlrecht Ausgeschlossenen 1st unvoll­

s'tändig ,und bedarf dring-end der ,])rgänz~ng~ Naoh dem'vorliegen­

den Vior~laut könnte beisPie18'~e1ge nie ehema.lige Reiohsfrauen­

führerin, oder der ehemalige Reiohs9t~dentenführer ohne we~te­

res zur ~ahlurne gehen. Es sind nach unserer Meinung nicht n~ 

die leitenden F~ionä~e der Nazipartei und derHJ, sonde~n, 

auoh ,ier ·SA, des NSKK, NSStE, 'd!'r Fra~ensorll;ift, l;lAF,.des Bdli 

~.e:. Organisationen vom Wahlrecht "a~sz'uB~h1ießen'~ Dabei müßt~ 
-." ~ - - . . . 

genatl festgele'gt werden, von welc1:em DieI\strang bzw'.' von'we~-



cher Dienststellung an der Allsschlu-ß vom '.;ablrecht 'statt -

,haben soll. \'iir sind der Meinung, daß man die FunktioJilire 

der NSDAP vom Scharfübrer !;I.n allfwärtsvom r;ahlrecht aus -

schließen sollte. Für die übrigen Gliederungen yrurden sinn­

gemäß entsprechende Dienststeilungen gelten ~üssen. 

3. Es ist schön, daß man für "heimkehrende Kriegsgefangene" 

Eeratungsste'llen einrichten und ihnen behilflich sein will 

bei der Auffindung ihrer Angeh~rigen und bei der ,raschen 

Eingliederung in den V:irtschaftsprozess. ES scheint uns aber 

me'rkwürdig, daß man in der Kriegsgefangenen-Frage sonst gar­

nichts zu unternehmen gedenkt.' t'ir begrüße~ es wE..rmstens und 

finden es recht und gut, da,'3 mU.n beispielsweise - die aus 

bhufigen Mp.ldtin,sen der "Delltschen Volkszeitung" hervorgeht -
alles in Be:le'gung setzt, -um die von den Nazis verschleppten 

tschechischen Kinder ausfindig zu machen und in ure Eeimat 
zurückzllbringen. Ebenso notwendig ;/L.re eS aber auch j wenn 

sich die antifaschistischen ParteisteIlen und Organisationen 

endlich einmal dafür interessierenilürden, die von den Nazis 

und ihren ';;ehrersatzdienst-Stellen in die ,ehrmacht gepreßten 

und an die FTont verschleppten deutschen Antifascbis~en aus­

findi,"' Zil nachen, die nun schon -seit Jahr und Tag als Kriegs­

gefangene in bärt!lster Arbeit wiedergutmachen müssen, Vlas 

andere zerstört, haben. Nicht alle Antifaschisten ,'laren im .KZ. , 

und,manche kamen alls dem KZ.. über "Bewährungseinheiten" an 

die Front und als Überläufer in die Gefangen,schaft • .:are es 

iticht' eine gute Tat.9.ntifaschistischer'solidarität, wenn man 

wenigstens den Versuch untern~hme,'dieseKriegsgefangeuen 

ausfindig zu machen, um sie gegen aktive Nazisallszutallschen, 

die Zil Runderttallsenden run Lande zur verfügung stehen, gegen 

jene Leute vor allem, dIe 'den Hitler-Krieg, den sie mitver­

'schuldet, als u.k.-Gest~llte in der'Reimat ~berd'aue:rt haben 

und nun gleichfalls 'wieder zu ,Hause sind und vielleicht so­

gar - fiie das ,nicht allzll seiten vorkommen scll - als angeb­

lich "unersetzliche Fachkräfte".t;loch immer' in maßgeblichen 

Stellen-sitzen? t'ill,man wirkli-oh Zilwarten, bis aie'anti­

fascbistischen liämpfer, ,die hellte Kriegsgefangene 'sind, 'als, 

Dystrophiker oder sonstwiedllrch'Krankh~it Erschöpfte nach 

Rallse kehren, .10 man sie dann' m1t.menr-_oder, minder deutlic1:l, 

bekllndetem Mitleid als arme "Heimkehrer" betrachtet', die auf 
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lange loe1t hinaus höchstens als zllsätzliche Esser ins Ge.<icht 

,fallen, für eine schöpferische A~fbauarbeit aber, Zll der ei-

, nige~aßen gesUnde und tatkräftige Menschen gehoren, zunächst' 

UberhallPt 'ni~ht, i~ Frage kommen, 9bs'cho~ sie,' gerade hier 

dringend nötig waren? 

Die KP D hat in allen ent~~beid,enden' Fragen 'des I';iederallf -

ba.us den ~rsten Schritt getan. Wir ve=issen ~edoch 'bisher 

, schmerzlich jeden Verslich, in der Kriegsgefangene'n-Frage 

eine' gewi8se "Vciksinitiative" zu entfalten. Es muß der Ein­

drllck entstehen, daß diejenigen Deutschen; die sich nun ge-. :,' '. 
rade in der Kriegsgefangenschaft pefinden, ein für allemal 

die vom Schicksal bestimmten r:iedergutmacher sind und. aLif 

vorlällfig ,Ilnabsehbare Zeit hinter~dem,Stacheldraht zu ver -

bleiben haben, während diejenigen; bei denen eine Beilachung 

durch Posten mit Maschinenpistolen und Gewehren dlll'challs an­

gebracht wäre, größtenteils unbehindert. in Deut!3cllland leben 

und ihre Fr,eiheit dazu mißbrallchen, fa;chistis~he und reak­

ti.ons.re Flüsterpropaganda zll,betreihen, 11m dad'llrch den anti­

'faschis,tisch.::a.ereokratiscben Nellallfbau Ilnseres staates und die 

Umer:c;iehung Ilnseres VolJms ;!;Q stören. 

.. ir sagen das nicht nllr im Namen aller antifaschistischen 

XB~erad9n und der GenoSSen in Ilnserem Gefangenenlager, sondern 

v/ir s;!'echen zllgleich allch im Namen der zahlre1chen~beVlährten 

Antifaschisten Ilod Genossen, die 'sich noch in den Kriegsge -, 

fangenenlagern allßerhf!lb der delltschen Landesgrenzen, z.3. in 

der Sowjet-Union, die nicht wenige von' uns in langer, harter 

tiederaufbauarbeit kennengelernt haben, befinden und die keine 

Möglichkeit haben, zum Resoliltionsentwurf Stellung' Zll nehmen. 

Im Allftrage 

Gen. ."i;'11414t 
'~::G~imm) 

iH tg1. -Nr .47061 r( 

Gen.~ Gen'f:~~4r 
(Dr.Eerneck) , (Fra.n.zKratky) 

Mitgl. -Nr.471 067 Mitgl:. ~Nr.222519 



Resolution 

der sozialistischen Betriebszelle der Feinmechanik G.m.g.H. zur Parteikonferenz der KP.D. 

Die aus kommunistischen und sozialdemokratischen Arbeitern und Angestellten vereinigte 
Betriebsgruppe der Feinmechanik G.m.b.H. hat heute am 22. Februar 1946 Stellung 
genommen zu dem Entwurf der .Resolution für den Parteitag der KP.D." - Sie unterschreibt 
diesen Entwurf in allen seinen Absätzen, wünscht aber einige Punkte besonders 
hervorgehoben zu wissen und ist zum großen Tell nicht einverstanden mit der Auffassung über 
das Naziproblem. Wir fordern in erster Linie die Vereinigung der Arbeiterparteien. Wir wissen, 
daß nur die Einigung der Arbeiterklasse und die Einheitsfront der antifaschistisch­
demokratischen Kräfte den demokratischen Aufstieg des deutschen Volkes und den Neuaufbau 
Deutschlands gewährleisten kann, und wir unterstreichen den Satz: .Wer gegen diese Einigung 
intrigiert, ist ein Feind Deutschlands und ein Feind des deutschen Volkes". Wir fügen hinzu: 
"und ein Feind der deutschen Arbeiterklasse, die allein berechtigt ist, die Führung 
Deutschlands in die Hand zu nehmen, deren historische Stunde gekommen ist, die Zukunft 
Deutschlands in ihrem Sinne zu formen und in ihrem Sinne aufzubauen: Wir 
sozialdemokratischen und kommunistischen Arbeiter sind bereit mit der CDU und der DDP 
zusammen zu gehen, soweit sie nicht ehemalige Mitglieder der Nazi-Partei in sich aufnehmen 
und den Deserteuren der deutschen Arbeiterklasse Unterschlupf gewähren. 
Damit der Lebensstandard der Werktätigen bald gehoben werden kann, erwarten wir, nachdem 
durch die Bodenreform das erzreaktionäre Junkertum aus dem Sattel gehoben ist, eine 
schnellste Weitertreibung derselben. Wir erwarten den baldigen Zusammenschluß der 
Kleinbauern zu Genossenschaften zwecks Industrialisierung der Landwirtschaft, den Aufbau 
von Traktorenstationen und die Propagierung von gemeinsamer Bewirtschaftung des Grund 
und Bodens, damit das aus unserem zusammengeschrumpften Ackerbesitz herausgeholt wird, 
was nur irgend herausgeholt werden kann. 
Ein besonderes Augenmerk müssen wir der Schule zuwenden, deren Aufbau zur 
Einheitsschule eine Grundbedingung für uns sein muß. Prinzipiell mUssen wir fUr kostenlosen 
Unterricht und für kostenlose Verteilung der Lehrmittel eintreten. Ist diese durch die 
Finanzkatastrophe, in die uns der Nazikrieg gebracht hat, nicht möglich, so muß sich die Höhe 
des zu zahlenden Schulgeldes unbedingt nach dem Verdienst des Vaters bezw. der Eltem 
richten, sodaß die Schul kosten der ärmeren Kinder von den BegUterten getragen werden. Vom 
14 Lebensjahr an muß den unbemittelten Schülern ein Stipendium gewährt werden. Wir 
müssen mit allen Mitteln dafür eintreten, daß zuerst den Kindern unserer Klasse die Pforten der 
höheren Schulen, der Lehrinstitute und der Universitäten geöffnet sind. 
Für unseren Industrieaufbau erwarten wir eine stärkere Planung. Unsere Industrie darf in 
Zukunft keiner Profitwirtschaft dienen, sondern sie muß das herstellen, was den Bedürfnissen 
der Bevölkerung und den Bedürfnissen unseres demokratischen Deutschlands zum Austausch 
der Erzeugnisse mit Auslandsgütern entspricht. Wir erwarten konkrete Maßnahmen für den 
Austausch der Erzeugnisse zwischen Stadt und Land. Die BedUrfnissen an 
Industrieerzeugnissen müssen von den Ortsvorstehern registriert, den Landräten bezw. der 
Provinzialverwaltung zugeleitet und von diesen an die Städte weitergegeben werden, die sich 
ihren geeigneten Industrien in Auftrag geben. Nur so können die Wünsche der 
Landbevölkerung erfüllt werden, nur so wir das Erforderliche und Notwendige in richtiger 
Menge hergestellt werden. 

Die Auffassung über die Millionenmassen der Nazis, wie sie in dem Entwurf zur 
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Resolution niedergelegt ist, entspricht nicht unserem Empfinden. Wir wollen nicht, daß man die 
Kleinen hängt und die Grossen laufen läßt, aber wir wollen, daß man die Großen hängt und die 
Kleinen auch nicht laufen läßt. Wir sind nicht der Ansicht, daß die große Masse der 
Abzeichenträger als nominelle Pg's, sondern als Aktivisten zu betrachten sind. Wir 
sozialdemokratischen und kommunistischen Arbeiter unserer Betriebsgruppe wissen heute, 
daß jenes Unglück, das über Deutschland und besonders über die deutsche Arbeiterklasse 
hereingebrochen ist, durch taktische Fehler der Arbeiterparteien Während der Weimarer 
Republik und durch die Politik, die die Arbeiterklasse spaltete und die Nazis zur Macht kommen 
ließ, mit verschuldet wurde. Aber wir erkennen heute, daß alles Elend, das die deutschen 
Werktätigen auch schon in der Weimarer Republik erdulden mußten, wie Arbeitslosigkeit, 
Rechtlosigkeit und Bruderkampf, sowie Aufstieg der Reaktion bis zur faschistischen Diktatur 
eine Folge dessen sind, daß die deutsche Arbeiterklasse nicht erkannte, daß nur das Banner, 
das Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg uns vorantrugen, zum Sieg über Kapitalismus, 
Imperialismus und Militarismus führen konnte. Darum sind wir der Ansicht, daß die Fehler der 
Weichheit und der übertriebenen Toleranz von 1918 gegenüber unseren Feinden, selbst wenn 
es Arbeiter sind, sich nicht wiederholen dOrfen. Wir können nur die als nominelle Pg's 
anerkennen, die, aus Angst und Verfolgung in die NSDAP getrieben, schon während des 
Krieges durch Agitation gegen Hitler oder UnterstUtzung Verfolgter aktiv mit uns gekämpft 
haben. Diese Festzustellen ist Aufgabe der Betriebs- und Straßengruppen oder der evtL dafür 
eingesetzten Sonderausschüsse. Alle anderen Abzeichenträger sind Aktivisten und müssen als 
solche behandelt werden, Es ist heute noch lange nicht an der Zeit, daß wir diesen Aktivisten 
das Wahlrecht geben können oder das sie sogar gewählt werden könnten. Wir stemmen uns 
mit allen Mitteln dagegen daß sie in irgendeiner antifaschistischen Organisation aufgenommen 
werden, weder in eine der politischen Parteien noch in den FDGB. Für uns waren die Hitler, 
Göhring, Goebbels und Konsorten, die Männer, Frauen und Kinder zynisch ermorden und 
quälen ließen, keine politischen Führer, sondern eine gemeine Verbrecherbande. Und die 
Mitglieder ihrer Partei, die ihrem Treiben Beifall klatschten, sind kriminell belastet. Man soll 
niemals sagen, daß die einfachen Pg's unwissend waren. Sie alle kannten die Judengesetze, 
sie alle haben die Judensterne gesehen, die ihre Träger in gemeinster Weise kenntlich 
machten. Erinnern wir uns doch der Lokale und Geschäfte, bei denen der Eintritt "Juden und 
Hunden" verboten war. Sie alle kannten die KZ-Lager und wußten, daß unsere Genossen dort 
zu Tode gefoltert wurden. Ihre persönliche Stellung, ihr persönliches Ich bestimmte ihre 
Solidarität mit den Verbrechern der Nazipartei. Das sind Menschen, die zu jeder anderen Zeit 
jedes gemeine Gift in sich aufnehmen würden, selbst wenn es ihren Mitmenschen noch so viel 
Qual und Leid brächte, nur um ihr eigenes Leben schön zu gestalten. Diese nominellen Pg's 
die nur ihr Nazitum ablegten, weil der Krieg unglücklich für sie zu Ende ging, erhofften ja bis 
zur letzten Stunde noch den Sieg Hitlers und bedauern noch heute ins geheim seine 
Niederlage. Wir appellieren an das proletarische Gewissen unserer Genossen. Hört ihr nicht 
mehr das Weinen der Mütter, Frauen und Kinder? Oder glaubt ihr vielleicht, daß irgendeiner 
der kleinen Pg's der Hakenkreuzfahne den Rücken gekehrt hätte wenn der Krieg anders 
ausgelaufen wäre? Rund um uns sterben die Menschen, weil sie durch Unterernährung und 
Hunger geschwächt sind. Die Statistik unserer Stadt weist für die Monate Oktober und 
November 1945 je ca. 500 Todesfälle, gegenüber 20 Geburten pro Monat auf. Genossen, daß 
bedeutet, daß wenn wir täglich 8 Stunden arbeiten, auch Sonntags, wir stündlich mehrmals 
nach der Uhr sehen können und bei jedem Halb- und Vollstundenschiag erschrecken müssen, 
weil wieder einer aus unseren Reihen die Augen für immer geschlossen hat. Oder glaubt ihr 
vielleicht, daß man die Särge dieser Toten mit Hakenkreuzfahnen bedecken könnte? Es 
werden wohl nur wenige dabei sein, denn die Geschäftemacher, die in ihrer Bilanz seelenruhig 
alle Kriegs- und Nazigreuel gebucht hatten, stehen ja heute noch zum größten Teil in ihrer 
Ladentür und haben es nicht nötig zu verhungern. Genossen wir haben 1918 verpaßt, wollen 



wir 1945 auch verpassen? - Wir verlangen, daß nur die sozialistische Arbeiterschaft die ihrer 
Fahne treu geblieben ist, entscheiden kann, wer nomineller Pg. war, und daß nur nach den 
Gesichtspunkten entschieden werden darf, wie sie zuerst von uns angeführt wurden, 
Um die Ernährung tur das nächste Jahr unbedingt sicherzustellen, fordern wir, daß jeder 
Quadratmeter Bodenfläche zum Anbau von Gemüse usw, freigegeben wird, Es sind hierbei 
von den Stadtverwaltungen besonders die Betriebe zu berücksichtigen, aber auch alle anderen 
müssen herangezogen werden. Wir bedauern, daß bei allen Anregungen über die 
Ernährungsfrage, die augenblickliche katastrophale Zeit gar nicht behandelt wird, Wenn wir die 
Zukunft aufbauen wollen, müssen wir erst die Gegenwart meistern. Hier muß unbedingt zuerst 
der Hebel angesetzt werden und es müssen Wege geschaffen werden, daß dem großen 
Sterben Einhalt geboten wird. Wir wissen, daß der durch die Nazis verschuldete Krieg uns in 
die Ernährungskatastrophe gestürzt hat; aber es muß festgestellt werden, daß die Verteilung 
der wenigen uns noch verbleibenden Lebensmittel nicht so erfolgt, wie es in einer 
sozialistischen Demokratie unbedingt erforderlich wäre. Es ist uns klar, daß wir hungern 
müssen, aber wir verlangen auf das Energischste, daß die Verwaltungen datur sorgen, daß es 
in einer solchen Zeit keine Satten und keine Verhungernden gibt. Man kämpft gegen den in 
Bayern sich breitmachenden Separatismus, aber man übersieht den Separatismus bei uns. Es 
kann nicht angehen, daß Provinzialverwaltungen oder Städtische Ämter sich mit 
Lebensmitteln, insbesondere Kartoffeln eindecken, während ein großer Teil der Bevölkerung 
Kartoffelschalen sich als Ernährung sucht. Es darf kein Gramm Fett, Mehl, Fleisch oder andere 
Nahrungsmittel bei Festivitäten verwendet werden, wenn ein großer Teil der Bevölkerung am 
Verhungern ist. Auch Alkohol sollte man nicht dort als Genußmittel zur Hebung der Stimmung 
verwenden, sondern sollte ihn den Arbeitern geben, die bei Regenwetter und Kälte am 
Brückenbau arbeiten. 
Unsere Genossen die in den Ämtern und Verwaltungsstellen sitzen, sind die Agitatoren der 
Praxis. Auf sie richten sich die Blicke der Bevölkerung, insbesondere der Arbeiterklasse. Auf 
ihre Makellosigkeit und Charakterfestigkeit kommt es an, ob die Partei der Parteilosen, aber 
auch ein großer Teil aus unseren Reihen mit uns oder gegen uns marschieren wird. Wir ringen 
mit allen Mitteln um die Einheit der Arbeiterklasse, wir stehen vor dem Zusammenschluß der 
beiden Arbeiterparteien; aber wir müssen heute schon Sorge tragen, daß es nicht zu einer 
Loslösung der enttäuschten Kräfte kommt, zur Loslösung vielleicht unserer besten Genossen, 
die dieses Treiben nicht mitmachen wollen. Wir haben äußerste Selbstkritik zu üben, damit 
nicht wieder die Stunde kommt, in der wir sagen müssen: "Unsere Taktik war verkehrt und wir 
sind mitschuldig an dem was gekommen ist!" Uns muß das einzelne Menschenleben das 
Höchste sein, sonst handeln wir nicht besser als die Nazis gehandelt haben. - Wir verlangen: 
"Fort mit den Sonderküchen und Lagern tur einzelne Gruppeni" Die Lebensmittel sind 
Eigentum der Gesamtbevölkerung und was an Einrichtungen geschaffen wird, muß für alle 
geschaffen werden. Wir verlangen, daß die Genossen, die nicht in ihren Handlungen erkennen 
lassen, daß sie Mitglieder unserer Partei sind, als Schädlinge öffentlich von ihrem Posten und 
aus der Partei entfernt werden. Wir verlangen einen erbitterten Kampf tur die Reinheit der 
Partei, der öffentlich getuhrt werden muß! Die deutsche Arbeiterklasse muß erkennen, daß 
unsere Praxis auf unserer Theorie der Gerechtigkeit aufgebaut ist! Nicht Rundfunkreden und 
Zeitungsartikel entscheiden Ober unsere Zukunft, sondern ,die Tat und der Beweis, daß wir es 
besser machen können als die, die gewesen sind! 

Betriebsgruppe der Feinmechanik G.m,b,H, 
Babelsberg, Turnstr, 18 
IA Der Pol. Leiter 

~~ 
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Erich Thomas 
Maurer-Umschüler 
Mitglied des FDGB 

Zum Entwurf zur Resolution 
für den 2. und 3. März 1946 

An das 
Zentralkomitee der KPD 
Berlin C 2 
WalIstraße 76-79 

10 Dresden A 19, 22.2.1946 
Heynahtstr. 5 11 

Einschreiben 

Mit der höf!. Bitte um Entgegennahme der nachstehenden Aus­
führungen zwecks Prüfung und zur g.F. weiteren Entschließung im 
Sinne des Entwurfs zur Resolution für die Parteikonferenz am 
2. und 3. März 1946. 

Als Bezieher der "Sächsischen Volkszeitung", des Organs des Bezirks 
Sachsen der KPD, verfolge ich mit regem Interesse die Bestrebungen 
der KPD auf dem Gebiete des Neuaufbau Deutschlands. In der Nr. 44 
von heute erhielt ich Kenntnis von dem oben erwähnten Entwurf. 

Zum rechten Verständnis dieser Zuschrift darf ich zunächst einige 
persönliche Mitteilungen bringen: ich war Pg, trat 1940 unter Druck von 
Seiten meiner Behörde in die Partei ein, die mich durch den 
zuständigen Ortsgruppen leiter im Herbst 1942 zum Blockleiter 
bestimmte und als solchen schon nach kurzer Zeit mit der kom. 
Führung einer Zelle beauftragte. 

Diese kurzen Ausführungen deshalb, weil im Entwurf zur Resolution in 
den Ausführungen unter "Es wäre falsch und undemokratisch, die 
Millionenmassen der einstigen Mitläufer der Nazis von dem 
demokratischen Neuaufbau auszuschließen." usw. sich 
Gedankengänge befinden, die heute zweifellos in weitesteri Kreisen 
verankert sind. Dies um so mehr als der Nürnberger Prozeß immer 
deutlicher zur Kenntnis gebracht hat, wo die wirklich Schuldigen an den 
jetzigen Verhältnissen zu suchen sind. 

.~ " 
,:_-' 



Von besonderem persönlichen Interesse ist für mich und bestimmt 
ungezählte ehemalige Block- und Zellenleiter der Hitlerpartei der 
Satz: 

Gewisse Kreise wollen durch eine übertriebene Hetze gegen die 
nominellen Nazis und die kleinen Pg. die wirklichen Verbrecher, die 
Bankiers, Konzernherren und Großgrundbesitzer in den Hintergrund 
treten lassen, damit sie um so ungestörter ihre faschistische 
reaktionäre Politik weitertreiben können". 

und weiter unten unter den Ausführungen über die Genehmigungs­
wünsche gegenüber der Besatzungsbehörde hinsichtlich der 
Gemeindewahlen im Satz: 

"Vom Wahlrecht ausgeschlossen" usw. die Worte: "sowie leitende 
Funktionäre der Nazipartei, vom Ortsgruppenleiter bzw. Zellen leiter 
an aufwärts ... " 

Der Entwurf birgt demzufolge zwei Begriffe und zwar den "des kleinen 
Pg" wie auch den des "Ortsgruppenleiters bzw. Zellenleiters" als 
unterste leitende Funktionäre der Nazipartei. 

Ich darf hierzu ausführen: 
Nach meinen persönlichen Erfahrungen innerhalb der mir vorgesetzt 
gewesenen Ortsgruppe war ich auf Grund der von München 
getroffenen Vorschriften auch als kom. Zellenleiter kein leitender 
Funktionär, sondern hatte praktisch nur die Anordnungen des 
Ortsgruppenleiters in verwaltungstechnischem Sinne an die Blockleiter 
innerhalb des Zellengebietes weiterzugeben und die etwa erforderlich 
gewordenen Erhebungen und Listen, insbesondere auf dem Gebiete 
der Lebensmittelkarten von den Blockleitern einzufordern und an die 
Ortsgruppe zurückzuleiten. Was die Ortsgruppe bzw. der Orts­
gruppenleiter selbst für Aufträge oder Sonderweisungen auf politischem 
Gebiete durch die Kreisleitung erhielt, blieb den Zellenleitern 
unbekannt. Somit waren diese lediglich Beauftragte für bestimmte 
Aufgaben der Ortsgruppe, aber niemals Wissende im Sinne einer 
Führung, die das Vertrauen weitester Volkskreise, insbesondere aber 
Hunderttausende aktiver Pg, so entsetzlich täuschte, diesen Idealismus 
abforderte, selbst aber Sadismus und Verbrechen als Mittel zur 
Erreichung imperialistischer Ziele anwendete. 
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Diese Hunderttausende aktive Pg und ehemaligen Block- bzw. Zeilen­
leiter, darunter auch ich, mühen sich heute um den Wiederaufbau 
durch tatkräftigen Einsatz an den Brennstellen der Erfordernisse der 
gegenwärtigen Lage. So bin ich, wie selbstverständlich auch andere, 
heute Schwerarbeiter. Meine Tätigkeit fand Anerkennung durch 
Aufnahme im Freien Deutschen Gewerkschaftsbund [81638].' Können 
diese Tatsachen nicht dazu dienen, uns kom. Zellenleitern'eine 
Beurteilung zukommen zu lassen, die dem gesunden Volksempfinden 
entspricht, wenn sich dieses in etwa folgenden Worten äußert: was 
haben die Zellenleiter denn schon weiter getan als Lebensmittelkarten 
verteilt? Es sei ohne weiteres zugegeben, daß auch unter den 
Zellen leitern sich Schweinehunde befunden haben, die ihre Stellung in 
sträflicher Weise ausnutzte'n. Man wird aber ohne weiteres zugeben 
müssen, daß solche unlautere Elemente von Seiten der Antifa bzw. 
zuständigen Stellen längst die entsprechende Behandlung erfahren 
haben werden. 

Deshalb eine Bitte für Viele: 
Kann die Konferenz nicht die Möglichkeit finden, eine Entschließung 
herbeizuführen, daß hinsichtlich der Zellen leiter nach Prüfung der 
Einzelfälle die gleichen Grundsätze angewendet werden können, wie 
bei den nominellen und kleinen Pg? Kann ehrliches Mühen um das 
neue Deutschland nach Erkenntnis des Irrtums durch falsche 
Propaganda nicht auf diese Weise eine Anerkennung finden? Weshalb 
sollen diese Aktivisten, im Ringen um die Erfolge am Neuaufbau an 
dessen Brennpunkten schaffend, immer wieder mit dem Makel behaftet 
werden, nicht vollwertige Volks-genossen zu sein? Kann die 
Bestrebung zur Schaffung einer Einheitspartei nicht auch ihren 
Sonderausdruck darin finden, daß sie diese ehemaligen Aktivisten 
vollwertig innerhalb der Einheitspartei werden läßt, wenn sie es im 
Einzelfalle durch ihr Verhalten verdienen? 

Bitte prüfen Sie diese Gedankengänge, die nicht aus Egoismus, 
sondern aus der Gesamtlage heraus sich entwickelten und die nur dazu 
dienen sollen, das neue, demokratische Deutschland auf seinem Wege 
vorwärts bringen zu helfen, weil jeder Mann, der guten Willens und 
Vorsatzes ist, gebraucht wird! 



Hochachtungsvoll! 

Thomas 

Nachsatz: 
Ich darf nach meinen Ausführungen für die Fassung des Entwurfs zur 
Resolution in Vorschlag bringen, weil für die breite Leserschaft der 
Zeitungen und für die Stellungnahme der Leser zur Resolution 
erwünscht. 
1.) Klärung des Begriffs "kleiner Pg" durch das Zentralkomitee der 

KPD; 
2.) Klärung der Fassung "Ortsgruppen leiter bzw Zellenleiter" ["bzw"] 

ferner: 
für die Diskussion: 
ehemalige Pg, die jetzt Mitglied des FDGB sind, dürfen Delegierte 
innerhalb des FDGB wählen, 

sie sind also wahlberechtigt und in demokratischem Sinne wieder 
als Voll mitglieder anerkannt. 

Weshalb dann der Widerspruch, daß diese ehemaligen Pg von der 
politischen Wahlberechtigung ausgeschlossen sein sollen, obwohl 
der FDGB, der doch die Mitglieder aller vier Blockparteien 
einheitlich und ohne Unterschied umfaßt, sie [die ehemaligen 
kleinen Pg usw.] anerkennt und wertet? 

Thomas 
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Berlin-Friedrichsfelde, 22.2.46 

An das Zentralkomitee der KPD 

Vielleicht ist es überheblich, als einzelner zur Resolution für die 
Partei konferenz Stellung zu nehmen, ich möchte vorausschicken, daß 
ich am 15.12.45 aus Gefangenschaft zurückgekehrt bin und am 1.2.46 
meine Aufnahme in die Partei beantragt habe und F.D.G.B. 

Zur Frage der Gemeindewahlen möchte ich, auch vom Standpunkt 
fast aller Arbeitskameraden die Frage gestatten, ob ehemalige 
S.A.Leute auch das Wahlrecht erhalten sollen, und wenn die Konferenz 
dafür ist, doch zumindest die S.A. Leute von der Wahl ausgeschlossen 
sehen, die vor 1933 in der S.A. eingetreten sind, ausgenommen 

. diejenigen K.P.D.Genossen, die zwecks Zersetzungsarbeit Mitglied der 
S.A. waren und dies nachweisen können. Denn zum Beitritt zur S.A. 
konnte doch niemand gezwungen werden und die S.A. war doch auch 
Hitlers Garde und unsere Sklavenhalter, zum mindesten müßte man 
einfachen S.A.Leuten eine Bewährungsfrist stellen. 

Mit Gruß für die Parteikonf. 

Alfred Englisch 
Berlin-Friedrichsfelde 
Kol. Birkenhain 23 



Plauen, d. 22.2.46 

An das Zentralkomitee d. K.P.D. 

Habe d. Resolutions-Entwurf gelesen u. teile Ihnen folgendes mit, 

1. Im Kampf zur Liquidierung von Faschismus u. Reaktion wäre 
hinzusetzen, daß alle Pg. vom Range d. Zellenleiters ab! vom 
Dienst der öffentlichen Verwaltungen d. Gemeinden, des Staates, 
d. Krankenkassen u.s.w. beseitigt werden müssen, ferner müssen 
alle Pg. im Range d. Kreisleiter auf Befehl v. Herrn Marschall 
Shukow enteignet werden, ferner Kreisamtsfachschaftsleiter 
stehen im Rang eines Kreisleiters u. sind somit von freiem Handel 
und Wirtschaft zu beseitigen! u. zu enteignen u.d. Vermögen dem 
Konsum-Verein zu übergeben! dürfen keine Geschäfte mehr 
betreiben, denn das waren ja die Nazi-Garde, mit der man die 
Arbeiterschaft versklavte u. den nötigen Druck auf das Volk 
ausübte. 

2. Zum Volksbildungswesen wäre zu sagen, daß für alle begabten 
Arbeiterkinder die Schule, von der niedrigsten Schule bis zur 
Universität, vollkommen schulgeldfrei ist! 

Vielleicht können Sie meinen Freund Wilhelm Pieck grüßen! 

Mit rot Front 
zeichnet Wilhelm Sorger 
Plauen LV. Falkensteiner Str. 2 
Ortsteil Klein Friesen 

Vielleicht kann mein Freund Wilhelm einmal zu mir nach Plauen 
kommen u. sich im schönen Vogtland mal erholen, ich bitte um 
Nachricht, ich würde mich freuen! Denn für die Partei wäre es kein 
Fehler! 
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Z.K. der K.P.D. 
Berlin C.2. 
Wallstr.76-79 

Stadtlengsfeld, 23.2.46 

In der Resolution für die Parteikonferenz wird unter "die einstigen 
Mitläufer der Nazis" ausgeführt, daß diese "armen, irregeführten 
Geschöpfe den falschen und verderblichen Weg, den sie gefolgt waren, 
erkannt hätten" u.s.w. Haben die Hauptschuldigen die Sühne für ihre 
Verbrechen zu tragen, so sind die Mitläufer docli erst Schuld daran, 
daß es diesen Verbrechern möglich war durch die stillschweigende 
Zustimmung der Mitläufer ihre Untaten zu begehen. 

Die Annahme der Parteizugehörigkeit der N.S.DAP. erfolgte doch 
meistens nur um persönlicher Vorteile willen. Wer nicht Pg. war, war 
vom Futternapf ausgeschlossen. Bis 33 stand dieser Gesellschaft noch 
genügend soz. Literatur zur Verfügung, es hätten sich auch die 
"Intellektuellen" etwas politisch bilden können und wären nicht dem 
Rattenfänger in ihrer pol. Dummheit zum Opfer gefallen. 

Trotzdem sie sahen, wie klassenbewußte Arbeiter in den Heiden­
keIlern von einer sadistischen Bande gefoltert wurden, wie 
Familienväter auf Nimmerwiedersehen verschwanden, hat sich keine 
Hand gerührt, wurde kein Wort laut, um diese Taten zu ändern. Ihre 
soziale Lage war ja gesichert, dafür wurden sie ja Pg. 

Wer gegen seine eigene Klasse kämpft, gehört zum Lumpenproletariat 
und hat kein Recht mehr, sich politisch zu betätigen. Er mag seinen 
Anteil an allen zukünftigen Errungenschaften der klassenbewußten 
Arbeiterschaft haben, an ihren Kämpfen darf er nicht teilnehmen. Hat er 
zur Haltung seiner Stellung die Parteizugehörigkeit der N.S.DAP. 
erworben, so hat er jetzt seine Stelle dem Betriebsrat zur Verfügung zu 
stellen, der andere, klassenbewußte Kräfte dafür einsetzen wird. 

Die Arbeiterschaft ist immer noch zu bange den sogen. Intellektuellen 
entgegenzutreten. Sie hat doch jetzt gesehen, daß deren pol. Horizont 
im umgekehrten Verhältnis zur Höhe des Stehkragens steht. Diese 



Kräfte sind nach & nach leichter zu ersetzen als sie wohl denken. Die 
höchste Stelle im Betrieb und Leitung sei der Betriebsrat. Zur 
Einstellung aller Werksangehörigen ist er entscheidend. Zur Erfassung 
der Partei mitglieder der K.P.D., d.h. der Kaufleute & Techniker wäre 
wohl eine Stelle zu gründen, der alle Anschriften dieser 
bekanntzugeben sind, und die den Austausch gegen Pg.' s zu besorgen 
hätte. So werden wir einmal Betriebe erhalten, frei von kapitalistisch 
verseuchten Elementen. 
Wir haben nach dem vorigen Krieg gesehen, wohin es führt, wenn die 
Humanitätsduselei gegenüber dem Kapitalismus zu weit geführt wird. 
Wir sind auf dem besten Wege, diese Scharte wieder auszumerzen 
dürfen aber nicht in denselben Fehler verfallen wie damals. Feind bleibt 
Feind, ob er aus Eigennutz oder Dummheit handelt, ist ganz gleich. 

Ein. eigenes Kapitel sind noch die Parteilosen. Diese, ohne eigene 
Meinung, zu träge und zu feige sich eine eigene Meinung zu bilden 
zwischen den Parteien schwankend, verfolgen nur ihren ' 
spießbürgerlichen Eigennutz. Man weiß nie, wie man mit ihnen dran ist. 
Wie Froschlaich, den man in den Händen knetet, zwischen den Fingern 
hervorquillt und nie eine feste Gestalt annimmt, so erscheinen mir diese 
schwankenden Gestalten. Sie sind für uns gefährlicher als c;ler blutigste 
S.S.Mann, da man nie weiß, ob Freund ob Feind, sie sind eben 
politisch nicht einwandfrei. 

Wir haben noch einen schweren Kampf vor uns: "Ost gegen West". 
Sorgen wir'dafür, daß im Osten wenigstens alle Betriebe frei werden 
von Nazi-Elementen, um nicht auf eigener Scholle einen Zwei-Fronten­
Krieg zu führen. 
Etwas anderes ist es mit den Jugendlichen, die in der Nazi Ideologie 
großgeworden sind. Ihnen war keine Möglichkeit gegeben, andere 
Ideengänge kennenzulernen und gegen einander abzuwägen. Hier 
muß ein anderer Maßstab angelegt werden und dafür haben die 
Jugendorganisationen zu sorgen. 

Etwas anderes auch bei Leuten, die ehrenamtlich ihren Mitbürgern 
einen Dienst leisteten (Kriegsversehrte, Rotes Kreuz) und von den 
Nazis in die Partei gezwungen wurden. Ihnen soll die Zugehörigkeit zur 
Partei nicht verwehrt werden. 
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Da dem Rest dann nur noch die bürgerl. Parteien zum Eintritt 
verbleiben, werden fast alle diese ehemaligen Pg.s in ihre Reihen 
strömen und die Macht dieser Reaktionäre wird hiermit einen 
ungeheuren Zuwachs erhalten, und weil wir ja gut demokratisch 
ausgerichtet sind, wird die Arbeiterschaft an die Wand gedrückt. 

Wir leben, Gott sei Dank, in einer Demokratie, d.h., die Stimmen jedes 
pol. .Schafskopfes wiegt so schwer wie die eines pol. Einsichtigen. Als 
Lenln 1917 nach Rußland zurückkehrte, fand er überall eine 
revolutionäre Stimmung vor, die ihm die Masse zuführte und seiner 
meisterhaften Führung gelang es, diese Stimmung aufrechtzuerhalten 
bis zum siegreichen Ende. 1918 hätten wir dieselbe Aufgabe lösen 
können, denn die Macht lag in den Händen der Arbeiterschaft, wenn 
nicht eine opportunistische Führerschaft den Revolutionären das Heft 
aus der Hand gewunden hätte. Hierzu kam dann noch die 
Lügenpropaganda über Greuel, begangen von den Spartakisten. 

Es ist ganz gleich, ob wir jetzt UnglÜCkliChen helfen. Im ersten 
Augenblick wird er die Hilfe dankbar empfinden, im nächsten 
~ugenblick ist sein Gedanke, daß ihm diese Hilfe ja zusteht, und von da 
ISt der Schritt nicht weit, daß diese Hilfe ungenügend und es eigentlich 
eine Gemeinheit ist, daß sich nicht die ganze Welt um ihn bekümmert. 
Schuld daran ist der erste Helfer, daß noch andere da sind, die ihm 
hätten helfen können, daran denkt er nicht. Der Leitsatz, daß 
irgendeine gewährte Hilfe den Betroffenen in unsere Reihen führen 
könnte, ist irrig, denn die Masse ist konservativ bis in die Knochen und 
denkt gar nicht daran, hierin ihre Meinung zu ändern solange kein 
äußerer Anstoß erfolgt, um diese Meinung zu erschüttern. Dann 
allerdings fällt sie jedem Phrasendrescher zur Beute. Man darf ihr nur 
nicht mit logischen Beweisen kommen, sie verwechselt Ursache & 
Wirkung und kennt keine kausalen Zusammenhänge. 

Die Russen sind Schuld daran an unserer Ernährungslage, oder die 
verdammten Kommunisten drängen sich in alle Posten, ohne daß etwas 
besser wird. Das ist der Dank. Da hilft keine Aufklärung. So im Osten. 

Im Westen haben wir ja an den Wahlen gesehen, wie der Wind weht. 
Die Masse hat keine Lehre gezogen aus dem furchtbaren Geschehen 



der letzen Jahre. Fast möchte man sagen, sie heißen alle Untaten gut, 
denn sie verteidigen ein System, das in allen Zeiten Kriege entfesselt 
hat und das bei dem jetzigen Kulturstand überflüssig geworden ist, das 
kapit. System. 

"Kampf dem Kapitalismus" muß wieder unser Feldgeschrei werden und 
nicht "Kampf dem Faschismus". Dann müssen wir rücksichtslos alle 
kapit. Elemente aus den Betrieben ausmerzen. Durch die Betriebe an 
die Bauernschaft (auch noch ein Kapitel) heranzukommen suchen, und 
so die SChlüsselstellungen in unsere Hand bringen. 

Es wäre eine Leichtigkeit, überall festzustellen, wieviele Mitglieder in 
jedem Ort die Arbeiterpartei zählt, wieviel Stimmen für Rechts od. Links 
abgegeben sind und so festzustellen, wo die Arbeit einzusetzen hat. 
Die Wahl sei Pflicht für jedes Mitglied und seine Hausgenossen. 

Hat der Ausgang der Wahl gezeigt, daß die Masse zur Vernunft 
gekommen ist und sich offen gegen den Kapitalismus bekennt, dann 
erst ist es Zeit, den ehemaligen Pg.s unsere Reihen zu öffnen. 

Paul Gerhardt 
Stadtlengsfeld Obertor 7 
Z.Z. Düsseldorf bei R Staggemeyer, 
Rather Broich 93 bis 25/4/46 
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(1,9) Niemberg b/Halle,den 23.2.46. 

ZentralJWmitee der KPD. ' 

BerUn C 2 

Zu Ihrer Resolution am 2.u.3.März 46 

Mören die, ehemaligen Nazianhänger 'auch eine beso'ndere Schul'd unserem 
vo~ U.S.w. , 
Täuschen Sie sich nicht zu leicht in den Nazianhängern.Für' evtl. Verbre­
chen können solche nicht hauptverantwortlich gemacht werden, aber es ist. 
auch bei jedem einzelnen größte Vorsicht geboten. 
Wenn 'auch kein Haßgedanke:jt' aufkommen soll,dann ist eS'aber auch nicht 
unbill\g,an die Jahre 1933/45 zurückzudenken,wo den Antifaschisten die 
KandaLen bis zur letzten Stunde angelegt' waren. 
Und w~iter, unter den Zellen-u.Blockleitern der 1TSDAP hatte ichs8ine 
gröBte~ GSf'ller ll.Anzeiger,O.ie 1cußten alle,;':as sie tatenjnur jetzt stel­
len sie sich etwas täl:cisch, sie wollten früher alle an Gemeinheit en 
;:roJ~ w,er() en. 



liorst B r a TI dis 
Oe1snitz i.Erzg€'b. 

QUS Zentrall:cmittee dt:r K. P. D. 

9. 2 
-.-.-.-.-o-.-.-.-.-,~.~.-

23·Febr.1946. 

Betri.rft: El'l.'tl'!urf· der Resohi-:'ioii. .f·Ür .die L'urteilwnt'erenz 
der KPD. 

Ich hnbe als ehemaliger J,&itlt'.ufer d.er-·Ibzipartei, der iCh 
als junger l>lensch eben1'alls den Versprechungen der l1l;i.zis 
auf ein "sozialistisches Deutschland" Glauben schenkte 
und. micb hp.ute, '\7ie i':'st.alle.UIl(1.erAn Hazi, am meisten be 
logen U.."10 bet::-ogen nihle, habe mit ""TO SS6m Interesse d.ie 
vorgenlli.nte Resolution '::elesen und bin .von ,fast allen Punkten 
begeistert.' Besonders freut es mieh d~.bei, cluss endli:::h 
aue!': 1fiS ebemaligen l:leinen hazis üelegetlbei t geboten werden 
soll mitzuhelfen arn neubau eines. ':1ahrhaft demokratischen 
Deut~chlands ( de= rias haben wir.ja. in Wirkl~chkei ~- ich 
meine die breite ~~sse - .immer gew!Jl:!,t lmd.nlcht dle vcr -
brecllerische roli-:::'~~ ",i.W~s liitler '1;l 

VlicbtÜ; ist r.:ir Cl.a.Dei, ~nss e!ldl.iCl"l pinma.l die wirklichen 
l.riegsverl1recb€H· - und c.es sin.d. nur die Großgrundbesitzer, 
za.r:ken- ,r.c~zern- T~st une fJt~hlo3.gn8.ten - zur \Ie::--:r:'c.r..~":"""0!''t;:~·:!S 

I
'~ey,ogen 1"prde:J. solleI! 1md nicht "der Ideine Pg.", der doch 
~ur elas gute wollte ur..d heute bi ttcr enttäuscht lm.~ betrogen 
am liebsten Hitler uno seine Tr~bti!lten selbst an ~en G21gen 
gebäne;t hätte. 

WG.s ist aber nun ein kleiner j,>g, ? Doch kaum ein Block -
oder ehemaliger .. ellenle i ter oder wie sonst d.as Ar:lt lwissen 

, .. b' 1 " ... h ~ '1 1" ' ... ,!!ug, das ein eini'acher lII18Iln el:,elue" Go" ... "lr,130 genau 
be"kanllt wie auch Ihnen, dass dle Befchlsge'\7alt ln der 
l'azipar-L'Ji erst beim üreisleiter losging und so könnte mcm 
höchstens beim ürtsgI'Up;?enleiter von einem f:.ihr'mden Flmktionär 
sprechen, denn die anderen hatten j ti. ;..11e ... nich:t.s .. :,;:u.m~J,c..en! 
\7crrlde die s-er"ode'f''''j e'ner "Zell.m:- oC.er Arntmvalter , sei es 

(

nun in der 1{8V oder sonstwo sind nur Idealisten gewesen 
und haben vielen geholfen und ort m!lilches verurte il t ,konnten 
~ber niuhts ändern,da es il1nen sonst schlecht gegangen wäre. 

Deshalb erSCheint es mir wichtig, dass von vornhere~~ 
elie als führende Funktionäre angesehen werden.cl~_fLga;r:.Jceine 
waren' sonci"ern'--di TI -n"'.lr· 'das 'tl.usfühi-ten be zw. ausführen muss ten, 
was-ä~f ~md des dämlichen Führerprinzips angeordnet wurde . 

. ____ ... _ ••.•• ,., ~ ___ ~~f· ... ··_"'··· _M ............ ~"_ .~ •• ~ __ ' ....... h_ •• ~-:.::.,'_o»'"'.;"r.lo. ...... :. 
. •.. "7' 
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UDwohl sie das selbst oftmals innerlich ablehntendde~ dagegen 
W!.1ren. 

Es wäre deshalb meiner ~nsicht nach politisCh und mcralisch mehr 
als gerecht1'erti~, a'uch diesen l~~:i,!l.().~ . .!:m.l<$.:t;;r.?g~~ diE; l!t\gli.c.J:1: .. 
~l.J....gC.ben, ::11 tzüneTlen--unr-::lJiI.e canz.e.._ . .t.raft •.. dJ.~. Sle I'rillier 
- wie sie alle ~llen::-p.ber 'iicllnsinnspoli tik im guten \71au­
ben hingegebem haben, für' ft.as -neue Deuts chl-an d . mi t eimmsetzen. 

l 1'as "'rgebnis wird da:m bestimmt das sein, dass sich jene l.(0nschen 

fi 
wi t BegeisteTImg für den neuen de:no]a-atischen Litaat ei.nsetzen, 

: dass dip E!il!:ilien und die VenmnntTIn-ii"i8s'Cian}::oo:1"linerkennen,sei 
: e~ durch bes andere Mi turbe i t unu bei der Wahl' usw. 

es Mal wirklich nicht den kleinen P', sondern 
den ·'eiohs- und,uauleiter·,oder . ..reisleiter, 

Ni.cht aber den einfachen il.!!ltsträg~:c, l':'erm' er nichts weiter verbrochen 
hat ! ----.~ ... - .. -,,- ...... _--,._ .. 

Also :nicht den kleinen }'unktion1ir :;;ur Verantwortl.l1l,[; z:i.ehen,inn 
etwa von '1er Aufnahme in eine 1';;,r1'.ei 2.l1sßchlies8en ooer ihn etwa 
riich"t ':'7i:lhlen lassen. 1ss.t"1äre rneine~'.~!'l8i.Ght, sehr nachteUiG. 
I'srm gerade der kleine Funk"tiönlS:r, der am l!leisteP. erlmnnt bat,uass 
er sei.ne Freizeit. und sein Geld für eine.. vArbrocheriscbe Idee 
ge opfe:ct hat, 17ird das :-;11 schutzen ww zu würdigen 17issen, wep..ll 
er wieder mithelfen l,ann, des 1'urchtbare ""rbe. ~J;l.fJ.~:rr:tlhrers 
zU beseitigen. . ""-... '-

~Th ka-;';"'jede Politik der Vergelt=g .. oder :tn !l.iesem Si=e 
.ers-t 'dort heginnen, wo sie angebraobt ist) nämlich hÖChstens ab 
Ortsgru:ppeinleiter,: .. wie dies auch'in anderer. Zonen der ~al::' ist. 

leb ·g;E_~..:".~~d.:i.:~._~D;, die Linheit der deu-t;.llc:t:.e~ :'I,:b.?~~~_r.beweguJJ.g 



untergruppe der KPD 
Wirtschaft .und Arbei~ 

Dresden, den 23.2.1946 

Betr.: Die·Resolution für die Parteikonferenz. 

Bei' dem D=charbei tender Resolution wld der daran an­

schließenden Diskussion auf der Untergruppensitzung kamen folgende 

·Unklarheiten des Textes zur Sprache: ' 

In der Stellungnahme zu den ehemaligen Pg's solle denselben 

. Gelegenheit gegeben werden, sich durch aktive Mitarbeit sm Äampfe 

gegen Faschismus und Reaktion sich wieder Vertrauen zu erwerben. 

J)iese Formulierung ist sehr unklar ~~d bedarf einer kongreten Stel­

lungnahme, wo und wie sich die~e ehemaligen Faschisten im Kampfe 

.:~egen den F'äsö1i16ni~~·· -;;;;t. ~d~.:: Neuaufbau eingesetzt werden sollen. 

Des wenereLRt:::il'ffend der AusüiiüigdesWB.hl:re-chtes~··;;rif.;;~etn·';Vir-­

in de~ Allstellung der Organisationen ~die Anführill,1.[; der folgenden 

Untergliederungen der NSDAPI SA, NSKK, NFK, da dieselben schon 

durch das Tragen der tlnlför~"iiire aktiv~s'tellun~ z= ?aschismus 

bewiesen haben. A.uaerdaJU. .. i1!lt"wo~eille genal<t; ~'estle.;;,U2::" j,a~Aus­
sChlu~es VQ.1lLJVahlr.ecb:t,-z"itlic.h.. "esab",", .no~wandig. 
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Leipzi e, den 23. Fetr, 19&5 

An dr-.Il Zentre.lkold tt>e der KP:' Berlin C 2. 

~~!!!ff!.!._~!!!!!~!f_~~!_g~~!!!~H!!!!_H!!_~!~_E!!!:E~:!:!!!!!f~:!:~!!~-~~!_!E!? 

O'mohl ich nicht ·Funkti onE:r , sondern' chemE!liger 
SA-"p-nn l;1~möchte ich die Gelegenh<:l. btnutzen, einer 
entscheide n Stelle, etres über dle ehem&lige SA zu schreiben, 
da deren'A fgaben und Bedeutung ineiner l:Jeinung navhjmeist 
überschätzt wird. Dabei bin ich mir der besonderen ~chuld 
eller ehern. llazisE.nhanger. bewusst, die ",/irin besteht I des s 
wir alle mit dazu 1:eit:rugen, c;ass Hitler seine Pol!i:tik des 
I\ahnsinns durchführen konnte. Aber u!:!so n,er.r halJen v:ir auch. 
den ?lillen, diese Schuld wieder gutzumnchen und am Wieterauf­
be.u eines friedlichen Deutschlands ige.nz gleich an welcher 
Stelle,ritzullrteiten • 

Von de'n r.c"isten Pt;. , s ·'.'Urden, dif' n""h Sc'hliessunf 
~er P~rtei il:' Värz 1933 einretretenen !:itglied' r de~ S1. 
nicht I!ls gleich1:>e1'echtigt linerkannt, sondern es ",urde'ihnen 
i:-:!:'er ... ie,1e1' Besagt:· Ihr seid die, oi" erst hinter c.er roten 
Fl'lni.f' herl 'iefenj • une; I: .. eh die SA-Vorr.e·:etzten "!,,~'fev uns 
~r..fl'.ngs ile.s gleiche vor, une ~7ir "urnen entsprechend ... ·ehandel t, 
uno zu~ ~eil schikaniert. 

Eine eigentliche AufFebe hat i:.ie SA nach 1933 v:ot.l 
kau!'.: gehp.ht. ?·un?c~st \"!p..r iies Exerzieren und !.:arsohieren 
~es ~ese~t1iche. Als mi~ der L~nge (er Zeit dies schliesslich 
auch von ~.er: Ftihrern als IF..nf,t7eilig und ur.:hefriecl!e;end erke.nnt 
wurde, wnrone (las SA-Sporta~zeichen erfunden, une die ~ei t :::i t 
"orul)uncen und der Ahle,gung dieses A1:>zeichere eusgef'üll t. 
!u irge~d~elchen politischen Aufgate~ so bespiels~eise zu den 
<Tudenverfolgune:f.on, rurden die "neuen r. SA-~,: .. nn(';r nach?'eislic.h 
nicht heraneezoGen. Auf dep.! Lf'nee w"r das :Beise,~r:ensi tz~n 
nach dem Dienst in den GKstwirtschaften oder das Skatspielen, 
.ebenso wie e.uch in den S.ädten, meist· e.as "'ichtigste. 

über die Dienstränge ist folgendes zu sagen. Die nach 
1933 eingetTp.tenen SA-l':1i.··,ner ,,>urden,r'enr. sie einigermassen 
regelmiü:siG zum ,::'ienst erschienen, nach 1 10is 2 Jehren 
Sturmruenn, Rottenfuhrer, diese hetten uberha';.pt keine AUfg,,1:>en, 
dann Scherführer. Der Scharfuhrer hette die AufgAbe, 5 - 10' 
~.nnern Dien~t~efehle'zuzustellen, ~esondere Reohte oder ~e­
:fehlsg~al t ha,te er wohl kaum. Die sogen!mnt~n al t~n K2.mpfer 
~'aren z::indestens Truppfuhrer ocler mehr. In Sonderformeti:onen , 
beispiels~eise hei SanitEtern, ~usikzügen, Spielmennszügen usw. 
erfolgte ei"e 'sogen. Eeförderung noch eher,und Fu:a.ktionen hetten 
hier selbst höhere 'Dienstränge keine. 

"Ich möchte Ihnen diese Angaben machen, damit Srz bei 
einer !'eurteilung nach ellge!:',einen Ric ~tlinien, ob nominell' 
od .. r aktiv, euch für die Angehörigen' der SA ein gerechter f'ass­
st6bangele[t wird. 



Eeso1ution der K."P.D. 
vom 23. Februar 1946 N.45 4.Teil ~unkt 5 

Hier wird geecbrieben,wirksame Hilfe für die bombenbe= 
schädigten Handwerker unci von ge';,erblichen I':i tte lEtand • Warum schreibt 
l!lBIlH nichts" von total ausgebombte gewerbetreibende Antifasohisten.Es 

~ibt bier ehrliche Antifaschisten,die tiber 50 Jahre alt sind und sich 
schlecht eignen zum Umschu1en,eber" in ihrem Fach noch sehr vielleister. 
k"önnen.Sie warten auf eine Hilfe oder einen gerechten Aueg1eicl1.Ich 
war :einma1 der J.leinung,wenn die Nazie ausgewirtschaftet baben,wird L'lS 

fraglich sein, ob noct~ soviel Antifaschisten leben ,um alle" noch beete= 
hende Gaststätten besetzen zu können. Und wie sieht es aue?Wir ausgebomt 
te Antifaschisten stehen auf der Straße und NaziE machen weiter. 
Ich lese die ltil1ionenmassen der einstigen lüt1'iufer der l;azis.lch den= 
ke d~bei sofor" an 1918',§'o ungefähr sagte man damals auch.Für mich gibt 
es' über das Alter"von 30 Jahren überhaupt keine'Verführteh oder Kit= 
läufer, bis auf 1jb vielleicht. Vor allem darf ,ee im Ernährungsgewerbe 
überhaupt keine P.G. geben.Hier hätte man srhon längst die Konzession 
entziehen müssen.Dann wären wir in Punkt Ernährung und Gaststätten 
nicht soviel sabotiert u.~.w.Zusammen gezogen möchte ich noch sagen, 
zu große Huma~ität ist ~ieder1ichkeit und dafür mußman im Leben büßen. 
Vor allen muß der soziale Faden schnurgerade sein.Die S.~.D.muß zu= 
stimmen,damit es kein 18 -32 wieder gibt.Es genügt nicht,wenn man gros, 

oe Verbrecher abbaut und Millionen kleine VerbrecherKonzessionen gibt, 
des iEt noch gefährlicher für die Zukunft . Das. heiJl,t in der Zukunft 

den Sozie1iemus auebauen. 

F~iedrich Weese1 
3.Sekretär der K.P.D. der Ortsgruppe 

K?~~?saue ü. Aschersleben 

ASC~J=~ ifvWd 
Ausgebombter Gastwirt geb. 25.2.1892 aus Hamburg-Barnbeck, 

Geierstr.20 Polizeirevier 61 

~ 
Fri~drich We881!t 

Königsaue 
/Ibor A,c'1.ersZebe" 
A.chcrslehen.rstra& l 
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An das 
Zentralkomitee der KPD 
Berlin C 2 Wa"str. 76-79 

Geschrieben, 24. Februar 1946 

Wir haben in unserer Betriebsgruppe die Resolution für die 
Parteikonferenz der KPD durchgelesen und diskutiert. 

KPD und SPD sind die Träger des Neuaufbaues Deutschlands, unserer 
Wirtschaft usw. Um dies weiterhin kräftig durchführen zu können, ist die 
sofortige Vereinigung der beiden Arbeiterparteien erforderlich. 

Zu begrüßen ist der Beschluß der Arbeitsbeschaffung für jeden 
Werktätigen, damit positive Arbeit für den friedlichen Bedarf geschaffen 
wird. Infolgedessen begrüßen wir es auch, daß die Millionen kleiner 
Pgs in den Aufbau eingeschlossen werden sollen. Wir haben in unserer 
Betriebsgruppe auch kleine Pgs, es sind frühere Beamte. Wir haben sie 
als Arbeitskollegen recht schätzen gelernt. Sie greifen mächtig mit zu 
und sehen ein, daß sie von den Naziführern gründlich belogen und 
betrogen worden sind. Wir führen mit ihnen auch politische Gespräche. 
Sie urteilen recht sachlich und gut und werden bei guter Schulung 
sicherlich gute Partei-mitglieder werden. Man kann von ihnen lernen. 
Sie lesen Engels' Schriften usw., und wir sprechen uns darüber aus. Es 
ist daher für unser Vaterland sehr gut, daß solchen Leuten Gelegenheit 
gegeben wird, am Aufbau aktiv mitzuarbeiten. Wir Genossen haben 
uns über das Schicksal dieser Pgs ausgesprochen und bringen 
folgenden Vorschlag: 

Jeder Pg muß ein Jahr mit Hacke und Schaufel arbeiten, ganz (gleich) 
ob er Kaufmann,Angeste"ter, Beamter usw. ist. Der Arbeitseinsatz geht 
durch das zuständige Arbeitsamt. Vorher ärztliche Untersuchung. Nach 
einem Jahr geht er dann in seinen früheren Beruf zurück, 
vorausgesetzt, daß in diesem Beruf Arbeitsplätze frei sind. Der FDGB 
übernimmt in dieser Arbeitszeit, in der die Löhnung als Hilfsarbeiter 
erfolgt, die politische Umschulung der Leute. Durch dieses Arbeitsjahr 



erhalten die Pg eine ganz andere Kenntnis vom Leben, kommen auf 
den Arbeitsstellen mit verschiedenen Leuten zusammen und lernen 
dabei, die Händearbeit von jedermann schätzen. Sie kommen dadurch 
in ihren früheren Beruf als ganz andere Menschen zurück und sind 
mehr einsatzfähiger geworden. Ist jemand während seines Arbeits­
einsatzes länger als 6 Wochen arbeitsunfähig, so muß er länger als ein 
Jahr arbeiten. Die Zeit fClr Anfang der Arbeitseinsatzes kann vom 1. 
Juni 1945 gerechnet werden. Nach einem Jahr vermittelt sie das 
Arbeitsamt in ihre frühere Tätigkeit zurück und stellt ihnen eine 
Bescheinigung über den abgeleisteten Arbeitseinsatz aus. In leitende 
Stellen bei Verwaltungen, Wirtschaft usw. dürfen solche Pgs nicht mehr 
gebracht werden. Außerdem müssen solche Pgs im ersten Jahre ihrer 
alten Beschäftigung von ihrem Verdienst 5 % Sühnebetrag an den 
Staat abfUhren, dann 5 Jahre 3% und dann weiter 2%. Nach zwölf 
Jahren kann dieser Abzug bei guter Führung wegfallen. 'Dieses 
Sühnegeld kann zum Aufbau und Zahlung von Renten sehr gut 
verwendet werden. 
Dies wäre vielleicht eine Regelung fUr Beschäftigung solcher Pgs, die 
seit dem 30. Januar 1933 der Partei beigetreten sind. 

Man könnte bei einem solchen Verfahren bei den Verwaltungen der 
Eisenbahn und Post vor allen Dingen frühere Beamte - ganz gleich 
welchen Posten der Beamte früher bei der Post oder der Eisenbahn 
gehabt hat - unterbringen, da unser Verkehrswesen noch nicht richtig 
geht, wären diese Leute dort am richtigen Platz eingesetzt und würden 
unserem Aufbau sehr nützen. In leitende Stellen dürfen sie natürlich 
nicht kommen. Was leitende Stellen sind, muß vorher die Verwaltung 
genau bestimmen. In solchen Stellen müssen tatkräftige Antifaschisten 
mit großem Wissen kommen. Aber in anderen Stellen können solche 
Pgs gut untergebracht werden, und wir haben von deren 
Fachkenntnisse, da sie doch oft schon Jahrzehnte bei einer Verwaltung 
waren, einen großen Nutzen. Für diese wiederbeschäftigten Beamten 
dürfte dann in einem Jahre gegen die Aufnahme in die Partei nichts 
mehr einzuwenden sein. Ich glaube auch, wir würden gute Mitarbeiter 
bekommen. Jedoch müssen fClr solche Pgs usw. alle Beförderungn und 
Prüfungen, die sie nach dem 30. Jan. 33 gemacht haben, da nur 
nazistisch eingestellte befördert wurden, für ungültig erklärt werden, 
das d~durch ersparte Geld kann zum Aufbau verwendet werden. 
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Nicht wieder beschäftigt bei Verwaltungen dürfen natürlich Pgs vor dem 
30. Jan. 33 werden; denn die haben die anderen ja nur verführt, ebenso 
dürfen Leute, die 12 Jahre beim Militär waren, Zwölfender; und 
gewesene Offiziere, auch Reserveonkels, nicht wieder im Staatsdienst 
beschäftigt werden, denn diese sind nur die Keimzellen für den elenden 
Militarismus. Solche Leute verlangen Kadavergehorsam von ihren 
Mitmenschen und reden immer nur vom Militär. Sie verderben nur ihre 
Mitmenschen und warten nur, wo sie eine Uniform wieder tragen 
können und unseren Kindern den Kommißton beibringen können. 

Dies wäre unser Vorschlag zur Resolution. Ich habe ihn 
niedergeschrieben, wie wir es besprochen haben. Manches hätte 
vielleicht noch ausfUhrlicher geschrieben werden müssen. Sie werden 
uns wohl verstehen. 



Werter Genosse! 

Witt.berge, d. 24.2.46 
Bentwischer Weg 97 

Veranlaßt durch den Entwurf einer Resolution für die Parteikonferenz 
der K.P.D. und die AUfforderung, Vorschläge zur Verbesserung der 
antifa. dem. Arbeit zu machen, drängt es mich, Ihnen meine Gedanken 
und Ideen zu unterbreiten. Ich bin zwar keine Ortsgruppe etc., ja noch 
nicht mal Mitglied der K.P.D. (allerdings nicht durch meine Schuld), 
aber ich bin Marxist, sogar schon sehr lange und bei der S.P.D. 
organisiert. Aber das ist ja auch nebens.ächlich. Wesentlich ist.' ob .man 
für den Sozialismus arbeiten will oder nicht. Schwer und groß Ist die 
Aufgabe, die vor uns liegt, und nur engstes, härtestes 
Zusammenarbeiten kann uns zum Ziele führen, oder wir werden statt 
der Schöpfer einer neuen Weltordnung die Totengräber des 
Sozialismus sein. 

Werter Genosse! Das, was ich hier schreibe, ist nicht für die 
Öffentlichkeit bestimmt. Das, was für die Konferenz, die "D.V.Z." oder 
"Der freie Bauer" geeignet erscheint, schreibe ich gesondert. 

Zu Punkt I des Entwurfs wäre folgendes zu sagen: Vielerorts ist die 
Erfassung der Nazis ungeschickt angefaßt worden. Hier in Wittenberge 
sollen z. B. über 6000 Nazis aller Schattierungen gewesen sein, es 
haben sich aber noch keine 2000 gemeldet, trotz 2maliger 
Registrierung! Das ist kein Ruhmesblatt für uns. Es müßte mög.lich 
sein, alle Scharführer, Blockwalter, Truppführer etc. dazu zu bnngen, 
daß sie alle ihnen unterstellten Leute namentlich angeben. Zusätzlich 
könnten unsere eigenen Genossen doch sagen, wer an ihrem 
Arbeitsplatz das Partei abzeichen, SS oder SA Uniform getragen hat. 
Das soll nun nicht in eine Denunziation großen Stils ausarten. Es soll 
für unsere amtlichen Stellen auch nicht ein Evangelium sein, sondern 
nur ein Hinweis. Ein wertvolles Mittel sind auch Photographien, die 
während der Hitlerzeit gemacht wurden. Ich bin nun nicht der Ansicht, 
daß wir jeden Nazi mit Haut u. Haaren auffressen müssen, aber sie 
sollen auch auf keinen Fall glauben, daß sie uns noch mal dumm 
machen können. Im Gegenteil, die Ausführungen über "die 
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Millionenmassen der einstigen Mitläufer der Nazis" sind sehr gut. Alle 
diese Menschen von uns abzustoßen und der Reaktion in die Arme zu 
treiben, wäre eine nie wieder gutzumaChende Dummheit. Ich habe 
einen ausführlichen Artikel "Wir und die Nazis", der im Grunde 
dieselben Gedanken enthält, vor ca. 10 Tagen an den "Märker" 
gesandt. Sollte er dort nicht erscheinen, werde ich ihn an die DVZ., 
bezw. Ihnen zuschicken, 

Betr. Aufbau der Industrie u. Landwirtschaft möchte ich folgendes 
sagen: Es kann nichts anderes gehen, als diese bei den 
entscheidenden Gebiete fest in die Hand zu nehmen. Und doch sollte 
alles möglichst ohne Zwang gehen. Für uns gibt es hier Dreierlei: 
Überzeugend, nochmals überzeugend, mit allen Mitteln überzeugend! 
Wir können die Millionenmassen nicht ZWingen! Eine ungeheure 
Propaganda muß einsetzen. In jedem Dorf, in jeder Kleinstadt könnten 
in einer geeigneten Anzahl Aushängekästen in kurzen Zeitabständen 
ganz kurz, aber klar und überzeugend gehalten, Artikel ausgehängt 
werden die heute mal diese Frage und morgen jene behandelten. Aber 
kurz, kl~r und überzeugend, ein vernünftiger Widerspruch darf gar nicht 
möglich sein. Zu empfehlen wären auch über den Ort verteilte 
Lautsprecheranlagen, über die alle örtlichen Bekanntmachungen und 
dazwischen (evtl. eingeflickt in die Bekanntmachung) Aufklärung über 
das was werden soll. Kurze Nachrichten, die dem Nazismus den 
Boden entziehen oder den Massen die ganze volksfeindliche Fratze 
des Kapitalismus zeigen. Die Kinos müssen durch geschickt und 
interessant aufgebaute Kurzfilme die Menschen überzeugen und 
begeistern verstehen. Variete und Theater können ebenfalls sehr viel 
leisten. Zumal die kleinen Bühnen. Alle Poeten, Schriftsteller, 
Komponisten sollten aufgerufen werden zur Mitarbeit. (Themen: Eine 
Gruppe junger Sozialisten, die arbeitet, hilft, aufkl.~rt, eine. Gruppe 
Andersgesinnter, das Bourgeoisiesöhnchen, der Uberpatnot, der 
Spieler-, Wettrennfanatiker, der Gebildete mit dem Akademikerdünkel, 
der notorische Faulenzer, die bürgerliche Amüsiergruppe etc. etc.) In 
einer Reihe von Aussprachen gelingt es der ersten Gruppe einen Teil 
der Letztgenannten zu überzeugen und zur Mitarbeit zu bringen, der 
andere Teil landet über dramatische Höhepunkte in der Gosse. Oder: 
Es ist Krieg. Die Bürgerfamilie ergeht sich in nationalen Phrasen, 
schiebt, lebt gut, sucht vor dem annähernden Krieg ihr Vermögen in 



Sicherheit zu bringen. Der Alte ist ein Trottel. Sie hat ein kleines 
Techtelmechtel. Der Sohn ist ganz Nationalsozialist und 
kriegsbegeistert, Feind des Hause sich abspielenden 
Spießerpatriotismus. Nur die Tochter haßt diesen Krieg. Sehnt sich 
nach eine glücklichen Ehe, nach Mann u. Kind. Erkennt mehr u. mehr, 
wie dieser Krieg ihr ganzes Lebensglück zerstört, erkennt auch mehr 
und mehr die Ursachen dieser ganzen Misere. Auch sie versteht es, 
Menschen zu begeistern, um sich zu scharen und nach dem 
Zusammenbruch mit ihnen ein neues Leben anzufangen. Auch 
hochpolitisch könnte ein Theaterstück sein (während in den ersten das 
Politische gar nicht erkennbar sein soll. Nur nicht zu dick auftragen). 
Reden, Aussprüche, Schriften der Nazis, Militärs, Reaktion, politischer 
Geistlichkeit zitieren und durch kleine Beispiele, möglichst aus unserer 
näheren Umgebung, in ihrer Auswirkung vorstellen. 

Wir brauchen auch noch sehr viele Propagandisten, die immer und 
überall, auf der Eisenbahn, in der Schlange, am Biertisch, in den 
Wartesälen, Krankenhäusern, im Kino (gute Pointen durch kurze 
Ausrufe unterstreichen), auf der Landstraße jeder Latrinenparole oder 
versteckten Nazipropaganda entgegentreten, nicht durch schimpfen 
oder drohen, nein lächelnd, belehrend, aber durch schlagkräftige 
Antworten den Parolenmacher bei seiner Umgebung ins Unrecht 
setzen. 

Sehr gut sind auch die monatlichen Aussprachen zwischen Magistrat u. 
Bürgerschaft. Dabei nur nicht alles beschönigen wollen, nein, dies und 
das u. vieles andere gefällt uns auch noch nicht, aber wir haben das 
traurige Erbe antreten müssen, die und die Politik der Reaktion mußte 
dazu führen, wir wollen und werden das ändern und fordern alle 
anständigen Menschen zur Mitarbeit auf. Ich könnte Ihnen da so 
manches erzählen. Von Polizeibeamten, die sich auf Diskussionen 
einlassen u. dabei den Kürzeren ziehen u.s.w. 

Zum Punkt Wahlen bin ich der Ansicht, daß alle Gegner der 
Demokratie, also auch den reaktionären Kreisen um Hugenberg u. 
Papen, das Stimmrecht entzogen werden muß. Sie alle haben 
bewiesen, daß sie Gegner der Demokratie sind und können 
logischerweise nicht in einer Demokratie mitbestimmen. 
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Die unter Punkt 3 - Vereinigung von SPD und KPD angeführten 4 
Grundsätze sagen alles, was zu diesem Kapitel zu sagen wäre. Ich 
bin allerdings der Meinung, daß die Vereinigung erst nach den 
Wahlen stattfinden sollte, durch die Vereinigung wird uns ein 
gewisser Prozentsatz Stimmen verlorengehen. Dieser Prozentsatz 
könnte uns um die Majorität bringen, auf die wir hier in der russischen 
Zone doch hoffen! Oder glauben Sie, daß die Querköpfe um 
Schumacher ihre Stimme für eine geeinte Partei abgeben werden? 
Wir haben auch jetzt noch unbelehrbare Revisionisten in unseren 
Reihen. Andererseits sollte von der KPD nie mehr das Wort von der 
"Diktatur des Proletariats" gesprochen werden. Es schadet unserer 
Bewegung mehr als es nützt. Die politischen Kinder, die sich unter 
Demokratie so'n honigsüßes Gemengsel vorstellen, werden dadurch 
abgestoßen. Und - wenn wir uns einig sind, haben wir die Diktatur der 
Mehrheit des deutschen Volkes. Der hat sich allerdings jeder 
unterzuordnen. 

Zu Punkt 4/1 - Sicherung der Volksernährung - verweise ich auf meinen 
Aufsatz: "Das neue Dorf'. Ich glaube, daß wir damit unserer soz. 
Wirtschaftsauffassung sehr nahekommen. Auch die Bauweise dürfte 
die wirtschaftlichste sein. In ein solches Dorf gehören auch 
Gemeinschaftsküchen. Und die Warenverteilung übernimmt der 
Konsum-Verein. Für nicht angebracht halte ich die freien Märkte. 

Erstens: Diese Zeit geht dem Bauer bei seiner landwirtschaftlichen 
Arbeit verloren. 

Zweitens: Der Bauer muß diese Ware teuer verkaufen, denn zu seinen 
Entstehungskosten kommen ja noch Transport zum Markt und 
Verkaufszeit hinzu. 

Drittens: Wird ein großer Teil dieser Waren von Schwarzhändlern 
aufgekauft und mit einem unerhörten Überverdienst weiterverkauft 
werden, bezw. Weiterverschoben. 

Viertens: Besteht keinerlei Gewähr, daß diese Waren auch nur 
einigermaßen gleichmäßig unter das Volks kommen. Auch der Bauer 
wird auf hingehaltene, begehrenswerte Tauschartikel zu Tausch bereit 



sein. Gerade das fOhrt zu sehr viel Mißstimmung unter der 
Arbeiterschaft. 

Ich schlage folgendes vor: Für Produkte, die der Bauer über das 
Ablieferungssoll hinaus zur Ablieferung bringt, können ihm 
Bezugsscheine für ihm fehlende Textilien etc. ausgehändigt werden. Es 
ist dem Bauer aber auch klar und eindeutig zu sagen, daß er, genauso 
wie der deutsche Arbeiter, alles, was er erarbeitet, bis auf das, was er 
für sich benötigt, der Allgemeinheit gegen angemessene Bezahlung zur 
Verfügung stellen muß. Heute, wo deutsche Kinder vor Hunger sterben, 
macht kein anständiger Bauer Tausch- oder Schiebergeschäfte. Wer es 
trotzdem tut, richtet sich damit selbst. 

Ich bin mir klar, daß es eine schwere Aufgabe ist, Dörfer in der 
vorgeschlagenen Form aufzubauen. Vielleicht lassen sich vorerst 
einige Musterdörfer dieser Art errichten, die dann Schulungsstätten für 
unsere Jungbauern sein könnten. Hier könnten die Menschen am 
praktischen Beispiel herangebildet werden, die später einmal die 
Führung der Landwirtschaft übernehmen sollen. Ich glaube, den 
Jungens würden doch die Augen aufgehen, wenn sie den Unterschied 
zwischen einer sauberen, mit allen Mitteln moderner Technik 
ausgerüsteten Bauernwirtschaft und ihrem Dreckladen (denn das sind 
80% aller Bauernhöfe) zu Hause sehen. 

Zum "Neuaufbau der Industrie" siehe den beiliegenden Aufsatz für die 
D.V.Z. Wir müssen zum mindesten dahin kommen, daß nur das 
volkswirtschaftlich Notwendige produziert wird. Das kann es nicht mehr 
gehen, daß jeder kapitalistische Schubiak sich irgendeine Salbe oder 
Heilerde oder Kruschen-Salz zusammenbraut und dann damit aufs Volk 
losgelassen wird. Keiner kann produzieren, was nicht staatlicherseits 
gutgeheißen wurde. Es sollte eine staatliche Institution geschaffen 
werden, bestehend aus erstkl. Organisatoren, den tüchtigsten 
Ingenieuren, Technikern, Facharbeitern u. Erfindern. Sie erhalten eine 
entsprechende Fabrikanlage gegliedert in eisen- etc., textil·, holz·, 
leder·, genußmittel-, keramikwarenverarbeitende Abteilungen. 
Angegliedert sind ein chemikalisches und ein physikalisches Institut. 
Hier wird alles untersucht, geprüft. Diese Einrichtung steht in ständiger 
Verbindung mit dem ganzen Volkes, das- ebenso wie die herstellende 
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Industrie· neue Ideen, Verbesserungsvorschläge betr. Konstruktion, 
Arbeitsverfahren und zu verwendendes Material prüft und zur 
Belohnung vorschlägt. 

Auch hier muß eine geschickte Propaganda einsetzen, die vor allen 
Dingen dem Konstrukteur, Ingenieur etc., Physiker u. Chemiker klar 
macht, daß er in der demokratischen Wirtschaft freier, ungehemmter 
arbeiten kann wie in der Privatindustrie, daß ihm Aufstiegsmöglichkeit 
bis zum Fabrikleiter gegeben ist. Auch an sein vaterländisches Gefühl 
appellieren. Ihm klar machen, daß es eine schönere Aufgabe ist, an der 
Befriedigung seines Volkes mitzuarbeiten, wie den Profitinteressen 
eines einzelnen Unternehmers zu dienen. Der Ingenieur muß auch viel 
mehr mit praktischem Wissen ausgestattet werden. Diese jungen 
Ingenieure, die mit ihrem Schulwissen in den Betrieb kommen, sind 
etwas Fürchterliches. Vielleicht müssen wir hier mit etwas ganz Neuem 
kommen: dem Facharbeiteringenieur. 

Auch unsere Facharbeiterjugend muß noch besser ausgebildet werden. 
Diese jungen Menschen müssen von allem eine Vorstellung haben. 
Wie eine Uhr, ein Kochtopf, Gußstücke, Schmiedestücke, 
Klingenartikel, Ziehteile, Bänder, Spritzgußteile, vor allem auch 
Werkzeuge, Tuche etc. etc. entstehen, alles das müssen diese 
Jungens mal mit eigenen Augen gesehen haben. Dieses Wissen und 
das "wie man eine Arbeit anfaßt" wird sich in ihrer späteren beruflichen 
Tätigkeit sehr vorteilhaft auswirken. Alle hergestellten Waren durch 
Konsumgenossenschaft, landwirtsch. Genossenschaften, 
Baugenossenschaften etc. restlos erfassen. Diese Stellen sind alle mit 
ihrem Kopf für zweckmäßige u. gerechte Verteilung verantwortlich. 

Werter Genosse! 

Leider langt meine Zeit nicht dazu, zu allen Fragen Vorschläge zu 
machen. Wenn Wert darauf gelegt wird, bin ich gern bereit, meine 
Ansichten über 'Volksbildungswesen", "Freie Deutsche Jugend", 
"Schulwesen", "Gesundheitspflege", "Währung", "Religion", "soziale 
Fürsorge" und "Wohnungsbau" darzulegen. Auch über "Transport und 
Verkehr" wäre manches zu sagen. 



Es ist das Erstemal, daß ich mich mit allen diesen Fragen so eingehend 
befasse und meine Gedanken schriftlich niederlege. Etwas gedacht 
habe ich mir schon bei alle dem, was ich im Leben gelesen, gesehen 
und gehört habe. Aber den Extrakt daraus ziehe ich jetzt zum 
Erstenmale. Die Arbeit, die ich mir hier gemacht habe, ist getragen von 
dem Willen, wenn möglich auch einen Baustein zu unserem 
demokratischen Staate beizutragen. 

Ich bin gern bereit meine Gedanken auch zur sog. Einheitspartei zu 
unterbreiten, wenn ich die Gewißheit habe, daß sich meine Ansichten 
mit dem, was kommen soll, decken. 

Hier bitte ich um vollkommen offenes ungeschminktes Urteil 

Zum Schluß möchte ich der Partei konferenz der KPO wünschen, daß 
ihre Arbeit ein voller Erfolg beschieden sein möge. 

Mit soz. Gruß 

Adam Lammer 
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Leipzig, am 24.2.46 

An das Zentralkomitee der KPO 

Werte Genossinnen und Genossen! 

Im Entwurf der Resolution für die Parteiarbeiterkonferenz am 2. u. 3. 
März Abschnitt 1 Rubrik Gemeindewahlen finde ich etwas 
unvollkommen. 

Ausgeschlossen vom Wahlrecht sollen sein: Mitglieder der SS, des SO, 
Mitglieder leitender Wirtschaftsorgane der faschistischen Kriegspolitik, 
die während der Nazizeit Konzern-, Bank- und Betriebsleitungen 
angehört haben sowie leitende Funktionäre der Nazipartei vom 
Ortsgruppenleiter bzw. Zellenleiter aufwärts, in der HJ vom Scharführer 
aufwärts, heißt es im Entwurf. 

Aber wie steht es mit den Frauenschaftsleiterinnen, wie mit den 
Führerinnen der Hitlerjugend, des BOM? 
Ich schlage vor, diese vom Faschismus geschulten, von der 
nazistischen Ideologie verseuchten Frauen auf jeden Fall vom 
Wahlrecht auszuschließen. Man kann diese Frauen auf keinen Fall als 
nominell und damit als indifferent bezeichnen. Außerdem sind diese 
Leiterinnen und Führerinnen fast ausnahmslos aus dem reaktionären 
Bürgertum hervorgegangen und bedeuten somit für uns eine ernste 
Gefahr. 
Ich bitte, meinen Vorschlag zu prüfen. 

Mit kommunistischem Gruß 
Änne Jonas 
Frauenleiterin der Straßengruppe 1 
Stadtteil 16 Arbeitsgebiet Süd-West 
Leipzig W 31 Zollschuppenstr. 3111r 



An 

'3schdorf, am 24. Februar'1946. 
über Dresden Bad Weißer Hirsch 

'/;.. tl. 

dES Zentr~lkomitee der KPD. 
B e r 1 i n C 2, 

Wallstraße. 76 - 79. 

Vorschläge 
zur Resolution ~ür die Parteikonferenz oer APD. 

Sachbetreff: Beh~~dlung der ehemaligen Pg. 

r~an muß bei der :3ehandlung der ehemaligen NSDAP.-Fu!ll~tionäre 
einen Unterschied zwischen Studt und Land machen. Es gibt ein 
falsches Bild und führt praktisch zu Ungerechtigkeiten, wenn 
man die Inhaber von Parteiämtern auf dem Dorfe mit denen in der 
Stadt auf eine Stufe stellt. 
In den kleinen Dörfern unter 1000 Einwohnern bestanden in der 
Regel auch Ortsgruppen der lTSDAP. Es waren aber Zwergortsgruppen. 
In den kleinen Dörfern war der, Arbeitsanfall innerhalb einer 
solchen Liliput-Ortsgnlppe so gerine, daß der Ortsgruppenle~ter 
wohl in der Lafp. gewesen Vläre, alle Arbeitp.n selbst zu verrJ.ch­
ten. Der Elockleiter in einer StadtortsaruuDe hatte eine größere 
Arbeits'Leistunr zu beweltigen als der Ortsgrupuenleiter eines 
kJeinen Dorfes. Der Hang zu Überorganisation führte aber dazu, 
daß jeder Mitarbeiter einer NSDAP-Kreisleitung auch auf den 
kleinsten Dörfern einen besonderen Sachbearbeiter seines Auf­
gabengebietes haben wollte. 

So kam es, daß auch auf den Dörfern unter 1000 Einwohnern "Pa::-­
teiämter" eingerichtet wurden, die aber meist nur auf dem PapJ.er 
standen oder aber nur geringe Arbeit erforderten. Die Elockleite~ 
Zellenleiter, Amtsleiter, soweit es sie auf den Dörfern über­
haupt gegeben hat, traten in den kleinen Ortsgruppen so gut wie, 
gar nicht in -Erscheinung und wurden im Dorfe meist ni cht als I! 
politische Aktivisten empfunden. Auch die sogenannten Glieden1ne~ 
spielten auf dem platten Lande eine untergeordnete Rolle. Die 
Frauenschaft war oft ein Kaffeekränzchen ohne politische Bedeu­
tung. Man tut diesen Dorforganisationen viel zu viel Ehre an, 
wenn man sich überhaupt noch mit ihnen beschäftigt. 
Es wird deshalb vorgeschlagen: 

in den Dörfern unter 1000 Einwohnern werden die Inhaber von 
Parteiämtern als kleine Pg. betrachtet und den nominellen Mit­
gliedern der Nazipartei gleichgerechnet. In Zweifelsfällen ent­
scheidet der örtliche Antifa-Ausschuß. 

Als leitenden Funktionär könnte man höchstens den Ortsgrup­
penleiter betrac~n. Es hat aber auf den kleinen Dörfern auch 
Ortsgruppenleiter gegeben, die man beim beste~ Willen nicht als 
Aktivisten bezeichnen kann. Auch hier sollte die Stellungnahme 
des örtlichen Antita-Ausschusses ausschlaggebend sein. 
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Berlin':'Pimkow, den 24.2.1946' 

An das 

Zentral-Komiteeder KPD, 

B e r,l i n C 2 
================== 
Wallstr. 76- 7~ 

Die Straßengruppe Ii, der Stadtteilleitung, I, der VBL Pankow, 
hat sm 22. Februar 1946' zur ReSolution für die Parteikonferenz der 
R'PD sm 2. und 3. März 1946 Stellung genommen und beschlossen, fol­
gen~e Vorschläge dem ZK zu unterbreiten: 

Zu Punkt 2 der Resolution: 

Es wird vorgeschlagen, 'Richtlinien für die Behmdlung der ehe­
maligen nominellen Pg's herauszugeben, damit die BehS!ldlung 
derselben bei den Ortsgruppen und einzelnen'Straßengrunpen der 
Partei einheitlich durchgeführt wird. Darüberhinaus, wtire es 
vielleicht zweckmäßig, ,wenn in den Ortsgruppen bzw. Straßen- ' 
gruppen Ausschüsse gebildet werden, die die einstigen Nazi­
Anhänger bezüglich ihrer politischen Vergangenheit genauestens 
prüfen'. Hiermit wäre eine Gewähr gegeben, nur die wirklichen 
ehemaligen Mitläufer der Nazi zur S!ltifaschistisch-demokrati­
schen Arbeit herS!lzuziehen und darüberhinaus, dieselben in den 

,Genuß der politischen Schulung unserer Partei kommen zu lassen. 

Weiterhin ist aufgefallen, daß die Mitglieder der SA bei 
der Ausschließung vom Wahlrecht nicht mitaufgeführt sind; 
Es wird angenommen, daß hier nur ein Druckfehler vorliegt; 
denn es ist für uns eine Selbstverständli'chkei t', daß auch 
jedes einfache Mitglied der ehemaligen Sturmabteilung'der Nazi­
Partei kein Wahlrecht genießen darf. , ' 

Zu Punkt 4 der Resolution: 

Es wird begrüßt,daß die Kosten zur Wiederherstellung der 
beschädigten Wohnungen usw. z.T.durch die Mieteinnahmen der 
Hausbesitzer,~i/i über die laufenden ~usgaben (einschl., Haus­
Instandsetzungsabgabe) i/I. hinausgehen; dazu erfaßt werden. ,.' 
Denn es ist nur recht und· bl.llig," daß in, Unserem kommenden· 
demokratischen Staat 'der Rauseigentümer; durch~ d'ie Abschaff'U.ilg. 
seiner mühelosen Gewinne, somit zur, Arbei t, gezwungen wird .,' 
und nicht wie bisher,' auf. Grund' seines' Vermögens, ein ,Drohnen~, 
leben führen. kann,,: " . ,.' , . 



, . Die' Mi tgJieder' dez: S'traßengruppe, IV I --wiiti.schen der pa.rtei~ 
'korutrerenz'vollen Erfolg bei Ihrer. Arbeit zum Aufbau unseres 
neuen antifaschistisch-demokratischen -Deutschlarilp und somit. 
zum Wohle der gesa.mten Deutschen Arbel terschaft. -

Straßen-Gruppe IV 
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An 
das Zentralkomitee der KPD 
Berlin 

Dresden, den 25. 2. 1946 

In dem Entwurf der Resolution für die Parteikonferenz der KPD am 
2. u. 3./3. 46_wird, wie schon so oft, der Zellen leiter der Nazipartei als 
leitender bezw. führender Funktionär bezeichnet. So heißt es in dem 
Entwurf, daß von den Gemeindewahlen die leitenden Funktionäre vom 
Ortsgruppen- bezw. Zellenleiter an aufwärts ausgeschlossen werden 
sollen. Sie stellen also hier den Zellenleiter mit dem Ortsgruppenleiter 
auf eine Stufe. Es ist anzunehmen, daß hier eine Verwechslung 
zwischen Stützpunktleiter u. Zellenleiter vorliegt, denn der 
Stützpunktleiter stand dem Ortsgruppenleiter gleich, oder aber es liegt 
eine Verkennung der wirklichen Tätigkeit des Zellenleiters vor. Ich 
gestatte mir deshalb Ihnen die Funktionen, die ein Zellenleiter hatte, zu 
unterbreiten. 

Zunächst der Aufbau innerhalb der Ortsgruppe: 
Als unterstes Organ der Block- u. Zellen leiter, welche auch bei jeder 
Gelegenheit gemeinsam genannt wurden, dann kamen die Amtsleiter, 
wie Geschäftsführer, Personal-, Propaganda-, Organisations-, 
Schulungs-, Presse-, Kassen-, Film~ u. Funkamtsleiter und die 
Amtsleiter der DAF u. NSV u. dann die Ortswalter der DAF u. NSV und 
zuletzt der Ortsgruppen leiter. Z,B. hatte der Ortsgruppenleiter 
regelmäßig Amtsleiterbesprechungen, wozu niemals die Block- u. 
Zellen leiter hinzugezogen wurden. 

Und nun die Tätigkeit des Zellenleiters: 
Der Block- u. Zellenleiter waren nur die Boten der Partei, wobei der 
Blockleiter ein viel größeres Betätigungsfeld als der Zellenleiter hatte, 
denn der Zellenleiter hatte mit der Bevölkerung überhaupt nichts zu tun. 
Der Zellenleiter war nur die Mittelaperson zwischen Ortsgruppe u. 
Blockleiter. Alles was der Blockleiter zu erledigen hatte, holte der 
Zellenleiter in der Ortsgruppe ab und stellte es den Blockleitern, in 
meinem Falle waren es 4, zu. Außerdem rechnete er die von den 
Blockleitern kassierten Parteibeiträge mit dem Kassenleiter ab. Damit 
war die Tätigkeit des Zellenleiters, die man bestimmt nicht als führend 



bezeichnen kann, erschöpft. Einen Einfluß oder Einblick in die 
Geschäftsführung oder in parteipolitische Maßnahmen hatte der 
Zellenleiter keinesfalls. Was er in der Ortsgruppe abzuholen hatte, lag 
in seinem Fach, dort nahm er es heraus u. verschwand wieder. Hieraus 
wollen Sie ersehen, daß der Zellenleiter tatSächlich nicht als führender 
Funktionär anzusehen 'ist, sondern nur eine ganz untergeordnete 
Position einnahm und wenn man die Verantwortung u. Betätigung 
zugrundelegt, eigentlich noch unter dem Blockleiter stand. Daß der 
Block- u. Zellenleiter eine Kategorie waren, beweisen ja auch die 
gleichen Rangabzeichen an der Uniform. 
Aber all dieser Zinnober ist ja nun Gott sei Dank vorüber, wir sind sehr 
schwer enttäuscht worden und wollen nun umsomehr am Neuaufbau 
mithelfen. Es wird wohl wenige geben, die das bis heute noch nicht 
eir;1gesehen haben, wie schwer wir betrogen wurden. 
Und so bitte ich Sie, erkennen Sie aus meiner Darlegung, daß der 
Zellen leiter tatsächlich nicht als leitender oder führender Funktionär 
anzusehen ist und revidieren alle Ihre Anordnungen und Maßnahmen in 
bezug auf die Zellen leiter, so daß diese günstiger bezw. milder 
behandelt werden. 

Hochachtungsvoll 
WillyKlemm 
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KOIIImunisUsche Partei Deutschlands 
Bezirksleilung Gr,;,ll,Hessen' . 

.. 1'ranldurt a. Milln, Gutieulstr. '-12 
Telefon 32876 

An das 
ZR. der KPD. 
B e r 1 i n 
\i~l1str. 76-79 

Werte Genossen! 

Frankfurt A.M., ·25.Febr.1946 
F/W. . 

Die Bezirksleitung Gross-Hessen hAt sich in ihrer Sitzung vom 
23.2.46 mit dem Entwurf zur Resolution für die Pqrteikonferenz in 
Berlin beschäftigt und dnzu folgend ermessen. Stellung genommen~ 

1. Die Bezirksleitung billigt vorbehaltlos die in der Resolution 
vorgenommene Einschätzung der politischen Loge in Deutschl?nd, 
die Beurteilung der Politik der Partei seit dem 1.ufruf" des ZK. 
vom 11.Juni 1945 und die prpktiSChe Aufg~benstellung für die 
nächste Periode. . 

2. Die BL. stellt jedoch kritisch fest, dASS die Kapitel 2 bis 4 
im wesentlichen Ruf Grund der politischen Verhältnisse in der 
Sowjethone formuliert' wurden. Sie ist sich d~bei nicht darüber 
im klAren, ob diese Formulierung vom Gesichtspunkt der Verhält­
nisse in der Sowjetzone nicht mit voller Absicht geschehen ist, 
so wie es ,ouch in einer Pressemitteilung hiess; dRss ctGäS:":; ,-,ua 
den West·zonen zur Reichsp8rteikonferenz erwertet wer en. .us 
diesem Grunde sieht die BL. Ruch vorläufig dAvon ab, Abänderungs­
vorschläge einzubrinben, die sich mit einer konkreten nerstellung 
der Verhältnisse in der amerikAnischen Zone oder mit einer de­
tAIllierten Auf"gAbenstellungder Partei Ln dieser befp.ssen WÜrdelJ.. 
Sie ist der Meinung, dass eine schematische ÜbernAhme der für die 
Sowjetzone aufgestellten praktischen Forderungen Auf die West- .. 
zonen Verwirrung anrichten k5nnte bzw. von den Massen der Bev51-
kerung nicht verstanden würde. 
Als Beispiel hierfür führen wir an: 
Im KApitel 4. Abs. 1: "Festigung der Bodenreform usw." "Steuer-: 
begünstigung für Neubauern" - "AUfbau der Vereinigung der gegen­
seitigen Bsuernhilfe" - "Ausbsu ihrer Geräte:verleihstellen usw." 
Im Abs~tz 2: "Die Grundlage für den Aufbau ist der Wirtschpfts­
plan." usw. 
Absatz 9: "Die Fr~ie Deutsche Jugend ist. eine einheitliche p.nti­
faschistische Jugendorganisation ouf der GrUnd~age der Jugend-
gruppen der Betriebe, Wohngebiete .usw'". . 
Auch in den übrigen Absätzen des Kapitels 4'müs~n zumindest Er- . 
gänzungen eirgefügt werden, die den in den Westzonen ~ordringl~chen 
Sofortmassnehmen entsprechen, Massnahmen, die durch die .foJlge-. 
schrittene Demokratisierung der Verwaltung und andere gesetz­
liche Tatsachen in der Sowjetzone heute,bereits überholt sind. 
Dies trifft insbesondere zu für die Aufgaben euf dem Gebiet der 
Sicherung der Volks ernährung , des N.euaufballB der InduBtrie und 
der Entwicklung des Volksbildungswesens-



3. Kapitel 2. Das Zitat aus dem Au:fru:f des ZK vom 11.6.: "Wir sind 
der Auffassung ••• " kann sich nicht ausschlissslich stütztn au:f 
die in den ersten beiden Sätzen des Kapitels gemllchten Fest­
stellungen. Dess es falsch wäre, Deutschland ein Regierungs­
system irgendwelcher anderer Staaten eu:fZllzw~en, müsste 
unterstrichen werden, Ohne es sllein zu begrun en mit den "be­
sonderen Verhältnisseü. wie si~ in De~tschlend nach der Zer­
trlimmerung des Hitlersystems besteh'm", denn: -die Abwehr gegen 
Versllche zur Einführllng fremder Regierungsformen insbesondere 
in den westlichen Zonen ist gleichbedeutend mit dem Kampf sm 
wirkliche Demokratie~ 

4.Im K~pitel 4 müsste nRch dem.Absatz über das demokratische Mit­
bestimmungsrecht der Arbeiter in der Vjirtscheft hervorgehoben 
werden, in welcher Form sich die Reaktion in den Westzonen ge­
rade in der Wirtschaft zu a"mmeln versucht: Rolle der Industrie­
und HpndelskAmmern, Neubildung vcn Arbeitgeberverbänden, .Belaeeung 
von Reektionären Ilnd 1111 i tRristen in den iietrlebe1ei tungen. SA-
botage der Froduktion usw. ' 

5. Im ~"pitel Gemeindewahlen müsste Bezug genommen werden ~uf die 
Erf~hrurigen bei den VI.?.hlen in der' amerikflnischen Zone und ~"rpn 
Anknüpfend die Voraussetzungen für eine wirkliche demokrp,t~eche 
Wahl in den übrigen Zonen formuliert werden. Bei der Aufzählung 
der llAzi"ktivisten fehlen die höheren Grede der 51.. Die Formu­
lierung"vom Ortsgruppenleiter bzw. Zellenlei ter" ist' zweideutig. 

6. K"pi tel JJctionseJ!mhei t~ Statt: "Die Fe~nde der Einheit w~llen ver­
hindern dnse eine gee~nte starke Arbe~terklAsse zu dem ~?ft­
zentrum'wird ••.•• " sollte es heisseIl': "Die Politik der Feinde 
der Einheit, die nur perteiegoistiechen Zielen dient, verhindert 
praktisch,dE'es eine geeinte ••••• ". 
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Strassengruppe 582 
Stadtteil X 

Berlin, den 25. Februar 1946 

Bezirk Friedrichshain 

Zentralkomitee der 
K. P. D. 

Berlin C. 2 
IYalletr. 76 

Betrifft: Resolution zur Parteikonferenz 2.u.(.3.1946. 

Wir Mitglieder der 5tra,ssengruppe 582 des Stadtteile X, Bezirk 
Friedrichshain sind dem Ersuchen des Z.K. um Stellungnahme zum.' 
Entwurf der Resolution für die Parteikonferenz der K.P.D. n~ch­
gekommen. Alle Aufgaben, aie sich die K.F.D. beim' lieuaufbeu 
Deutschlands gestellt hat, fanden vorbehaltlose ZustiIDffiung unse­
rer Genossen. In eingehender Diskussion, an der aich sämtliche 
anwesenden Genossen beteiligten, wurden aber auch iläng~l. und 
Fehler geschildert, die abzuändern, dringende Angelegenheit der 
~le~~Llrig sein SOllte. ". _____ .... ~ ... "~O""."",~" .... 

Grundlegende Vorauseetzung für eine demokratisohe Erneuerung 
Deutechlands, ist die gründliChe S<i.uberung aller Selbstverwal­
tungsorgane und Wirtschaftsatellen von Faschisten und li.ili ta­
risten aller Art, eine Aktion, die zum grössten Teil, wes den 
Sowjetsektor anbelangt, !lls abgeschlo!"sen gelten, darf. Bei der 
Neubesetzung dieeer Funktionen, insbesondere derjeniben unter­
geordneter Natur, unterlaufen Fehler, welohe unsere Bevölkerung 
in der Beurteilung der neuen Verwaltung, gelinde ausgedrückt, 
sehr erbittern. So umfassend und erschöpfend alle MasBRahruen 
auf den ersten Bliok erSCheinen, so' müsste die'Parteileitung 
unter allen Umständen versuchen, hier grundlegenden Wandel zu 
SChaffen. Die sittsam bekannten Kräfte der Reaktion'nutzen 
diese Situation geschickt aus und verSUChen, alle Fehler, die 
unterlaufen, unserer Partei in die Schuhe zu schieben. Dadurch 
gerät die K.F.D. in starken Misskredit, eine Tatsaohe, die 
sich.nioht bestreiten lässt, und die bei allen Genossen grösste 
Sorge auslöst. Durch das neue Mannöver der Reaktion, ihre Fosi­
t.ionel;). naoh und nach von unten herauf zu erObern, wir denken 
,lüj!rbei an sämtliche Stellen" di..e (,mi t der Abfertigung des Fub­
likUins, :zu,'schj,iffen haben. (Kar'tenst'ellen, Polizei, Wirtschafts­
stel1en!~Sozialamt usw.) schlagen wir deshalb vor: 

1) Genaue Kontrolle der politiachen Verganganheit, insbesondere 
der sogenannten Nicht-P.G's., sowie strengste Siohtung aller 
neuen Bewerber. 

2) Sohaffung eines zentralen Kontrollrates, aus zuverlässigen 
und bewlhrten antifasohistiachen Kräften, dem ausschliesslioh 
die Aufgabe zufällt, Einstellungen vorzunehmen. 

3) Voraussetzung der verlangten geistigen und körperliohen 
Eignung. 

4) Regel~äeeige Abhaltung 'von Lehrgängen allgemeinbildender 
eowies spezialler Art (Verkehr mit dem Publikum)., 



5) Austausch geeigneter Kräfte untereinander. 

Ferner vermiessen wir im Entwurf zur Resolution Hinweise, wie sich die, 
Parteileitung die weJl~ische Entwioklung unseres Wirt­
schaftslebens vorstellt und damit snoiög'"dle'"tj'mites'tln'tUng unseres 
Steuerwesens. Ohne einschneidende Maaan3hmen im deutschen Währungs­
slstem,verbunden mit einer durchgreifenden Steuerreform, sind alle 
Anstrengungen aus unserer Notlage fte~aus~ukommen, nur Ansätze und 
Stückwerk. Zu diesen beiden Punkten schlagen wir vor: 

1) Alle Verspreohungen von restlo~p.r Enteignung der Flnanzgrössen, 
Kriegsverbrecher und aktiven Nazis endlich wahr zu mschen. 

2) Alle beschlagnahmten Vermögen und Vermögenswerte in die öffent­
liche Hand zu leiten,", die dafür ,Sorge zu tragen, hat" dass die 
Not de'rjeni"gen," d"ie"durch den Krieg "alles verlören !:iaben; wenig­
stens teilweiee gelindert wird. 

3) Verwaltung dei" -enteigneten Fabriken, 'Banken usw. durch Stad t­
bezw. Provinzialverwaltungen. Nutzbermachung des Gewinns fUr die 
Allgerueinhei·t. ' 

4) Dauernde Sperrung aller Bankguthaben über. 3000 Mark. Verwendun( 
der evtl. verbliebenen, Werte für däe Wiederaufbau. 

5) Grundlegende Steuerreform unter der'Devise: "Wer viel verdient, 
soll mehr Steuern za~en." 

6) Energisohe und rüoksichtslose Ausrottung des Sohwarzen Marktes. 
Anweisung an alle Preiaüberwachungsstell'en, endlich Schluss zu 
ma'ohen n;i t ,den lächerlichen Geldstrafen" und duroh drakoni Bche 
M~ssnahmen, einschliesslich Freiheitsstrafen Ordnung zu aohaffen. 

Betreffs der'klemen Pg's" bitten wir die ein~elnen Verwaltungsbe­
zirke , Anweisung zu geben, noch keine Pg,' s aufzunehmen. Die Ausfüh­
rungen des Genoesen Pie 0 k sind von vielen Genossen falsch ver­
st?nden worden und ,haben aus einer Isolationspolitik eine Aufnahme 
in die K.P.D. gemacht. Wi~ wir in Erfahrung brachten, wollen im 
Bezirk Kreuzberg einzelne, Funktionäre schon dazu übergehen, pg's.in 
die K.P.D. aufzunehmen. 

Gruppenlei ttmg 

Chlttbowski 
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Berlill, du 25. Februar 1946. 

Ergaazu-gea zu dem Eatwurt der Partei - Resolutioa tür die Partei­
Kollfereaz am 2. uad 3. März 1946. 

Die Bt.rasseqruppe 574 FriedrlchshaiJI. begrÜBst die i.III. Eatwurf der Par­
tei-Resolutioa aiedergelegtea Richtlilliea uadMassaahmea zur Eataazi­
fizierUag der Verwaltuagea uad Betriebe. Die Strasseairuppe sieht ill '~r 
Durchtühruag dieser Aufcabea die Vor~ussetzuag für eille reibuagsloae 
Äufbauarbeit uad Produktioassteigerung,sow~e eiller vorbildlichea demo­
kratischea Arbeit 'der Verwaltuagea uad ~triebe. Im Widerspruch zu di.­
sea Rich'üliaiu stehea jedoch: die Vorschläge über die ~h8Jldl~g_ der 

, .. 1).... ' ' 

kleillea Pg.ts,uad der geaaaatea Mitläufer der Nazipartei. Die Straseea-
gruppe ist sich darüber einig, dass ei. bestimmter Teil der kleiaen Pg.'S 
aicht so harmlos war, wie sie es heute ger. scheiaen möchtea. Eia be­
stimmter Teil der Pg.' S ware. die DeauziaAten, die die Geaossea ia die 
Kz.ts gebracht uad die BevölKeruIg 12 jahrelaag terrorisiert habe •• Es 
silld d;i.e Pg.' s .. die heut,e eill' Heer von 'RechtslIllwälte. gegell die ,Arbei­
teadea~~ringea und wo sie nur kö~en, den Wiederaufbau sabotie­
rea. Die Strassengruppe 5?4 FriedrichshaiJI. emptiehlt tolgeades zur ße­
handluag der Pg.t s : 

Eia Urteil der Eiastellung der Pg.'. zum demokratische. Aufbau ist z.Z. 
.och ver~rüht. Sie si~d der Meiaung, dass die Pg.t s sich erst die volle 
berechtigte. ~afügung in die Gemeinschaft verdiene. müssen. Zu diesem 
Zweck'werden sie vo. den Arbeitsämter. erfasst und von diesen zu r prak­
tischea Arbeit uad zwar lIll der Trümmerbeseitigung und sm. Aufbau 'des 
Verkehrs ~d der Produktioasstätten miadestenp 1 Jahr beschäftigt. 
Nachdem sie sich eia Jahr bewährt 'und im aeue. demokratischea Siaa be­
wegt haben, erhalten sie vom Betriebsrat eiae Fr~istelluigsbescheiIigung 
welche sie berechtigt, dem FDGB uad eiaer Partei beizutretea, um somit 
vollwertiges Mitglied der Gesellschaft zu werden. Die~eaigen Pg.ts, 
'welche sich weiger., sm. Aufbau illitzuarbeiten, werden dtia aktivea Pg.'s 
gleichgestellt und als solche behaadelt. 

Zur Frage des Rwadfunks wird aageregt, bei Tagllllgen des FDGB und der .~ 
beiden Arbeiterparteien das gesamte Programm auf Schallplatte aufzuaeh­
men, und im Rundfunk lückenlos zu übertragen. Da zwei Wellealiiagea zur 
Verfügu:a.g stehe., lässt sich dieses' leicht durchführ,Ba, !adem eille Wel­
lealäage für die ßbertragung derVeraast81tUnge. des FDGB uad der Aruei­
terparteiea zur Verfügung gestellt werdeR kQ;u.e ... 

" ~r4Mt~, 
, '. rr cfd;" PP?, 



Die am 26. Februar tagende Stadtteilversammlung Noltke der KPD, 

Stadtkreis Ebersualde schlägt zum Entwurf der Resolution zur Partei­

arbeiterkonferenz folgende Änderungen vor: 

In-Abschnitt I: Kampf um die endgültige Liquidierung von Faschismus 
und Reaktion - . 

soll es im zweiten Absatz heissen: 
statt n In der von Sowjettruppen besetzten Zone' ist die gesenwärtige 
-Lage. charakterisiert· dli:cch die Säuberung der V.erwaltungen und Be­
triebsleitungen von von'Faschisten" . 

folv;endermB.ssen: . _. .., 
"In der von Sowjettruppen besetzten Zone ~st d~e gegenwart~ge 
Lage oharakterisiert durch die Säuberung der Verwaltungen und 
Betriebsleitungen von ehemaligen lliteliedern der r.SDAPund ihrer 
sämtlichen Gliederungen soviie von solchen Personen, die als stützen 

der :rrD.zihe::'2·sch~t zu bezeichnen \"laren. n 

In Abschnitt 11 " Die demokratischen Initiative ,des VoH:es US\'1. n 
heisst es un".efähr in der Mitte: "Durch Bile.ung von Ausschüssen für 
Wohnungs- u.;.1~ Ernährungsfracen, für Wirtschaft, für Finanzfragen 
und dergleichen sine. neue .Fl·auen und ll~"1..L,er aus dem Volk zur ehren­
amtlichen Arbeit in den Selbstverwaltungsorc=en herw;tzuziehen." 

Es \'lird um. Eiruugung eines Z usa t z es an dli:eser Stelle .<;ebeten, 
<less llicht nu:.: ehrenamtlich, sondern auch 11 a u p t a :! t 1 ich 
Prauen in stärIrerem liasse als bisher auch in der P.::ovinz zu den 
VeI";;al tlLT1gSorganen herant::ezoc;en we2'den sollen. 

Schliesslich fordert die Stadtteilve~s~ung Moltke, dass in der 
Frage etwa bevors'~ehender Geneindewahlen die Parteil:onferenz 
c;enaue.stens prüfen und diskutieren soll, ob es politisch tragbar 
ist, dass die nominellen·Pgs schon bei den ersten Wahlen zugelassen 
werden, wie aus dem vorliegenden Entwurf zur Resolution ersiohtlich 
ist. 
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Gruppe - Seil heim 

Stadtteil IV Bezirk Kreuzberg Berlin, SO 36, d. 26.2.46 

An das Zentralkomitee der K.P.D. 
Berlin C 2. Wallstr. 76-79 

Stellungnahme der Gruppe Sellheim und der Gruppe 18 zur Resolu­
tion für die Parteikonferenz der K.P.D. am 2.u.3. März 46. 
Wir schlagen folgende Änderung vor. 
Die Millionenmassen der"einstigen Mitläufer der.Nazis. 
Zur Beleuchtung der Pg.Frage möchten wir nur an den Ausspruch 
Hitlers erinnern: "Schmäht mir nicht die kleinen Pgs. Sie sind die 
Garanten des Dritten Reiches. Und waren sie es etwa nicht? 
Die kleinen Pqs. waren die ausführenden Organe, und sie gaben sich 
gerne dafür und dazu her. Tausende und abermals Tausende in die 
KZ-Lager brachten ja diese Pgs, fühlten sich als Denunzianten sehr 
stolz und [sind] somit das Rückgrat des Nationalsozialismus gewesen. 
Auf Grund der Mitglieqerzahl und seiner Mitläufer war es einem Hitler 
nur möglich, einen derartig grauenhaften Krieg zu führen, ja noch vor 
Kriegsende spielten die Pgs. mit einem Sieg auf die Volksmassen 
einen Druck aus. Durch all diese Vorkommnisse haben sich die 
kleinen Pgs außerhalb der Gemeinschaft gestellt und haben auch 
jetzt abseits zu bleiben. Alle Pgs. haben erst eine zweijährige 
praktische Aufbauarbeit zu leisten und werden in erster Linie Schutt 
und Trümmerhaufen beseitigen müssen, also praktische Arbeit 
leisten. Denn genannte Pgs arbeiten am wenigsten, bevölkern aber 
am stärksten den schwarzen Markt. Eine Aufnahme der Pgs könnte 
erst nach einer zweijährigen Bewährung zur Debatte stehen. Diese 
Forderung ist ein berechtigtes Verlangen aller K.P.D.Genossen. 

gez. F. Hellwig 
Org-Leiter d. Gruppe Sellheim 



26.FEB.1946 

Einige Randbemerkungen zur Resolution für die Parteikonferenz 

Zu Kapitell) 
An allen entscheidenden Wendepunkten unserer "glorreichen" 
Geschichte versagte das Volk, weil es versagen mußte. So hat es 
auch an dem Wendepunkt in 1945 versagt. Wo keine 
Voraussetzungen für das Gelingen eines Unternehmens gegeben 
sind, läßt sich unschwer dessen Mißlingen vorhersagen. Ein 
Volk, das durch Jahrhundertlange geschichtliche Entwicklung 
dumm, feige, hörig und engstirnig wurde, kann nicht über Nacht 
zu fanatischen Verfechter einer fortschrittlichen Revolution 
werden. Wer bestimmte und formte bisher die geschichtliche 
Entwicklung ... Die Reaktion. Diese Entwicklung der deutschen 
Menschen in seiner geschtl. Epoche war Stagnation und dazu 
brauchte man den Menschen mit den erwähnten Eigenschaften. 
Forcieren wir unsere Anstrengungen, die Voraussetzungen für 
eine fortschrittliche Entwicklung zu schaffen. Wir bauen damit 
ein Fundament das seinesgleichen in der Welt nicht hat; denn daß 
der deutsche Mensch nicht von Natur aus mit jenen unwürdigen 
Eigenschaften belastet ist, beweisen seine Taten. 
Heute ist offenkundig, daß die faschistischen und anderen 
reaktionären Elemente bis zu Ende bankrott gemacht haben. Daß 
ich nicht lache. Reaktionäre und Faschisten sind am aller­
wenigsten nationale Elemente. Also haben sie noch nicht 
bankrott gemacht, sondern nur eine Niederlage erlitten; es kann 
eine entscheidende sein, wenn sie richtig ausgenutzt wird. Die 
Sowjetmacht mit ihrer absolut dem Frieden dienenden und nur 
daran interessierten Politik ist mir fast die Garantie dafür. Doch 
wer sich über das Wesen "Reaktion" klar ist, muß mit 
Überraschungen rechnen auch wenn sie offenkundiger Wahnsinn 
sind. 

44 

Zu Kapitel 2) 
Wenn die Erfindergabe aller Werktätigen "ausgenützt" wird, kann der 
Aufbau gelingen. 
Dazu ist unerläßlich, daß der Werktätige sich seines Wertes bewußt 
wird und danach handelt. Der klassenbewußte Arbeiter gibt heute als 
Gegenwert nicht nur seine Arbeitskraft, sondern auch seine 
Intelligenz, Initiative und guten Willen her. Diese heutige Bereitschaft 
zum vollen Einsatz entspricht seinem Klassenbewußtsein. Arbeiter 
und Unternehmer sind gleiche Partner. 
Handwerk und Kleinhandel sind im weitesten Maße usw. 
Ist mir nicht ganz klar, welche Funktion der Kleinhandel in seiner 
Masse h~ute noch hat, als die, abzutreten und die Schippe zu greifen. 
Wer I Tag in der Woche arbeitet, um 7 davon zu leben, ist heute nicht 
tragbar. 

(Gehört an den Anfang zu Kapitel 2) 
Wir sind der Auffassung, daß der Weg Deutschl. das Sowjetsystem 
aufzuzwingen falsch wäre usw. 
Diesen Satz kann ich nur unterstreichen. Die deutsche Pleite ist 
einmalig und einzigartig in ihrer Vollkommenheit. Die Argumente 
sind so hinreißend und überzeugend und die Machtmittel, die uns 
namentlich im sowj. Sektor zur Verfügung stehen, so gewaltig, daß 
der Erfolg auch epochemachend sein muß, ohne daß wir auf diese 
Leistung besonders stolz sein können. 
V. Dinder 
BIn. N.O. 55, Prenzl. Allee 229 

[Zeitungsausschnitt] 

Aus "Der Berliner" Nr. 24 v. 23.11. 
Ich verstehe nicht, warum man so sehr auf ihn schimpft. 
Sein Scharf biick ist direkt lobenswert. 
BIn. 24. Febr. 1946 



26.FEB.1946 

Oldisleben 

Entwurfl Resolution der K.P.D. am 2.u.3. März 1946 ist gut: 
Es müßte aber noch an anderer Stelle - Nur wenige 
Hauptkriegsverbrecher wurden verhaftet - Richter, Staatsanwälte, 
Rechtsanwälte waren die gehorsamsten Diener von Hitler, haben nicht 
nach richterlichen, juristischen, menschlichen Ermessen Urteile gefällt, 
sondern nur auf Befehl Hitlers. Diese sind genau so große 
Kriegsverbrecher wie Hugenberg u. Konsorten. Keiner dürfte von denen 
mehr auf freiem Fuße sein. - Wir verlangen, daß diese alle verhaftet 
werden und auf die Anklagebank kommen. 

Mit komm. Gruß 

Fritz Kühne Oldisleben, Schulberg 10 

Seit 50 Jahren gewerkschaftlich wie politisch organisiert, 1919 die 
Ortsgruppe der K.P.D. gegründet und geführt, auch Mitbegründer der 
jetzigen Ortsgruppe, 73 Jahre alt. 
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KommunistiSChe Partei Deutsch!. 
Ortsgruppe Hohenschönhausen 

An dasZ.K 
der KPD 

Bln-Hohenschönhausen, den 26.2.46 
Berlinerstr. 119 

Die Gesamt-Funktionärkonferenz 1S.v.B.L. Ortsgruppe Hohenschönhausen 
beantragt zum Abschnitt 2 "die demokratische Initiative des Volkes" usw. hinter "Sauberkeit 
der Verwaltungsorgane zu sichern" einzufügen: 
Den Wählern muß das Recht gegeben werden, ihre Abgeordneten und Gemeinderäte im 
Falle der Ungeeignetheit wieder abrufen zu können. 
Der Antrag wurde mit 63 Stimmen bei einer Stimmenthaltung angenommen. 

Die Gesamt-Funktionärkonferenz 1S.V.B.L. Ortsgruppe Hohenschönhausen 
beantragt zum Abschnitt 2 betrifft: Wahlrecht, einzufOgen hinter "oder des SO" "Mitglieder 
der SA, Frauenschaft, soweit sie sich aktiv betätigt haben", 
Der Antrag wurde mit 57 Stimmen bei 7 Stimmenthaltungen angenommen. 

Die Gesamt-Funktionärkonferenz 1S.v.B.L. Ortsgruppe Hohenschönhausen 
beantragt zum Abschnitt "Wahlrecht" einzufOgen, hinter "vom ScharfOhrer aufwärts", "auch 
sind Denunzianten deren, Handlungen antifaschistischen Kreisen irgendwie geschadet 
haben, vom Wahlrecht auszuschließen". 
Der Antrag wurde mit 64 Stimmen angenommen. 

Die Gesamt-Funktionärkonferenz 18.V.B.L. Ortsgruppe Hohenschönhausen 
beantragt zum Abschnitt 2 einzufOgen den Passus "Bereinigung des Justizwesens von 
Reaktionären oder nazistischen Richtern und Staatsanwälten. 
Der Antrag wurde einstimmig angenommen. 



Antrag. 

.r;ie Ges('.T.t-Funktio!l:1rl;:onfsr r"nz lo.;r. ~.L. O:L"t.:JgxIl.PPc. liow)nsC):öni,uusen 
~car..t:r5t;""G ZUCl ..I\.bsclmi ~t 4. i ... ba, 1 t;inZiUi'Ü.iJ~;. i1i.:.'!. t ... ,X' n Jc':~t:'(.lill2..ll::lt:.l t:..a...! 
:Jch?"ßrz-?!l !ft.~:!"'1~·, "Ausbc.t:. der P=€isäeter u~d ri..1cl:~:'cht~lo se 3eEtrr.fu.o.s der 
"reis"ucherer c.urch Sct.ließ=g der Jeschii:fte und i:;inziehilug der Yer::;ögtln.' 
.x3r An:trE.g 1I'urde einstimmig angenor.unen. 

An t rag. 

Die Geaamt-Funktionärkonterenx l8.V.B.L. Ortsgruppe Hohenaohtlnhaueen 
beantragt zum Absohnitt 4 Absatz B einzutUgen hinter"kinderreiohen Haue­
halten ist zu erhtlhen. "bei nachweislioher Aktivität als Nazisten fällt 
die 1Irhtlhnng :ron". 
Der Antrag wurde mit 57 StiDmien daf'ür und 15 dagegen und 2 Stimmenthal tung 
angenommen. 

Antre.g. 

Die GeB&mt-Funktionärkonferenz la.V.B.L. Ortsgruppe RohenlchHnhaulln 
beantre.gt r:wn ,Ab IIOhni tt Abaohnitt 4 Absah 3 lI!Ii Sohluß hiuzlUnfUgen: 
"So~i~ von ~ntrollorganen der Mieter in den Wohnblooks, insbesondere 
;n ,den Wohnsied1angen der Wohnungabaugeaellsoha:rten, die mit Hilfe stset­
lioher ~der stä~ti8oher Gelder gebildet wurden. 
nie gesdtzliohe Verankerung des Mitbestimmungsreohtes dieser Organe beim 
Wiederbufbau bzw. der lnatandBetzungsarbeiten von Wohnungen. 
KOntrollrecht dieser Organe aber dae Finanzgebahren der Wohnungsgeeell­
Bohaften". 

Der Antrsg wurde mit 64 Stimmen angenommen. 

A n t rag • 

Die Geeamt-Funktionärkonferenz 18. V .B.L. Ortagruppe HohenschBnhaus,en 
beantragt l'ium Abschnitt .. Absatz '1 hinter "1!'örderung der Begabten· einzu­
fügen, "Sohaffung von Elternbeiräten an allen Schulen". 

Der Antrag wurde mit 64 Stimmen, also einstimmig angenommen. 

A. n t r ft g • 

Die Geaamt-FunktionärkoDrerenz 18. V.B.L. Ortsgruppe Hohenecbtlnhau­
'aBU beantragt zum Abschnitt 4 Absatz 6 iet hinter "auf üer Heimreise" ein­
zufügen: "Der Auetausch von riicht vorbelasteten Kriegsgefangenen gegen ak­
tive Nazis ist bei der interalliierten Besatzungebehtlrde anzustreben". 

-Der Antrag wurde mit 62 Stimmen bei 2 Stimmellthtütung '·8.ngsnomrnen. 
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!_~_~!! __ !~E~~L-1_iE!:!:!!~ii~~2. Ebersbach(Sachs),den 26.2.46 

beim Bahnhof Ebersbach(Sachs) ------------------------------

~_~~!!~_~_~_!_E_~_!_!_~_~_!_!~_~ __ ~~E __ !_~~~ 

~=~=~=~=~=~==g=~ 
Wallstraße 16 - 79 

!!~!E~ Reeolution für die'Parteikonferenz der KPD rum 2.u.3.3.46 

Die Mitglieder des FDGB Verb.7 (Eisenbahn) beim Bahnhof 
Ebersbach(Sachs) (100 %'or~anisiert) stimmen der für die rum 2.u.3. 
März'1946 stattfindenden 'Parteikonferenz der KPD zum Ausdruck ge­
braohten Resolution betr. Behandlung der eh~m.kleinen Pg. vollin­
haltlich zu. Man gebe diesen kleinen Pg. Gelegenheit zur positiven 
Mitarbeit/nehme den starken physischen Druck/der durch die Un­
sicherhe,it auf diesen Leuten lastet und eine s,tändige Unfallquelle 
darstellt,von ihnen. Es dürfte dieses um so leiohter sein,da es 
sich vorwiegend um ältere Leute,die z.T. schon jahrzehnte lang im 

,Dienst sind,handelt und die ja sohließlioh damals nur dem dauernd~ 
Druck,der betreffs Enverb der Mitgliedschaft bei der NSDAP durch 
die Verwaltung(Amtsblätter,Unterricht u.s.w.) ausgeübt wurde,er­
legen sind. 

Der Gewerkschaftsausschuß 



KommunistisGhe Partei ,DeutschLands, 

Große Straße 1, üehknecht· Hatl.3 

Girokonl"o-: 
.... Stiadt.....5pa"rkese Stfal.l.Sberg t\r.~20 

- Orts.gruRPAStrausb:erg 

'Strausberg, den 26~2 ~ 

zr Iler-K~J);- Berllll (f' 2;: Wal.1atr&13. 76~r~~ 
,UD Bez~rkillei:tlmg llrallL •• l?urglt l'otilliam" 
Kl'D Kr.e~II:)..~t_g, Oberbarrlm, Fra.a=alAe. 
Zelle Ollt~, 
Zel.l.e Vi·nt j 
Zolle. Rerm .. KeIm,: Voxstj1-litt ' 
zel.:Le Böli&IUJl., V.QrJd;allt~ ." 

_ Betriebilgru.ppe StaitverwaLtungo 

194,6 

Betr.1 r Rnolut~oll tiir i~. P&rhikorler.llZ Ii.r ln'D a:m louoj~3ol946". 
........ ___ :~.;..-.~_,~~---:-"'"'-_~-:---____________ .a..-__ ---=-___ -......-

Z1L lii. ••• r ROllolut:toJ;. habe. wir ill unilorer gOiltrigell Arbei t ..... 
gobietilleitungil-6itzun~ Stel.l~ go.oam ... BeTor wLr Ullilere iateru.ng[ 
'Torilchläge tQlmu.lierlQ.) lI.rOi;olOtierall wir gagelt l1io kurztriat:l..g. \UiL I 

. Jlaell. =--arer AuttailllUllg Ultdm.okrll.tillohe Durohtühmng l1iollor Kont ... ' 
reIZ. Bill hil11t. i.ilt· wur durch dia Jerai 111 ai. tIulg, Lie tür , uni! gu. ... 
wio 8l1.ch die Jlazirkilleitwag eilt .. ~t_e:oL Ton B~th.loh.II. is:t, .ooa. Jeei.ll.. 
A.mrei.aag tarllher zugegallgQ., ob.,UIl.. w1e:Tiel Doligiorte VOll Iler . 
OrtlOg:ru.pp. zu. l1.i Oil or KOJl:ferelU zu '!Iählft ailli:,.. Wir ha bell 11.1&0 Jeeiler;: 
le1 Gelege1h.it~ ~II.~O ~uttail~ zu. tieilor ROllolut10. per.tllli.oA I 

zu. vertretfto Wir iI illl durobau:. AllhälLger Ii •• VOll tOll BolBoaewi.aki 
geilchaffe1e1 Priazips las' demokratischen Z~tralismus~ kÖllDen aber 
di~S8B Organicatio~-Fr.lnzip Jlatürliah DUr axarkeAn ... ,·wel1 tie 
zl!UI.trale Polit~Je eier Farte~ a.u.roh demokratiilQluI AU&spraahe UlIt da­
raus folgentiell. BasohlÜ&sOll. geilchattea.. wirt. 

Zur Resolut10. ile1.bst habe:a. wir folg:ell.de htenllgsvorsohliigel: 

]:.. Betr-G' Gemeinll.ow6hle:a:. I 

VOll Walilracht ausgeschlosilell. liDll_ ileia:sämtliehe ehemaligell Mi.t .. 
glieller'cier HSDAPoUAIi cierell Gliecio~ge.o 

Bl'lgribtiung: Wir il:1:ai. .mrohau iI tor i.ufratilliWi.g~ liaS tell ehl'lmalige1 
ilogeÄsllntl!Ul. kleinen.pgs d~ ~Qg1.ichJcei.t ~. foi.1I&hm~ Ba &1tif&~ 
Ilchistiaoh -dem.okratill gh-ea-Aufball gegebe:i wert ...... 11 .. Ilieile Teil'" 
lllIhD.e lI\1ß ~1.erll1llgil prllktiilohell ~t ncht theoretillahea Charakter 
trage ... Wir Ifillll tie letzte., U. e:lnell .ehemalige1 kleillell pg ter 
nohwillig 1.1 lii. e Aufblllltront ei.llre1.h.t Steine 1.1 tell. Weg ,1.~~Ollo 
E. gellt aber auf Jee:Lnell .Fall aa, .. aß t:!.eie.fctilUlikD.e.lQlli.gliek .i.v.roll 
tllli Wahlrech t toJcwaentie rt weriell. sall. Hier b estelIt Lurebaus litt 
Ge:fahr~ daß Iler Reilk-!;1on A1.1.:rtrleb gegebell. w:lrl Ua im Zuge tor G_. 
wtilii.ewahleJll.' d.ia autElptepuio Tätigkeit· ter aktiTIIlL AlO:t;itaIiQMn .... 
~roh Ausbotu.g derilelbea ixfolg:e ter Wahlell..zu.llioht~ gemacht wi.rt o 

Zu. +./2 - Neuaufbau ter I);)dUJitr~e 1l8TI;~ 

bitto well"ell t 
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Hier venxiase1 wir-lie Festlegullg ter l~eresile~ertretung der 
La;ajiarbei te r.. ~rot $ Durlili.fül;l.l:ulI.!; eier B'ot e:arefarIl verbl ei bell 1l0cth 
gem ... Gmppa 'Y1:!1 -Bauen, i3Atauah- ill Zu.kultf.t allf IlI.aJl.spnah'" 
.alme trellii er Arbe:i. tillcratt ur;ewiesell _ iJIL .. Wir schlagell folgeJI.de 
~ormul.~a~·TDrt 

Dail Mitw~8tiDnung8re&kt ter Lalldarbeiter 801.1 da~uroh gewährt 
lI'ert8ll.J tiß kollutiv i1:ll.exha.lb ler Gelll.einie:a. je eh Vertrauell.ll"­
rat ier Laudarbeiter gewähl~ wiri) tea iie Eoeht ies Betriebsratil 
suge billigt weria.o 

z., '6". GLeichb ereeht;!-ilUl.g Lex Frjl.l1.' 

~e.. letz:.."";' ci"t20ll:l. tteJl. wir '1f'.a. toic.t zu forlll.t11erelll 

D:i.it liebellSD:tt't elzu1'oilUllg alL Ha~tr8J. ml[ J..JI. killl1e=oioh .. \Ul.i 
ilolches Hausml:f.;ell, WD-~ellto,JUiL2 ~r~iltät1.ge FaIli1.ieJUl.iii­
gLi",llar iuxeh die iI.usfra1L b~:treu.j; _werb., iilt ZlL a.J:'lI.öh...o 

Hi erzu •. ürtte. eilte Begriill.llung- wohl niebt mehr eri:ora.erliciL ,,-'in. • 

- Mi+ keIiBlll'AiIi4;4.-JiHleoL .... ~ 



rrommun~sti~che Partei DeutDchlands 
Ortsgruppe SChÖnO\f 

Sekretariat 

Zu dem l Entmlrf" 

den 26.2.194t· 

.Im das 
Zentralkoflitee der KFD 

B e r 1 i n C 3 

Wallstras58 76/79 

der Re~olution für die Porteikonferenz aill 2. und 3. J\lär7. 1946" 
wurde in unserer gestriegen Funktionärsitzung beflohloss.m, Euch un~e­
re folgende Stellungnahme mitzuteilen. 
Und zwar zum llbeatz"G-eneindewahlen" 

1. Die Wahlberechtigung und Ylählbarkeit Boll abhängig gemacht 
werden von minde~tenß 3 J,ionaten der Ortsanet;l5sigkeit des 
Betreffenden. . 

2. EheLlalige l1i tglieder der HSDAP und deren G'liederun"en (AU­
ßer DA]' und H5V, sofern sie keinlf beza llltes Hauptant l:at­
tenl sollen kein 'liahlrec::n. Ll::i.ben~ 

tf{$~ 
OrtobTUPUC [chönow der 1~ .. --I 
~~ 

Kac1erleiter. 1. Polit.Sek:rctär .. 

'In Anbetracht' der Tatsache ,:' dass;' b1oht",allein ,die Spaltung der Arbeiter'::';' 

schaft zu i933 führte, sondern die laue Gesetzgebung der Weimarer Ko~lti09, 
gegeo, den deutsohe n Impe,rialisten rui t dafür verantwortlioh war , erhält 

über . 
der Teil derResolution des ZentlEalkomi tees der ]{P, welcher von der Wahl­
bereohtigung der i'lSDAl'-llit61iedschaft spricht folgenden Wortlaut: 

Ehemalige Mitglieder-tder nSD.t.P und deren Unterorganisationen 
sind auf keinem Fall wahlberechtigt wenn eine 10 jährige hlit­
glietischaft zugr,' nde liegt oder eine kürzere Lii tglicldschaft mit 
einer FUnktion vom Blockleiter aufwärts. 
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.An (;.as 

Wol te~'ed.crf b • Erkner , Jen 27 ,Febr .194b 

Zentralkomitee d;lI' Kommunistjschen Fartel 

Ilerlin62 

TI all;t;~76i79== 

l'etr.: Resolutionsentwurf • 

Die Q:::tegrunpe Wol tersdorf deI" KCmI!lünistisohen Part~i hat in" ihxer 
Mi tglieder,eI'>3::munlung am 26.Febru:ll' 1946 zu. dem Resclutions~ntwurf 
J.<')c ZK eingehend Ste+lung cenommon, und billigt den Resolut~onsent­
wurf, in seiner Gesamtfaseung bis auf den Punkt - Gemeindewahlen - • 

Einst~ib ~~üe oesohlossen, dem Zentralkomitee fOlgende Abände­
rung zu unterbreiten: 

1.) Gemeinde·.,ahlen i:!1 c.er sowjetiach-lesetzten Zone unter allen 
Umsttnden nicht vor OktODe::: ~.l. stattfinden zu lassen. 

Bepündung: 

2. ) 

'.-iir sind uns dessen bew!lBt, daß Ernährung Politik ist und auf 
Grund der au(';enblioklich herrsohenden katastrophalen Ernäh­
rungslage,.die g~~z erheblich von den Sätzen, welohe in Ber­
lin ü'olich sind, aC'lillicht, besteht nicht 1i,; eeringste Chan­
ce, eine Mehrheit für die geeinte Arbeitersohaftaugenbliok-
lioh zu erziele:'!. ' 

Bei den ersten etattfindenden Wahlen nicht nur K:!:-ieGEyerbre~ 
cher 1L"lG. führ:mde PG., Clulznsl;halten,sondern sämtliche Mit­
glieder der früheren NSDAP und ihrcn ~~terglied.erunz.qn daS 
~~~&cht abzusprechen. 

13 e gründu!'b : 

Es kann nicht angehe~, daß diese ti~nGchen in den volleh Gonuß 
des Walllrechts kol'llIlf'.Il, nachdem sie 12 Jahre lang tiber Deutsch­
lIDe. und darüberhinaus über die ganz'e Menschhoi'~ ;lieses Un~ 
gl~ok yer;:cr.uldc-'; ho,Gen. Hiar liegt die Gefahr nshe,da3 ':lurch 
die Zula3:J'.lng der Vorgenannten, die politische Vertretung 
maßgebend. bestimmt wird. Gerade wir in den Landgemeinden 
können feststellen, mit welcher Frechheit dieae Eanditen beute 
schon wiede::: auftreten, und' nur ,ein ge:::inger l'rozentsB,tz wür:l.e 
~,ie S-';1!'1':" 3 , =:'.:',r 11", geeinte Aro"literpartei abgeben. Wir unserer 
seits schätzen die Gefahrt, die bei ei~er,Zulassung dieser 
Kreise zur Wahl schon heute in ihrer ZU erwartenden Auswir­
kung genügend. ein. Die politische Vertretung innerhalb der 
Gemeinden muß Unter allen Umstenden ~ei der l~etattfindenden 
Wahl yon bewußten Antifaschisten b'estimmt werden. 

Wir bitten, unr::eren Ab1:i.nderungsvorschlag ernsthaft in Erwägung zu 
ziehen und eine A'oänderung des Reso'lutionsentwurfes in dieser Hin-
si cht vorzunehmen. ' 

LA;';/~ 
(Pol • .Leit er) 



. "B.'rlin.St~g tiz, d". ,27.2.1946, 
Schloam-as. 60':- ;". ' -, - , 

T~-,,",I 246805.:24"6105 12. Verwaltung.beZlrk S,teglilz 

lIi 
das 'Zentra1-Kominitee der. Ir.p.li." 

B e r~1 i n C 2 
,WaJ.lstr. 76779 

Werte Genossen I 

, NaChs'te~en:d' überm! tteln wir 'Euch ,eine Etits(;hli~ßUng derOrt's-
gruppe Lankwitzauf der Uitgliederyersammluni." , , 

"EntschließUng 'der Mitgliedervers'emm1Ung 
vom 21. Febr. 1946" " .. 

Das Z.1r. der Partei wird aufgefci~dertin d~~' Press'eklar' zum_A~sdriick 
zu bringep., daß die Ir.F.D. den nominellen Nazi's"zwar die Mitarbeit 
beim V!~ederaui'ba~ unser,:s Wirtscha:ft.;1ebens ermöglichen 'will, der Ein­
tritt l.n unsere .'artei Jedoch vorläufig ~cht in Frage kommt., 

Ortsgruppe Lankwitz 
(Ir n a p p). ~, 

Mi t komm. Grus s ! 
V. ,ll. L. 12. verw • llez. 

, Sekretariat ( Blascbke ) 

13ezGgnahmend auf den Teil derI1esolution, welcher von nominellen Pgs 
spricht, ersucht tl,er Stadtteil VIII folgenden ::latz einzufügen resp. zu 
b erichtigen~ 
Um eine Reinhaltung aller Verwaltungsbezirke von enemalige n Nationalso'zi.;. 
alisten während der erstE;ln Jahre des \7iederaufbaues zu erzielen, bean-, 
tragt der Stadtteil VIII, dass es allen nationalsozialisten sowohl nomi­
neller als auch aktiver Hatur bis zum Jahre 1950 nioht gestattet wird, 
in einer llehörde ~rgendeine Stellung einzunehmen. 

27.2.1946 
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Bcrlin, den 27.Februar 1940 

An da.s Z. K. der K.P.D. 

B CI r 1 i 'n C.' 
Wa.llstn.sse 

Betrifft': Stellun~ahm.dllr Stra.sliengruppe "Jonny Scheer- vom 
Stadttlll -Alex· zur Resolution dos Z.K. ' 

Absatz' I 
< 

lründe: 

Absatz II 

All. AUfsic?tsra.tmitgiieder und Direktoren, sowie KUX 
Pr'okuristen' dor Kriegsindustrie sind vor einem ordemU 
lichen Gericht:.' zu stellen, welches von zuv,erlässigen 
a.nti.faschistischon Richtern besetzt sein muss. 
Sie haben Hitler fina.nziert und den Krieg bit zur höch 
stcm Potenz unterstützt und sich dadurch mitschuldig 
am völligen Zu~ammenbruch Deutschlands und seiner Zer-
störung gemacht_ 
Durch ihre scharfen Massnahmon gegenüber d~r Arbeiter­
'schaft haben sie diese nicht nur mundtot gema.cht" son 
dern unzählige in Arbeitserziehungslager und in's K.Z. 
gebr~cht. Dasselbe muss auch gegen alle Mtglieder der 
Ba.n'ken in Anwendung gebracht werden, da für diese Fa­
schisten auch diese~ben Voraussetzungen gogol ten haben:, 
Alle Nazis sind aus den Dienststellen der Behcrden so­
fort zu entfernen und mit guten Anti'faschisten zu be':' 
setzen. Wir Antifaschisten sehon es als eine Beleidi-. ' 

gung an, wenn gesagt wird, es wären nicht genügend 
geschulto Ersatzkräfto vorhanden. 'Es ,gibt genug intel­
ligente Leute, die sic hin kurzer Zeit das nctige \Vis 
sen aneignen würtlen, um a.uch'höhere Funktionen über­
nehmen zu können. 
Ferne; müssen' alle nicht organisierten Elemente a.us de~ 
Behördenstellen entfernt werden. Vi~le Ge~osseli ha.ben, 

. bil;;her Parteikiei~arbei t geihistet, weil sie es :für' 
ihre höchste Pflicht' hielten' diellOArbeit zu vorrichten. 
und nUn: da.d~ch zurügkstehenmüssen.' 



h' .1.d politisch ß'I'Chulto:;~!lo,,"·· auf.dasLIIJl·d zu 
. achic~.n:,"Ye1ch •. ·at., ~j~$l;>es1AUun5 zu überwachen' 

• .' • ". • \ J -·v. .: .- ~. '~'-' ." .. 
. :~ ... ~eJl un_~.iAlt.h.l~8Jl. aC)p.ii~:.1fO .•• :.~ JC~ättoJl fehlt •. " ... ' 
. Zugleich sollen ,di •. a.a0!l.eA die' Au:fg.,b.' h .. ben.~h Ba~­
.rn ~\i ,o(ganiaioreJl·.Und·sh·" b .B.';;~~nn'ep'~~~e~~Gh~i'ten zu~ 
S~~d:,~U schlies .. ~. ,." ...... '.. .. , 
Di, Jll:gen~,}iisaill·~.tehmrki,t.ättoJl :d"·Bl.uhand';erk er­
lernen';' ~~·Beiip.f~~: ii~~~~·~::··Zi;me~l~iI:~:~"~ .. chdcCk.r. _ 
Tis'chler,' SChlosser u!g~".!; . '..' .' 
DieHandll'~~kabe~fe·.:mtiaa~il 'zü.HandyerksgenossenscJlaftea 
ZilS·amc.Jlges~lossen .erden,.Um alle' teehftischel1 Yögli~hke'~ 
te~ zu erschopfel1. . . 
Ferner darf der,Lehrerberuf nur noch Ton Fr .. u.nund t~r~ 
perbehindertCJ1'Männ~r ausgeführt werden, um alle gesunuen 
männlich.lI. Arbeitskräfte !ü r den Wieder .. ufbau frei zu 
JIlachellf evtl. für die .. Ernährung dos Volkes. eine Reserve 
:f rci- zu ha.l t.on • 

I.!. 
Pol.-Leiter 

~Wfr~ 
IJ rlk:r;t o.t.7/ 
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K.P.D. 
Ortsg~ppe Westend 

Eljerswalde, der: 27. Febr. 1946 
. Werbellinerstr.·1 

An das··.. ' 
Zentralkomitee der K.P.D • 

, B ·e. 'j; i 11 . -' C. '2 

Wallstr. 76-7.9-
. über die KreisleituOg der K.P.D •. 
'.' - - ~ 

Eber s w·a 1· d 'e 

Nach Edngeru;nder Du.:Cchsprache der REisolutiorifür' dt"e P8.rteiko~e~nZ der 
K.P.D. am2. u.cd ~ •. März 1946 haben wir folgende Abänderuogsvorscbläge in 
Bezug auf die Resolution zu machen': '. 
-unt~i-' Abschnitt 1 m~s es statt -

"in der von Sowjettruppon bese.tzten· Zone ist di.e gegenwärtige 
Lage charakterisie'rt durch die Sällberung ,der Verwaltungen u.cd 
Betriebsleitungen von Faschist.en .... " 

heissen ~ 

"in der von Sowjettruppen besetzten Zone ist difl. eege.llwärtige . 
Lage charakterisiert durch die noch im C-ang befindliche Säu- . 
beruog der Verwaltungen und Betriebsleitungen VOll Faschisten ••• t~ 

Ebenso isx .unter 1.bschnitt2 der Satz in.1lezng au:f die ~meiodewE'.blen : 
".Als demol.re,tische Voraussetzungen sinil zu betr3.chten Säuberunr; 
der verwa;Ltung von faschistischen Elementen ••••• " 

zu ·ersetzen cl.urch den' Satz : 
"Als demokratische Voraussetzungen siOO, zu betrachten restlose 

Säuberung der Ve'rwal tung •••••• ". 

Der Satz: 
. .. "Wählbar sollen alle MänIlBr und Frllu9ne .über 21 Jehresein" 

soll ersetzt werden durch ~en Satz : 
"Wählbar sollen aile Männer und Frauen ü"ber21 i"e.b.re sein, sofern 
sie cicht Mitglieder der, NSDAP ooer eiI1llr ~r Gliederungen . 
waren oder nicht grundsätzlich vom' Wahlrecht·.-ausgescblossen sind." 

. Im Abschnitt 4- sol,l ·im ~.,' Absatz der Sa.tz· :' ~ " . 
. "Unt~r der I.ei 1;ung der ko;m:ru:na19Lc~ufu.1.tii!' sind. neben aHl!n 

. privaten Baube~riebe~ auch die kommunal91l'Baubetriebe einzu-
setzen?,' .' ". . 

ersetz't!werden:~durch,den.8atz :~'.''- ;~ . .'-"'C'- '.' ".:,,' ,: . 
"Unter der Lei·tungder kommunalen BaUliJIiteJ;' siild neben allen' 
Privatbetrieben vor allem kommunale 'Baubetriebe ,einzusetzen.": 

. Im '5. Absatz'i~~ der Satz.: .' ".' , " . ' '--~ .. ' . 

:"Sche.:ff~: VoriHaD.dwe~kskamm.etri-~;~~·:Eingul!.aerurit:· d~~~ &~~ 
.' Werks in", den demokratischen -Neuaufbai' der, WirtsohBf't. '~i,.·' , 

.. - .~.' • ,'. ,._ '--. -', ." ···'-~··"':~F.;"':~.i.-... ~':"· '." .J •• :.: .•• ,,: ........ ··-'··~1· 

ztt''-9rset~e~. durcn d.en Satz' ::;':::.: ..... /i:, ...... ".'o.<.;>,:o'.::.";.::, ••.. :,; .. ,,,.; .. ',",'0" ,', •. e • 

. . "ScbS.:ffung von Handwerr.skiUnin~rn· J.p.riBr1:ialb.:.de~ jfr~l!:t, neu:organi':' 
-- sierten Industrie- un4- HandelskBi:Jl:llEii'n:.zur.;cEiilgliederllng des' 
. HandWerks' in ·den;demokra. t!.scheJl;Neliaufbalii(l,er~.W;!.rtschaft .'!>" 
-.~:: • ..-",.., ••.• :. .'", ,.'" '.: ......... .,.. ...... "":.''1: .. : :::<~!<::!;.;:.::':·:<~~.:~::r··· ,,-,.:"':':. "':~"~; .. '~.' . ":", ',-t> l;.;w~'_ 



Im 7~ Absatz 'ist der Satz" :' 

'~A.usbau der' Volkshochschulen uDd' Verbesserung ihrer, Progr=e" 

zu ersetzen durch den Satz : 

"Ausbau dieser Vo~kah6chschulen und Verbesserung'ihrer Programne." 
(~t diesem Satz soll zum Ausdruck gebracht werden', dass e;ruDdsätzlich 

, die helltigen Hochschulen und UoivElr.'~:i.1;;äten Vollishochschulen sein niüssen. 

:Im .s. Absatz mus~ hillter dem Satz 'f 
"Die beriifstätige Frau muss eine Beschäftigung finden, die Ihren 

Krä:ften und ihrem I.eistll!lgsvermögen entsP:x:Lch1;" 
folgeDder Satz eingefÜc-t'weXden'; 

, ';zu diesem Zweck sind solche Be~szVleige, die ihrer Art, nach 
hauptsächlich :fÜJ:' werktäti,ge Frauen in Frage kOIlll!len, ,wie Ver­
kaufst1itiß.lI:~li t t Verv:a,ltungsdienst, Herrenfriseure , Lehrer t 
Polizei, Malerberufe usw. möglichet nur mit Frauen zu besetzen, 
während die in diesen Beru:fszVieigen tätigen Männer anderen BerLU:'en 
zugef'.ilL-ni;' werden ·mÜ&sen." 

Im 9. Absatz sind die ilörter : 

" •••••••• in der Sportbewegung uod in christlichen EinrichtUD(';en" 
zu'ersetzen durch die Wörter 

"in der Soortbew~'gung, Undiu religiö~en EillI'ichtungeu." 

Mit kOJ!\.'nunistischem Grusst 

)...:"""..f;1 C';.~..kL. 
, t 
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-. - - - - - .... 
lerlin, - den 27. Februar 1946 

'36. Sitzun;;s.bericht VOL 29. 2 .19'6. 
.~==:==========::=-==-=::s==::::===.=======.=~~. __ 

~etrittt I Resolution tür die Parteiktnterenz der x'p'n 
an 2. und 3. :ldarz 1946.' 

Die Gruppe ,7 .ües StadtteilS 5 het, au:t ä.e~ Snzün';'Jj.n 26.2'.46 
dal] J::AtWllrt der Resolution tür die Parteikon!erenz der la'n 
besproohen und eitlstilll:lii, tuti;eheisseri. 'Naeh:stehe:Ad an":Q!ühi-t.. 
.vorschlit;e zur Verbesserun:, wurden :,elllaaht., ' ' - " 

Artikel 2 

:lei den Satz I 

Wir woll~n, dass vor ~llen die ~ro~s2n Krie~5verbrecher 
und Kria;sinteressenten Q.estratt werden. ' , 

','lird fol,;:ende AusYlei tun; vor;:eschle.:;-en 

wir wollen, dass vor ~lle~, die :;rosseri Kriel!s'vQrbregher 
und Krie;sint1::resse:Aten • die' Denunziant~aI'tei und 
MitläUfer, die sich im ;leichen Sinne beU.ti::;t ho.ben" 
bestraft werden. ' 

Artikel" Absatz 1 

Der Indsatz iaut~t t 

Ke.mpt ;;.e::.;en Schleicl1handel un'd schwarzen, Markt. 

Abiinderun.,:svorschle.; , 

Kelllp! ;;i3:::en Schleichhandel und flchwu.rz!3n' lh.rkt ,und 
al1.erlSt'ren:;;ste :lestratlinc; Yle;;en ~~teili:un:; .A,l1I solehen 
volksteindlichen H.,ndlun:;en. ' 

1)'Zentre.lko~itee 
2) U :J L 

5) z d-.A.. 
/.1-:',,:;', .... , f:t!!1'r: .. ~ ... " .. ~. 
Pol. Lei tar. ' 



Kommunistische Partei Deutschlands 
Ortsgruppe Rudolstadt 

Ihre leichen: 

Ernst-Thäl mann - Haus 
Fernsprecher: 808 und 838 

Ban k: Stadt~ und Kreisspllrkaue Rudolstadt 

Ihr Schreiben vom: Unser Zeichen: 

Hg/B. 
J.n das 
Zentralkomitee der XPD 

:B e r 1 i n 

R e 8 0 1 u t ion • 

Die Funktionärsitzung der XPD und SPD'am 28.2.46 begrüßt 
die Resolution für die Parteiarbeiterkonferenz am 2. und 3. 
März 1946 und fordert folgende Abänderwlg t 

1. ) Das Wort "auch" in dem Satz I "Diese praktische Zu­
sammenarbeit zwischen Kommunisten und Sozialdeaokraten. 
die immer dringender die Frage der :organisatorisohen 
Verschmelzung der bsiden Arbeiterparteien auf die Tages­
ordnung stellt, wurde "auch" .~glich, weil die 
historische Urssche fUr~,Spaltung der Arbeiterbewegung 
durch die Entwioklung _ beseitigt WI.lrde usw.'· ,zu 
strQ1ohell~ - Es könnte EU Verwirrungen führen. 

2.) Zum Absatz 3: Wiederherstellung der be­
sohädigten Wohnungen und Bsuaufbau der zerstötten 
Städte folgende Erweiterung hinzuzusetzen : 
"Die im Privatbesitz befindlichen Hypotheken 
müssen unverzüglich den Bffentlichen Körperschaften 
übereignet werden zu,Gunsten des Wiederaufbaues 
d~r zerstö:ten Wohnungan~ 

3. J Der Absatz" Gemeindewahlen" 8011 wie . .folgt ~erweitert 
werden: " Alle Funktionäre,der militärischen'Jeben­
organisationen der NSDAP vom Range des Sohaarführers 
aufwärts das Wahlrecht abzuerkennen. . 

4.} :Für 'den Absatz 9 "Aktive Mithilfe beim Aufbm der 
"Freien Deutschen.Jugepd" fordern wir. folgende Ab­
änderung, I Das Wort "ohristliche Einrichtungen" zu 
ersetzen .durch den Ausdruck "andere antifaschistische 
Einrichtungen." 

Mit kommUnistischem Gruß I 

Kommunistisdze Partei 
DeutschlandS 

Ortsgruppe Rudolstadt 
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K.p.D.-Betriebsgruppe 
der Gemeinnützigen Siedlungs­
und Wohnungsbaugesellschaft 
Berlin m.b.H. 

.An das 

Z.K. der K.P.D. 

B-' e r 1 i n C. 

Wallstr; 

Berlin C. 2, den 28. lebr •. 1946 
stralau~r.Str. 42/43 

Die am 26. 2. 46 tagende Betriebsgruppensitzung, die sich 
mit der Resolution zur Parteikonferenz befaßte, beantragt 
folgende Zusätze: 
1) Im Punkt 4, absatz 6 die Hereinnahme der Fürsorge für 

Kriegsbeschädigte oder durch KIiegseinwirkung Körperbe­
hinderte. 

2) In der Frage der ehemaligen Pg's, die Ausdehung der Re-

t 
greßpflicht und des Ausschlusses von Staatsbürgerrech­
ten bis hinUnter zum Blockleiter bzw. vom Blockleiter 
an aufwärts. . 

Die Betriebsgruppe ist der AUffassung, daß gerade die 
unteren Funktionäre diejenigen. waren, welche durch ihre 
Tätigkeit das Fundament für die Gewaltherrschaft der 
N.S.D.A.l'. schlrlen. -. 

Wir bitten, uns von der Annahme oder Ablehnung der Reso­
lutionsänderung in Kenntnis zu setzen. 



~:a1rrt1lJClh. Pftrtel Pmholll"n4s 
"t,.,(tt:~11:; «in,,'''' tJttr.;ti.r. .. ~ lklIulhot 
i::" 111. .;.. Cblll1asuaua.110 

An den 
Varwe.liiun;,sbezirk 
BerlinN4 
Rosenth,<Iersu.13 

t·ie'!'t~ Gsnossen! 

km 26.,2. fand' 1m Stodttc:!.l stettinel' Ba':!n"'of eine Vers "'tlI!llt-or..g , "lIef, 
Uitglieder d,,=:lll'D statt. 
ThemP.. : 3arE-tung der Resolution- aes 'Zsntr~l1toro1t'ti-se der )?ertaikon"; 

ferp~z e.m 2.3.46. 
Die eingeg~ganen Grttppenbericete leuten wie folgt: 
cmne Y;idersp:'Uo~ und i..bänder=g wurde die Resolution 9n€rk8 nnt und 
einstimidg r:-ngencmmon. 
Die a.enoscen versn~F.o}1en r:llas zu tun.ti.ll!l d:i.Dse Resolution zu verwi::k:"':' 
lioben: -
1Iie G=uppe I ist <.ler l1eir.:L1nb,r.[1~e im ":h~o'''nitt 2. der TIescln"'.iicn" . 
be·:;~. GeaEindew:.~le!l, in. Cer .36:.1e:" Vor.. W2.hl:rec:~t 6""lsge90'"1ossan,*".u.s~. 
c.ie ~:f1fr:1U1.c der 3,:. ... B18 nic",'.t wBhlbe:r9chtic;te Org[ln!sF:tion, v3rgcssen~ , 
:lrurae, "'!ld s-.cllt dl'!Jer den ___ "'-n.txeg,aie S" &ls nj,o~t V/Phlberccl(.ig-:', ' 
ncc~ el.r.Z1..t::ügen. -...... ~:: .. " ~. 

"':'/~~::":;;I ... _~. L!it ~cJTIJrr'1.1nis·~iso~~ t.7:t" .. ::s~! ' 
\~ ,.~", "f\.Q.tteill<i'itung S.ettin6:;' B!1l:!'_"of 

Cl <Q< " ~, (~.,.,,) 
\~I. (:;"'V. '~J ';)~Lre;Lls.r 

\ ...... Os, ~ ~ .. \~v • ---' 

~~' 

Abschnitt: Gemeindewahien. 

Ergänzen: Vom V/ahlrecht s'.lsge.schl-?ssen soilen sein: 

BlockVlsrte der Partei upd eirrfacbe Mitglieder des. I/SKK, 

de.r SA und des l:SFK. 

J_bänderungsvcr schlag -der StraBenGruppen des Stadtteils Britz.-

X-.P.D. UrtsFuppe Wllhebsruh .' 
cl1e Ort Bg::ttppenl.ei Wng~ 

'Zeichen, Ri/l"r., 

J.ndaa 
Zen~alkQ8itee der Kommun1atsch8l1 
-Partei Deutschlands' " 

(1) ,B • r 1 i n C 2 
WaliiatraSe' 76-., 

Re.o lut ion 
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Die i.p.:O. Ort.gruppe Wiiheiuruh. !or4ar1J von den :für di. , 
Steuer!rag8l1 :r;'Ii8~änd1gen IutlUlZen; 4a.S alle ehemaUgen ,lISD~ 
Mi tglie4er steuerlich doppelt .0 hoch n "luten. aiD4' wh 41. 
übrigen Volk.genoesen, 4aait-.i~ h1e~ch e~8l1 ~eil !h;er Sohuld 
abtragen, 41e .ie an der ZerstäruDg TOD DeutsChland laaben. 

Die Ortagruppenleitung 

~ 



'K. 1'. D. . . 
U. B. Tegel/Süd-

.<tu das 
Zentralkomitee 
der K.p.n. 
Be r 1 i n' C 
Wallsstr. '16/'19, 

Wert er Genosse! 

Berlin-Tegel!Süd, den 1.3.46 

2 

Die Mitgliederversammlung am 24.2.46 nahm Stellung zur P-:c.Xteikon­
ferenz und _ bi tt'et, folgende Abänderungavor~ cbläge -zu berücl<"­
sichtigen: 

l,' Erziehulle(des -Bsamtsntums im, dell":kratischen Sinne. 
2. Ehemaligen SA.-Mitgliedern und Mitgliedern der ~S.Frauen­

schaft, vom Amtsleiter aufwäros, ist kein Wahlrecht zu 
ge'u'c:i.iu:·er:. 

lj. Bei \1irtschaftsplam.:ngen ist den GewEJ:'ksc-hi.ften alle 
Macht, einzuräumen. 

4. Strenge Freisüberwachunb' - Die Preise müsi: en für- c;ie 
Werktätigen (BeVÖlkerunG) t:CE:.gb:;.r sein.-

5. S_cilärfste Unterdrückung deE schwarzen hlarh-tei>. Scl,V/;o,rz­
händler sind mit ZW2ngsm;;beit zu bestrafen. 

6. Den Werktätigen soll ein marksr!freies 1;ittag6sscn at;.s den 
Freihandelsspitzen gewä!J2:t ws't'den. 

bitt~ wenden! 

7. Sti:!rkere DUrchsetzung des Landes mit guten Genes-sen. 
8. Zurückstellung der Aufnahmen kleiner und nlilmineller P;:;s 

i~i~ antifaschistischen Parteien-auf einen späteren Termin. 

Diese Resulution wurde einstimmig sngenominen. Wir- -bitt-en-, dieselt 
zu berücksichtigen. 

Mit komm. Gruss 
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B~triebsgruppe der 

Zehtralverwaltung 
für deutsche Umsiedler 

w.66,Leipzigerstr. 
BERLINfNF/f/J/l/N>f'l.f.f1>,t(den 1.März 1911-6 
l~yPff~~r~f!fl ' 

im sowjetischen Okkupationsgebiet Fernsprecher rI'/rIzI/.>l#I/5tr/JM 48 0012 
~~~V~/f1~Jr _ 

Abt: Le/Gr. 

Ihr Smtdbtn vom: 

Ihr Zdchrn: An das 
Zentralkomitee der KPD 
B e r 1 i n c. 

Telegrammadresse: UmaiedJerzentrale Berlin 

Am 28.Februar 1911-6 fand eine Sitzung der Betrie~sgruppe 
der zentralverwaltung für deutsche Umsiedler statt. Nach Dis­
kussion über die Resolution des ZK ergaben sich folgende 
Verbesserungs- und Aenderungsvorschl~ge: 

In Absatz 2 unter "GemeinEwahlen" ist in dem Absatz 
"Vom Wahlrecht ausgeschlo"sen sollen sein ••••• " 

hinter den TIorten 
, " •• sowie le:ttende FUnktionäre der llazipartei, vom 

Zellenleiter aufwärts" 
einzusetzen 

"in der SA vom Scharführer aufw~rts". 

Des weiteren ist bei diesem Fragenkomplex der Bekämpfung 
von Faschismus und tll1i tarismus unbedingt die Gruppe der Be-
rufssoldaten einzubeziehen, ----

Unter Absatz 4 "Die n~chsten Aufgeben" Ziffer 6 ist in 
die Hilfe auch_der Kriegsbeschädigte mit einzuschalten. 

Unter Absatz 3 ist die Hauptbetonung auf die 

Reparatur der beschädigten Wohnungen 

zu legen. Der Neubau Bollte erst nachplanmässiger Koordi­
nierung aller Beteiligten Stellen in Angriff genommen werden, 
damit nicht überhastete und schlechte Propagandabauen ent­
stehen. 

Betrlebsgruppe der 
zentralverwaltung für 

deu~sche Umsledler. 



Kommunistische Partei Deutschlands 

Stadtl:Hmk Konto N.r.%:!!, ,,? 4 
TelefOn 2025 

KreIsleItune Frankfurt/Oder 

Frankfurt/Odor, don 1., ~46o _ KU, 
WleokoatT.11 

-Abänder\1Ili:santrfli zum Rnt1la:rf der liesolntion. 

Die Kreialeitnngesitzung vom 2702.46.~ in Prankfurt/Oder~ legte fol~ 
,ienden Abäoder\1Ili:santrag fest: 

Wir beantragen, das folgende Personen von der Wahl ausgesohlossen werden: 

\ngehtirige der as. sn, Geetapo, Mitglieder leitender Wirtaohaftsorgane, 
faschistisobe Kriegawirtscbafts-Groasgrundbesitzer. auch die durch die 
Bodenreforn enteigneten, sowie aktive Förderer der Fasohistisohen Orgs~ 
niostionen und Krie2spolitik~ die während der-Hitlerzeit Konzern oder . 
Bankleitungen angebörtel10 80"ie leit!lnde Funktionäre der llazipartei und 
ihrer Gliederungen. vom ~e einos Ortscruppenleiters bzw. Zellenleitera. 
in der SA. und HJ vom Schaarführer aufwärts. -
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Ballenstedt, d. 4. 3. 1946 

Zentralkomitee der Kommunistischen Partei Deutschlands 

Werte Genossen 

Betrifft: Vorschlag Kriegsverbrecher u. Einheitspartei 

Als Kriegsverbrecher alle Amtswalter vom Blockleiter an aufwärts zu 
betrachten. Sie sind mit dem Vorsatz in die N.S.DAP. gegangen, für 
die Partei zu arbeiten, trotzdem jeder Einzelne genau wußte, welche 
Ziele Hitler verfolgte und grade den Amtswaltern (Pol.Leitern) diesen 
Stubenschnüfflern haben wir es zu verdanken, daß Tausende u. 
Abertausende in die K.Z. gelangten. Sie wurden ja nur deshalb 
Pol. Leiter, weil sie sich schon vorher hervortaten und Volksgenossen 
bei den Ortsgruppenleitungen denunzierten. Ich selbst war nach der 
Kapitulation Breslaus vom ersten Tage an im Antifaschistischen 
Fangdienst tätig und habe viele, viele von den Verbrechern 
festgenommen, darunter manche, welche ich jahrelang kannte, die mir 
manchmal den Rogen raufbrachten in der Nazizeit durch ihre 
Drohungen, Aufforderungen und Erpressereiversuchen bei 
Sammlungen usw. Diese Pol. Leiter waren es, welche in der Breslauer 
Festungszeit die sogenannte Ruhe und Ordnung mit Gewalt aufrecht­
erhielten, Frauen u. Kinder zum Rollbahnbau während Bomben und 
Bordfeuer schleppten, ohne Rücksicht auf die schweren Verluste, 
welche die dort arbeitenden Menschen hatten, sie waren es, welche 
noch die letzten Tage der Gestapo 4 Genossen und eine Genossin 
zutrieben, welche dann am letzten Festungstage auf bestialische Weise 
ermordet wurden. Nun sind oder wollen sie Alle anständige Menschen 
gewesen sein. So wie die Breslauer Pol.Leiter, so hätten es alle 
Pol.Leiter Deutschlands gemacht, wenn sie Gelegenheit dazu gehabt 
hätten. Es sind Verbrecher. 

Ballenstedt 1. März. 
mit kommunistischen Gruß, 
Alfred Kluge Grabenstr. 5 Mitglied der K.P.D. 



Eine Kommision ißt einz~setzen, die die genaue Formulierung festlegt,wer 
die \'iahlberechtigung beko=en ka=. l!:s wird vorgeschlagen: 

1. Daß die Pgs ab .Blockleiter . 
2. vie ~itgl. der RJ ab Gefolgschaftsführer. 
3. Alle SA LeuteauBer,"SA Anwärter" 
4. Alle Angehörigen oder Mitarbeiter der Gestapo 

nicht wählen':iürfen. 
ilie Ko=ision hat zu prüfen, inwieweit Angehörige der ~.'affen SS 
keine wahlbereehtigung haben sollen. 
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i.iltter iJ(;ite:,al tun] tier zu Punkt ;;;' ger. • .:.chte" .Auiiserlingen ";irr. iJet 
antragt, (lie:.;elber, wie jol:;d zu en:,cgite7'n: 
DiF-J ~'-je8etzun;r all er ler!i:.l-::z;,ngsposi~ ti onen, cl., :;ez.Il.~Ll t- uc:er ~i ]i: t , 
soll prozen-;ual zur iJ'f;ärke der ::nti.f'aschistisc:hen Parteien erfol-

'gen. 
Jie;rrJ.;?,(iun; : 
Die Fassung des Absatzes jibt J!r;lass zu der ,\nnahl!l.e, dass den CfL­

ti.~aschisi;ische:~ Vulksifreisen r,.ur die ehrenamtliche Hitarbeit Jet" 
s ta ttet rr.erden soll, während die !'err;;al tun(Js/unktionen Don I,eTiI.!s­
bear.;:!;en ausJe!i:,hrt wird. ;;'ir sind a'Jc;r der j,;einung, dass die 3pe­
ziclisier<J.ng der Ver~'altllnsiJarbeiten es durchaus gestattet,::.-i:::h 
}[rc./te i.?,L;.S deri'L Volk i7'L dieSe ",,"Pu.n;~tionen. eir;zL!.setzen. 

hetr. " ;~reS3e. 
Die jPassung: "ia.uJn tJ'Le Pres'se (16'7'" c.nti.,"t·aschistisch-del;~o;;:;,,(1.tiS'ch(:n 

Parteien scll äer cenokra.tischen j,· •• ·einun;./sär;sserung une: einer ernst .. 
hwften. j~'ri ti]'; t.~n r'ehlern zur ';/erfi!!Jung stehen," i8t lUT; j'olge'Lc.cn 
J·{(; .. chsatz zu erWei7:6rn: . 
Jiie JiUSLi,I)U:7.J ä~r !:ritiJr rlcrf c.bp.r nur Presseorgcnen gesta't";et ae~n, 
eie C'T'Jar, einer c.iri:;;t C'M J.llf::;au :Jeu.tsch:iands beteili.Jten ..:=<:.r7:ei 
Jas .. Orgc.nisc.i:ion sinti. 

Zw;a tzantrc.J zu Punkt 3 

betr.: ~~hlrecht. 
Der ~atz: "Vom ,~ahl recht ausgeschlossen Jldfläfj{ii, sollen sein, 11 

soll den ZU8atz erhalten"und SJi.!' 
Lber das r;·anl rech t der übrig.'m ehelii.al igen f..i tJl i edel' der 1,';:;,L'lP 
entscheiäet eil'f1 aus den. an.tij'aschistischen Parteien zut.ilde.nde 
Pri.i/wtgskomrdssion unter Leitung cnerkannter Opfer desl Fa.schisr"us. 
DiÜ.ese 1 etite F'oriilul ierung "über das T.chl rech t 1I.S/l1. 11 wi rd bea,dragt, 
am Ende c.es behll'7-äelten ,'bsatzes hinzuzusetzen. 



.1A 4.&a 

J~t~om1tee 481' ~PD 

1I1r11n C2 

petr1ttt. nesolut10nsentwurt !Ur die Pnrt.1konfere~t der ~PD 

Die Ile1;r1ebuIUe der "DEFA" Imt in ihrer Eitllung <!ie nachfolsenden .'inde­

nngen und Zuall.tn 41lEutiert und erlB:. 'bt sich. sie der parte1konferou 

~ .Anns.bale TcrKUlloblsaen. 

I. Ärldarungll"orBohläge 

1. In Teil 1: soll der AbBGts; "1illlgan die eh emG.1isen. •• bie "VolkflB zu 

werd.en folgen dermaascm laut.en, 

"!lögen d1ll ohemElligen Ito;;ie.Il.llänßflr aulil eine besondere U,ohuld unRQrem 

Volke geg$nUber trßgen, ee .. <~e doch abwegig, die IrregefUhrten jetEt 

iHr die beg/Ul8enen Verbrechen huuptverSLtwort Her. ilU Illllchen. J..~ 6 oll 

dc..her den blooino:ninellen JütBl1edern der A"-~ip&rto'i d.ic Gelea:etlb.eit 

(;cu:cbcl< uerden. durah F.ktlTe cnrlicb.e .... lt arbeit (,ru !\ouEufb"'ll und durch 

·,'eilnElune roll! li::appfe /lUllen }'Lsc111smus uwl. ilo!il:.tian s1ah Irteaor Ver­

truuen EU er~erben und sleia!ercab.tiöte Glieder unBeres Volkes zu 

1'i~rde!l •. nll n ...... 1ne:.e ~itl!l~ede'!" "'"r n·.z11"[c'!':el Bind di.eje!\iseu ~n­

schen, {lt" nEloh V/ll.tenGl1ng ihres 1"1. lobenlljlilires /lUS der I!J .. der dem 

.BJl'I1 l'UtUt;lflt1soh in die Jrsru.r Ilber:!'llhrt liurden. l<l:ler ~uch l;llcn ttbrieer 

ll:51lJ,P-l.ngehörieen, BOlu,it nie nioht :perstml1ch Verbreohen beb<.:OÖen hil­

ben, niobt führende faeoh.Funktionäre wure~ ~d eine entBoh108oone Ab­

kehr von 1hron frlUleron .IInsoM.uuna;vJ!. vollEoßeXl baben, eoll durch über. 

nehme fre1ftilliger, &uuät~11ahar Le1stun!en. deren ~öhe und Deuer 

durch besondere &nt1!8.8oh.Sli.ubar'IIDgenuBBchl1slIo fesuulepn sind, die 

l!bgl1ohlteit ihrer lIehlibil1tioro.ng Tar unaerom Tole Be~be.n werden. 

~. In 'roll 11 1st 4er J.butz -Dn& ek:t1Te VWllreollt ... \118 liQIII Sob.arfütrer 

llutwärtE" abzUändern in! 
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"ll .. & akti.,. ~ahlrecht eollen (tll. )!&.IlDer und Fr"uen über 18 Jahre 

haben. ltählbar Bullen elle Llänner und rrauen über El Jahre sein, 

die durelt ihre gflgnariaohe 1I81tu.ng wWlreul. diS Regimes dBli Ver­

traullll der ...J.igemeinheit erworbftn h<..bm. Vom t'illlreoht !dIen eile 

2ktiveh ~ationalaoziclisten sowie ~lle ~~iveu ~orderDr der tasOh. 

Krhgsj?oliti.ll:: TorerBt 2U8geBobloasan Bein. Die ant1:fasoh.:>i.uberunga. 

aussohüsse haben das Recht, in Einzelgällen nach errolgter Prütung 

und Ilewii.hrUng Au:fhebung dieser M"ssnabale zu Tere.nl·aBSfIl.. 

,. lil. Tell" vor dem drittletzten bbsatz ••• daBS Tor ellem die GroBI 

XriegBverbreoher und Kriege interessenten bes treJ:t werden. Auah slle 

diejenigen, die an der ideologiBohen Vorberel tung und .lJ urchführung 

der lla$iverbreohen führend 1eteiligt waren, Bollen zur ~eah8nsob.aft 

gezogen ilerd&n. 

,. In Teil " .Ilbe. 2 6011 e6 heiesem "1.8 ist dar-llr Im sorgin .... 

e n t 6 0 h ~ dis u n ß 8 los übereignot werden •••• " 

5. In Tc 11 4, '·bEl. :5 1;011 es b.e uH:en, hinausgehen, erfasst. Dann fleite: 

t'urundbesitz, der sich noch in den Htinden ehemaliger aktiver Na .. iB 

oder alctiver b'örderer der fasoh. ICriegBpolit:Uc befindet, Boll ent­

sOhädigungsloB dem Fiskus übereignet werden. Ebenso so1.1en die koonm 

nalen Behörden l1ie die landliohen Gemeiniian beTilllmäoht1gt werden, 

geeignete lIasanabmen zu ergreifen, d.uroh die jeder unkontrol11erte 

B'!Il.ä.el lIlit Immobilien sov.-ie jede Sl'eJtula ti on ml t haugelllnd.e reoht­

u1t1g& unterbunden werden kann. Die Kohnungsämter sind en~uweisen., 

streng darauf EU achten, dass frei1/erdender oder verfligbarer Wohn­

raum nur dann an· ehem.ai:tiv8 liatianalBoE. oder Ftlrderer der fasch. 

~r1egepoliti.ll:: abgegl!ben "erden darf, mim TOn keiner anderen Seite 

.AnSpruch darauf erhoben wird. 

6. In !!'e11 4, .AbS.7 soll eB halesm nach "Koahsohulen ·und Universitätsl 

Versohärfung der ZulWlsungBbeetimmungen :!\Ir ehem.fi·at1.onalsozialiBt811 

und tt>em.llehrmachtsnag.ehör1ge, insbesondere fUr so1.ohe, die sondei­

:formationen angetört haben. (Fl1eger f U-Boot-Iafte, }/'ellflah.in!jäger, 



:r ,,14gand.anler1-. l' .ldintanaantunn, n:..Re1\ioh ter llBW.) 

lIe1tar naoh "der i'rauanaueBohtiau". "dnroh 1IltUgX'tindung einer eigenen 

DltlOuoherorgm:.ll>a'tiOll. "-er Tllrtd.nigten Arbe iterpaneien. die an die 

Tradi tian der VolksbtUmenblllloguDg anknUpft." 11,15 IIldllre Bedeutung hat 
Ue .FUE~.tickH:J !Ur . . 

;ab anti 2.soh. ~J:l.ehung UIlBeres volkes. tir fordern l nioht wirklioh-

keitsfremde Lu1'tschl.ös ser oder vtllkerverhetzende Fll.me, sendern re&­

listisohe LUllSt im Diens t des liiederaufbaues, der liiedergutmaohung, 

des FriedellS. Die Liohts:pieltheater Bellen der Privatepelmlation ent­

segen werden, um eine demokratisohe Kulturpolitik zu gewährleisten. 

7. In 'reU 4, Abs. 9 soll es heissetu statt "bisher für rlie versohlossen 

waren" " bi~her f'Ur s:l.e nur ungenügend eröffnet tiaren" 
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Entsohl1essung 
zum Resolutionsentwurf des Z.K. der K.P.D. 

- - - ~ - - - - - - -- - - - - - - - - - -
. , .I (.1 i/.. 

J'"D1e Strassen-gruppe-tt.:' A1~ ',10. • • • • •• d.1I Stadtteill Buokow- West iJa 
: V.B.r.. Neuklllln hat zu dem 'EIltwurf d.s ZRtral.komite.1 Stellung g.noJlllaell 
t"1ID4 billigt den JDhalt d.ss.lben. EI wird jedooh S.WÜD.lloht, 4&1 4ie 
~. Wlter lIr.· 2 der R.aolat1on angezog.ne Beriohterstat-tung der Btirger-
~ .. 1st.r und Stadtr~t. über ihre Tätigkeit ein. klarer. lormulierung 
lerh/Ut. Es geDl1gt nicht, das ·d1e •• XUrpersohat'tllllitgl1ed.r nur dia Vor­
'BOhläge and Einwendungen d,rBevlllkerung • h~ren .•• Hier 1at duroh 
41. Sohaftung 11: 0 •• u n ale r B. 1 r ~ t e aus den weitesten 
xr.1sen 4er Bevlllkerung, den Betri.b.n, den Gewerksohaft.n, den Ver­
branchererganiaat10nen u.a. Massenorganilationen ein akt1vea Bindegl1.4 
.herzustell.n, das auoh ge.1gn.t 1st praktisohe Torlahläg. zu unter­
br.iten und ·auftr.tende Mängel und BUrokratis1erung zu verh1D4ern, .owi. 
ain. wirksam. Konirolle auszuUben. 

Jnter Nr. 4 Absehnitt 2 wäre es erwüDsoht, die Frage der • A r'b e 1 t I 
• e r a 1 • IÜt e:Lnzubauen. Die Forderung _.h II1tbestimmung und E1nr~U­
llUD8 lIe1 t.gehenster Reohte •• tzt a)loh Prlichten voraue. Es brauoht nicht 
besonders naohgew1esen w.rden, das die Arbeitaleistung - trotz Beaohtung 
aller hemmenden Momente - nooh nioht d.n .rwünsohten Grad erre10ht hat. 
Eu g.Diigt nicht ein L1:ppel1b~keDl1Iltnis' ZWll AlUIallau abzulesen. Oft genug 
werden duroh unsaubere Maohinat1onen persönl10he Vorte11~ ersohl1oh.n, 
41e besonders in der Lebensmittelkartengrupp1arung in Ersaheinung treteno 

Jn der Angelegenheit der 'einstigen Mitläüfer d.r Bazillewegung halten wir 
es für angebracht, die Frage einer besonderen Erfassung dieser Kreis. 
ins Auge zu fasaen. Wir .Iohlacen hierzu vor : 
Ausschaltung aller .hemal1gen Mitgl1.der die.vor 1933 organilIiert war ••• 
Sie bildeten 'das Fwldament. Nur daDD , wenn si. UDID1tt.lbar na.h 4er 
Baohtübernahm. ausgesch1.den sind oder durch auffallend. Beteiligung den 
Kampf gegen den Nazismus unterstützten, könnt. eine Auanahae gemaoht w.rw 

den. Ferner alle diejenig.n M1tilieder oder Sympathisier.nd.n die irg.l1i 
w1. lIelast.t sind. Die Ubr1gen, d1e.sioh nicht an den Verbreohen beteiligt 
haben und d1. in der Naohkr •• gsz.1t clen ehrlioh.n Willen zUm .A.udruok 
gebracht b.ahen , duroh aktive. Arbe.1.t .. "iederau1'bau d.a.n f.il ihrer 
Schuld gutzumaohen, mUssten in.e1ne_Art polit1sch.r Quarantäne genommen 
werd.n,.wo sie durch pol1tilloh. SohUlung allaähllch in d1. antifaschi­
stische ,!rent UDertuhrt w.rden·kllnnte •• Jn jed .. lall. i.t 41. 1D4uTi4u­
.111 PrlfUni vorzunehm.n. Di~ Le1tQD8 die.ar, Organisatlon aUslt. in Bän­
den .... w~t.r .Antifalohisten liegen. Jrgendnlohe pol1t1aohen Reohte 
od.r sonstig. Utrentlioh8n.lUnlI:tlon8n.4Urtan di.ser OrgaDis&t1ol1 nioht 
zugebilligt werden. Sie sint l.diglioh Sohalung.gruppen • 
Wie notwendig .in. Zl1samm.nf&sllWlg d1 ••.• r Aufbauw1111gen Kräfte 1st, 
1011 duroh die Erfahrung in unsern Stadtteil bewiesen' werden. ](aoh 
IX1egsende waren von uns ungefähr 60 eheaalig. ](azist.11 .rtas.t. Van 
diel.n stellte sioh die Hälft. atlad1, zur Verflsuag. Ja a.r ZwiIOh.l1-
zeU hab.n ein hll lioh wiader heiag.fu.D4en, dl. 111 d.r Gefangensohatt 
waren und dort sollUll. ltli-el>u. .. D11 aie gewllö.U hatt.n, dal 1hnen hi.r 
niohts geaohieht. J.tzt kehren ai. h.La UD4 .tllrkU den aahwank.nden . 
4.n RUcken.S1. nehaen ihre.alten pera~nl1ohea V.rD1D4ungea auf un4 dam1i 
auch 4i. pol1tiaohen. Stott zur I%lt11l: UD4 .~ Stlnk.ra ist ja iaa.r vlr­
handen. Hier musa eingegr1ft.n weri..., so_t drllJ1gln wir auoh 4i. udenJl 
T.11. von UJ18 weg in d1l.Arae 4er R.alI:t1oJl. 
E:I.J1. cl1reJr:t. A.ufllllhm. von 1Iheaal.1gu. Badat.n in, di. Fartd oha. 1&11& • 

. l'rI1tungszait köDJ1te yen w niaht ,.DllU" wer4_,' 



3. 

Referat von Walter Ulbricht: 

"Die nächsten Aufgaben der KPD 
in der antifaschistisch-demokratischen Einheitsfront" 
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Zwe'iter Verhandlunsstag 

SOIl1;ltag" den 3. Uärz1946 

Vors. ,W. pie c k eröffnet die Sitzung um 10 Uhr. 

Vors. P i e"c :if I Die' Sitz~ der Reichskonferenz der Km 
ist wieder eröffnet. Wor f,ebren in der Tagesordnung fort. Es 
steht heute zur Ve~and.lung der Punkt '2 der '!l.'agesordnungl 

Dazu 

Die nächsten Aufgaben der KPD in der' 
antifaschistisch-demokrat'ischen Einheitsfront. 

wird da~ Referat vom Genossen Ulbricht gehalten. 
In Ver'bindung mit diesem)~agesGrdnUIlßspunkt steht die Fera-

tung der vom ZK vorgelegten Resolution, ferner das Programm zur 
Neuaufbau der Wirtschaft- und der heute verteilte Entwurf des 
WohnungsbauprogramDls der KPD. Diese drei DoJa,unene stehen mit 
'zur Beratung und werden am Schluss 'dieser Tagesordnung, zur Ab­
stimmung gebracht werden. 

Ich ersuche die Delegationsführer, die Wortmeldungen für 

die Diskussion heraufzugeben. 
Das Wqrt hat zunächst der Genosse Vlalter Ulbricht zu seinem 

Referat. 

V,'alter U I b r ,~ c h t : Gen!lssinnen und Genossen I Nachdem 
gestern Genosse Fisch ias Programm begründet hat, besteht meine 
Aufgabe darin, den Vieg zu zeigen, wie unseJ; Volk aus 'der gegen­
wärtigen Katastrophe, in die aer Hi tierfaschismus .i.Jeutschlaria 
gestürzt hat, herauskommen kann. Unsere erste Aufgabe nach dem 
sturz des Hitlerfasc~ismus war die Linderung der Not des Volkes 
und die ~r hführung aller notwendigen Massnahmen, um das Funda­
ment für den demokratischen Aufbau Deutschlands und für die 
Sicherung des Friedens zu schaffen~ Heute ist das Leben wieder in 
Gang gekommen. Die Selbstverwaltungsorgane sind im Rohbau ge~' 
schaffen worden. Aber gerade jetzt zeigen sich eine Reihe Schvne­
riBkeiten, die sich aus dem Übergang von der Kr~egswirtsChaft 
in die Friedenswirtschaft ergeben. Es sind J4assnahmen notwendig, die 
,einen gründlichen ~euaufbau des Verwaltungsapparates und des Wirt-
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sChaftsapparates sichern, die es uqs ermögl~chen, eine wirkliche 
Neugeburt unseres Volkes herbeizuführen. 

Das Volk fragt heute: welchen Weg gibt es aus der von Hitler 
herbeigefÜhrten KatastrOphe? wie stellt ihr euch die neue demo­
kratische urdnung vor? was für grundsatzliche J4assnahmen in 'der 
Wirtschaft soile~ den Neuaufbau ermöglichen und une 'kÜnftig vor 
,ETwerbslosißkeit und Krisen bewahren? Mit welchen,Volkskräften 
soll das l'rogramm des ,Neuaufbaus verwirklic~t weroen? 

'Nachdem alle früheren Regierungen und Machthaber versagt 
haben, nachdem die herrschende 'Klasse Veutschlands die Nation 
zweimal in die Katastrophe geführt hat, nachdem es sich erwiesen 
bat, dass der alte Weg i'alsch war und gegen die nationalen Inter­
essen unseres Volkes gerichtet war, ist es unsere Aufgabe. die 
Aufgabe der Vertreter des werktätigen Volkes, jetzt einen solchen 
Weg zu beschreiten, der unser Land nicht nur aUB der Katastrophe 
herausfÜhrt, sondern unser Volk zu einer glücklichen Zukunft 
entgegenführt. Das Volk, das gegenwärtig die grössten Opfer beim 
Heuaufbau bringt, will wissen, wohin dieser Weg führt, es will 
Garantien sehen, es will die Garantien mitschaffen, damit roe 
wieder ir5~ndwelche Cliquen imstande sein werden, unser deut­
sches Heimatland in die 'Katastrophe zu stürzen., 

'~ir können nicht einfach die Erfahrungen und Methoden, die 
in anderen Ländern angewandt wurden Und sich dort mehr oder weniger 
bewährt haben, auf unsere ,deutschen Verhältnisse überoraeen, weil 
Deutschlf!.I1d besondere lilltwic1:1ungsbedinguw;i:m hat. Was sind 
das für Desonderheiten, die wir bea,chten lJüssen LIDd deren Net;ie­
run!5 bedeuten \'/Ürde, dass wir vom richtigen Viege abweichen?' 

Die erste Besonderheit besteht darin, dass in Deutschland 
die alten feudalen Reste'bis vor kUrzem erhalten geblieben sind 
und dass ~n gewissen Gebieten Deutschlands noch'die Überreste 
des ,l!'eudalismus in Gestalt der J;;errschaft, der Grossgrundbesitzer 
in den AGrarE;ebieten fortbestehen. In Deutschland hatte sich 
die Bourgeoisie unfähig ~: erv,~es~n, ihre eigene bürgerliChe, 
demol:ratische Revolution bis zu Ende durchzu:f:'i1hren. Die FolGe 
davon ist, 'dass die G-rossgrundbes,itzer' und Junker in 



weiten trllbieten 'Deut13chlandB herrschen, Ulld das sind die ]'ami­

lien, aus denen die ottiziEirD und reaktionäxen Staatsbeamtell 
,hervorgingen. Deshalb muss der erste Schritt einer- demokratischen 
Ordnung und des demokratischen Äutbaus die Entei~ung der Gross­
grundbesitzer und'die Übergabe des Grundbesitzes der Grossgrund­
besitzer und Junker an die werktätigen Bauern und an die Landar­
beiter sein. 

Die zweite Besondeiheit der EntwiCklung in Deutschland be­
steht darin, dass Uelltschland das Land der höchsten Entwicklung 
der Macht des Monopolkapitals war, 'daDS hier das ,(;rosskapital in 
der Tat mit dem faschistischen Staatsapparat verschmolzen war. 
Der Wirtschattsapparat des deutschen Grosskapitals war mit 'dem 
fasChistischen staatsapparat auts engste verb~den~ Die deutschen 
Konze~erren wurden zu Wehrwirtschattsführern., In den Leitungen 
der Wirtschattsgruppen sassen,die führenden Männder der grossen 
Konzerne, Syndikate, und 'Kartelle. Die TatsaChe, dass die Vertre­
ter des Grosskapitals, die führenden Männer der Konzerne und Ban­
ken aufs engste mit der faschistischen Staatsgewalt verschmolzen, 
zum grossen Teil selbst zu Staatsbeamten wurden, hette zur Folge, 
dass es am .clnde der llitlerherrschaft nicht genügte, den Staats­
apparat zu 'zerschlagen" 'sondern dass es ebenso notwendig wurde, 
den gesamten Wirtschaftsappru.'a1;' und den Apparat des ,ReichsnIDu-­
standes zu liquidieren. Deshalb war und ist die zweite Aufgabe 
der demokratischen Neuordnung die Säuberung der 'Betriebsleitungen 
die Beschlagnahme all der betrie~e, d~ren Besitzer Nazi~ und 
Kriegsinteressenten waren - ich sehr von den kleinen betrieben 
ab - und die tlberführung dieser J:letriebe in die Hände der Landes­
verwaltung, d.h. sie müssen Betriebe staatlichen Charakters wer­
den. Weil die alten Unternehmerorganisationen während der Zeit 
des Hitlerfaschismus zu Organen der faschistischen Staatsgewalt 
wurden, kann es auch keine Wiederzulassung dieser Vrganisationen 
geben, auch wenn sie sich gegenwärtig irßendwie tarnen, sondern 
wir müssen darauf bestehen, dass die Unternehmeror~anisation~n 
verboten werden. (Sehr gut I ) Das ist eine der i:lrundbedingungen für 

die ,Sicherung der demokratischen Entwicklung in Deutschland.' 
Nachdem die Unternehmerorganisationen in zwei Weltkriegen neben 
den Mi li tarlstan die Träger der imperialistis'chen Eroberungspolitik 
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waren, ist,es klar, dass für diese Organisationen'in Deutschland 
kein Platz mehr sein kann. 

Die dritte Besonderheit besteht darin, dass der grösste Teil 
der Staatsbürokratie zum Faschismus überging, dass Sich jene 
preussisch-reaktioDäre StaatsbUrokratie zum Faschismus entwickel­
te. Deshalb ergab sich die llotwendigkeit, 'den Btaatsapparat. zu 
zersChlagen und, soweit verschiedene Organe der kQmmunalen oder 
der Landes'verwaltungen weiter bestanden, die vollständige Säu­
berung von allen faschistischen Elementen von Mitgliedern der 
Nazipartei durchzuf'ühren. 'Das Oharakteristische der gegenwär-. 
tigen ~ge besteht eben darin, dass zwischen den neuen demolcra­
tischen Krätten, die Deutschland neu aufbauen wollen, und den 
alten faschistisch~n, reaktionären Kräften der Kampf geht, dass 
die alten taschistischen und imperialistischen Kräfte alles tun, 
um dem deutschen Imperialismus zu retten, was sie nur retten 
können. 

uöer die Naziführer wird in den verschiedenen Prozessen, 
die Ge5enwärtig laufen, das gerechte Urteil' gefällt. Aber jene 
wahren Uerren J)eutschlands', die 19:;2 den Hitlerfaschismus unter­
stützten unft ihm Anfang 19~:; zur Macht verhalfen, haben heute nocn 
starke PDsitionen in Deutschland, und sie sind die Hauptgefahr 
für die gesamte Entwicklung in Deutschland. (Sehr richtig!) 
Sie suchen, mit allen Mitteln das liad der Geschichte zurückzu­
drehen, die demokratische Entwicklung in Deutschland a,utzuhalten 
und so viel wie möglich Machtpositlonen zu retten, 'um die alte 
Politik wieder durchzuführen, die sich nach dem ersten Welt-
krieg so verhängnisvoll ausgewirkt hat, jene Politik, die durch 
den Kapp-PUtsch, den Hitler-PUtsch und andere PUtsche gekenn­
zei<:hnet wird, die die heaktionäre damals antetteln konnten" 
weil die Weimarer Demokratie nicht die genügende Energie gegen­
über der Reaktion aufbrachte. (Sehr wahrl) 

Diese Lage ,zwingt uns, vor unserem Volke hier auszusprechen, 
dass die demokratische Entwic,klung, das friedliche' Leben und 
der Aufstieg unseres Volkes nur möglich ist, wenn drei Grundbe­
diniungen erfüllt werden, und dass ,nur, jene das iiecht haben, sich 
Demokraten zu nennen, die sich für die 'Durchführung der folgenden 
drei Grundbedingungen einsetzen I 

Erstenaldie konse~ente Durchführung ,der ~Qdenreform, d.h. 
die Enteignung der Junker und aller Grosse;:riiD.dbEisitzer, die mehr 
als 100 ha besitzen; 



zweitens: die Enteignung der Kriegsinteressenten, d.h. der 
Konzernherren, Bankherren und G~ssindustriellen, die, entweder 
Nazis waren oder als Kriegsinteressenten hi tIers' Krieg bis zu , 
Ende aktiv unterstützt haben, und die Übereignung, die,ser Betriebe 
an die Landesverwaltungen bezw. an die' Gemeinden; 

d:i-ittens: Säuberung der Verwaltwig und Aufbau einer neuen 
'demokratischen Verwaltung, in der vor allem neue, Junge Kräfte 
aus dem Volke arbeiten sollen ,gemeinsam mit solchen früheren 
Angestellten, die nicht Mitglieder der Nazipartei waxen , di~ 
keine ak~iven Förd~rer der faschistischen Politik gewesen sl.nd. 
Wir wollen, dass durch die Schaffung einer solchen demc;>krati­
schen Ordnung endlich in Deutschland des Volk~s Wille oberstes 
GeS3tZ wird. (Bravo!) Darum geht gegenwärtig in ~eutBchland der 
Kru:I l' zwischen den forts::hrittlichen demokratischen Kräften, 
die}) DeU:tschland aus der Katastrophe heraus:ruhren, und jenen 
Reaktionären, die vom deutschen Imperialismus retten wollen, 

was sie noch retten können. 
Der Kampf wird in verschiedenen ,Formen ge:ruhrt. Gegen 

jene verfaulten, korrumpierten faschistischen Elemente, die 
sich als Banditen herumtreiben, ist die Frage des Kampf~s eine 
Aufgabe der Polizei. Aber die Hanptgefahr bilden gegenwärtig 
jene Kr~te, 'die sich plötzlich als Hitlergegner au~geben (sehr 

tJ) und nun versuchen, alle möglichen Positionen l.n der 
~ , 

Wirtschaft,' in der Verwaltung usw. für sich zu rette~, um 1n 
einiger ~eit dann ihre alte ~olitik aufs neue zu begl.nnen. 
(Sehr wahr!) Es handelt sich um jene Kräfte, die nich~ nur 
Hitier mit zur Macht gebracht haben, d.h. vor allem die Herren 
der IIarzburger Front, sondern die bis zu Ende ,ilitlers Krieg 
unterstützt haben, die sich nur in der {,eise von Hitler distan­
zierten dass sie diesen Krieg mit allen lätteln bis zu Ende 

, h ' 
führen wollten inder Hoffnung, es sei vielleicht doch noc e1n 
'" .. I' h "'1.' ese Kräfte sind nicht weniger schlimm als die ",1.eG mog l.C • u 

J;itleristen, wenn auch manche ,von, ihnen nicht das ?urteibuch 

'der Nazis in der Tasche haben. 
(Z'lruf: Direktor Schwab!) 

~ Direktor Schwab hat sich etwas in eine westliche ,Zone begeben' 

(Heiterkeit und z~rufe.) 
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\'Iir begrüssen die lleurteilung der gegenwÄrtigen Lage, wie sie 
die internationale GewerkBchaftsdelegation gegeben hat, und 
stimmen völlig mit ihr üb"rein. Wir sind erfreut darüber, dass 
der Kollege Jouhaux in seinem Interview'nach den Besprechungen 
mit den Vertretern der freien Gewerkschaften in Deutschland offen 
ausg"sprochen hat, welche Gafahr' die alten reaktio'n1i.ren, impe­
rialistischen Kräfte gegenwärtig in Deutschland darstellen. Wir 
'stimmen auch völlig überein mit 'den Vorschlägen der 'Exekutive 
der Weltföderation der Gewerkschaften, die nach'ihrem Studiun 
in Deutschland vorschlägt, eine gründliche Säuberung durchzu­
führen, und die erklärt, dass die Entnazifi,zierang weit davon 
entfernt ist, befriedigend be endet zu sein (sehr richtig!), die 
davon spricht, dass eine rasche Verwirklichung der Potsdamer 
Deklaration notwendig ist, wonach die deutschen Fabriken sich 
auf 'friedliche Industrien konzentrieren sollen, und in der zweiten 
vorgeschlagen wird, dass die Voraussetzung für eine demokrati_ 
sche Entwicklung die Zer~törung der wirtschaftlichen Grundlage' 
der Junkerklasse ist. YJir stimmen völlig überein damit" dase die 
Verteilung der gro,ssen Landgüter unter das deutsch~ Volk in 
allen Gebieten Deutschlands durchgeführt werden soll. (Zust~llng) 
Wir stimmen völlie; überein mit den Vorschlägen der Weltföde­
ration der Gewerkschaften, die eine beschleunigte Entnazifizie~ 
rang der Industrie fordern. (Sehr gut!) Die Massnahmen, die die 
Weltföderation der Gewerkschaften hier vorschlägt, liegen egen-
so im Interesse des deutschen Volkes wie im Interesse-anderer, 
"ö'lkeri denn ohne die Verwirklichung dieser Vorschläge der inter­
nationalen Gewerkschaftsföderation kann es in Europa keinen 
Frieden aeben. (Sehr wahr!) Deshalb erklären wir hier: wir 
werden alles tun, Um im Sinne dieser'Vorschläge der internatio­
nalen Gewerkschaftsföderation zu hande~ und in Deutschland die 
Grundlagen des deutschen Imperialismus zu beseitig,en. (Lebhafter 
Beifall.) 

Wie stark die Kräfte des deutschen Monopolkapitals und des 
deutschen Imperialismus noch Sind. möchte ich an einer :rteihe von 
Beispielen erläutern. 

Ihr wisst'alle, welche Diskussion gegenwärtig in allen Teilen. 
Deutschlands in der Presse UBW. über die Frage Zentralisation, 
Dezentralisat10n UBW. geht. Mir will scheinen,' ais ob ,diese ganze 



Diskussion etwas auf schiefer Bahn läuft. Man spricht viel über 
Dezentralisation der Verwaltungen, man spricht davon, dass die 
Gewerkschaften nicht zentralistisch aufgebaut sein dürfen, aber 
merkwürdigerweise ~rd wenig darüber gesprochen, dass die 
grÖBste zentralistische Organisation 'über alle Zonen Deutschlands 

hinweg besteht, nämlich die 'zentrale Organisation der deutschen 
KonzeJllle. (Lebhafter Beifall.) 

Da hilben 'wir den AEG-Konzern, an diessen Spitze He= Bücher 
in Hamb~steht. Von dort aus werden alle Betriebe des Konzerns 
weiter geleitet, ebenso alle Nebenbetriebe. Nach wie vor ist 
der AßG.-Konzern beteiligt an der lieutschen Werft, an der Hoch­
bahn Hamburg, an dem Elek~rizitätswerk in Hamburg. In Berlin 
ist der Chef der Fabrikleitung der Nazi und Wehrwirtschaftsfüh~~r 
Otto Köhn. Da ihm das l>flaster in Berlin etwas zu heiss wurde, 
ist er, nach dem W'esten verzogen. Gegenwärtig wirkt an seiner 
Stelle He= Baurat Spennrath, ein alter Ilazi. Also im AEG-Kon­
zern, der seine Fäden über ganz Deutschland gezogen hat, sitzen 
weiter noch die alten Nazis und Welrlmirt>1chaftsführer an der 
Spitze. 

Im Siem~ns-Konzern kommandiert Herr Direh~or Berucert, 
Nazi und WehrwirtschaftsfPhrer. Die Siemens-Belegschaft hat die 
Absetzung dieces Herrn ge foXdert , aber er i,ommandiert heute 

noch immer im Siemens-Konzern. 
Der Osram-Konzern'hat ebenfalls noch alle Verbindungen mit 

den Fabriken in den verschiedenen Gebieten DeutSChlands. Er 
bet,:i=t schon wieder Verhandlungen über die ·lIarh.~preise und ver­
sucht, mit anderen Fabriken die llochhaltung der Preise zu ver­
einbaren. Ja, die Direktion dieses Konzerns, be sass die Unverfro­
renheit, einen Vertreter nach.Zwickau zu entsenden in einen' 
Betrieb, der der Beschlagnahme unterliegt, und dem Treuhänder des 
Betriebes einen Anstellungsvertragvorzulegen. (Hört, hörtl) 

Die Leitung des Flick-Konze~, eines.der grössten Konzerne 
der deutschen KrieGsindustrie arbeitet weiter. Nachdem in den 
ersten IJonaten nach dem Sturz Bi tIers herr Kali tzsch die Fiihrung 

hatte, der inzwischen verhaftet wurde, ist nun der Syndih.-us 
Strese an seine Stelle getreten. Das ist jener Strese, der in 
Holland Gemälde für Herrn Flick zusammenramschte; die I'lick 
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dann den Naziführern schenh.~e. E~ hält die Verbindung zwischen 
allen früheren Konzernbetrieben 'der drei Zonen in Deutschland~ 

Der Reemtsma-Konzern, dessen .... eitung in Ramburg sitzt, 
übt ebenfalls seine Tätigkeit weiter aus. Zwar i~t der Leiter 
des Konzerne als Kriegsverbrecher verhaftet, aber der dritte 
Bruder von ihm leitet den Konzern weiter. Nur die Werke in 
Dresden und Berlin WUrden vom Konzern losgelöst und einem 
Treuhänder zur Verwaltung ij~.t~.·6M. Unterstellt. 

Wir haben also die Tatsache, dass es Zonengrenzen gibt, 
die 1'ür die politischen Parteien, die Gewerkschaften und,die 
demokratischen Kr&fte gelten, nicht aber für die deutschen 
Imperialisten. (Hört, hörtl) Wir stimmen völlig Uberein damit, 
wenn der englische'Minister Bevin erklärt, dass im Ruhrgebiet 
der Generalstab des deutschen Monopolkapitals sass. Ich glaube 
aber, diese Feststellung ist nicht ganz exakt; denn noch heute 
sitzt der Generalstab des deutschen Monopolkapitals im Ruhr­

gebiet. (LebhaftebZustimmung.) Es gibt sogar solche Fälle, dass 
die Beaui'tragten der Konzerne in de,n Westgebieten staatliche, 
Funh.~ionen ausüben. Im Westgebiet wurde das Verwaltungsamt 
für Stahi und Eisen dem reaktionären Verein der Deutschen Ei­
senhüttenleute übertragen. An der Spitze ,steht, der Nazi und 
Wehrwirtschaftsführer otto petersen, der Ve~rauensmann von 

,Vögler, Krupp, Springe rum und Poensken. Er i~t es, der dort 
den Kampf gE\gen die Gewerkschaften führt. Ihm zur Seite steht 
Herr Skrotzki, der frühere Syndikus der Reichsgruppe Industrie. 
Unter der Hitler-Aegierung war er der Bearbeiter :für die' Wehr­
wirtschaft in der "'eichsgruppe Industrie. Dieser Herr versuchte 
vor vier Wochen, in Berlin die :l;'aschistischen Wirtschaftsorg8!le 
aufrecht zu erhalten und in die gegenwärtigen Vlirtschaftsorgane 
einzubauen. Hr organisierte in Berlin eine illegale Konferenz 
der Vertreter der Konzerne und Syndikate. 

Damals 



Damals haben vdr in Be=~ öffentlich diesen Ve~treter des deutschen 

Imperialismus argeklagt, seine ille~ale Tätigkeit enthüllt. Daraufhin 

ist e~ nach We,st,en gegangen UIld' sitzt heute in führender staatlicher 

'r~ion. (Hört, hört!) In der GelseIlkirchener Bergwerks-Aktienge­

sellschaft sitzt Dr. Busch als Generaldirektor, ein Nazi. Im Mathias­

Stinnes-Konzern sitzt als Generaldirektor 'Dr. Hans Roche, ein Nazi. 

Im Klöclm~r-Konzern sitzt der Nazigeneraltiirektor Dn. Rnhrl ,In der 

Vereinigung der eisenschaffenden Industrie in Düsseldorf sitzt der 

Nazidirektor Dr. SchäIfer. Er war früher Leiter 'der AbteilllIlg Eisen 

UIld Stahl im Reichsminis-:;erium für RüstUIlg UIld Xriegsproduktion. 

Man kann nipht bestreiceh im wesentlichen leben die alten faschisti­

schen Wirtschaftsorganisationen fort, die sich je!zt den neuen Namen 

VereinigllIlgen zugelegt haben. In Minden wurde der deutsche Wirtschafts­

beirat t'ür die engliscl:e BesatZllIlgszone geschaffen. Präsident ist der 

bekannte Konzernherr Abraham Frowein, einer der Führer des Bamberg­

Konzerns, war bis 1936 Beirat der Reichsgruppe Industrie. Er glaubt 

sich als Vertreter des Monopolkapitals zu dieser Funktion berufen, 

weil er eine jüdische Grossmutter hatte. (Heiterkeit und Zuruf: Haute 

Mitglied des Provinzialbeirats! ) - Es wird gerufen, dass Herr Froweis 

MitGlied des Provinzialbeirats ist. Ich erinnere mich, dass in der 

Hitlerzeit Herr ]'rowein lite;lied der Industrie- und Handelskammer für 

das Wuppertal war und damit in der Führung der Wirtschaft der Tex­

tilindustrie des Wuppertals gesessen hat, dass er von vornherein ak­

tiv die faschistisohe Wirtschafts-und Kriegspolitik unterstützt hat. 

Dieser Herr Frowein führt gegenwärtig seine Korrespondenz in allen 

Zonen veutschlands. Er ist der Mann, der seine Beaut'tragten in alle 

G,3biete Deutschlands zu den Grossunterne!)mern schickt, um die Orga­

nisationen der deutschen \zrossind~trie wieder aufzubauen. 

Ich glaube, die Tatsachen, die ich anführte" genügen, um zu zei­

gen, wie stark noch die Kräfte des deutscherl Imperialismus gegenwäD­

t1g s~nd und dass der AlB-~ der Internationalen Gewerkschafta-
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föneration auf Säuberung Deutschlands von den Faschistenm Milita­

risten und Imperialisten wirklich erfüllt werden muss, damit endlich 

das deutsche Volk und die anderen Völker- in Frieden leben können.. 

Wenn BUS verschiedenen Gebieten ~eutschlanda Klage darüber ge­

:führt; wirdt dass im Westen usw. der Aufbau anlD.8Ii.chen Orten sehr 

langsam oder ,kaum vorwärtsgeht t BO sage ich ganz offen I solange 

dieeer alte faschistische Wirtschaftsapparat weiterbesteht t kann 

es gar nicht besser gehen. (Zustimmung.) Solange der faschistische 

Sand im Räderwerk der deutschen Wirtschaft ist, solange kann es 

nicht gehen. (Sehr richtig.) Diese ~erren - man nennt sie Fachleute 

_ sind Fachleute in der Urganisierung der Kriegsproduktion, sind 

grosse Fachleute in der ]Uhrung des Krieges; aber sie sind Trottel 

in der Organisierung der Friedenswirtschaft. (Lebhafte Zustimmung.) 

Diese Frage der Holle der deutschen Konzern- und Bankherren 

steht in ensem Zusammenhang mit der Lage im Ruhrgebiet. Ich sagte 

schon: das Ch~akter stische der Lage ist, dass das Rihreebiet und 

vor allem Düsseldorf das Zentrum der Kriegsinteressenten ist t dass 

sich die deutschen llonopolherren am Rhein und Ruhr konzentriert ~a­

ben, und, wie gestern ein Genosse richtiB sagte, Düsseldorf, das 

Zentrum ihrer urganisationen geworden ist., Diese Herren sind eS t 

die sich daf'ür einsetzen, dass das Ruhre;ebiet von lJ'eutschland weg­

kommt. In der französischen Presse war gewissermassen ein Aniebot 

verÖffentlicht, in dem es hiess t dass. wenn das Rührgebiet FrBnk­

reich unterstellt würde, d.h. wenn die grossen Betriebe der Ruhr 

an franZösische Konzerne 'angegliedert würden, die Konzerne und die 

t{ 'Grossindustrie, auch die Kriegsindustrie des Ruhrgebiets weiter be­

stehen könnten, dass aber, wenn das'Ruhrgebiet bei Ueutschland 

bleibe, die Kriegsindustrie und andere Industrien des Ruhrgebietes 

zerstört würden. Ich bin überzeugt: gewisse Kreise in Frankr.tKkXeich 
" , 

würden nicht so die Kampagne für die Abtrennung des Ruhrgebuptes, 

führen, wenn sie nicht 'von gewissen Kreisen der deuts'ch~LL Ru.i:.lrindu-



striellen unterstützt würden (sehr richtig), die die Hoffnung 

haben, auf diesem Wege die alt~n Positionep des deutschen Mono-

polkapitals zu re'tten. 

Wir haben demgegenüber klar und eiildeutig gesagt, dass die an­

ti.faschistisch~emokratischen Kräfte' alle,s, ~ werden, damit das 

,Ruhrgebiet bei Deutschland bleibt, weil D~utschiand ohne das RUhr­

gebiet 'nicht leben kann. Einige,AUslandszeitungen haben meine Rede 

auf der Gewerkschaftskonferenz zur Ruhrfrage in Beziehungen gesetzt 

zu früheren nationalistischen Forderungen anderer Parteien. Diese 

Kritiker übersehen, dass für unS ganz andere Gründe massgebend sind 

,Als Partei des Volkes sind wir ,gegen die Abtrennung des Ruhrge­

biets i denn Deutschland braucht die Ruhrkohle, brauc~t den r~ 

koks und braucht die Fertigindustrie des Huhrgebiets. Wir Antifa­

schisten, wir Kommunisten als Partei des Volkes, fühlen uns aufs 

:E.'ngste verbunden mit der Arbeiterschaft und dem werktätigen Volke 

des Huhrgebiets; denn die ,Arbeiterschaft des Ruhrgebie'ts ist l!'leisch 

vom Fleische der deutschen Arbeiterklasse. (Lebhafte Zustimmung.) 

Wir sind gegen die Abtrennting de~ Ruhrgebiets, weil eine solche 

Abternnung einen ständigen politiSChen Unruheherd schaffen würde, 

der ein Hindernis wäre für das friedliche Zusammenleben der Völker. 

Im Ruhrgebiet sitzen jene Konzern- und Bankherren, die eine speku­

lative Politik treiben, um Gegensätze 'zwischen den Alliierten )~er­

vorzurufen,die eine Politik treiben, wie sie das deutsche hlonopoi­

kapital auch nach dem ersten Weltkriege betrieben hat. Wir haben 

aber umgekehrt ein Interesse an der Einigkeit der Alliie1ten, denn 

wir wollen, dass ein langer~iede in AUropa sein wird. (Lebhafte 

Zustimmung.) Wir sagen den Vertretern Frimkreichs und Englands:' 

Wenn Sie im Interesse des Friedens Üeutschland etwas wegnehmen woL­

len, dann nehmen sie uns weg die preussischen lli.1i taristen die . . . . . 
Grossgrundbesitzer, die Konze~- Und Bankherren (stürmische Zu~ 
stimmung), Diese 'Zerren haben ;Jahrzehntelang 'gepredi(,-t, 'sie 
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brauchten hBlllll; geben Sie ihnen Hawn in Zentralafrika! (Stürmi­

sche Zustimmung.) Wenn das geschieht, dann wird, Ruhe in Mittel­

europa sein, dann wird das deutsche Volk auch die Reparations­

aufträge erfüllen können um das wieder 'gutzumachen, was in anderen 

Ländern zerstört wurde. DBnn Wird der fried11che Neuaufbau möglich 

sein und ein friedliches ,Zusammenleben zwischen den Völkern Europas. 

(Wiederholte stürmi5che Zustimmung.) 

Ich glaube, ,es i~t notwendig, dass in allen Teilen unserer 

Heimat in den Betrieb~, in den TIohngebieten, in den Dörfern, eine 

grosse AUfklärungskampagne über die Gefahr' geführt wird, die diese 

imperialistische Reaktion in Deutschland für unser eigenes Volk, 

darstellt. Es muss endlich ausgesprechen werden, was die Ursachen 

des Krieges waren, dass die Ursachen des Krieges nicht nur der Welt­

eroberungswahnsinn ~iner Clique nazistischer Militaristen war, son­

dern dass die Ursachen des Krieges in der kapitalistischen ~ntwick­

lung Deutschlands lagen. Es ist notwendig, eine richtige Analys~ 

des deutschen Faschismus zu geben und auszusprechen, dass der deut­

sche ll'aschismus die herrschaft der terroristische,n chl;luvinistisch­

sten, raubgierigsten Kreise des deutschen Monopolkapitals war. (Sehr 

richtig.) Wir müssen unser Volk darüber aufklären, dass nicht nur 

Hitler, sondern auch seine Hintermänner die nationale Gefahr für 

unser Volk sind. Sie waren es, 'die den Krieg nicht nur zur Verskla­

vung anderer Völker führten, sondern gleichzeitig ihre Kr{egspoli-

, tik als Waffe zur Versk1.avung des eigenen Volkes benutzten. Sie 

waren es, die die deutsche Wirtschaft zugrunde ger~chtet haben, die 

schon vor Kriegsausbruch jede wirtschaftliche Entwicklung verhin­

derten, indem sie einseitig die, Rüstungsindustrie zum Schaden des 

Volkes und zum Schaden der Entwicklung, der yerbrauchsgüterindustrie 

förde'rten. Sie waren es, ',di~ dem deutschen Staat ~ einen Raub- und 

Wucherstaat'verwandelt haben; in dem die grossen Kapitalbesitzer 

und ihr Nazianhang'vorwiegend von der Ausplünderung, fremder Länder 



und der Versklavung anderer Völker lebten, .sie waren es, die zum 

tiefsten kulturellen Niedergang fÜhrten, die alles Rekationäre, 

alles Antidemokratische in der Geschichte Deutschlands förderten. 

pflegten Und veutschland zum rückständigsten Land Europes machten. 

Gegenüber dieser reaktionären, faschist1schen Politik proklamiE 

ren wir die Politik der Neuge.staltUng Deutschiands, die Politik der 

Neugeburt unseres Volkes~ N~chdem in Deutschland· daS wirtshhaft­

liche Leben begpnnen hat sich etwas zu normalisieren, nachdem die 

Selbstverl'1altungsorgane im Rohbau geschaffen wurden, steht jetzt 

vor uns die Aufgabe, mit dem Programm des Neuaufbaus Veutschlands 

vor ~ Volk zu treten, um unserem Volke den Weg zu zeigen, der aUB 

der Katastrophe herausfÜhrt, den We·g, der zu einer glücklichen Zu­

kunft DeutSchlands fUhrt. Das Programm des Neuaufbaues Deutschlands 

nniss v.on drei Grundsätzen ausgehen. 1.: in Deutschland muss der 

wolle des Volkes oberste.s Gesetz werden (bravo), 2.: die deutsche 

Wirtschaft muss den-Interessen des deutschemVolkes dienen. (Sehr 

richtig.),. Alles Demokratische, FortSChrittliche der Kultun muss 

gepflegt werden; Es muss eine wirlcliche ~euerziehung unseres Volkes 

die Schaffung einer neuen demokratischen Kultur erfolgen. 

Gestattet, dass ich diese , Grundsätze des Programms der Neuauf­

baues Deutschlands erläutere. In verschiedenen Zeitungen wurde be­

hauptet, es gäbe in Deutschland verschiedene Arten der Demokratie. 

Ich glau'oe, das ich unrichtig. "Es gibt· gegenwärtig in Deutschland 

de~Qkratische fortgeschrittene Gebiete. Das sind jene Gebiete, in 

denen die Werktätigen das volle Mitbestimmungsrecht haben, in denen 

es eine demokratische Presse gibt, in denen es demokratischf;lLandes­

verwaltungen mit dem Rechte der.Gesetzgebung gibt. Es gibt andere 

Gebiete, in denen sich die Demokratie noch im Embryonalzustand be­

findet. (Sehr gut.) Wir haben 1ln ~erem Aktionsprogramm betoht, daß 
• • 0. • •• 

w:1.r e~ parlamentarische Demokratie wollen·, in der der Wille des 

Volkes oberstes Gesetz ist. Was· hei.sst das? Das heisst, dass das 
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Volk seine Vertreter auf aemor-.ratischem 'iese in die gesetzgebenden 

~örperschaften wählt. Ab er das heisst vor allen Dingen - und das 

sche.int mll' das Reue. zu sein -, dass das Volk, das die anti1'aschi­

stisch-demokratischen Kräfte ~elbst·tätig mitwirken sm illeuaufbau, 

an der lleugestaltung Deutschlands (sehr wahr), dass die alte Kluft 

zw:1.schen ·dem staatlichen BÜrCkratischen Apparat mil. dem Volke liqui­

diert wird, dass in dEln Betrieben die Betriebsräte Und Gewerksch~ 

ler volles Mitbestimmungsrecht haben, dass sie mit~beiten an der 

Planung der Produktion in den Betrieben und in den Wirtschafts­

organen. Wir wollen, dass· durch die Schaffung der verschiedensten 

Hilfsorgane, der WohnungsausschÜBse, der Ernährungsausschüsse usw. 

möglichst breite Kräfte des. Volkes zur Mitarbeit im demokratischen 

staat. herangezogen und erzogen werden. Wir wollen, dass das Volk 

selbst die Dnrc~ seiner Beschlüsse kontrolliert (sehr richtig 

dass nicht ein solcher Zustand herrscht, wie er früher immer war, 

dass im Parlament Gesetze beschlossen wurde und es eine Bürokratie 

gab, die etwas ganz anderes machte. (Zustimmung.) Das ist .keine 

Demokratie. 

Wir sind aus diesem Grunde gegen gevdsse Prak~iken in anderen 

Zonen Ueutschlands, wo den Beamten die politische und parteipoli­

tische Tätigkeit untersagt wi!d.· i'iir sind umgekehrt der Meinung, 

dass die Beamten und die Angestellten die besten Demokraten und 

Antifaschisten sein müssen. (Zustimmung.) Sie sollen sich nicht 

hinter ihren Berg von Papier vor dem Volk verstecken, sondern sie 

sollen täglich mit dem Volke wirken lind täglich zeigen, VIer sie silnd 

Wenn das geschieht, dann wird auch dap Volk auf diese Männer einwir­

ke·n, wird Kritik üben, und dann wird da eine gesunde demokratische 

Entwicklung in Deutschland geben. (Sehr wabr.) Das verstehen wir 

unter demokratischer EntwiCklung." D.h., Während b;i.sher in der· dB\lt­

schen Geschichte eine kleine Minderheit vOn Bank- und Konzerriherren 

und Grossgrundbesitzern im deutschen Staatsapparat über die Mehrheit 



des Volkes bestimmte, während diese kleine Minderheit ihre Beuuf-
, 

tragten, ihre Syndizi usw. in die VerwaltlUlgsorgane schickte, sollen, 

jetzt die Vertreter der Mehrheit des Volkes den Willen der Mehrheit 

des Volkes verwirklichen. ,(ZUBtimmung.~ 

Eine solche demokratische ,EntWicklung in Deutschland ist erst 

dann ,gesichert, ,wenn den Kriegsinteressenten und Militaristen die 

materiellen Machtmittel genommen sind, d.h. wenn die Grossgrundbe­

sitzer enteignet sind und wenn den grossen Kriegsinteressenten die 

Betriebe weggenommen worden sind. Renn es einige englische Beobachter 

r,ibt" die diese Massnahme nicht für unbecii~ erforderlich halten, 

SO übersehen sie nach unserer ~einung, dass in ~eutschland die Kon­

zernherren, BalliUlerren und Grossgrundbesitzer, die Mitglieder der 

leitenden lürtschaftsorgane und die Mehrzahl der Beamten zu Faschisten 

oder zu solchen Kräften geworden sind, die aktiv den Faschismus unter­

stützt haben, die Eitlers Krieg bis zu J;,nde gefördert haben. Weil sie 

das taten, de~halb müssen sie entfernt werden. Das i~t nicht unsere 

Schuld; die Herren haben selbst diese Entvdcklung vorausbestimmt, 

indem sie Hitler bis zu ~nde unterstützten, als Kriegsverlängerer 

den Krieg bis auf deutschen Boden führten. Es ist unsere AufGabe, da­

raus die geschichtlichen SChlussfolgerungen zu ziehen, d.h. die 

Krief,sinteressenten und Ycriegsverlängerer wegzujagen. Das ist die 

geschichtliche Notwendigkeit (sehr gut), und jeder hat es sich sel­

ber zuzuschreiben, dar diese Kriegspolitik bis zu'Ende geführt hat 

und jetzt wegßejagt wird. Also es liegt ke;i.n Grund des 'Dagens vor, 

sondern es handelt sich darum, geschichtliche Notwendigkeiten durch 

die Vertreter des Volkes zu vollziehen. 

Die Lage in den verschiedenen Gebieten DeutschlandS ist gegen 

wärtig ungleichmässig. Das hii:ngt damit zusBIiunen, dass Deutschland 

Von 4 verschieden~n Mächten besetzt ist, die verschiedene Methoden 

der Besatzung und'verschied~ne A~ff~sungen Über die Frage der demo­
kratischen Entwicklung und über die, Sicherunp: "'''' H't'iedens haben. 
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Die Sowjetunion hat durch Marschall Shukow erklären lassen, dass sie 

nicht die Absicht hat, dem deutschen Vo1L die sowjetische Ordnung 

irgendwie auf'zullktroyi~n und ich glaube, alle antifaschistischen 

Demokraten können bestätigen, dass die Raxis in der sowjetisch be­

setzten Zone zeigt, dass eine freie demokratische Entwicklung mög­

lich ist. A.uch als lli tgliedJc:: der Gewerkschaftslei tung muss ich sagen, 

dass niemals V ~rtreter der Besatzungsbehörden sich in die inneren 

Fragen der Entwicklung der Gewerkschaften eingemischt 'oder Forderun­

gen gestellt haben. Im Gegenteil, sie weisen immer darauf hin, dass 

die Frage des Aufbaues der Gewerkschaften, der Methoden ihrer Arbeit, 

soweit sie sich im Rahmen der Potsdamer beschlüsse bewege, Sache der 

Gewerkschaftsmitglieder selbst sei. In der sowjetisch besetzten Zone 

sind wir der Meinung, dass, ~uf Grund der bisherigen demokratischen 

Erfahrungen und des gegenwärtigen Standes der Entwicklung folgende 
, , 

Hauptaufgaben als nächste Aufgaben zu erfüllen sind. Die wichtigste 

Frage ist die Frage der A.uswahl der befähigten Frauen, Männer und 

Jugendlichen aus dem Volk zur Schulung für die Tätigkeit in den Wirt­

schaftsleitungen, in den Betriebsleitungen, in den Verwaltungs organen, 

als Schullehrer, in der Justiz und in'd~r Polizei. (Lebhafte Zustim­

mung.) Ohne die Heranziehung neuer Menschen, Frauen und Männer aus dem 

Volke, die mit dem Volke verbunden sind, können die grossen Aufgaben 

des Neuaufbaus nicht gelöst werden. Nur dadurch, dass jene früheren 

Wirtschafts funktionäre , die keine Nazis waren, mit neuen Männern aus 

dem Volke, :früheren Betriebsräten, Gewerkschaftsfunktionären in der 

Wirtschaft, früheren Schöffen in der Justiz, mit Neulehrern, d.h. mit 

Frauen und Männern, die genügend Fähigkeiten, Intelligenz besitzen, 

um in kurzer Zeit als Lehrer geschult zu werden, zusammenarbeiten, 

kann der Fortschritt gesichert werden. Nicht überall wird dieser Auf­

gabe 'das genügende Verständni,s entgegengebracht. 

Im Zusammenhang mit der Verö,f'fentlicnung der Resolution zur Par­

teikonferenz erhielten wir, ,eine Anzahl Biie:t:e, in 'denen sich Antifa-



schisten darüber beschweren, dass es ihnen nicht ermöglicht wird, sich 

für solche vertntwortlichen-Funktionen zu' schulen. Aus einem Thüringer 

Gebiet wird mitgeteilt. dass: den Neulehrera nicht genügend die Mög­

lichkeit der Schulung gewährt wird; weil nicht die finanziellen Mit­

tel zur Ve~ gestellt werden:, drurlt die Femililln dieser Neuleh':' 

rerinnen- uno. lehrern wäbxend der teit der pChulung unterstützt 

werden~ Bei der Schulung der Kader für die Justiz zeigte sich, dass 

in einigen Fällen nicht genügend Frauen und Männer aus den werktäti­

gen Volk herangezogen wurden. Es gibt bei uns einen Beschwerdebrief 

~us Thürlnge,n, wo eine Schule für die Ausbildung von Justizangestell­

ten durchgeführt und kein einziger Werktatigerherangezogen wurde, 

sondern nur alte vorgebildete Juristen zugelassen wurden. (Hört, Hörtl) 

F.F. 
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Wir glauben, das zeii>t, dass dort nicht genügendes Verständnis für die 

demokratische Entwicklung vorhanden ist. Diese Fehler muss man korri­

gieren.' 

2. Sind wir der Meinung, dass die Bevölkerung akti.ver zur 1Iitar­

bei in den Verwaltungsorganen herangezogen werden muss. Es gibt Tenden­

zen einer gewissen Abgeschlossenheit mancher Bürgermeister und mancher 

Verwaltungen. Es ist notwendig, in den Wohnungsausschüssen. in den El:'­

nährungsausschüssen, in den Kleingartenausschüssen, bei den Gartenäm­

tern usw. mehr Krä:fte aus dem Volke zur ,Mitarbeit heranzuziehen und zur 

Kontrolle der Durchführung der gefassten Beschlüsse. Es ist notwendig. 

dass die Vertreter der verschiedenen Selbstverwaltungsorgane vor dem 

Volke über ihre Tätigkeit Bericht geben und dass sie die Vorschläge aus 

der Bevölkerung sorgfältig anhören und beachten. 

Ich muss sagen, dass diese demokratische,Entwicklung gegenwärtig 

in verschiedenen Landgebieten weiter vorgeschritten ist als in den Städ­

ten. llie Bauern schreiben an die Zeitungen und an _die verschiedenen 

Selbstverwaltungsorgane. Sie beschweren sich darüber. dass noch alte 

Verl'lalter auf den Gütern sitzen, dass hier Und-da noch Faschisten Ein­

fluss ausüben. dass man Schiebungen macht usw. es zeigt sieh, dass die 

Bauern wachg!,lVIorden sind, dass sie in Verbindung mit der Durchführung 

der Bodenreform eine wirkliche demokratische Initiative entwickeln. In 

,mancher Stadt kann man vonden Methoden lernen, die im Dor~e durchge­

fÜhrt werden, kann man lernen, von der Tätigkeit der Ausschüsse der ge­

genseitigen Bauernh1lfe. (Sehr gutl) Ich wünschte, ,dass in allen Städ­

ten die Demokratie sich so lebendig entwickelt" wie das ßegenwärtig 

in der grösseren Zahl der Dörfer der Fall i'st. 

Wir sind der Lleinung, dass gleichzeitig eine systematische SChn­

lung der Betriebsräte durchgeführt weraen muss, um sie für die grossen 

Wirtschaftsaufgaben vorzubereiten. an denen sie teilnehmen müsBen. Hier 

sollen die Landes- und Stadtverwaltungen mithelfen, die materiellen 

Möglichk~ten für die SChüiung der ~etriebBräte zu schaffen., 



3. Es ist notwendig,dass die verschiedenen Selbstverwaltungsorga­

ne eine Kontrolle durchführen, vde die Durchführung ihrer Beschlüsse wirk­

Hyh erfOlgt. Wahrsoheinlich'werden die tier antifaschistisch-demokrati­

schen Parteien ]Unktionäre zur Verfügung stellen müssen,. die bei der 

Durc~ der Beschlüsse und ~esetze und bei der Kontrolle der'Durch­

führung inithelfen~ Es gab einige Bezirke, in denen die Bodenreform nich"t· 

ko~equent durchgefÜhrt wurde, wo bestimmte demqkratische MaBsnahmen zu 

wünschen übrig iassen, wo ernste Fehler in der urganisation der Ernährung~ 

wirt;schaft zu Tage traten, oder die Beschlüsse über die Demokratisierung 

der Industrie- und HandelsJc8.lllI!lern oder über die Liquidierung das Appara­

tesde Reichsnahrstandes nicht schnell und entschieden genug durchge-

führt wurden. 'Man muss eine ernste Kontroile orGanisieren. 

. 4. Es ist notwendig, dass in denverschieuenen Städten und Orten 

eine Art beratende Versamnlung durche;e:Nhrt wird aus Vertretern der tier 

entifaschistisch-<'lemokratischen Parteien, der·Gewerkschaften, der Jugend­

ausschüsse~und Frauenausschüsse, dass die besten Vertreter der antifa­

schistisch-demokratischen Kxeise bestimmte Gesetze und Anweisungen mit 

vorberaten und !;lich für die Durchführung interessieren. Man muss in 

kleineren 01~en sogar dazu übergehen, die Bürgermeister, die Gemeindevor­

steher durch die Bevölkerung selbst wählen zu lassen. \';ir wollen, dass 

eine lebendige Demokratie durchgeführt wird und die'Entwiclclung nicht 

im Formalismus hängen bleibt. 

In unserer Resolution wird gesagt, dass wir die Besatzungsbehördeh 

bitten, die Durchführung demokratischer Gemeindewahlen überall dort zu 

erlauben, wo die Vorbedingungen gegeben sind. Unter Vorbedingungen ver­

stehen "lir, dass 2ei tungen der Partei erlaubt werden, dass man Broschüren 

herausgeben kann, dass eine freie, öffentliche Versammlungstätigkeit ge­

stpttet ist, dass im Verlauf der Wahlkampagne ein wirklicher,ideolo&!scher 

Kampf gegen die nazistische Ideologie t;eführt werden .kann. Also' nicht 

solche Wahlen, wie sie in·der amerikanischen Zone durchgeführt'wurden, 

die keine demokratischen Wahlen ~ren, (sehr richtig) wo'es nicht 
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erlaubt war, Broschüren herauszugeben, wo keine grosse Kampagne für 

die Aufklärung des Volkes durchgeführt wurde, wo die Parteien keine 

Möglichkeit hatten, in den Zeitungen eine gute'Aufklärungsarbeit zu 

leisten I Das ist keine Demokratie. Das sind gewisse Oberraschungsmetho­

den, die man - daran. zWeifele ich nicht - im Laufe der Entwicklung kor­

rigieren muss. Und jene, die heute durch solche ttberraschungen gewählt 

wurden und jetzt dasitzen und nic~t wissen,wie es weitergehen soll, 

(Heiterkeit) wcrden sich noch wundern und werden es später bedauern, 

dass sie auf solche Weise gewählt worden sind (Zustimmung). 

Wir sind der Meinung, dass bei den Wahlen alle DeutSchen, die über 

18 Jahre alt sind, das Wahlrecht haben· sollen. Wir schlagen das deshalb 

vor, um zum Ausdruck zu bringen, dass jene Massen der Jugendlichen, die 

aktiv am Aufbau arbeiten, auch das llecht haben müssen, zu wählen und 

über 21 Jahre auch gewählt werden können. 

Zum Unterschied von der Praxis und den Auffassungen in einigen 

anderen Gebieten schlagen wir vor, dass der Kreis derjenigen, die var 

Wahlrecht ausgewchlossen werden, ein beschränkter sein soll. Die 

einfachen früheren Nazimitglieder, die jetzt zum grossen Teil beginuen, 

an der Arbeit des Nauaufbaus teilzunehmen, Jti:ltx::a::t:>öo", I diu K'i'lDiK sollen 

ruhig ihr Wahlrecht ausüben. Wir wollen nicht einen solchen Zustand, wie 

er bei den I'Illhlen in der amerikanischen Zone festzustellen war:: das ein 

grosser Teil der kleinen Nazis von der Wahl ausgeschlossen wUrde, während 

die grossen Kriegsinteressenten das Wahlrecht hatten. (Händeklatschen). 

Viir sind deshalb der lJeinung, dass die Kxiegsver.brecher, die Aii tglieder 

der SA oder des sn, die Mitglieder leitender Uirtschaftsorgane der fa­

schistischen YcriegswirtsGhaft mit oder ohne Nazi-Mltgliedsouch, (sehr 

wahr!) die Grossgrundbesitzer über 100 he sowie die aktiven Förderer der 

'faschistischen Kriegspolitik, die während der Hitlerzeit Konzern-, 

Bank- und Betriebsleitungen angehört haben, sowie l.eitende Funkti0-

näreder Nazipartei vom ortsgrUppenleiter bezw~. Zellenlelter an auf­

wärts, in der Hitlerjugend vom Schar:Nhrer an aufwärts vom Wshlrecht 



ausgeschlossen werden. Wir vlOollen also nur die aL.-tiven Faschisten 

vom Wahlrecht ausschliessen, ~ie die Verantwortung fUr die Kriegs­

politik und die, F,ortführung des Krieges ,auf deutschem Boden trageI4 

und wir wollen den e1n..Cachen Nazimitgliedern, die vom Faschismus betrogen 

vru.rden. die Möglichkeit geben, sich in die gros se, Front des demokratischen 

Aufbaus einzureihen. 

In einigen Gebieten Deu~sChlanda gibt es offenkundig sehr eigen­

artige Auffassungen Über die Demokratie und über die Rolle der Par­

teien. Wir hatten früher angenommen, dass auf Grund der Potedamer Be­

schlüsse nur demokratische Parteien zuselassen werden. Wir ,müssen mit 

..iirstaunen feststellen, dass leider auch reaktionäre, monarchistische, 

und getarnte Parteien, hinter denen faschistisch-militaristisc~e'Kräfte 

stecken, in verschiedenen Gebieten erlaubt wurden. So wurde eine soge­

nannte rheinische Volkspartei geSChaffen, auf deren Proßramm die Los­

lösung vom Rhein und Ruhr vom Reich steht. Wer 'hinter dieser Partei 

steckt, zeigt sich in dem Programm. Dort'heisst es in Punkt 91 Der 

Sozialisierung industrieller und ~~rtschaftlicher Betriebe können wir 

nicht beipflichten (Zurufe: Ahal) V/ir haben ja nicht die Sozisli-sierung 

gefordert, sondern haben nur gefordert, dass die gros sen Kriegsindu­

striellen und Inetressenten enteignet werden, damit sie nicht einen 

dritten Krieg vorbereiten und beginnen können. Es ist offensichtlich, 

dass gerade diese Kriegsinteressenten hinter der sogenannten Rheini­

schen Volkspartei stehen, und ist kein Zufall, dass sie für die Tren­

nung von Rhein und HUhr von Deutschland eintreten. Ich denke, dass 

es die Aufgabe der antifaschistisch-demokratisohen Kräfte ist, einen 

entschlossen~n Kampf gegen diese Bande im Rheinland zu fUhren. (Hände­

klatschen) 

Es gibt noch älinliche solche Parteien. Es gibt in Bayern eine 

KÖnigspartei und noch einige andere monarchistische Parteien oder Grup­

pierungen; denn es giit dort die Praris: wenn 25 Menschen sich ZUBern-, 
menschliessen, können sie eine r~eibilden. 
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Im niedersächsis~hen Gebiet gibt es eine sogenannte Niedersäcbsiscb 

Landespartei. Im Hannoverschen Kurier lesen wir darüber, dass sie sich 

zur westlichen Demokratie bekennt. Sie erstrebt die engste Verbidnung, 

mit den westlichen Demokratien, insbesondere mit Gross-Britannien. Gegen 

diese verbindUngen haben wir selbstverständlich nichts einzuwenden, aber 

wir glauben, dass solche Splitterparteien, die kellle demokratischen ~ 

teien sind, nicht der demokratischen Entwicklung in Deutschland dienen, 

ebenso wenig väe die monarchistischen Parteien ~der sogenannte Bürgerpar­

teien, wie sie in tiamburg zu schaffen begonnen wurden. V:ir halten auch 

solche Organisationen 1°ür überflüssig, wie das Komitee der Wenden in der 

Lausitz, ein Komitee, hinter dem sich gevlisse Kreise des Monopoh:apitalis­

mus verstecken, die Deutschland zerspalten und zersplittern möchten, 

hinter dem einige Kräf'te stecken, die Hi tIers Krieg bis zu Ende unter­

stützt haben. V;ir sagen offen: auch für solche Organisationen ist kein 

Platz in Deutschland, und wenn diese Herren erklären, sie j,önnten in 

diesem Deutschland nicht leben, so können wir nur den Wunsch aussprechen, 

dass die Besatzungsbehörde behilflich ist, ihnen die Möglichkeit zu geben 

sich im polnischen Ge-biet anzusiedeln. (Beifall) 

\'iir sind also eier Meinung, liass Demolcr'atie nicht bedeutet, dass 

üle realrtionEren, halbfaschistj,schen, faschistisch-monarchistischen 

Kräf'te die l.,öglichl:eit haben sich zu organisieren. nan Ge,-;i=t den 

Einciruck, dass es ger;isse Kreise Gibt, die das Bestreben haben, durch 

die BildunG zahlreicher reah-tionärer Organisationen die junge demol~a­

'tische Entv,äc'rlung in Deutschland zu diskreditieren. (Sehr gut) Sie wollen 

offenkundig einen Zustand herbeifÜhren, wie in den Jfu~ren der Krise 1929 

bis 1932, wo die Reaktion und die Faschisten die Zersplitterung in 34-

Parteien im Interesse des Monopolkapitals ausnutzten. (Sehr gut) 

Im Interesse der demokratischen Entwicklung ist es notvlendig, das!,! 

die antifaschistisch-demqkratischen 4 Parteien einen entschiedenen Kampf 

gegen dies reah-tionären Gruppierungen führen und offen aussprechen: 



in Deutschland soll endlich der wahre Geist der Demokratie Einzug 

halten. Demokratie heisst fÜr uns die Einheit aller demokratischen 

Kräfte (Händel\:latschen) •. 

Wir sind nicht einverstanden und sprechen'das offen aus mit den 

Auffassungen gewisser Yertreter aUB westlichen staaten, die erklären, 

dass der Kampf zwischen den bei den Gruppierungen der höchste Ausdruck 

der Demokratie ist. Nein, das:.:ist, der höchste Ausdruck der Zersetzung 

der Demokratie, nichts erideres (Händeklatschen). Wir aber wollen eine 

demokratische Entwicldung, die die Freundschaft zwischen den demokrati­

schen Kräften entwickelt und zur Einheit unserer gesamten Nation führt. 

So viel zur Frage der ersten 'GrundbedingUng der demokratischen 

Entwicklung, dass der Wille des Volkes oberstes Gesetz seil 

Nun zur zweiten Frage,'zu den Massnahmen auf dem Gebiet der Wirt­

schaft, die uns aus der Katastrophe herausbringen ~d der Neuaufbau 

Deutschlands, der deutschen Wirtschaft auf einer neuen demokratischen 

Grundlage ermöglichen sollen. Jeder von Euch spürt täglich, v~e gross 

die Not ist, die der RitlerfaschismuB über unser deutsches Volk ge­

bracht hat. Ihr habt in den verschiedenen Gebieten durch Eure Organi­

sierung der Volkssolidarität, durch die Organisierung der Volkshilfe, 

durch die Organisierung der Thüringen-Organisation alles getan, damit 

die Not des Volkes gelindert wird,. soweit es überhaup,t möglich ist. 

Das war der erste grosse Schritt nach vorwärts: die gegenseitige Hilfe 

die Sol darität des Volkes, um über die schlimmste Not hinaus zu kom-

men. 

Aber diese Einzelmassnahmen genügen nicht. Es ist notwendig, eine 

grosszügige. PIB.nung durchzuführen, um die GrUndlagen zu schaff'en d8.ss 

Monat fÜr Monat und. Jahr für Jahr ein wirklicher Aufstieg der deutschen 

. Wirtschaft möglich wird. Wir haben in der sowjetisch besetzten Zone 

fÜr diesen Ausweg aus der Ernähru.ngsk:atastrophe zwei Grundaufgaben in . , ..' 

Angriff genommen: 1. die Durchführung der Bodenreform, 
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'die Ausarbeitung und Durchführung des Landwirtscha:Otsplanes. 

Ich möchte abeI zunächst noch darauf hinweisen, dass die Vor­

aussetzung sowohl für die Bodenreform Wie :fÜr die Durchführung des 

Landwirtschaftsplanes die Zerschlagung der alten Reichsnährstand­

Organisation war und ist. Inwieweit muss man sagen, dass die Bodenreform 

durch die Aktivität der demokratischen Selbstverwaltungsorgane, durch 

die Akti 7i tät der Bsuern und Landarbei ter innerhalb dreier. Monate durch":' 

geführt wurde. Die Bauern und Landarbeiter haben bewiesen, dass sie 

von der Neuorientierung der Landwirtscba:ft mehr verstehen, als sehr 

viele von den Fachleuten, aie in den hohen Ämtern gesessen haben und 

zum ~'eil noch sitzen. 

Warum stelle ich die Frage der. Bodenreform an die Spitze' der Mass­

nahmen :für die Lösung der .8rnährungskrise? - deshalb, weil nur durch 

<ien übergang zur intensiven landwirtschaftlichen Produktion, nur durch 

<ien Übergang zur gattungsI!lässigen Bodenbearbeitung die Möglichkeit 

besteht, .aus den Ernäbrungsschwierigkeiten herauszukommen. nur dadurch, 

dass die Privatwirtschaft der kleinen Bauern gefördert wird, ist es 

mö(.lich, in schnelleI!l Tempo auch die Viehwirtschaft wieder aufzubauen. 

Im Zusammenhang mit der Bodenreform steht die EntWicklung der 

Demokratie im Dorfe, ciie Entwicklung der Vereinigungender e:egensei ti sen 

lJauernhilfe. V;ir haben eine grundleGende Veränderung im Dorfe erreicht: 

anstelle des Kommandos der alten Grossgrundbesitzer sind die Organe der 

ge~enseitigen Bauernhilfe·d.h. die Vertretungs organe der Kleinbauern 

und Mittelbsuern getreten •. Sie werden zur stärksten ökonomischen Kraft 

im Dorfe; denn sie verfügen über die Maschirienverleihstellen, verfügen 

über Zugstationen usw •• und dort, wo infolge des Krieges diese Zugsta­

tionen und Maschinenverleihstellen erst schwach entwickelt sind, wird 

in der nächsten Zeit alles getan werden, diese Stel·len zu entwickeln­

um die landwirtschaftliche Produktion der Klein- und Mittelbauern 

schneller zu fördern. Wir- können sagen, dass durch die demokratis"he 

Entwicklung im Dorfe alle Kräfte der werktätig,en Bauernschaft zur En1i-



faltung kamen und damit die Grundbedingungen erfüllt werden: dassClurch 

die intensivste Anstrengung nicht nur je.des .stück Boden bebaut wird, 

sondern jedes.Stück Bodens intensiv bebaut wird. 

Aber wir sind wei te.r gegangen. Wir haben Sllhluss gemacht mit <ien 

alten Nazimethoden der Landwirtschaftspolitik, wobei den Bauern alles 

weggenommen wurde. Wir gehen von de~ Grundsatz aus, dass der Bauer 

zu Beginn des Erntejahres wissen muss, wie hoch sein Ablief~rungssoll 

ist. D.h •. der Bauer muss wissen: wenn er seiner Ablieferungsfrist ge­

nügt hat, kann er seine übrigen Produkte frei auf dem Markt verkaufen. 

Das Ablieferungssoll muss so festgelegt werden, dass den Bauern die 

Möglichkeit des fli'Bien verkaufs von Produkten gewährt wird. 

Wir wissen, dass im 'ersten Jahre nach dem Hitlerkrieg dieses 
, , 

F~inzip nicht überall durchgeführt wurde, weil die Folgen des Krieges 

das erschwerten. Ab.er unsere Aufgabe ist es, im' nächsten Landwirlschafts­

jahr alles zu tun, damit dieses Prinzip durchgeführt wird. Der Bauer. 

soll zu Beginn des Jahres wissen, was er abzuliefern hat. VIiI' wollen, 

dass er sich anstrengt und einen möglichst hohen Ertrag aus dem Boden 

herausholt, damit ermöglichst viel zusätzliche Produkte auf den freien 

Markt bringen kann. Niemand hat das hecht, über das Ablieferungssoll 

hin dem Bauern neue Auflagen zu machen. 

4. Wir sind dazu übergegangen, die enge Verbindung der Bauern­

schaft und der Arbeiterschaft herzustellen. lhit Hilfe der freien Ge­

werkschaften ist cs gelungen, dass die Bauern mi~ landwirtschaftlichen 

Geräten beliefert wurden, dass bestimmte Betriebe' festgelegt vruxden, 

die landwirtschaftliche Geräte und Maachinen produzieren, damit die 

Vereinigungen der gegenseitigen Bauernh:i.lfe mit landwirtschaftlichen 

Geräten beliefert werden können. 

5. Wir sind dazu üb'ergegangen, alle Kräfte der Parteien und Ge..:. 

werkschaften zu mobilisieren,damit in diesem Frühjahr jedes stück 

'Boden angebaut wird. Es darf k~inen ~arten, 'keine .Rasenfläche geben. 

wo nicht irgend.;ie Gemüse' usw. angebaut wird. Das ist. notwendig' im In­

teresse der Sicherung unSerer Volksernäh~. 
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Die Grundlagen für alle diese Massnahmen ist der Landv~rtschafts_ 

plan. Im Landwirtscha'ftspl!lri für 1946 ,ist vorgesehen: die Erhöhung der 

Getreideanbaufläche um 500 000 ha gegenuöer dem Jahre 1945, die Erhöhung 

der Anbaufläche für Kartoffel um 565 000 ha gegenüber 19~5. die Erhöhung. 

der Anbaufläche für ,Zuckerrüben um 84 000 ha. gegenÜber 1945, so dass ~e 

gesamte Aussaatfläche für 1946 - 4 850 ooo'ha mehr beträgt als im Vor­

jahre. Dazu kommt. dass für den Kleingartenbeu usw.noch eine ganze An­

zahl Flächen in den städten und in der Umgebung der Städte zur Verfügung 

gestellt werden müssen. 

l'!ir wissen, dass diese Llassnahmen nicht sofort zur Lösung der 

Ernähru:ngskrise i'ühren. Aber jeder Deutsche' Sieht. dass das ein Weg ist. 

Er sieht, dass die demokratischen Selbstverwaltungsorgane wissen, wohin 

siewollen : sie haben einen Plan und mit Hilfe dieses Planes ~eht es vor­

wärts. Wenn .gegenwärtig die Bevölkerung aus der westlichen Zone über die 

Ernährungsnot, über die Senkung der Brotrationen klagt, so sage ich ihr 

ganz offen. bei ~ in der Sowjetzone ist das Leben auch nicht leicht. 

Es ist sehr schwer" abe~ wir haben e'inen We~. Bei ; D Euch aber in der eng-

lisch besetzten Zone ist die Lage so. dass Ihr noch keinen Weg habt. 



Wenn dort die Brotrationen herabgesetzt'werden. liebe Freunde. 
so ist das doch kein Wunder. E's kann doch nicht anders sein. 
wenn bei Euch der 'alte, Apparat, des Reichanährstandes no,ch 
besteht. (Lebhafter Beifall.) Es kann doch gar nicht anders 
sein. wenn die faschistischen Gutsverwalter. die bei unS davon~ 
gelaufen s~d. bei Ep.ch auf den Gütern sitzer... und sabotieren. 
(Lebhafte zustimmUng) Es kann doch gar nicht anders sein.' wenn 
eine ,Reihe von alten Gross~dbesitzern. die das sowjetis~h 
besetzte Gebiet verlassen haben, bei Euch Grosspächter geworden 
sind und drüben jetzt wieder als ürossgrundbesitzer wirken. 
well-'1 bei buch, wie z.ll. bei Hamburg, die früheren Plätze der 
Reichswehr an alte Offiziere verteilt werden, die ihr ganzes 
Leben lang keine bäuerliche Arbeit geleistet haben und auch 
nicht gerade die Absicht haben, sie jetzt zu leisten. (Sehr rich­
tig!) Da kann doch ,bei Euch nichts herauskommen! Oder wenn sog~ 
ein solcher Zustand vorhanden ist, dass einer der feudalen 
Grossgrundbesitzer, der das gastliChe Gebiet der östlichen Zone 
verlassen hat (Heiterkeit). bei Euch grosse Bodenflächen eines 
früheren Flugplatzes bekommt und jetzt sozusagen als Bauer auf­
tritt. Sein ganzes LEiben lang hat er nur LSndarbeiter geknech­
tet und ane;etrie'Den. Glaubt ihr, dass dieser Boden gut, bearbei­
tet wird? Niemals. Solange' Ib:r nicht dazu übergeht,den Bauern 
und Landarbeitern den Boden zu geben, wird es bei Euch nißht 
besser we1~enl (Sehr gut!) Also nicht etwa deShalb. weil bei 
Euch zu wenig Boden vorhanden ist, geht es schlecht, nein, 
weil bei Euch noch der alte lieichsnährstand kommandiert (sehr 
-ichtig!), weil bei Euch noch die alten 'Junker und Grossbesitzer 
Kommandieren, weil be&e~~aibzum Teil noch die alten Obe~räsi­
denten usw. im Amt sind,/geht es bei huch nicht, und es wird 
auch nicht gehen, solange Ib:r dort nicht demokratische Ord-
nun~ schafft. Das ist die Voraussetzung I Ohne demokratische 
Ordnung werdet Ihr nicht mehr zu essen haben. So steht die 
Frage. (Lebhafter Bei~all.) 

Nun noch etwas anderes I Bei Euch gibt es grosse feudale 
Ländereien, die im Besitz von irgendwelchen Fürste~ nder sonst 
jemand sind. Diese Ländereien sind ,an Bauern verpachtet, die 
dafür hohe Pachtsummen zahlen müSsen. Glaubt Ihr, dass ein solches 
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altes reaktionäres Pachtsystem der Entwicklung der landwirtschaft­
lichen !'roduktion dient? Das ist nicht der Fldl. Wenn, Ih:t dazu 
übergehen WÜ+det. die Pachtzahlungen an die alten Grossgrund-
besi tzer einl!usvellen und den Bau'ern den Boden zu übergeben, 
Ihr sollt mal 'sehen, was aus diesem Boden herausgeholt wird. 
(sehr gut I und :Beifall.) 

Ich frage weiter, wäre es nicht gerecht, wenn der Boden, 
den llitler den Bauern weggenommen und für Flugplätze und ~dere 
militärische Einrichtungen benutzt hat. den Bauern zurückge­
geben würde? Wie ist es aber bei Euch? Im Lippischen Gebiet 
wurde der Flugplatz Herrn von Mrulteuffel übergeben. (Hört. hört I ) 
Das iS,t der ilerr, den die Bauern aus der spwjeti:sch besetzten 
Zone davongejab~ naben. Aber bei Euch bekommt er den Flug-, 
platz, den Hitler früher den Bauern weggenommen hat. Ich frage 
Euch: hat das etwas mit Demokratie zu tun ? 

Ich glaube, dass die Ernährungsfrage auch in den anderen 
Gebieten Deutschlands zu;' gelöst weroen kann, 

erstens. indem das Pacht system geändert wird.. Die Pachtzah­
lungen müssen Gegenüber den Grossgrundbesitzern, die Land ver­
pachtet haben, eingestellt werden. Bei dem Grundbesitz, der 
von Klein- und Mittelbauern gepachtet wurde. müssen die Pacht­
preise überprüft werden. 

Zweitens ist es notwendig, allen Grossgrundbesitz über 
100 ha zu enteignen. 

Drittens ist es notwendig. den Apparat des Reichsnährstandes 
zu liqUidieren und fortschrittliche Denioltraten mit der ~ei tung 
der fbteil1L~g Landwirtschaft zu beauftragen~ 

Vliertens ist es notwendig. <ien Boden, den Hitler den Bauern 
genommen hat, diesen Zurückzugeben. und 

fünftens ist'es notwendig, Ordnung in der Verteilungswirt­
schaft zu schaffen. indem bei den VerVialtungsorganen'Ernäh­
rungsausflchüsse aus Vertretern der' werktätigen Bevölkerung ge­
bilde" werden. (Sehr gutl) lliese Ordnunsamassnahmen sind not­
wendig. Dann wird es auch mit der Lebensmittelversorgung besser 
stehen, und es wird nicht mehr so viel auf den schwarzen Markt 
kommen., 

Auch in der sowjetisch,besetzten Zone ist eine Reihe von 
Massnahmen in bezug auf die Verteilung der landwirtschaftiichen' 
Produkte notwendig. damit geSichert" wird, da,ss die ProdUkte 



wirklich der Bevölkerung auf ihre Karten zur Verfügung gestellt 
werden können. Die Kontrolle in einer Reihe von Bezirken hat 
ergeben; dass gewisse Lebensmittelhändler Unterschlil.gungen be­
gingen, dass. sie Lebensmittel zurückhielten, die für die Bevöl­
kerung;belitimmt waren, wahrscheinlich UD! sie ~ dem schwarzen 
Markt zu verschieben. Wir sind deshalb der tieinung, dass eine 
strengere Kontrolie und überwachung der vorhandenen Lebenemittel­
bestände überall durchgef'Ührt werden muss, dass in allen Städten 
und Gemeinden die ErnährungsausschÜBse ausgebaut wex·den müssen, 
und zwar durch Hinzuziehung von Vertretern der vier antifa­
schistisch-demokratinchen Parteien, der Gewerkschaften und der 
Frauenausschüsse, und dass aie Selbstverwaltun5sorsane den 
gesamten Handel überwachen, UD! zu verhindern, dass durch den 
Gross"; u:nd Kleinhandel Viaren, ,die der Bevölkerung auf Karten 
geGeben werden sollen, in andere Kanäle geleitet werden. Notwen­
dig ist ,~ertens, dass die Betriebsräte der privaten Handels­
firmen das Recht haben, die Lager und Lebensmittelbestände zu 
kontrollieren und darüber Bericht zu erstatte? nach unserer 
1;ein·~ng werden eiose llassnahmen dazu beitraGen, eine bessere 
Verte~lung der Lebensmittel für die BeVÖlkerung zu sichern. 

Wie ist ·die Lage in der Industrie? >,enn vr.I.r vom Neuaufbuu 
·der Industrie sprechen, so müssen wir hervorheben, .dass es 
die Ine;enieure, Techniker, Anbestellten und Arbeiter waren, 
auch eine Reihe von Fabrikanten, die nach dem Sturz des Ritler­
faschismus buchstäblich zvr.l.schen den TrÜmmern begannen, die 
Betriebe aufzu-ouuen und wieder in G~ zu bringe~. Während 
damals die Konzernherren es für. zweclanässig hielten, abzuwB.l.":' 
ten.und alle mögöichenund unmöglichen Forderungen an die Selbst 
verwaltungs organe zu stellen, haben die Arbeiter, die Angestell­
ten und Ingenieure das Verdienst, Goiort Hand ans Werk gelegt 
zu haben, UD! die Betriebe wieder in Gang zu bringen. Sie be­
gannen mit der Vliederingangsetzung des Verkehrs, der Gas-, Vlas­
ser- und Elektrizitätsversor~, mit der Reparatur von Dächern 
und Häusern, mit der Herstellung landwirtschaftlioher Geräte usw. 
Alle diese Massnahmen, die damals· eingeleitet wuxden, genügen 
heute nicht mehr. Heute reichen die lokalen und Eirizelmassnahmen 
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nicht mehr aus, UD! im Aufbau der Wirtschaft voranzukommen. Des- . 

halb hat das Zentralkomitee unserer Partei ein Wirtschaftspro­
gramm für den Neuau:fbau der deu~chen Wirtschaftsb ausgearbeitet. 
Das Programm geht davon aus, da~s die Wirtschaft der Befriedi­
gung der 'friedlichen Bedürfnisse der Bev6lkerung dienen muss 
und dass eine Umstellung der deutschen Wirtschaft auf die Leicht­
industrie notwendig ist. 

Zweitens soll der Neuau:fbau'gleichzeitig die demokratische 
Entwicklung sichern, indem die Betriebe der Kriegsinteressenten 
den Landesverwaltungen übereignet werden. Dadurch ~~ es den 
Krie~sinteressenten unmöglic~ gemacht, noch einmal ihre maberiel­
len Machtmittel zu;t' Wiederholung ihrer Kriegspolitik auszunutzen. 

Drittens: die Leitung und Kontrolle der Vlirtschaft soll in 
den Händen der staatlichen Selbstverwaltungsorgane liegen, die 
durch ihre Vlirtschaftsplanung die richtige und vollständige 
Ausnutzung aller Produktionsmöglichkeiten, der Rohstoffe und 
die Verteilung der Waren organisieren. 

Viertens: in der Erkenntnis der TatsaChe, dass der Neuauf­
bau DUr bei ei~er vollen Entfaltung aller Volkskräfte möglich 
i6t~ ist es erforderliCh, das volle Mitbestimmungsrecht der Be­
triebsräte und Gewerkschaften nicht nur im Betrieb,· sondern in 
allen Wi~schuftsorganen zunsichern. . 

Jede~ von. Euch w~iss, mit welchen Schwierigkeiten wir bei 
der Durci'ührung ·dieser Aufgaben zu kämpfen haben. Bs fehlt so-. 
zusagen an allem. Dazu kommt noch, dass die Demontage eine 
gewisse Unsicherheit hervorgerufen hat. Weiter gibt es viele 
Ädvok~ten, die versuchen, die Eigentumsinteressen üer Kriegsin­
tereaiienten zu verteidigen, und die für die den Kampf um die .Wiede:L'­
erlangung der beschlagnahmt~nBetriebe fÜhren. 

Wir glauben, dass in der deutschen Justiz noch nicht in 
allen Organen das notwendige Verständnis für die neue Rechtslage 
vorhanden ist. Vie grundlegenden Veränderungen, die in Deutsch­
land erfol~ sind, machen auch eine Neuorientierung auf dem 
Gebiete der Justiz notwendig. Die Justiz muss antifaschistisch-. 
demoki'atisch orGanisiert sein. Sie soll helfen, die neue demokra .... 
tische Entwicklung zu sichern. Wenn sie sich aber nur an bestilIlmte 
alte, uergangene Gesetze hält, schematisch a~te Eigentumsbegriffe 



.auf' die heutiße Lage anwendet. so v/ird si~ der neuen demokra­
tischen Entwicklung ni~t gerecht. Denn die alten Gesetzgeber 
haben vor 40 oder 50 Jahren' nicht voraussehen, l:önnen,' dass die 
deutschen'Grossindustriellen zu Faschisten wurden und einen 
Hitlerkrleg,. den grausamsten ~ub~ieg, bis auf deutsohen Boden 
weiterführen würden. (Sehr'riohtigl) Diese grundleGende .Verän­
derung muss auoh in den Rechtsbegriffen ihren Ausdruck ~inden. 
.d.h. 'die Justiz muss mithelfen, dass die Enteignung der Kriegs­
verbrecher 'und.Kriessinteressenten durchgeführt und dass der 
demokratischen Gerechtigkeit freien Lauf gelassen wird. 

Es wurde die Frage gestellt, dass es heute noch unklar ist, 
Vier gegenwärtig im Besitz der .Betriebe der Y.rier;sinteressenten 
ist. Ich glaube, die Frage ist klar. Die Betriebe ~urden von 
der' sowjetischen Besatzungsbehörde auf Grund des Befehls 124 
beschiagnahmt, und gegenwärtig verfügt die Besatzungsbehörde 
über diese Betriebe, die allerdings die ~eitung durch die Selbst­
verwaltungsorgane unterstehen. In der Bergbauindustrie'i:stbe_ 
reits eine Klärung dieser Frage erfolgt. indem sie Bergbaube­
triebe, die den KrieGsinteressenten gehörten, in der sowjetisch 
besetzten Zone d~ besondere Gesetze an die Landesve~altuhgen 
uöereignetwurden. Diese Gesetze fusstenauf der ~atsache, dass 
die'Kohlenbarone durohweg nioht nur den Hitler-Fasohismus mit 
zur Macht gebraoht, sondern ihn bis zu Ende unterstützt haben. 
Aus dem Grunde musste im Interesse der Sicherung der Demokr,atie 
die Übereignung dieser Betriebe an die Landesverwaltungen erfolgen 

Vlas die' anderen Betriebe betrifft, die Y..riegsinteressenten 
gehörten und die heute von der Ilesatzungsbehörde oder auch von 
der Landesverwaltung besohlagnahmt wurden,' so,glauben wi~, 
dass wir gewisse Vorsohläge, die die säohsisohen Genossen ge~ 
maoht haben, prü:t'en müssen, um hier die wirttlcha:ftliche Entw1.clr­
lung durch bestimmte Gesetzliohe Liassnahmen zu .fÖrde~'. Die 
sächsischen Genossen,. der Präsident der ~andesve~altung, Genos­
sen der Sozialdemokratie untl. der Kominunistischen Partei haben 
die Frage gestellt, ob es nicht möglich sei, die Frage der uoer­
eignUng von Betrieben der Kriegsintere'ssenten an die -Landesver­
·.waltung durch ein Volksbegehren und einen V'olksEmtscheid re~htlich 
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zur ~tscheidung zu bringen. Auf Grund dieses Vorschlages ist 
elne Anfrage an die sowjetische Besatzungsbehörde'. gerichtet, 
auf die Marschall Shukow geantwortet hat, daBs, wenn ln den 
einzelnen Ländern von einer genügend grossen Zahl demokratisoher 
Kräfte der Wunsch nach :eiIiem Volksbegehren, betreffend Ubereig­
nung der Betriebe von Kriegsinteressenten an ~ie Landesverwal­
tung, geäussert' wiro, wenn der Vorschlag gemacht wird, in den 
einzelnen Ländern elnen Volksentscheid durchzuführen, die sow­
jetische Besatzungsbehörde gegen ein solches Volksbegehren oder 
einen Volksentscheid keine Einwendungen .~rhebenwerde. (Leb­

hafter Beifall.) 
.Der r~äsident der Landesvervraltung Sachsens hat den 

Vorschlag mit Artikel 36 uer alten sächsischen Verfassung be­
Gründet. Dort heisst es I 

Wenn ein Zehntel der StimmberechtiB~en der 
letzten ~dtagswahl, ein Gesetz begehrt, so 
muss dile Gesamtministerium den Volksentscheid­
herbeiführen. Verlangt das Voli::sbegehren e'in" 
Gesetz, so" muss ihm ein Gesetzentwurf mit 
Besrünuung beigefügt seln. " 

Auf der Grundlage des § 36 der früheren süchsisc!len Ver:fass~ 
ist es möglich, ein solches Volksbegehren über die Übereignung 
der Betriebe der Kriegsinteressenten - das pe zieht sich selbst­
verständlich nur auf die grBsseren Betriebe - an die Landesver­
waltung bezVl. an die betreffende Stadt- oder'Kreisverl'laltung 
durchzuführen. 

Daraufhin wurde beintier sowj etischen BesatzullGsbehörde an­
gefrabt, wie sie es mit der VleiterführUDg der beschlar;nahmten 
Letriebe. zu handhaben gedenke. Wir wissen sehr gut, dass äiese 
mehr als 4000 beSChlagnahmten Betriebe' im Grunde genoI!lll1en Besitz 
der sowjetischen BesatzuDgsbehörde sind; denn diese Betriebe 
sollten eigentlich als Ersatz für die Betriebe dienen, die die 
deutschen Truppen in der Sowjetunion zerstört haben. Die SOVl­
jetische Besatzungsbehörde hat erklären lassen, dass sie bereit 
ist, den grössten Teil dieser Betriebe dem Volke zur Verfügung 
zu stellen, damit es selbst 'entscheiden kann, wem sie übereignet 
",erden. (Stürmischer Beifall.) Wlr sind Marschall Shukow, dank­

bar - und ich glaube, alle demokratischen, antifaschistischen 
Kräfte werden Marschall Shukow tiefen Dank,aussprechen - für 



das Vers~~dnis, das er der Lage entgegenbringt, in der sich 
unsere Bevölkerung gegenwärtig' befindet, und :fÜr die aÜfe, 
die er uns durch diese Erklärungen in der demokratischen Ent­

wicklung und beim demokratischen Neuaufbau der Wirtschaft ~ei~ 
stet. (Erneuter lebhafter Bei:f~l.) 

Wie stellen wir \UlS unter diesen Bedine;Ungen die Organisation 
des Neuaufbaus der Wi}:"tschaft vor? Wir schlagen vor und stellen 
diese Frage vor a~len antifaschistischen Demokraten zur offenen 
Auss'prache, dass die Wirtschaft von den Landesverwaltungen ge­
leitet wird, dass bei den Landes- bezw" Provinzialverwaltungen 

'ein Planungs amt geschaffen wird, dem die Planung und Lenkung der 
Produlction, die Rohstoffzuteilune, die Kontrolle der Reparationsft 
lieferungen und die Planung der Verteilung obliegt, dass bei 
den Landesverwaltungen die Abteilung :fÜr Industrie und Brennstoff 
ausgebaut wird,' die die Aufgabe hat, da:fiir zu sorgen, dass die 
Froduh~ionsaufträge verteilt und richtig durchgeführt werden, 
dass weiter die Abteilung für Handel und Versorgung vor allem 
mithilft, dass das Handwerk entwickelt wird, dass eine gerechte 
Verteilung der Produkte erfolgt und entsprechend den Beschlüssen 
des Planungsamtes die Aufgaben der Verteilung gelöst werden, 
und dass weiter die Finanzabteilung in ihrem Plan die grundle­
genden Frodulctionsaufgaben zur Grundlage ihrer gesamten Finanz­
politik nimmt. 

Im Interesse einer planmässigen Durchführung des Neuaufbaus 
halten wir es fUr notwendig, d~ss das System der Landes- und 
Provinzialbanken, also der Banken staatlichen Oharakters aus­
gebaut wird, dass mit diesen Banken jene Privatbanken vlie Ge­

werbe banken , Handwerlsbanken, also Banken lOkalen Charak'ters, 
die von der Besatzungsbehörde zugelassen sind, eine aktivere 
Hilfe bei der Finanzierung'der neuen gros sen Produktionsauf­
gaben leistet. 

Die Durdlf'üh1'Ullg dieser Aufgaben der Vlirtschaftsorgane machtJ[ 
es andererseits notwendig, die Industrle- und HandelskfllI1Illern 
sowie die Handwerkskammern als beratende Organe der Wirtschafts­
abteilungen mehr noch als·bisher mit neuen antifaschistisch­
demokratiBchen Fachleuten zU besetzen 'und die Reorganisation und 

77 

Demokratisierung dieser Körperscha~ten entschieden durchzufUh­
reh.- Vor al~em muss gesichert werden, dass die Gewerkschaften 
und die _ Abteilung für Wirtschaft und Arbe i t in den Indu,strie­
und Hande~skammern entscheidenden Einfluss bekommen. Wir sind 
der Meinung, dass auf diesem Wege der \'iirtschaftsplanung und 

des Neuaufbawi der Vl,irtschaft es möglich sein wird, die ganze 
Volksinitiative zu entfalten, damit die Produlction gesteigert, 
die BevölkeI'\.Ulg besser versorgt wird und damit die Städte 
schneller aufgebaut werden. 

Dabei wird es weiter notwendig sein, sewisse ReorGanisations, 
massnabmen auf dem Gebiete des Haride~s durchzuführen. In Verbin­
dung mit der l:bernahme der betriebe der Kriegsintel'essenten 
durch die LandesverwaltUnr,en als landes eigene Betriebe schlagen 
wir vor, Handelskontore zu schaffen, an denen zu 51% staatliches 
Kapital und ~ 49% privates Kapital beteiligt ist. Wir. schlagen 
vor, dass in jedem Land bezw. in jeder Provinz ein Handeis-
kontor, ein' Industriekontorund ein Kohelnkon:t;or ge'schaffen 
wird und dass ähnliche Ürgane für~ die-einzelnen Bezirke ge~ 
schaf'fen werden; die alles das durchführen, was in dem betref­
fenden Be~irk zur Verteilung der Waren erforderlich ist. Durch 
dieses Zusamme~wirken staatlicher Lenkung und privater Handels­
interessen glauben wir eine wirlrlic4 gerechte Verteilung der 
Produlcte und einen breiten Hande~sapparat zu schaffen und gleich­
zeitig eine weit5~hende freie Initiative des privaten Handels 
zu gewährleisten. 

Zusammenfassend möchte ich hervorheben, dass vlir im Zu­
sammenhaus mit diesem \';irtschal:tsp~an in Zukuni't Letriebe 
verschiedenen Oharakters in der.sowjetisch besetzten Zone 
haben werden: erstens Betriebe staatlichen Charakters _ das 
sind frühere Staats.betriebe und Betriebe, .die Kriegsinteressen­
ten gehört haben lmd. jetzt den Landes- und l'rovinzialverwaltungen 
~bereignet werden -, zweitens kommunale Betriebe, d.h. Gas-, 
Wasser-, Ele~~rizitäts- und sonstige kommunale Versorgungs­
betriebe. 



;s.) privatkapitaU'stische Jletriebe, die sich gegenwärtig zahlen­
'mässig in der Mehrheit befinden. 4.) HanäVlerksbetriebe, 'deren :h'ör­
derung besonders nqtwendigist. Wir,sind der Meinung, dass dieser 
Neuaufbau der 'Wirtschaft einen grossen demokratischen Fortschritt 
darstellt. 

Wenrl nun Dr~ .schuma~her UIid einige andere Leut!) sagen, dass wir 
die angeblich hoheWirlschaftsform der Konzerne zerSChlagen, wo' 
'antworten wir I, wir zerschlagen die alte Form der iIe=schaft, des 
deütschen'Monopolkapitals, der He=schaft der deutschen Kriegsinter­
essenten. (Sehr richtig.) Diese Form wollen wir bis ~u Ende zer­
SChlagen. (Lebhafte Zustimmung.) An ihrer Stelle schaffen wir 'die 
höhere Form der staatlichen Lekung der Wirtschaft, der Sicherung 

der wirtschaftlichen Entwicklung durch die Schaffung eines gros sen 

Teiles der Betriebe, der gewissermassen einen ,staatlichen Sektor 

der V,'irt,schaft darstellen wird. 

Diese höheJ:'8 Form ermöglicht uns die Durchführung der Planung 

und die schnellere Durchf'ührung des Aufbaus der deutschen \';irtschaft. 

Was ist der Unterschied gegenüber früher? Früher gab es auch eine 

Planung, eine,Planung im Intere~se des Krieges, eine Planung, die 

geleitet wurde von den deutschen Konzern- und Bankherren, und 300 

Rüstungsplutokraten. Jetzt wird es eine Planung geben, die geleitet 

wird von den besten Vertretern des deutschen Volkes, von den besten 

antifaschistisch-demokratischen' .li'achleuten. Das ist das l'eue. (Leb­

hafte Zustimmung.) 

Bei der DurChflih~ng dieser Aufgabe haben die petriebsräte und 

die Gewerkschaften eine besonders grosse Verantwortung. Wir begrÜBsen 

es deshalb, dass auf der Gewerkschaftsdelegiertenltoni'erenz Betriebs­

räte ... Hichtlin1en anc;cnomraen wurden, die nicht nur Gültiglteit haben 

für Berlin oder für Sachsen, sondern die Gültigkeit haben t'ür ganz 

Deutschland und die vielleicht sogar auch ßrosse internationale Be-
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deutunG haben; in <'.iesen Richtlinien 'Über eie Aufr;s,ben der Betrie'bs­

räte wird gesagt, die Betriebsräte hätten dafiir zu sorgen, dass alle 

Gesetze U?d V!)rordnungen, die zugunsten der Arbeit,er und Angestellten, 

sind, durchgeführt VIerden, die 'Betriebsräte hätten mit zu bestimmen 

bei der Gestaltung der Produktion und Arbeitsplanung fiir die Zwecke 

des friedlichen Bedarfs. All allen Verhandluilgen und Besprechungen übel 

Fragen des Betriebs, der Produktion und Arbeitsplanung im Betriebe 

und bei den Behörden sollen sie teilnehmen, um anzuregen und die not­

Vlendigen 1Iasonabmen zu veranlassen. Der betriebsrat entsendet seine 

Vertreter in die Planabteilung des Betriebes. ~r kontrolliert die 

Preisbildung und die richtige Verteilung der produzierten Güter. Das 

sind Aufgaben der Betriebsräte in Verbindung mit ihrer Aufgabe der 

Vertretung der unmittelbaren täglichen Interessen der Arbeiterschaft. 

Wir halten es für notwendig, darauf hinzuweisen, dass angesichts 

der grossen neuen Aufgaben in allen Bezirken uncittelbar die Schulung 

der Betriebsrüte in Anoriff genommen werden muss (sehr richtig) und 

dass zur glcichen Zeit die Gewerkachaftsfunh~ionäre geschult werden 

müssen, 'damit sie in den Industrie- und Handelskammern, in den Wirt­

schaftsabteilungen, in den ,Preiskontrollabteilungen usw. ihre grossen 

Aufgaben erfüllen können. Wir glauben, dass in der Viestzone diese 

Aufgaben, wie wir sie für die fortgeschrittensten demoy~at~schen Ge­

biete Deutschlands stellen, nicht mechanisch,übertragen werden können. 

Immer wieder müssen wir vor allem daran gehen, zu säubern. Immer wie­

der ist es notwendig, durchzusetzen, dass die Arbeiter, die Betriebs­

räte, 'die Gewerkschaften, die Vertreter der Arbeiterparteien mithel­

t'en, die Initiative bei der Säuberung der ,betriebsleitungen von Nazis 

und Kriegsinteressenten entt'alten. Es ist notwendig, neue V/irtschafts­

organe zu schaffen. Glaubt, ihr denn, dass es in der Wirtschaft des 

Westens weitergehen kann, wenn die alten ~iegsinteressenten in den 

Industrie- und Handelskammern sitzen1 Ist es nicht eine Schande, 

dilss in 'diesen Industri,e- und Handelskammern keine GewerkschB.ftsver-



vertreter sitzen oder höchstens ein hor~hposten zugelassen wird ? 

Ist das die Demokratie? Das hat mit Demokratie nichts zu tun. Das 

muss man ändern und die Gewerkschaften müssen sich ihrer neuen Au~­

gabe bewusst werden., Ich sage euch,o~fen: bei euch befinden sich 

viele Gewerkschaftsleitungen'noch in dem Zustand, wie sie bei uns 

im Juni/juli vorigen dahres waren. Da wurde = in einigen Gewerk-, 

Bchaftsleitungen über Organisationsparagraphen diskutiert und es, 

war nicht leiCht, eine Neuorientierung durchzu~en. Wenn ich eure 

Gewerkschaftszeitungen :für die englische Zone lese, so muss ich euch 

sagen: sie hätte auch im Jahre 1913 s6 geschrieben sein können. 

(Zustimmung und Heiterkeit.) Hier fehlt ein1'ach der neull Geist d<;>r 

Demokratie. Hier sind die alten Orßanisationsformen beibehalten! 

wie wir sie im Jahre 1913 'diskutiert !;aben, und über sie wird weiter 

dish~tiert. (ZustimmUPg und Zurufe.) Hier fehlt wirklich der Geist 

des Kampfes für die Interessen der Arbeiterschaft. Hier fehlt 4er 

Geist des Kampfes c;et:;en die /.!onopolherren. Die Zeitung in Hamburg, 

wp die Bücher und Konsorten sitzen, enthält kein Viortgegen die 

faschistischen Rerren des Monopolkapitals. Ich fraße Euch: was ist 

denn in dieser Gewerkschaftsleitung los? vielleicht gibt es in die­

sex' Gewerkschaft noch leeine Demokratie,! (Sehr gut.) Wir können das 

von hier aus schwer beurteilen. Vielleicht sind diese Gewerkschafts­

leitunsen noch nicht von den Gewerkschaftsmitgliedern gewählt wor­

den. (JaWOhl, sehr richtig!) vielleicht ist es so, wie es in Stutt­

gart war, wo eine Reihe von Geworkscha±'tsselrl'etären zu einem stadt­

bekannten Advokaten Ging und sich dort bestätigen liess, dass sie 

früher GewcrkschcJ."tsseJ:retär waren, und damit als die Gründer der 

neuen Gcwerlcscha:ften anerlrannt wurden. (Rufe: jawohl, hört, hört! 

Heiterkeit.) Es scheint, dass diese' advokaturmässige Gewerkschafts­

gründung nicht sehr demokrati'sch ist. (Sehr gut.) Ich glaube, es 

wäre besser, wenn die Gewerkschaftsmitglieder ihre Vertrete~ wählen 

würden. Wenn man uns sagt, dass in der Westzone die llemokratie sich 
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sc e[J't\üc1:elt, wie denkt ihr darüber? \'iära es nicht .;ut, wenn diese 

demokratie damit be~innen würde, dass man die Gewerkschaftsleitungen 

demokratisch wäJ:iJ.te? (lebhaftebZustimmung.) Bei uns ist" es so, drum 

die alten erfahrenen Gewerkscha:fts~er,'die 'ehrlich den demokrati­

schen Neuau~au wollen" mit n~uen Gewerkschaftsf'unktionären zusammen­

sitzen, die als Betriebsräte oder Funktionäre aus den Betrieben her­

vorgegangen sind. Dieses Gespann bewährt sich ganz gut. Die Alten' 

lernen von den Jungen und die Jungen lernen von den Alten. Manchmal 

wurde disL~tiert. Das wai' zum Nutzen von Beiden, und mir SCheint, 

dans diese demokratischen ll;ethoden der Gewerkschaftsbev:eL~ noch 

nicht genügend im Westen Einzug gehalten haben. (Zustimmung und hUfe:' 

überhaupt nicht.) Also, Genossen, wir wollen auch keine Vorschriften 

machen; aber seht euch einmal an, wie es in der sowjetisch b'esetz­

ten Zone gemacht wurde. Wenn es' einiGe Genossen gi'ot, die Zweifel 

haben, so schickt einfaCh lJelegü:rte von Gewerkschai'tslei tungen aus 

dem RuUlrgebietj aus Hamburg oder aus den Grossbetrieben nach Sachsen 

oder nach Thüringen!, Ihr braucht uns ja nicht zu glauben. Kommt her 

und sehr euch die Sache selber an! (Zuruf: wir würden auch gern ein­

mal hini'ahren!) Bitte SChön,. fahrt hin! Vio ein Uille ist, da ist auch 

ein Weg. (StürmiSChe Zustimmung.) SelbstveJ.'ständlich gibt es Zonen­

grenzen. Aber wenn die Konzernherren übder die Zonengren~en kommen, 

dann können die Gewerkschaftsvertreter das auch tun. (Erneute stür­

mische Zustimmung und liei terkei t.) Ich bin überzeugt, dass die Ge­

werkschaftler und Betx'iebsräte auch einen Weg finden werden. (Sehr 

gut! Und Heiterkeit.) 

Im Zus~enhang mit der DurchfÜhrung dieser grossen Aufgaben 

des Wirtschaftsplanes sehe'ri. wir als eine der ,wichtigsten Massnahmen 

den,Neuaufbau der deutschen Städte an. Wir haben euch das Wohnungs­

bauprogramm der K.FD vorgelegt. In (liesem Wohnungsbauprogramm Vlird 

vorgeschlagen den planmässige Urganisi&rung der Wohnungswirtscha:ft, 

die Reparatur der beschädiGten Wohnungen un~ GebäUde, die Organisie-



rung der Hohstoffbeschaff'ung für das Bauwesen usw. Da in diesem 

Programm,alles gesagt ist, kann ich darauf verzichten, weitere~ 

läuterungen zu geben. Ich möchte nur hervorheben, dass sich die GeT 

nossen aus allen Gebieten, als Bei~~iel ~ene Pläne des Neuaufbaus 

nehmen sollen, wie sie, in t>resden und in einigen an,deren städten be­

reits in Angriff genommen wurden. Zeigt, dass ihr Demokraten die 

besten Neuerbaue~ der deutschen Städte seidl (Lebhafte Zustil!llll1lllg.) 

Bei der Veröffentlichung unserer Resolution erhielten wir eine 

grosse Anzahl von BI.'iefen und Entschiessungen von Parteiorganisa­

~ionen, l~tteilungen und VorschläGe andeI.~r Antifaschisten. In die­

sen Vorschlügen wird vielfach Kritik an den Zustünden in der Justiz 

geübt. 'In einer neihe die Ger Briefe wird die Durchf'ührung einer ent­

schieucnen demokratischen Justizreform vorgeschlagen. So wird in 

einem Brie~e GesaGt: 

Der Schaf'fung von Voll:sricbtern muss in <ler Hesolution nehr 

Platz Gewidmet VIerden. V/ir müssen, auch mebr l!:influss auf die 

Zussmme,nset~ung der Schöff'en€;erichte bekommen. 

Es ist ein Zusatzantrag zur Resolution eingereiCht 1'IoI.'dGn, in dem 

vorgeschlaßen \7il'<1, dasG in Punkt 'I folgende ,KrgÜllzung eingefÜGt 

wird: 

Aufbau einer demokratischen Justiz. Die Schaffung einer delno­

Ju'atiscllen Rechtspflege setzt voraus, dass parallel mit der 

Reini~ des Vervlaltungsapparatcs auch der Justizapparat mXt ~ 

eine GrüD.dliche lillderung erfährt. Die DemoJu'atisierung der Rechts­

pflebe ,eri'ordert eine Gründliche SäubeI.'UllG des Justzapparates 

von allen faschistischen und reakti,onären Elementen. AUSGe­

schaltete Justizangestellte,sind durch antifaschistische Kräfte 

aus allen Schichten des deutschen Volkes, die d~n demokratischen 

Staat bejahen"zu ersetzen. Der zugang zum Richteramt steht 

allen Männern und Frauen offen~ die politisch und moralisch 
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die Voraussetzungen hierfür besitzen. In kurzen Lehrgängen, Kursen 

und Seminaren'erhalten die Volksrichter ihre Ausbildung., Die Erzie­

hung der Volksrichter wie auch die des akademischen Nachwuchses 

erfolgt durch Lehrkräfte, die'ihre demokratisch'antifaschi_ 

stische Gesinnung unter Beweis gestellt haben~ 

Diese Ergänzungsvorschläge sind absolut richtig und die Redaktions­

kommission soll diese Vorschläge berücksichtigen. 

In den Ergänzungen wird \'/ei ter empf-ohlen~ dass bei der Durch­

führuns der Justizrei'orm die Neuordnung in der Wirtschaft berück­

sichtigt werden müsste, dass die neuen Bedingungen des Betriebs­

rätegesetzes das Mitbesti1llIll1lIlgsgesetz der Gewerkschaften, die 

Korrekturen in steuerrechtlicher Beziehung, die Reform des städti­

schen Bodenrechtes USVl. Beachtung finden müssten. Wir halten alle 

'diese Vorschläge für richtig. 

Vias die ~rage der Volksrichter betrifft, so ,möchte ich nur eine 

Ergänzung machen. Es handel1r sich erstens darum, dass demokratische 

Frauen und llänner aus dem Volk zu Volksrichtern geschult werden. 

Aber es handelt sich auch darum, dass,1'rühere Richter, die Demolcra­

ten waren, die keine I,li tglieder der Nazipartei waren, zu wirklich 

demokratischen Vollcsric', tern umgeschult werden müssen.' (Bravo.) 

Beide Auf'gaben müssen jetzt 'in Angriff genommen werden. 

Weiter liegen Änderungsvorschläge vor zur Frage der ?olizei. 

Es wird vorgeschlae;en, dass die Volkspolizei ausgebaut wird,' dass 

sie die li;öglichlceit bekommt, erfolgreich den Kampf gegen das Ban­

dem7esen zu f'ühren, und dass lJie ilil:t:t, die ö'emol:ratische :E.ntwick­

lung zu sichern. In den Vorschlägen wird, gesagt, dass die Folizei­

beamten überzeugte DeruoJu'aten und Antifaschisten sein müssen, dass 

sie ihre Volksverbundenneit zum Ausdruck bringen,müssten; deshalb 

sei es nornendig, eine systematische Schulung der neuen antifaschi· 

stt'schen Polizeibeamten durchzuf'ühren und überall die Polizei den 



demokratischen"Selbstverwaltungsorganen zu unterstellen. 

Das sind die Grandgedanken des Planes ~es neuen demokratischen 

Aufbaues, wie wir" ihn als einzigen Ausweg aus der Katastrophe se­

hen, die Hitler herbeigefÜhrt hat. Ober diese Frage ~eres Pla-

nes, zum demokratischen Neuaufbau Deutsohlands hat es gewisse Dis­

kussione~ im Ausland g~geben. Ein Vertreter der Reuter-Agenturhat 

bei der Beurteilung d~r Innerpolitisohen Lage Deutschlands die Frage 

gestellt: was ist eigentlich die Ursache des bedeutenden Einflusses, 

den die KHJ im Lande besitzt? Er weist in diesem Artikel auf die 

konsequente Unterstützung des Systems hin, das sioh bereits als 

erfolgreioh e~~esen hat. Er unterstreicht die Tätigkeit der 

Kommunistisohen Partei in den Betriebsvertretungen, ihre Teilnahme 

an der Durohführung der Bodenreform, welohe die Landwirtschaft völ­

lig umgewandelt hat, und insbesondere den Kampf der KPD um die 

politisohe l:!inheit :Jeutsohlands. Ein anderer BeobaolJter, derange­

siohts dieser demokratisohen ~ntwioklung besorb~ ist, äussert die 

Meinung, dass es no~vendig sei, jeden Zentralismus in Deutsohland zu 

verhindern, eine sohwaohe Föderation separatistischer Staaten zuzu-

lassen, um diese demolu'atische l:ntwicklung zu verhindeI!D.. (Hört ! 

hört!) Dieser VorsohlaG' die demokratische bn~7ioklung in Deutsoh.and 

durch Separatismus Und Föderalismus zu verhindern, widerspricht of-
kundig " " 

fen/den Besohlüssen der l'otsdamer Konferenz der Alliierten. 

(Sehr richtig.) Denn in diesen Beschlüssen wird gesaGt, dass Deutsoh­

land eine wirtschaftliche Einheit ist und dass von unten nach oben 

die Selb~tverivaltunbsorgane aufgebaut werden sollen mit dem"lcün:fti­

gen Ziel der Sohaffung einer deutsohen Äeiohsregierung. Vlir kommu­

"nisten sind der ~inung, dass die Schaffung und Festigung der d~mo-

kratisohen Grundlagen DeutschlandS die BaSiS, das feste Fundament 

für die Einheit "Deutsohlands ist. Erst auf dieser Grundlage wird 

die Einheit unseres Vaterlandes und wir die kündtige Sohaffung " 
einer Reichsregierung sowie eines" demokratischen Parlamentes möglich 
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se':'n. Deshalb sind wir gegen den"J!'öderalismus. "ir sind dasegen, 

dass die Rechte der "einzelnen""Landesverwaltungen in separatisti­

schem Sinne entwickelt werden. (Sehr wahr.) Viix. wollen bei jedem 

Schritt das "grosse Ziel der Einheit D~,utschlands und der Scl:.affung 

einer einheitlichen deutschen demokratischen Reichsregierung beach­

ten. (Lebhafte Zustimmung.) 

Der genannte Beobachter, der so besorgt.ist um die demokratisch! 

Entwicl,lung, stellt die Frae;e, was die anderen Kräfte dem Programm 

der Kommunisten und der Sozialdemokraten e;egenüber zu stellen haben 

und er sagt: 

Den anderen Kräften fehlt ein gut e;eplantes und ausE;earbei­

tetes l:rogramm, dass dem rlan eier Schaffung einer nationa­

len Urdnung Deutschlands entgegen gestellt werden könnte. 

(Aha.) Ich stimme völlig oit diesem Beobachter überein. (Heitere 

Zustim.r:1unc.) \'.·enn er saet, dass die· anderen Kr.:~:fte in oroI:;se Scb.\7ie-

ric;lteiten geiaten, so sieht er die Entuicklung richtig. Gegenüber 

unserem GroEs"en demokratischen l"lan des Heuauf1Jaues ueutschlands 

1cann os keinen bess8!."'en seben. (Sehr rich"I;ig.) Dan ist die li'rae;e, 

und unse~'em ~'lan der E:inhei t Deutschlands soll jemand einen anderen 

Plan entgegen zu stellen versuchen I Das banze Volk w:ll'de diese Ge­

sellscha:ft hinwegi'c[<;en. (Lebnafte Zustiuuounb') 

Ich :t'asse zusammen. Der Sinn des neuen Flanes des Aufbaues 

DeutSChlands basiert auf fol[;enden Grundsätzen, 1"ür die wir den 

Kru:lpf "eJ;:einsam mit den sozialdemokratischen E'reunden und gCDeinsam 

mit den antii'aschistisch-demokratischen Y.J.,üften, mit den Freunden 

der anderen antifaschistisch-demokratischen Parteien fÜhren. Dieser 

Flan hat zur Grundlage, erstens dass in Deutschland des Volkes wille 

oberstes Gesetz ist, dass das Volk am täglichen Neuau:fbau und -an der 

Kontrolle der Durchführung der Be~chlüase teilnimmt, lSS wirklich 

zum 3rsten Mal freie Bahn dem TÜchtigen geschaffen wird, freie Bahn 

den tüchtigen antifaschistischen Demokraten (bravo), zweitens dass 



in uiesem neuen Deutschland demokratische Selbstverwaltungsorgane' 

bestehen, deren Auf'gabe es ist, die demokratische Entyicklung zu 

fördern und - ich sage aas offen - deren Aufgabe es ist, die fa­

schistischen Banditen und reaktionären Saboteure zu unterdrücken. 

(Lebha:Cte Zustinimung.) Drittens: die Grundlage des antifaschl..; 

. stisc~-demokratischen Deutschlands ist die Neugestaltung der Wirt­

schaft, die Durchführung der Industriereform in der Weise, dass 

die Macht des Uonopolkapitals gebrochen wird, dass die Betriebe der 

Kriegsinteressenten den Landesverwaltungen übeI~ignet werden und 

in Betriebe staatlichen Charakters verwandelt werden, dass an 

Stelle der alten faschistischen und imperialistischen Grossbanken 

das neUe System der Landesbruucen ausgebaut wird~ Viertens: die 

Grundlage des neuen Deutschlands ist die Enteignung des Gro.ssgrund­

besitzes, die Durchführung der demokratischen BOdenreform, die 

Scha:Cf'ung demol;:ratischer Bauernorgane, die im Dorf bestimmen und die 

da:Cür sorgen, dass die landwirtscha:Ctliche ~twicklung gut vorwärts 

geht. Fünftens: die Grundlage des neuen Planes ist das volle Mit­

bestimmungsrecht der Detrlebsräte und Gewerkschaften. Der neue :Plan 

bedeutet - wir sagen es offen - eine Beschrijnkung der Ausbeutung der 

Arbeiter; er schafft die j,iöglichkeit, dass die Produlttion auf' der 

Grundlage der demokratischen Rechte, des vollen Mitbestimmungsrechts 

der Entwicklung der Demokratie gesteigert wird. Sechstens: die 

Durchführung einer Wirtschaftsplanung, die die volle I!:ntfaltung aller 

Froduktionsmittel, aller Rohstoffe garantiert,' die die gerechte Ver­

teilung aller Produkte sichert, die es den besten Vertretern der 

Bevölkerung ermöglicht, eine Kontrolle der Verwaltung durcfizufÜhren, 

eine solche Wirtschaftspol~tik, die auf' dem Wirtscha:Ctsplan basiert, 

wird verhindern, dass kÜnftig Deutschland von Krisen erschüttert 

Wird. 

Das sind die Massnahmen, die wir dur(;h.führen WOllen, die MasB-
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nahmen, die auf ürund des neuen :F'lanes des demokratischen Auf'baues 

durchb"führt werden. Wir sagen offen: in DeutSChland, auch in der 

sowjetisch besetzten Zone besteht noch KApitalismus. Aber dadurch, 

dass die Macht des Monopolkapitals und der Ürossgrundbesitzer ~e­

brochen ist,' ist die Macht der kapitalistischen Kreise geSChwäCht, 

und sind alle Möglichkeiten gescha:Cfen für einen wirklich grundlegen­

den demokratischen Aufbau. Diesen demokratischen Aufbau durchzu­

führen, diese grosse Aufgabe mit den Kräften aller antifaschisti­

schen demokratischen Parteien zu führen, 'das ist der Sinn der 

Schaffung der neuen sozia,listischen Einheitspartei des deutschen 

erbei tendim Volkes. (Stürmische Zustimmung.) Wenn man uns Kommu­

rooten, wenn man die J!Uhrerder SozialdemOkratie, von einigen 

Leuten aus der Westzone ausgenommen, fragt: '~Warum habt ilir es so· 

eilig mit der einheitlichen sozialistischen Partei?", so antwor-

ten vlir: wir tlaben es ä.eshalb eilig, weil die Scha:Cfung der sozia­

listischen E~eitspartei die Voraussetzung ist, um den grossen 

l'lan des .lieuauf'baus Deutschlands .. durchzuf'Ühren. (Stürmischer 

Beifall. ) 



4. 

Zwei Diskussionsbeiträge 

zum Referat von W. Ulbricht 
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G. ~ ast (HamburgL: Genossen und Genossinnen! ner Genosse 

Ulbricht h<:t in setnem Referat den Geheimrat Bil.cher erwähnt, 

der aus der SOi"ljetzone versohr.u.nden ist und jstzt in ,der Westzone 

die Konzarne neu organisiert. Er h .. t seinen Sitz in Hamburg. 

!ntiJressant ist dabei, dass die ;.ufsi,chtsräte, in denen er sitzt 

- es sind ;;.ioht weniG"r als drei - vor. Earl'n 31ohDi, von der 

Kri,,:;3V1er::t ?lohm &: Vcß,z1!?a=;;--..s~~";"lrden. Herr Elcl!:r. \,:;.:: 

'1~'ieimal te:t..:i t~ ~l.:i K~ieg.svc:::l)::'-3Jher verrb:Ztet wore.en, is-+; S_E~nn 

E.bc:!' imme:r \;iec:J"l" entlnssen v:o~6.an. 1.l!lC: l1.'!"-t j;!tst eine sehr 

"se.:;ensraio!le." ~ätigkeit aus, inc.em er die Krieesvarbreoher­

F.onzazne neu o::gar.1siert. Zwc;1 :;'iaEer -b.ufsichts:cäte, in e.cnen 

Irerr B~cher und andere sitz en, sind die Hantul·;;.:,r 'Oochl>wm ~UlC: 

d:1 e H3n.:CU.::C; ~lBktr:'!:i t.::. tswerke, E.ls~ BetriEbe J c.i.! zu:: J:i.:lfte 

i!:~ Basitz der 3tadt- Hatilbul"g sind. r.~",I' rnllt;S sich ·,7i'rkltoh ::::a­

gen: \'iie kommt E.-"'., dasS ausgerechnet diese Bctrial>e solohe 

tous"e:naohten F<.schisten und KriegsverbrechEr in ien ';,u~sichts-

rat viählen? "·:{ie sit;~'t die :qa.~~bu:rgQr E!elbEtver";;.sltung aus, wie 

si~r_t c.ia HEoü'hu:rge::> dem;:'kratische Ve:!:"lialtung E..\1s? Y:io5 }::o:!lmt es, 

tass solch3 Ve:rsc-rGunb"""t:·i.=be haute r;och ni:J!lt volllrommen 

in den B(:;.3i tz der öifen,!;liohe.r: Har..6. t:..berges&nE5n fJ.na, und \".1b 

~:-'J~mt E:S, dasE fi.Jsa Kri~bsverb:reohaT nooh nicht GI,:teiJnat sir~Q, 

~:):J.dern l..ter c.:!." !.:0}li::hkei t erh<.:te!l, einen nauen Ke:rn fl:r 

die Xonzernbct~iabe zu finden? 

ill':'astria, C.3r :::lresc.ner Bank, der Conmarzbank, der Deutsohen 

Bank auch Hamburger Senatoren. Wir haben aber bis heute nooh 

nicht ,,~Plerl~t, dass sie gegzn dia Foli tik der Kl'iegsverbreoher 

:protestiert häben. 'Ilir sehen s01:<lr, dass ~.!\s P:rir.z:':;> ha:::rsoht, 
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sich gegensei tig von e:!.nam I>.ufsichts!·at in· den andern zu wählen. 

Geheimrat Bücher sitzt in drai ~utsichtsräten. Dr. Bannwardt 

von den Ha:nburger :llektrizitütswerken sitzt 'im Aufsichtsrst 

der Hamburg Hochbar~, während Generaldirektor Stein von der Hoch­

bahn im i.ufsichtsrat dn Berliner Elektrizi tätswe:rl,e sitzt. So 

sehen wir, wie sioh hier ein neuer Y.:onzernkern entwiokelt. 

Die H:l'!lburger Verr;altung h&t gegen ein solches Vorgehen 

nicht p:rct ;stiert. Der Prc·test ist vi~lmahr von einer andern 

St3"11a c:usgegangGr~, nä!Jlich von äen ~:.r':laitern aus den BetTiaben 

der Harr:bltrger P:oohbahn-':'ktienzesellsohaft. Dort b Bst eht ein 

;'rbeitoalJ.ss:Jhuss, d"r aich aus l.:itgliedern der S:FD t:r:d ::?D zu­

sammensetzt. Als dieser hr~e~ts<.u3schuss, der schon manuh~~lai 

segensreich~ ~",",;;iskeit entfaltet hatte, von dem neli.en ;.ufsiohts­

rat härte, trat er t.ofo:rt zusammen, um zu h-sschliessen, -;:ie mLn 

3cgen Ce!l fascti;J~i.sohen .. :~u.fsic~tsrcS.t kämpfen und ihn beseitigen 

könnte. Man baEchloss, eine Betriahsversammlunc einzubu~~::en 

und dort eine ~ntschl~eSEung vorzulegen,die auf d:!.~ ~d~i6keit 

i1: diesen .~tt~si~hta:-:iten hinwies. Die Batri,,':>s7erssmmluhg li:st 

alle:r-dinüs his hEt'l.-::' !1iDht zust~nc..s .:;:ekommen J l1nd ZYiar aesha.lh 

nicht, weil .sie nioht von den B6t:!:'ie'b.s"art:t:·c.~ ern und vo::a Bt;;-

trietc:'t;t sell>st einberufen v/erden kann, soncl~rn von der Ger/9:-k­

sch&~t ainböTtli'an \V~~:ien muss. 1,1e11 aber C.OT von ae~ engl'ischen 

!.:ili t~:rregierung beauftragte \'orsi tzende c.es Gesamtverbandes 

':is h~ute l~(;ine Ze~ t dazu hatte, i,st die Betriebsv;;rssmmllJ.ng 

r.,iJ!:t :::~18-:;"nde [~l:c1:::le!l. (Hört,hört!,) Ler 'lorsitzende ist (Jr,t­

weder verreist oder hat sonst keine' Zeit dazu. 

Ich \"iill ;;leic!:zei tig bemerken,. dass auch c.ia Gewe:rkschaften 

keinen Protest gegen die' ;,ufsiohtsrüto "ingabraCht h.iben, obwohl 

es sarade gle10h ir. der ersten"Sitzung die beiden kommunistischen 



Ser.atoren · .... ar&n, die varlacgt,en, dass dia Ga7/erksohaften in 

der Wirtsohaftsführung der einzelnen Betriebe entscheidenden 

:3influss bekämen. \iir haben s.ber bis heutemnicht gesehen, dass 

die Gewerksohaitsführer sich um diese entscheidende Einfluss­

nahme g's'kümmert haben. 

Dagegen erlebten wir sehr bald etvlss "nder es. Der neue Auf­

sichtsrat machte Gich bei der Hoohbarill se~r bald beme~kbar. 

1.1s nü!üich c,i" Batriebsführung von de~ ;.u.SEC'!'.USEj.t~''')_'l6 erfuhl', 

1:' (:i.) )hloss s1 e ainb GG:nze Reihe von ~tc.:~~n::.h:nen, lUr: c.:.~·~ ';,'ei t€!'f.. 

u!",tifllsohistisohe ~iitigkeit im Betriebe zu verh5.n:l.ern. :~in 

Teil des Betria"zr(i~s wurde aus dem Betriebe he~auseeno!llmen 

ur..cl ins Verllaltungsgebäucl.e gesetzt, und zv;ar t,ier in C,LlS 7or-

oc.er Hir.terzimmer des Perscnalc.irektors, der bis vor ;curzem 

Z\iar selbst Bct::ioh3TSt Vi&T I !lB!lte t."b e~ :_:ir ekto:!' Ge".;o:räel~ iat, 

alle:tc:ilngs nicht vor. c:~!: ;",z'i:' ei te:rn ernannt, sondE!'n 'Von aen 

snc.eren Gan€.l."b.~("':':::t::~tore.r... "{er..n -a:r jetzt b.ehauptet, er 3'31 noch 

ir:l!!er zu 60% B"triebsrat und zu 2C'f. nur ::;ir3:~tor, dann müssen 

-'li::: sa.;~nJ dE.sS dia 20~ Di:re]~tor antsohieden viel schw&rer r:1o­

gen ~l~ ~ie 8C~. (Heiterkait.) ~in andaxer ~eil dLS Betriebs­

l·"t 3 s:!'.h.i~l t .:..r.. ... e! d'.l!':LC!lJ untersct:-id':l en von:; P'3rsonnlC:ire}:to~ 

t~nd einem i~r hltesten }'6.sohisten, die nooh immer E:elJlieran 

üind, as sei ihm verbeten, weiter Spr9~hstundGn innerhalb des 

BC7:':!'"bs l<bzuhalten, U'!l mit der Belegsoilaft jh:~a Intcr~zt'J!l .ZII 

bd~aten, und dass as dem Betri~bs~at ~berhaupt verboten sei, 

Y.tih:.·end der J .. :l.·~-J:"~az(;it üen Plo.tz zu varlE..s"39n, um mit .;.nder&n 

zu sp:!'9ch~n. i 

t d f t t Diese ,'.ntflO:d' 
Un6e~e Betriebs gruppe muss e arllu sn Vlor en. 

gab &ie B&legsoh~~t daduroR~s~ioh bei allen ci3sen Kämpfen, ~ie, 

sich VOtn Se ... te:nb er bis 1-:i tte Februar hinziehen, unsere Betrieb'" 

86 

gruppe ve:rrierfaoht hat, und wir "lauben, dass wir diese Zahl 

sehr bald TIerden verdoppeln können. 

Weiter bestand die Tätigkeit der Betriebsdirektion darin, 

dass sie dia einzige Frau, die im Bet~iebsrat sitzt, auf einen 

Posten gebracht hat, wo sie kaltgestellt ist, und dass es ihr 

ebenfalls verboten ~urde, die Interessen &ar Frauen, deren 

einzigE Vertreterin sie ist, wahrzunehm"n. u"" war wohl auch 

aiE: .!~~t~yo:!'t c.s.r~uf, (lass v/ir s::'nen Betrj.~lJ3ciusschu3S d~r Pl':'8.uen 

i6\;CÜ t und darin hunc.ert;.:'Nzelltig di" gewerkschaftliche 0::'33-

nisation durchgeführt naben, dass wir gleichzeitig die Forde­

rung: gleioher Loh~~ÜT gleiche Arb~it! aufgestellt haben. Derill 

in Hamburg gelton ja die alten Löhne, dh. die Hitlerlöhne, 

ur& :':itler hat bekanntlich Ces .. ::;t, 50 bis 80~ c.!Js E2.nnerlohm: 

seien :flLr c·inE; Frau genug. 

r:ir haben weiter [eg~n das B~st:reben d-.3I Direktior: t::tt ~{ä.~If'enJ 

e.i~ F:'duen vort den Posten, die sie sich in tto:r-Kriegszei-t ~rwor-

par h~ben, auf ~inG3rbaz~hlte und minQe~quaifizie~te 3tu~lan 

hinabzusetzen. Heute h&ben r;ir in unsern; Kampfe a::,reicht, dass 

u~s€:!" F3t:riebE!'l:.-t ":iieder ein Sp:recl:zi:uner be.kommen h&t, dass er 

Buch Sp::-echztnno.s!l &lhJ.lten kL:.nn. Yiir wissen abe:r natii:rlich, 

&&63 dar K&mpf da~it nicht zu ~nde ist. 

In vielen Betri&b.m 5ia~t es 1)ei =s faktisch so a\).s, d9.E:" 

N~zis ~och Gort sitzen. Das spielt sich so ar, d~S3 der Bot:ric~s-

~&t zt:ar o.C::E Recl:..t hat JFrE.i~ebogen von den &inf&c!1en Belagsch&fts-

mitgliedern ausfüllen zu lassen, dass bber die Dire~tionsmit­

glieder sagen., sie hätten ja ih~e Fragebogen bei den Sn3liindern 

ausgefüllt und seien dazu im Betriabe nioht mehr verpfliohtet. 

Darüber hat ea'einen sehr lensen Kgm~f gegeben, dar jetzt in 



eine neue Ph~se einzutreten beginnt. Wir bekommen jetzt sehr 

viele naue Fachk=äfte hinzu in Form von ausgedienten Reserve­

offizieren usw., und es ist ein altes Wort der Direktion, dass 

sie sagt: vii:: können diese Kräfte niOht entbehren! Wenn Ihr 

aber sehen würdet, wie t=aurig unsere Hliimbur3er Verkehrsverhält­

nisse sussehen" \VO die Bahnen nur von 5 bis 9 und d&r..n nachmi t-

ta;,-s y:i"dar 3 bis 4 stunden verkahren inzv:ischen fährt die 

:9.s..r..n E:.uoh ab lillJ. zu \'i ~J.er nicht - J so können v,'ir nur sagen: 

(:(. j LI~ '\taine '?j.r..t· .. ::) ;:~~1J.n2: !lach au:fwärts. Lxx iKb:xX xs:x,X Eun heisst 

es: dito Ff!u Fc:chkI~ftß sind nötig. ''tir 1Il11.ssen allerdings J diese 

Fb...:!'!.1c.:äfte, die Vii~~ in !Iarftu~'g leider aus aer Ostz:Jne in: sts.!"kem 

l:aJe geEohenkt bekomm'3n hal: ":1, haben erreioht, dass die HarnlJur­

gar .i..rbsi tar heute die 30-Stundßnwoch~aben, weil nicht gü::ug 

strom c.L. iat, d.asE wir in H&rnhurg hb!lte viele, viola J..rbeitslolle 

h:;,ben, obwohl es pei uns am 1.11ernotViendigsten fehlt und es v;i=k­

li:::h no-:",ver,dic Y;:ire, dia Friecens:::=ociuktion in Gar.:, "u !:~'::':l3en. 

Ic.h, Vlill ;:tl,i..' ein ein crosses Gebiet eri.r..ncrn J sn den :Fl.sch­

fang. \:8.5 '=-ü:r eus P.uh!"gebii::t die Kohle:.: :tst J iöt für uns an eier 

",:,'asserln: ... r.ti. C ... :· ::-isch. \';ir }:onnc!:. cld.~:·:it r.ioht nur v.n=-.. 331bst 

helfen, son~3rn &UC~ zur Verbesserung der 3rnährung in ganz 

l)eut~ohl"nd. beitr:'il,n und könnten zB. &.uch Saatgut, d"-s 'Ins sehr 

~9hl t, ge~3n :FiEche eintauscher: . 'Jbr,oel ",!J er s~)-..:: gute Vo::­

schlYr;e fi.~r eine gesteigertb Prodl'.k~ion ven seiton der r..rbe;:!.tst 

vorliesen, kann m:;n nicht erreichen, daEs die 300 Fü::r,i:>:n:;>!er, 

die im H6~o~rger Hafen lie5en, die in Kriegsschiffe uID3abaut 

I·:urden, vlieder zu Fischdampfern umgebaut werden. ',';arum? weil "i;' 

zu viel Fachkräfte al~S der Naziz3it haben. Eier müssen ",ir klar.:· 

erkennen, dass d.amit aine Gefahr f~r die Bxistenz und das nao~' 
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Leben des Volkes entsteht, weil diese Fachkräfte gerade die sind, 

die une nach dem ersten Weltkriege dia Inflation beschert haben 

und die jetzt auch vlieder versuchen, das Yoll: zu verelenden und 

so aufs naue ihre Posi t'.on zu stärken, sich neue Machtpositionen 

zu schs.ffen. ','liederholt wurde schon ~uf den Justizapparat hinge-

wiesen, wo dia E.ogdnannten Pack:::ilfte, die NaziE, aine Gefahr 

für die Einheit Deutsohl~n1s sind. rann es ist ja gWlZ klsr, dass 

\'.'ir c.en c:...usl~ndis::::~-an .. :..rbeitern nidGlsls klarn:Eio:ter.. ltc::nen, c.~SE: 

I:ir ein friee.:'.iohes Volk sif!d, \\;;nn wir überall öi€ l%,zis und 

K~iegsve.r':n:·eoher in den SI1itzenstell1,J.n3en lassen. ;,,130 ist eS für 

uns eine Ler.ansfr&ge, dass wir ciiese NE.zis loswerden. 

1:an dO<rf !ib6:' .!:i" ..... t nur die Üotie kennzei::hnen, son6.ern muss 

at:ch wi"..lfz5i[en, v/€olcha Perspektiven wir in unB€:'''ci::" :Politik haben 

erkEnnen, das, es vor slle11 Dingen d&bei &l'f die ::anheit der 

..~:rhai t erbcH"eEltng anl:ommt J G.urauf J di e gG~ic..l1.Dti sch~ ~inhei ts-

X'z.:.'tei zu schE..:!'fen, tic: E..llfj:"n e.i3 Gewähr git-t, C:~.a :Dcnazifizt€:-

:rung hunC:e::-tprozenti; i).Ul'c:'lzuführEn. 

hier aUCl: SelbEtk:;:i tik übEn. 

·,;,.·ir,i'tz,i:':en in He.mt,ul"g seit c1ex Juli vori~cn Juhres nu.roh eie 

Vbrstc.nta dET SIll und 1~J) ein ge!'l3insames il.kt~ onsr:::."ogxc:.:nJt t~a-

h~lten, anstatt as ir. die Tat u~zusetzen. So ist es eiL Progr&~m 

geb.lie~er..J l1nd das \':~'!' t::inar unserer t.ntscheiäenuen F&hl-ar. \:":!.:r 

h&ben erst heute die'liögliclL'!:ci"i, es drucken zu Isssen. Dass wir 

es bis jet~t nio~t druck an lassen k6r~ten, dur~te sber kein Hir:6.e~ 



nis für unsere Pa:!.'tei se:;'n', es nicht doch in breitesterr: Maße 

b &kanr; t ZUilla ch 5n • 

Dann haben Y.ir einen zweiten Fehler gemacht, indem wir 

in einigen VersaITmlungen liie Parole cer Leistungssteiger~ng 

ver~~ndet haben, ohne dabei zu beachten, dass mdn die Leistung 

ni::l~lt stei;;err; kaHn, o:me vorher die Denazifizierung du:cchge-

ft.hei. ::a ·'l.i':Jen, weil nt:r.'!li::lh sonst eie Leistungsst'eiserung 

;·.icht den:: Volke zu~ut5 kcmmt, sonce:rT_ se!lT l~ic.ht Dur (Le;o::'U 

d.icnE:D k~nnJ oie Z::-;:iste~!3 c.;:::r NGlzis zu v9~bess9rn) die \'iir noch 

iibersll sj. tzen h<.b en. 

ein ser.:" !I1erkwlirdiges WlJlihren. "ui dem Pc.rteita;;e i:ar S2'll, 

hin.'::.i.U31~;,:.::t, eitler: UntoS:.':'suchuCE3dUSschuss einzusE:.tzen für di9 

Frn~e, TIer sich i~ K~iase bereichert, ein ß~o~ses VeTmöge~ e~-

aus C:cc Fosi ti on, in ter ..,. vi '31leich t sitzt, hinc.uszuy:erfen. 

:16.S "l7sr eill ausgezeichnzter .. .'Jlt:rc..E;, cle:r vielleicht nooh h&tte 

crgs..!izt ".:~:r5.en kör..nE:;!!.. :=;:r li::!t;t jc:ieni'alls C:u:rc~13.VS in C8T voh 

uns cer/iinschtaü Linie. l.is nun :lieser Lntraü i!Il Ham:,urger S3~!E..t 

tor fand sich, um den .h.ntrc..g Zl'. seilriinden. :'as besorgte dann 

eir. ko=mlistische:r Sem, tor •. ""ls c.ann i.;:; Sc;)at ü~.:;r den l.ntrag 

c.es SPD-Parte::" tages", bEes'Ü=t r:urde, rr:acb.ten dia kömmunisti-

SCh"l" 3en:.:tor8n "irre richtige Eir-h3itspolitik und. hielten sich 
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an d:.a A}:tionseinheit, die v/ir beschlossen hatten, aber die~ 

~ünf SPD-Senato:ren stimmten ~icht für den ,~tra;. (Hört,hörtl) 
und 

Sie Vlaren also dagegen ,/35 ist nun die Sache der sCßialds[!]okr&-

tischen -"-rb ei t er-:.Hamburgs, ih~'en Senatoren zu sE:(;an, V/enn der 

Parteitag eine 3~tsahliessung ~n5enommen habe, di3 sich an den 

Senet riohtet, das.s es dt.!'.n c.iu .·.ufgaD8 'jas Seni..ts aei, diese:..' 

CZci:c~f: Ihr !::iÜ5t;~ nachhal~en!) 

"chu~t V1ei t erS6;.:eben, eüe sich ~usammensetzt aus 18 Ve:rtretnl'i 

G.8r vic:r Pi.~·teien und 63 'iartr"t,:;rn E.ller rJöblionen Org3!lislltio-

nen, der GeVie:!'ksch&!'tcn, C.~T SChrcbdrgä:t'tenva:!:'eine, d::r j~r!lte usv,'., 

2ch:...ft c.~..:: Den:...zifiz:'e:::oung. -,;j.~ nie bei der Zusam~~~an5: t~U!l6 ::"\1[.-

bessG'!' 6.urchfi:hren \~;o';"lan - ur.lc. 

f:..; Be:schli.:.:>se r:i::ht g6nl!..gund kennt t leider nlt..!.lol:mal EIlCh nioht 

!n Hc.!r.burg w:!.e i!berhaupt in der ·.:estzone mlissen wj~· zeben, 

von kleinen gemcinsact:,n ~l:::tionen zu g~öEseren semc:"nsä::',3'!l ~'~1r.:~ionen 

zu kOruTIan. L:'-a Pb:.~ola Lenins V::ln dem TeeWaSS9l:' ist bbi t'l.na seh:i' 

uktuell. l~ur atif e..isse ';leise v/erden 'f,~.r unser stTute~ibJhes 



zZiel arr6i:;hen. Wir weraen Deutschland nur so eine Zukt;r.i't 

geben und iie deutsohe Einheit rettan können, wenn nicht nur die 

Ostznns, sondern auch die Wsstzone ihre gesohichtliohe Au~gabe 

zu lÖsen verst loht. (Sehr" riohtig!) Vlir wissen, d!i.Bs uns die Ost­

zone dabei helfen wird, u!,d wir haben dabei auch die grosse Hilfe 

des internationalen Proletariats. Aber wir müssen von uns aus 

::;lle Anstrens=gtm machen, um unsere ~"sohiohtliohs t!ission zu 

er~üller:. ~ Lebh",:!'ter B,,:'fall.) 

Wilhelm Koenen. Berlin. (Herzlichst begrüsst): Genossinnen und 
Genossen! Aufs tiefste bewegt erlaube ich mir, zunächst meiner 
Freude darüber auszudrücken, dass ich wieder die Ehre habe, 
nach so langen Jahren an einer zentralen Konferenz unserer 
Partei, noch dazu einer Konferenz von so historischem 
Charakter, teilnehmen zu können. Ich möchte damit verbinden 
die Mitteilung über den heissen Wunsch zahlreicher Freunde, die 
als politische Flüchtlinge noch ausserhalb sind und noch nicht 
zur Arbeit heimkehren konnten. Diese Freunde haben den 
heissen Wunsch, gleichfalls wieder an den Tagungen, an der 
Arbeit, an den Opfern und auch an der Lösung der 
Schwierigkeiten der Partei teilnehmen zu können. Ich glaube im 
Namen dieser Freunde zu sprechen, wenn ich sage, dass wir dem 
Genossen Wilhelm Pieck auf das herzlichste dafür danken, dass 
er bei der Einleitung dieser historischen Konferenz auch derjeni­
gen gedachte, die noch als Flüchtlinge im Ausland sind, dass er 
zum Ausdruck brachte, man brauche sie, dass darüber hinaus der 
Block der vier Parteien ebt::nfalls den Willen bekundet hat, sich 
für die raschere Rückkehr dieser" Freunde, die sich noch im 
Ausland befinden, einzusetzen. Diese Freunde sind gewiss, 
soweit es sich um die engere Partei handelt, nicht viele; aber es 
gibt Hunderte von Mitgliedern der freien deutschen Jugend, 
Hunderte von Mitgliedern der Landesgruppe freier 
Gewerkschaften, die wir gegründet hatten, Hunderte von 
Mitgliedern des freien deutschen Kulturbundes, Hunderte von 
Mitgliedern der freien deutschen Bewegung, die darauf warten, 
hierher zu kommen und sich an der Arbeit zu beteiligen. Sie alle 
werden durch die Worte Wilhelm Piecks auf das tiefste berührt 
sein, und ihre Hoffnung, sich wieder eingliedern zu können, wird 
wachsen. Wir wünschen, dass ihnen der Weg zurück nunmehr 
bald geebnet sein wird. 
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Was mir auf dieser Konferenz den stärksten Eindruck machte -
um das zu dem eigentlichen Thema, das ich behandeln wollte, 
nämlich zu den Selbstverwaltungsproblemen noch zum Ausdruck 
zu bringen -, ist die Betonung des neuen Weges. Ich werde mir 

erlauben, über diesen neuen Weg noch einige Bemerkungen 
hinsichtlich der Selbstverwaltung zu machen. Aber ich möchte mit 
Genugtuung unterstreichen, was Gen. Ulbricht in seinem Referat von 
der Notwendigkeit der Neugeburt des deutschen Volkes gesagt hat. 
Jawohl, wir brauchen ein neues Deutschland. Ein neues friedliches 
Deutschland muss geschaffen werden. Gen. Ulbricht betonte ja, dass 
es sich um einen Neuaufbau handele, nicht um den Wiederaufbau 
dass wir Neulehrer suchen, neue Kräfte, dass sich um uns heru~ 
immer breitere Kreise scharen werden, wenn wir das Neue 
herausarbeiten. Ich darf sagen, dass auch die fortschrittlichen Kräfte 
im Auslande auf das Neue, das in Deutschland entsteht, besonders 
aufmerksam schauen. Je klarer wir machen, dass es sich nicht um den 
Wiederaufbau, sondern um einen Neuaufbau handelt, umso stärker 
werden wir die Kräfte der fortschrittlichen Strömung im Ausland an 
unserer Seite spüren. Sie sehen in diesem Neuschaffen die Garantie 
dass es nicht wieder so kommt, wie es immer gekommen ist. Es mus~ 
ein anderes Deutschland sein, ein neues Deutschland. Das wollen sie 
erleben. 
In demselben Sinne begrüsse ich die besondere Zuspitzung, die in der 
Resolution und in den Grundsätien und Zielen der Partei, aber auch in 
dem Referat des Gen. Walter Ulbricht zum Ausdruck kamen, die 
besondere Zuspitzung gegen die Kriegsinteressenten. Den Ausdruck 
"Kriegsinteressenten" müsste man auf dieser Konferenz in der 
Diskussion meines Erachtens öfter gehört haben. (Sehr richtig!) Das 
scheint mir, wenn ich das sagen darf, ein Mangel in dem Verlauf der 
Diskussion gewesen zu sein. Jawohl, die Kriegstreiber, die 
Kriegsgewinnler, die Kriegsverbrecher, die Rüstungsindustriellen, die 
Kriegsproduzenten sind das, was wir meinen. Wenn wir sie treffen 
dann schlagen wir die Trusts, dann schlagen wir die Konzerne und 
dann schlagen wir die Reaktion. Die Friedenssicherung ist es, die man 
von Deutschland erwartet. Die Friedenssicherung ist es, die in den 
Kreisen nicht nur des fortschrittlichen Auslandes, sondern auch in den 
Kreisen, die uns umgeben, in den Kreisen der Frauen, der Mütter, in 
den Kreisen der Intellektuellen, in den Kreisen der Bauern, aber auch 
in den Kreisen der eingeschriebenen Nazis, der nominellen Pg's. die 



Auseinandersetzung herbeiführen wird. Die präzise 
Ausdrucksweise, dass es um Krieg und Frieden geht, dass wir 
vom Kriege aus die Frage beantworten wollen und der Friedens­
sicherung alles unterstellen, wird die Zersetzung dieser Kreise 
ebenso rasch 1;>eschleunigen, wie ich glaube, dass sie unser 
Ansehen in der Welt erhöhen wird. Ich glaube, dass wir mit 
dieser Politik der Zuspitzung die Kreise der Imperialisten am 
energischsten, am zielsichersten und am vernichtendsten treffen 
werden. 
Fragen, die ich hier behandeln wollte, betreffen besonders die 
Probleme der Selbstverwaltung. Ich kann in dieser kurzen Rede 
natürlich nur einige Andeutungen darüber machen, aber die 
besondere Bedeutung dieser Fragen scheint mit doch aus einer 
kleinen Geschichte hervorzugehen, die die tschechischen 
Freunde in ihrem sudetendeutschen Blatt vor einem halben Jahr 
brachten. fu der Zeitschrift "Die Einheit" wurde mitgeteilt, dass 
als Gottwald, jetziger stellvertretender Ministerpräsident der 
Tschechoslowakei, von Stalin Abschied nahm, Stalin ihm gesagt 
habe: "Nun, Heber Freund, lass Dir die Erfolge nicht in den Kopf 
steigen, und vor allem, lerne verwalten!" Das ist tatsächlich die 
grösste Aufgabe, die auch in Deutschland vor uns steht: lerne 
verwalten. Sicherlich haben viele von Euch schon schweres 
Lehrgeld auf diesem Gebiet zahlen müssen. Von dieser Stelle aus 
wurde schon in einigen Reden davor gesprochen, wie Ablösung 
auf Ablösung erfolgen musste, weil schwere Fehler gemacht 
wurden, oder sich grosse Mängel herausstellten. Wir werden also 
lernen müssen, zu verwalten. Es wird m.E. notwendig sein, einen 
sehr regen Erfahrungsaustausch unter uns zu organisieren, damit 
nicht so oft abgelöst werden muss, damit die Einzelnen sich 
gestützt und gestärkt fühlen. Dieser Erfahrungsaustausch muss 
sofort überall in den Provinzen, in den Orten und vielleicht auch 
zentral organlSlert werden. Wir brauchen gründliche 
Diskussionen über die praktische Seite des Verwaltens. Die 
Freunde müssen spüren, dass die Partei ihnen eine helfende Hand 
gibt, dass sie leitet und dass sie es ihnen ermöglicht, die neuen, 
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komplizierten Dinge auch tatsächlich zu meistern. Es wird angebracht 
sein, Kurse über solche Probleme der Verwaltungs arbeit möglichst 
rasch hintereinander durchzuführen. Einiges geschieht auf diesem 
Gebiet. Ich glaube, dass noch manches hinzugefügt werden kann. Die 
Selbstverwaltung ist an sich schon eine Schule der Demokratie. Wir 
genies sen diese Schule der Demokratie, wie das auch schon zum 
Ausdruck kam, in der Zeit der Besetzung. Wir können also diese 
Schule der Demokratie in einem gewissen Umfange ungestört 
durchlaufen. Das ist gut, obwohl wir auf der anderen Seite wissen, 
wie bitter diese Dinge vom Standpunkt des gesamten deutschen 
Volkes aus sind, wie hart es ist, dass es soweit kommen musste. 
Aber die Selbstverwaltung ist nicht nur eine Schule der Demokratie, 
sondern sie ist auch die Durchführung und die Anwendung der 
Demokratie. 
F.f. 



Gerade in, der 'Durchführung und in der l.xmendun& d:! V'emokratie hatten TIl.r,: 

,~~e:;; WiSel.~;>elb~t!trl.Üker;,'ot:tirwid\ gr.un.4i<:h"":ge~~:Jiä:i'i,eEieii;,:Iiab~!i.,; ~1ll!erd;' 

Ue'D:gen, undvieie" 89hwächeli; l;ch glaube,' dass' es, notwendi'g1.St,' 'UIl8eren 

~Widen: trotz all~ dieee,X:'Mängei.~ und sChwä.c.henc,wid" trob der"viillenAblö:" ,', 

swlgexi-ilut..- zu. machen,:"daSs sienicht'UnnlltfgEi, BefUrchtungeu. ha.ben soileir~', 

Wij:kllilnenznrückschauend sage!i~ das'B. di~' .Arb'eiter Sich in J.leutschl.and. 

Jahrzehnte hindurch al.s durchallS fä!p.g zur Selbstverwal tung erwiesen haben. 

Wir haben dafi Aufbau der Krankenkasse, erlebt seit, den 80~er Jahren. Unun-

terbrochen wurde an dem Werk gearbeitet, um die tiozialversicherung, insbe­

llondere die Krankenkasse aufzubauen. :;:ir ba. ben den Aufbau der, Arbei t s!!mt er 

erlebt, der staatlichen Vermittlung, tae sie zum Teil durch die Gewerk­

schaften, zum Teil durch die Gemeinden schon vor dem vo~igen Kr~ an~fan~ 

gen wurde. Wir haben den Aufbau der Gewerkschaften erlebt und haben den 

Aufbau. der Genossenschaft,en dlll'ch.§;ema(!ht. ;J.les das sind VerwEJ.tungs€.Xbeite; 

Selbstverwal tll.tlßsarbei ten der XArbei ter gewese'n. Millionen von .:.:rbei tern 

sind durch diese Schule, gegangen. Sehr oft ist ein Grobschmidt ein sehr 

tüchtiger Geschäftsführer geworden. So kann ,eu.ch,heute'ein Schlosser ein 

sehr tüchtiger LtUldret sein. ','fir sollen nicht glauben, dass die ilrbei ter 

dazu nicht fähig wären. Sie haben es schon bev;isen, dass sie dazu:f f!Urlg 

sind. \;enn die FUhrung nm' 'iu:mer in Ordnung geuesen Wäre, dann, glaube iCh, 

\'läre mit, den FunktionUren auf allen diesen Gebieten noch manches mehr zu 

leisten möglich geVlesen. 

GeTiiss, alles das ist zerstört, ist ausgerottet. Zwölf Jahre, faschi­

stischer Verseuchung liegen. dazTIischen. Aber dss ~dert nichts an der prin­

zipiellen Feststellung, dass die ,Arbeiterklasse ZUl' 8elbstv.zlXe.1tung fä­

hig' ist, rähiger als irgendeine andere Klasse • (Beifall) Undc'Ueses 

Selbstbewusst sein flollen wir uns sogu' nicht durch' die' fs.s:ch1stische 

Ve'rseuchungsperiode !lehmen lassen. Diese Fähigkeit zur Selbstverwaltung, 

die siCh schon bewiesen h~t, kann aber nur, einen einzigen 'Schritt bedeuteh~ 

l.!ehJ: is't' es ,nicht., Ich :;l',.,llbe, \'Iir soll';en darauf dringen., dass z!1b1.xeiclie 
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haben, und illi t der t;be~'nabm.e dieser i'unktionen 8011 te keine Dist;Lua­

lifizierunJ<: unq.,keine ~~ingSchät;zUn& .. ierbu.ride~,Jlien.', Wir,'seheO: jit:,., 

scbliesslich: ~n einem ander~n;,&e11alti;MkStae.t;; d8.ss:~ <ior,t' are' Verwcl.~ 

,t UD.g' dea wichtig,stElund entscheidenste gewordenj'ist .. ,'fienn wir <ias volt 

unseren sozi 61is'tischen Brttdärii'-'1irae.r'sowje.-tUiir6i'i';'~~ehea;\·'s'c{ soll' kefif,::. 

er von uns denken. dass eretwas &er.Lngeä tu.t)'lleri#.:'eril{ die VerVIaltun'g} 

hineingeht. Der Aufbau der neuen Ve'rwal tung ist' pali tisch 'akt uell un<f, 

~rinzipiell von der ~llergrössten Bedeutung. 

:Ss ist 5uhon gestern und auch heu.te wieö'er mit :Ei.euJ:.t auf' die pri!1zi 

pielle Seite ver .. iesen • .'orden, die ",ir hinsichtlich unserer 8taatstheo­

rie in diesen Tagen auszu.arbeiten hatten. Es tlllrde festgesteil t, dass 

das stehende Heer li~aidiert ist und dass die anderen Säu.lex der Staats 

macht, der Ausbeutung, nämlich die Staatsbürokratie ebenfalls zer-

brocJ:.en ist. Es 'V:u.rde festgestellt, dass in der Boden:reform, mit der 

3nteignung oder der Eescbla;;nahme aer Kriegsbetriebe tatsächlich 

dem. Milital.'ismu.s der Boden entzogen VJu.rde, dass damit cJ.so einige Basti 

onen der ll.ee.ktio= bereits li<iuidiert sind. Yarx, 3ngels und Lenin 

haben diese Gesichtspunkte der Beseitigung des st~hend:m Heeres undder 

BÜTok.J:atle für den Inhalt der ~,evolu.tion gehel ten. Genossen! nir haben 

z~,eifellos keine :1.evolutlon geh.s.b:, • .Aber das, UaE jetzt durc:hge1'ührt; 
. Wi,." , 

ist bez~. jetzt aurchgeführt ~, berscht1Et uns T.lrklich dazu., von 

einem neu.en ':,ege in Deutschland zu sprechen.. Dieser neue -:::eg , .. irci 

von anderen 'v'orau.ssetzungen aus gehen, als iler ~:eg, den t:ir 1918 be-

gonnen haben. Die V.o~'au.ssetzungen der Li~.uidierun;; de,s stehenden !!eeres, 

des Ju.nkertums und der StaatsbÜTokr_tie sind von so 3rundsätzlicher 

::Je deutung, dass' wir sie' nicht stark genug vor UIlsere liitglifidsch&ft 

stellen können. 'Ich glaUbe" wenn wir das Buch ":2.taat und "Cevolution" 

von Lenin lesen, lje:C'tlen nir, leicht den Gedenken des falscheri:R.ot-:5'rent-, 

KommuniSllius UberVIinden kö'imeri und den FreUnden' klar maehen können; 

welche Etappe wir schon <iu.rchlSilfen. haben'bezw. noch mit Hilfe u.nserer 

gressen Alliierten zu du.rcblau.fe'n haben.Der :'leg ist aber nocil I'.icht ZU 



lIli t aller P~'äzision , auszuarbeiten haben, lIas an die Stelle des bishe-' 

rigeil. staatsappan.tes tret&11 soll I, und da mllchte ich doch in aLler 

KUXze auf aas ven?eisen TIes Lenin in "Staat und äRevolQtion" besonders 

liebevoll aus ~arx zitiert) n~ich die Forlllen, in denen die Pariser 

Kommune dazu übergeht, ihre Verwaltung aufzubauen. ;;;1' stellt dabei 

w.s beispielsebend für die &nderen :::olgsnde liau:;?tthesen heraus. 

1. liclll der De:;?utierten des Volkes in allge!:Jsinen, ,;le.iehe, ,;e,.. 

2. tbe:t':trl4,;ung der gesamt-:::n i:e.eht in (;'ie I::iinde die S3r direkt ~e­

viEililten. Volksvertreter. So, \',ie' das ;':al tel' Ulb::i"ht 1'ormuliert hat: 

die Ganze l:::o.cht in die E€:.n6.e der Volksvertreter. ""om Volke soll die 

lo4al!ht aus,;ehen. 

.3. D:i,.e' ge,,:l:!:1 ten Körpers<.:hti'ten sollten nicht nU1' ber",ten:t,3 .Funk-

ausführende Funktionen zugleich. Das ist dar. ~heimnis, dass 1'!ir hier 

zu lösen haben ',;erden: nicht nux beratende, sondern auuh durcb1':Ll:t::'ende 

Funktionen. Sehen jetzt sind die Provi4sielr9~i:rung~n ~it b~s2tzbeb~n 

den li'unktionsn '-:.usJ;ssJ':,E.ttet. Sie sind uUl!h 6:1ciehzej. tiE di9 DLu'er..,1'fili-

kla::..~ zu w;S.uhen, da.~ 8 tli .. s d.er G2"uu; .. legen(te Fn"'cers-!!:i';:'d iDt.beL:~nüber der 

rein parlamentarischen ;:i.epublik von ::eims.r und Ge;;~ull.ber do'tn f~U.herem 

bürok:cetischen StUS.t8~?'p5X/;:lt I darauf ~~O}c·:\::.t ·~·s heLl.te en. vurch ~/:.:r\:al tlID2 

auss,h:!.sse aus den .. talksvertretern selbst die V.?r,:aJ.:tung zu bilden, dss 

muss ~er n~chEte ~uhritt s~in. 

4. heisst es in den llEiuptthesen, die 6.a aufZ'lstellt ",el'den! Die 

,Gewählten sind fUx alle BeschlUsse und Landlun&en der gessmten Kö;pfer­

schaft und ilu'er ';:ä.hler direkt veran-;;r:oj.'tlich, duxch si~ zurl1ckgeru1'en 

und ersetzt ,\,lerden können. Das ba,ben ... ir hier nur hinsichtlich der 

oberen .I!'unktionen. und nur hinsichtlich ~ der Bsrufung von obsn. 
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Vorläuf'ig!, aber wir stehen j~ vor -:iahlen, und lie ':fahlen, die kommen 

\1erden, werden uns die Möglichkeit geben, auch dieses Problem dex 

Abberuf'ung zu stellen. 

Da meine Redezeit zu Ende geht, kann ich nicht mehr das sagen, 

was ich 'gern sagen möchte und nicht mehr den Inhalt der anti-bUrlbkra­

tisuhen Campagne darlegen, die ich für not, .. endig halte' dass aas Volk 

sendern das ür6aIl o.er SelbLtver ... !altung 

oder die hier Sl:b.C!1 6.i.lf~sz-=.hlten :::'X(.;.QSl1.6.LlE sch:':'SSe, OiE JUZ";.L.0:.:.'...lsscht.:s. 

Das :" ohn uuc..,s komi tee, Verr!ult un;sauE:S~hÜS8e J Vexso1'gun~särater. Sie zu-

s=en mit ueu i3et:cie bsrt:.teausseh;;'[;sen bilden eine ge'\;altige i.;a~ht:posi-

tion, die ,,:;"r in ::: ra,ßu üel.' ; elbstvermll t ung eut-.:i ~keln müssen. D(;zu 

die Zlte~'uausf:,,!'.u.sse, oie 3rziehun,;sbeir1ite in elen Schillen us". 

(~uruf~ Ich pitte, dass "oenen 20 Einuten lE..L.g sprechen kann:) 

Genosseni ich ko=e zum Sehluss. luh möuhte nur noch ein ~'·ort zu ei!ler 

anderen S~uhe s~en, die hier hereiugehört und «;e noch nicht err.ehnt 

TI\ll'cJ.e, nüulil!h Zll der VOll -.-;alter T)lb:".ieht hisl" vcrg5st.:hlaSeuen Volks-

betriebs "er grossen K:..'ie~sintere,=c nt",n Lmc~ der ,i'iazis C.n die Or;';8.lle 

der ':'elbfo,tvel'fl:..l tung. Ich ;:;lhube, dass diss eie ll!1..:;eh811sr ',:ichti~sr 

Scm:i tt ist, c:erade ',feil er auf dem ':,eg der Ul.'Cpr'J.ni,';liehsten Dsmola:e.-

nur in Cauhsen möglieh 1;0: t, Die Initiative kODll':lt aus Saehsen. l:i t !lec~1 

hE:.t alter l::'b:::ieht die säehsische r.n;ele "ii'.:leit uls ein Beispiel hin-

gestell t • ..<ber sehaut J;uch andere Verfa' :sun::;en an. ;,uch in der ':,eir:lare: 

Reichsver~·assun.:.:; steht, dass man 1ll:Lt 10 10 der '1c.hlbereehtigten genügen( 

Unterschl'iften 6IJ.fbl.'ingt, um eine Volksabstillllll'un6 herbeiz~illlJ:en.'}enn 

es in Sachsen keine Bedenken bei den Besatzun,;sbehöl.'den beben ;ird, 

dann \':ird sie es anders',/O auuh nicht geben. 4.60 machen wir die Volks-



abstin:mWlg ruseh und grUndlic.h. ii!:L.chen \Iir sie mö.:..liehst noeh vor den 

Gemeindewahlenl Däs r.ird der bes·te I der kapitalste und der wirkungsvoll­

ste Auftrag für dann sehr~TfolbverBp_~ehende Wahlen seiu! (Starker Bei-

fall) 
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Anhang: 

Auszug aus 

"Die Gründung der SED und ihre Vorgeschichte (1945 - 1946)" 

Teil C, 11: Zunehmende Kompromisse mit den 
sogenannten ,kleinen' Nazis" 
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Teil C: Hauptkettenglied Entnazifizierung - ein Prüfstein 231 

11. Zunehmend Kompromisse mit 
den sogenannten "kleinen" Nazis 

"Der Gegensatz zwischen 
antinazistischen und nazistischen 
Kräften muß bis zum Letzten aus­
getragen werden. ({ (Palll },Iferker) 

N ach den bestialischen Verbrechen der Nazis schien es für alle An­
tifaschisten und wirklichen Demokraten eine klare politische Aufga­
be zu sein, dafür zu sorgen, daß die großen wie auch alle "kleinen" 
Nazis, die an Verbrechen beteiligt waren, und sämtliche sonstigen 
Kriegsverbrecher und ihre Helfer nach dem Sieg über den Nazifa­
schismus ihrer gerechten Strafe nicht entgehen. 

Der gesamte Erfolg der Entnazifizierung auf politischem Gebiet 
hing von der richtigen Beantwortung der entscheidenden Frage ab: 
Wie weit soll man gehen? 

Wir denken, daß Stalin die einzig richtige Antwort gegeben hat, die 
nicht nur auf das Vorgehen gegen zweitrangige Kriegsverbrecher 
hätte angewandt werden müssen, sondern auch insgesamt zum Prin-
zip der Entnazifizierung hätte werden müssen: . 

"Frage: Wie weit sollten nach Ansicht des Kreml die verbün­
deten Mächte bei der Fahndung nach zweitrangigen Kriegsver­
brechern in Deutschland und deren gerichtlicher Belangung ge­
hen? Ist man der M~inung, daß die Nürnberger Entscheidungen 
eine hinreichend feste Basis für solche Schritte ergeben haben? 

Antwort: Je weiter man gehen wird, desto besser." 
(Stalin, "Antworten auf die Fragen des Moskauer Korrespondenten der 
,Sunday Times', Mr. Alexander Werth, in einem Schreiben vom 
17. September 1946", 24. September 1946, Werke Band 15, S. 92) 

"Je weiter man gehen wird, desto besser" - diese These Stalins 
mußte unbedingt als Handlungsanleitung für die gesamte Entnazifi-
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zierung in der SBZlDDR durchgesetzt werden. Diese These Stalins 
bedeutete, daß die Verbrechen der Nazifaschisten möglichst weitge­
hend allfgeklärt werden mußten, daß auf dieser Basis möglichst alle 
Nazi-Verbrecher klar verurteilt werden mußten, und daß damit ein­
hergehend auch zu klären war, welche politischen· Rechte jemand 
wahrnehmen konnte und wem sie entzogen werden mußten. 

Ähnlich formulierte auch Paul Merker im August 1945: 

"Der Gegensatz zwischen antinazistischen und nazistischen Kräf­
ten muß bis zum Letzten ausgetragen werden." 229 

229 Merker: "Das Dritte Reich und sein Ende", Band 2, S. 105. 

Ausführlich heißt es bei Paul Merker: 

"Es wird sich erweisen, daß der Gegensatz zwischen nazistischen und antinazisti­
schen Kräften nie so kraß zum Ausdruck kam, wie er nach dem Zusammenbruch 
des nazistischen Blutregimes zum Ausdruck kommen wird. Es wäre ein Verbre­
chen, diesen Gegensatz ausgleichen oder ihn mit Gewalt unterdrücken zu wollen. 
Es wäre ein Verbrechen, ähnlich wie 1918, von Anfang an die sogenannte reine 
Demokratie zu fordern und keinen Unterschied zwischen den demokratischen 
Massen und den nazistischen Verbrechern und den von ihnen Beeinflußten zu 
machen. Der Gegensatz zwischen antinazistischen und nazistischen Kräften muß 
bis zum Letzten ausgetragen werden." (Merker: "Das Dritte Reich und sein Ende", 
Band 2, S. 105) 

Paul Merker entwarf auch einen sehr weitgehenden konkreten Katalog entspre­
chend dem Prinzip "Je weiter man gehen wird, desto besser", welche Schichten des 
Nazi-Regimes unbedingt vor Gericht gestellt werden sollten: 

"Anklage muß gegen Hunderttausende Polizisten, Scharfmacher und Spitzel in den 
Betrieben, Beamte der verschiedenen Behörden, Funktionäre aller Grade der nazi­
stischen Organisationen, Lehrer der Rassenhetze und gegen alle, die freiwillig der 
Allgemeinen SS, dem SD, und dem Volksbeobachtungsdienst beitraten, erhoben 
werden." (Ebenda, S. 105) 

In der "Täglichen Rundschau" wird herausgestellt, daß im .zusammenhang mit 
dem Anklagepunkt ,:verbrecherische Organisationen" Millionen von Deutschen im 
Nürnberger Prozeß unter Anklage stehen, aber nicht die ganze deutsche Bevölke­
rung: 

"Er (Jackson, Hauptankläger der USA, A. d. V.) erklärte, daß wohl Millionen 
Deutsche, aber nicht ganz Deutschland im Zusammenhang mit dem Tatbestand der 
verbrecherischen Organisationen unter Anklage stehen. Der Verteidiger der 
Reichsregierung erklärte, daß von dieser Anklage schätzungsweise 7 V2 Millionen 
Deutsche betroffen werden." ("Tä!jliche Rundschau", 1. 3.1946) 
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Um diesen Forderungen tatsächlich gerecht zu werden, war die 
Verwirklichung von drei Aufgaben entscheidend, die programma­
tisch schon im Potsdamer Abkommen festgeschrieben waren: 

1. Internierung aller Personen, die sich der Umsetzung des Pots­
damer Abkommens widersetzen oder seiner Umsetzung gefähr­
lich werden könnten. 

2. Umfassende, möglichst weitgehende Aburteilung und Bestra­
fung aller Nazi-Verbrecher und ihrer Helfershelfer. 

3. Säuberung der aktiven Nazis aus staatlichen und wirtschaftli­
chen Positionen als Voraussetzung für den Aufbau eines antifa­
schistischen Staates. 

Dabei war klar, daß ehemalige Mitglieder der Nazipartei den Ent­
nazifizierungsorganisationen keinesfalls angehören durften.Bo 

Bei der Umsetzung dieser Aufgaben hatten die antifaschistischen 
und kommunistischen Kräfte mit einer Fülle von Problemen zu 
kämpfen: 

• Schon während des Vormarsches der Sowjetarmee auf Berlin 
setzten sich viele bekannte Nazi-Größen Richtung Westen ab. Den 
Kampf für die Entnazifiziemng in der SBZIDDR stellte diese Tatsa­
che vor ein großes Problem. Viele der in der SBZIDDR zurückge­
bliebenen Na~is waren nicht so bekannt und waren entschlossen, ihre 
Pfründe, ihre Positionen und ihr Eigentum in der SBZIDDR zu ver­
teidigen und den "Kampf gegen den Bolschewismus" dort aufzu­
nehmen. Diese Nazis mujJten zuerst einmal als solche entlarvt wer­
den. Tarnung, Verleumdung und Lüge - das waren die bewährten 
Mittel der aktiven Nazis, die sie bis zur Perfektion beherrschten. 

230 Die Sowjetische Militärverwaltung hatte ausdrücklich ohne jegliche Unterdiffe­
renzierung festgelegt, daß etw'a bei der Schaffung von antifaschistischen Frauen­
ausschüssen ehemalige Mitglieder der Nazipartei nicht dabei sein dürfen. "Den 
Ausschüssen dürfen ehemalige Mitglieder der faschistischen Partei und die Funk­
tionäre der faschistischen Frauenorganisationen nicht angehören." ("Mitteilung der 
Sowjetischen Militärverwaltung in Deutschland vom 3. November 1945 über die 
Bildung von Frauenausschüssen bei den Stadtrnagistraten" in: "Dokumente und 
Materialien zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung", Reihe m, Band 1, 
S. 255) 
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Es war ein häufig anzutreffendes Täuschungsmanöver der Nazis, 
wenn sie ihre Nähe zum. Nazi-Regime schon nicht vollständig ver­
schleiern konnten, zu behaupten, sie seien lediglich nominell Mit-· 
glied in der NSDAP gewesen, hätten sich nicht aktiv für den Nazifa­
schismus eingesetzt - so oder so ähnlich versuchten sich nicht weni­
ge Nazi-Verbrecher herauszureden. Viele ließen sich sogenannte 
"Persilscheine" unterschreiben, Versicherungen, die angeblich ihre 
Unschuld dokumentieren sollten. Oftmals konnte die Echtheit oder 
der Wahrheitsgehalt dieser Schriftstücke nicht genau nachgeprüft 
werden. Um diese Probleme richtig anpacken zu können, mußte der 
Grundsatz gelten, den Paul Merker zu Recht betonte und begründete: 

"Keinem ehemaligen nazistischen Funktionär, keinem ehemaligen 
bewährten nazistischem Parteimitglied, keinem SS-Mann, keinem 
SA- oder NSKK.-Funktionär darf Glauben geschenkt werden. Sie 
alle sind im Geiste der Lüge, der Hinterhältigkeit, der Demagogie, 
der vollkommenen Charakterlosigkeit, des Terrorismus, des Raubes 
und des Mordes erzogen worden. Sie alle stehen mit ihren ,Ehrbe­
griffen' denjenigen der Antinazisten unversöhnlich gegenüber. Sie 
alle werden für ihre persönliche Unbill, den Verlust ihrer Macht und 
ihres Raubes nicht sich selbst und ihrem Regime die Schuld geben, 
sondern dem ,Neid der Sklavenvölker' , dem ,Haß der Juden', den 
,Weltherrschaftsplänen der Bolschewiken'. Sie alle werden sich, je 
weniger ihnen blieb, desto mehr mit dem Gedanken trösten, zur Her­
renrasse, zur Creme der Menschheit zu gehören. Sie werden sich vor 
den Besatzungsbehörden einerseits, wie heute schon unzählige Bei­
spiele beweisen, bis in den Staub verbeugen, und zur selben Stunde 
auf blutige Rache sinnen. Am Tage werden sie, wenn ihnen die Ge­
legenheit dazu geboten wird, die ergebenen, tadellosesten Diener der 
Besatzungsbehörden sein, bei Nacht aber als Mitglieder von Feme­
Gerichten amtieren, Antinazisten und Juden überfallen und Sabotage 
verüben oder verüben lassen. ,,2lI 

2lI Merker: "Das Dritte. Reich und sein Ende", Band 2, S. 104. 

Paul Merker machte noch ein weiteres großes Problem bewußt: "Selbst bei ener­
gischstem Vorgehen wird es außerordentlich schwierig sein, aller schweren Ver­
brecher habhaft zu werden; denn wie wir gesehen haben, trat selbst in der Nazi­
Zeit nur ein Teil offen auf: Viele waren im Geheimen als SD- und VBD-Spitzel 
(Spitzel des "Volksbeobachtungsdienstes", einer Unterorganisation des SD, 
A. d. V) auf alle Institutionen des Staates, der Wirtschaft und der Armee ver­
streut." (Ebenda, S. 105) 
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• Ein weiteres Problem ergab sich daraus; daß nicht alle Beamte, 
Wissenschaftler oder andere Intellektuelle, die an Nazi-Verbrechen 
beteiligt waren oder im Nazi-Staatsapparat arbeiteten, Mitglieder der -
Nazipartei, der SS oder der SA waren. Um die Schuld dieser Perso­
nengruppe festzustellen, war die Prüfung der Mitgliedschaft in einer 
Nazi-Organisation oder auch die Feststellung einer nicht ganz nazi­
konformen Haltung zwischen 1933 und 1945 kein ausreichendes 
Kriterium. Es galt, die Taten jedes einzelnen genau zu prüfen, um 
den Nazi-Kollaborateur genau von demjenigen zu unterscheiden, der 
aus Egoismus oder ähnlichem stillgehaltenhat, damit zwar auch eine 
Mitschuld an den Nazi-Verbrechen auf sich geladen hatte, aber eben 
anders behandelt werden mußte als der Kollaborateur, der an Nazi­
Verbrechen beteiligt war, sie unterstützt und ermöglicht hat. 

Die von Paul Merker formulierte Position bot eine Grundlage, um 
diese nötige Unterscheidung genauer zu fassen und systematisch dif­
ferenziert auszuarbeiten: 

"Nicht nur diejenigen, die mit eigenen Händen Mord, Raub und 
Zerstörung verübt haben oder den direkten Befehl dazu gaben, son­
dern auch die intellektuellen Urheber müssen verfolgt werden. Unter 
anderem alle diejenigen, welche die verbrecherische Rassentheorie 
entwickelten und durch Artikel, Bücher und Reden verbreiteten, die 
zum Rassenhaß und zu Judenpogromen aufstachelten, die Geld zur 
Finanzierung der nazistischen Bewegung gaben, und die Hitler, Gö­
ring, Goebbels, Himmler, Hess, Rosenberg, Ley, Haushofer und 
Konsorten moralisch durch ihre Autorität unterstützten. 

Sie alle haben sich an der Vorbereitung und Durchführung des 
millionenfachen Meuchelmordes beteiligt und sind als Massenmör­
der zu bestrafen. Es darf weder vor Monopolisten, Großgrundbesit­
zern, Königssöhnen, Herzäg~n, Prinzen, Adelssähnen, Generalen, 
hohen Politikern und Beamten, noch vor sogenannten Wissen­
schaftlern Halt gemacht werden, wenn man eine Wiederholung die­
ser furchtbaren Ereignisse wirklich verhindern will." 
(Ebenda, S. 102) . 

Die KPD/SED stand also vor der wichtigen Aufgabe, die Nazis zu 
erkennen und aufzuspüren, um möglichst umfassend mit ihnen abzu­
rechnen und so im Kampf für die politische Entnazifizierung voran­
zugehen. 

• Ein weiteres Problem war, daß viele Nazis nicht ganz zu Un­
recht damit spekulierten, daß sie aufgrund ihrer Kenntnisse, ihres 
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Spezialwissens auf ihrem Gebiet - ob in der Verwaltung oder in an­
deren Bereichen - für die Aufrechterhaltung der Staatsgeschäfte di­
rekt nach 1945 benötigt würden, weil es viel zuwenig demokratische 
Kräfte für diese Positionen gab. In ihrer großen Mehrheit hatten die 
antinazistischen Kräfte in der Tat keine Erfahrung auf dem Gebiet 
der Staatsverwaltung, sondern mußten sich die nötigen Kenntnisse 
und Fertigkeiten erst in einer mehrjährigen Ausbildung aneignen. 

Gerade weil eine Diskrepanz bestand zwischen den vorhandenen 
antinazistischen Kräften und den benötigten Kenntnissen für die 
Staatsverwaltung, mußte diese Lücke geschlossen werden durch die 
Stärkung der antinazistischen Kräfte und durfte nicht der falsche 
Weg der Kompromisse eingeschlagen werden, indem in begrenzter 
Zahl Nazis im Staatsdienst belassen oder wiederaufgenommen wer­
den. 

*** 
Auf keinem anderen Gebiet der Tätigkeit der KPD/SED läßt sich 

ein solches Hin und Her feststellen wie 1945/1946 beim Kampf um 
die Entnazifizierung auf politischem Gebiet. Hier stehen praktisch 
zur gleichen Zeit diametral entgegengesetzte Positionen mehr oder 
weniger direkt nebeneinander. Dieses problem wird in den Stellung­
nahmen der KPD/SED nirgends aufgedeckt, sondern weitgehend 
zugedeckt durch eine begriffliche Verwirrung, die größer kaum sein 
kann. "Nominelle Pgs", "kleine Nazis" und "große Nazis", "einfache 
Mitglieder" der Nazipartei, "Mitläufer" und andere Begriffe werden 
in den Beschlüssen, Publikationen und Organen der KPD/SED 
durcheinander verwendet. Teilweise werden Begriffe wie "kleine 
Nazis" in Artikeln des Zentralorgans der KPD abgelehnt, vom Vor­
sitzenden der KPD dann aber doch wieder verwendet. 

Eine eindeutig festgelegte und von oben bis unten einheitlich 
durchgeführte Linie ist für diesen Zeitabschnitt nicht feststellbar, 
auch wenn sich eine bestimmte Tendenz hin zu einer kompromißleri­
sehen Linie gegenüber einem Großteil der Nazis feststellen läßt. 

Die BeschlujJlage) vor allem durch einen Parteitag oder eine Par­
teikonferenz oder aber durch das ZK, gibt keine echte Klarheit. Nach 
dem Aufruf des ZK der KPD vom 11. Juni 1945 war für die Be­
schlußlage für die Zeit 1945/1946 zunächst maßgeblich der Beschluß 
der Blockparteien der SBZ "Bestrafung der Naziverbrecher" vom 
30. Oktober 1945. An der Formulierung dieses Beschlusses hatte die 
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KPD zweifellos einen maßgeblichen Anteil. Darin wird versucht, 
durch die Festlegung einiger Kategorien ein differenziertes Vorgehen 
gegenüber den Nazis zu entwickeln. Deren Kern ist die Unterschei- -
dung zwischen "aktivistischen" Nazis und "nominellen" Mitgliedern 
der Nazi-Partei, wobei gegenüber diesen nominellen Mitgliedern 
bereits eine kompromißlerische Abschwächung der nötigen Entnazi­
fizierung festzustellen ist. Die Resolution der "Reichs konferenz" 
der KPD vom 2.13. März 1946 vertrat dann - gegen ziemlich breiten 
Protest aus zahlreichen Grundeinheiten der KPD - bereits ziemlich 
offen eine kompromißlerische Haltung zu den sogenannten "kleinen 
Pgs", die großteils als angeblich nur "Irregeführte" in Schutz ge­
nommen werden. Nach der Gründung der SED bedeutete dann der 
BeschlujJ des SED-Parteivorstands "SED und nominelle Pgs" vom 
20. Juni 1946 eine weitere Aufweichung der antinazistischen Frontli­
nie, indem faktisch für alle "einfachen Mitglieder der Nazipartei, die 
nicht besonders (!) belastet sind", eine Art politische Amnestie be­
schlossen wird. 

Im vorliegenden Material finden sich neben völlig falschen Stel­
lungnahmen, wie etwa die eines FDGB-Mitglieds, das den nazisti­
schen Zellenleitern eine Beurteilung zukommen lassen will, "die dem 
gesunden Volksempfinden entspricht", auch sehr richtige Positionen, 
welche herausstellen, wie sehr die sogenannten "kleinen" Nazis un­
erläßliche und tragende Säulen des Naziterrors waren. 

1. Juni - Dezember 1945 

Die erste Debatte über das Herangehen an die Mitglieder der Nazi­
partei (Juni - Juli 1945) beginnt fünf Wochen nach der Befreiung 
vom Nazismus am 16.6.1945 in der "Deutschen Volkszeitung", dem 
Zentralorgan der KPD) mit dem Artikel von Anton Ackermann 
"Keine Nachsicht mit dem Nazismus!". Nachdem Ackermann zu 
Recht zur Wachsamkeit gegen Nazis aufgerufen hat, warnt er vor 
einer angeblichen "Werwolf-Angst-Psychose", als wäre das in der 
SBZ das Problem gewesen und nicht die Unterschätzung der noch 
vorhandenen Kräfte der Nazis. Wichtig ist der Schluß des Artikels, 
weil sich daran kontroverse Diskussionen entzündet haben: 
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"Einfache Mitglieder der Nazipartei - das ist ein festes Prinzip 
unter allen bewußten Antifaschisten - werden nicht angetastet, so­
fern sie sich wie anständige Menschen betragen und sich den_ neuen 
Verhältnissen gegenüber loyal verhalten. Daß Übereifer nur schadet, 
gilt besonders in dieser Hinsicht, und deshalb soll man sich davor 
hüten. Aber wachsam gilt es zu sein.,,212 

Falsch ist die generelle Aufforderung, alle "einfachen Mitglieder" 
nicht anzutasten. Falsch ist zudem, bei der Beurteilung der "ein­
fachen Mitglieder" nur darauf zu achten, wie sie sich heute, also im 
Juni 1945 verhalten, da es doch gerade vor allem um ihr "Verhalten" 
vor dem 8. Mai 1945 gehen muß, um ihre Beteiligung bzw. Mit­
schuld an den Nazi-Verbrechen. 

In der Nummer 15 der "Deutschen Volkszeitung" vom 29.6.1945 
wird mit dem Artikel "Antwort auf eine oft gestellte Frage Was tun 
wir mit den kleinen ,Pgs'? - Wachsamkeit, Sühne und klare Ein­
schätzung" versucht, die begonnene Debatte aufzubereiten. 

Die Redaktion der "Deutschen Volkszeitung" nimmt am 29.6.1945 
Bezug auf den Artikel von Ackermann vom 16.6.1945 und verteidigt 
zunächst dessen falsche Linie: 

"Die Stellungnahme der ,Deutschen Volkszeitung' ist in großen 
Zügen bereits im Aufsatz des Genossen Ackermann vom 16. Juni 
1945 bekanntgegeben worden. In diesem Aufsatz heißt es nämlich 
dazu: ,Einfache Mitglieder der Partei - das ist ein feste Prinzip unter 
allen bewußten Antifaschisten - werden nicht angetastet, sofern sie 
sich wie anständige Menschen betragen und sich den neuen Verhält­
nissen gegenüber loyal verhalten. Daß Übereifer nur schadet, gilt be­
sonders in dieser Hinsicht, und deshalb soll man sich davor hüten. ' 
Die Zuschriften, die bei der Redaktion täglich einlaufen, machen 
aber eine weitere Klärung notwendig. 

Selbstverständlich sind alle Mitglieder der ehemaligen Nazipartei 
mit äußerster Wachsarnkeit zu behandeln. Irgendeinem von ihnen 
auch nur irgeudwelche verantwortliche Posten anzuvertrauen, hieße 
gerade die für diese Kreise notwendige Umerziehungs arbeit am fal­
schen Ende zu beginnen." 

. 132 Deutsche Volks zeitung, 16.6.1945. 
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Zustimmend wird eine Zuschrift zitiert, in der es über die Nazis 
sehr richtig heißt: 

"Ihnen steht ein Platz, an dem sie auch nur einem einzigen Bürger 
übergeordnet sind, keinesfalls mehr zu." 

Dann wird auf die sogenannten "Prozentnazis" eingegangen, 
das heißt auf jene, die da nach dem 8. Mai 1945 behaupteten, sie wä­
ren nur aus wirtschaftlichen Gründen Mitglieder der Nazipartei ge­
worden, im übrigen aber innerlich Gegner des Nazismus gewesen. 
Die Redaktion zitiert hier wiederum zustimmend eine völlig richtige 
Zuschrift: 

"Auch hier trifft eine Zuschrift von Hermann Butzke ins Schwar­
ze, wenn es darin unter anderem heißt: 

,Ihr seid eingetreten, um Nachteile zu vermeiden und Vorteile zu 
genießen. Ihr habt Euch verkalkuliert, nun tragt den Schaden, den 
Ihr Euch zuzuschreiben habt und für den niemand verantwortlich ist. 
Jeder Pg ist verantwortlich für die Untaten der Partei. Ihr könnt nicht 
jahrelang die Vorteile genossen haben, um Euch nun außerhalb der 
Partei teilhaftig der Vorteile der Nichtparteizugehörigkeit zu ma­
chen.' 

Klare und eindeutige Sprache den NSDAP-Mitgliedern gegenüber. 
Jedem Versuch, den sie machen sollten, sich ihrer schweren Ver­
antwortung zu entziehen, sich zu tarnen oder gar aktive Gegenarbeit 
zu betreiben, ist mit aller Entschiedenheit entgegenzutreten. Wenn 
manche Maßnahmen, die von einzelnen Behörden getroffen werden, 
nicht dieser Forderung entsprechen, dann muß die antifaschistische 
Öffentlichkeit dafür Sorge tragen, daß begangene Fehler berichtigt 
werden." 

N ach diesen zweifelsohne sehr richtigen Passagen werden dann in 
dem Artikel einige Zuschriften zitiert, die für falsch gehalten und als 
angebliche "Übertreibungen" zurückgewiesen werden: 

"Falsch aber ist jene Auffassung, die in einer Zuschrift von Ernst 
L. Zimmermann zum Ausdruck gebracht wird. Zimmermann 
schreibt unter anderem folgendes: 

,Aber geht unser Kampf denn allein gegen die Hit1erpartei? Geht 
unser Kampf nicht vielmehr gegen den Faschismus? Und sind Sie, 
Frau Krause, nicht auch eine Faschistin gewesen? Ach, Sie konnten 
sich nicht wehren, weil Bitler die Macht hatte? C ..• ) Natürlich weh-
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ren' Sie sich dagegen, Faschistin genannt zu werden, aber Sie sind es 
aus Dummheit doch. ' 

Zimmermann wendet sich hier gegen eine symbolische Frau Krau­
se, die wahrscheinlich Vertreterin jener Schicht sein soll, die heute 
noch unzufrieden ist, über die Schwierigkeiten des 'täglichen Lebens 
klagen, sich schuldlos fühlen, weil sie der Partei nicht angehörten, 
ihre eigene Mitschuld nicht sehen und auch nicht die Notwendigkeit 
erkennen, durch eigenen Einsatz am Wiederaufbau mitzuarbeiten. 
Sie nun als Faschistin abzustempeln, wäre genau so falsch wie un­
sinnig. Falsch darum, weil man nicht neben dem Hitlerismus in 
Deutschland noch eine sogenannte gemäßigte Spielart, den Faschis­
mus, konstruieren kann, und unsinnig, weil natürlich nicht unser 
ganzes Volk, mit Ausnahme der wirklichen Hitlergegner, Faschisten 
genannt werden können, nur aus dem Grunde, weil sie die Macht­
übernahme Hitlers und seine weiteren Verbrechen nicht verhindert 
haben." 

Diese Antwort ist im Kern nicht richtig. Die Zuschrift weist doch 
auf das große Problem hin, daß es wirklich nicht nur um die Nazi­
parteimitglieder geht, wenn man vom Nazifaschismus spricht. Nicht 
alle außerhalb der Nazipartei waren Nazis, aber erstens gab es außer­
halb der Nazipartei sehr viele Nazis und zweitens hatte der Nazifa­
schismus mit seinen Massenorganisationen innerhalb der deutschen 
Bevölkerung einen sehr weitreichenden Einfluß. Dies mit dem Hin­
weis auf die Problematik des Begriffs "Faschismus" in bezug auf den 
Nazifaschismus in Deutschland abzutun - dazu noch mit dem Hin­
weis auf den angeblich richtigeren Begriff "Hitlerismus", der in 
Wirklichkeit den Nazifaschismus falsch auf die Person Hitlers redu­
ziert -, lenkt die Debatte vom Kernpunkt ab, den der Leserbrief rich­
tig hervorgehoben hat: Wie geht man an die Nazis ohne Parteimit­
gliedsbuch heran? 

Es ist eine unzulässige Vereinfachung, wenn es von seiten der Re­
daktion als Fazit heißt: 

"Klare Abgrenzung zwischen NSDAP-Mitgliedern und den ande­
ren deutschen Männem und Frauen, das ist zunächst einmal das Er­
ste. Eine zweite Frage ist dann die Gesamtschuld des ganzen Vol­
kes." 

Die Losung Paul Merkers, daß der Gegensatz zwischen Nazis und 
Antinazisten bis zum Letzten ausgetragen werden muß, wird hier 
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zurückgezerrt auf die Unterscheidung zwischen Parteimitglied und 
Nichtmitglied, die an erster Stelle zu stehen habe. 

Zitiert wird im weiteren auch folgende Zuschrift, in der es richtig­
heißt: 

"Nur kein falsches Mitleid, es war ja nur ein kleiner Pg. Viel Klei­
nes ergibt ein Großes, denn nur die Masse der kleinen Pgs gaben 
dem wirklichen Kriegsverbrecher Hitler die Macht zur Durchfüh­
rung seiner sadistischen Pläne und führten sie meistenteils selber 
aus." 

Die Redaktion der "Deutschen Volkszeitung" stellt sich gegen die­
se richtige Position und nimmt wie folgt Stellung: 

"Gewiß sind die Mitglieder der Partei als unmittelbare Träger und 
Anhänger des Programms schwerer. belastet, und sie werden das 
noch in aller Schärfe zu fühlen bekommen. Doch auch die Masse des 
Volkes, die außerhalb der Partei stand, wurde zum Werkzeug in der 
Hand Hitlers, trägt eine bestimmte Verantwortung und Mitschuld. 
Wenn es nun Unsinn ist, die Schuld der wirklich verantwortlichen 
Anstifter und Führer aller Verbrechen und Untaten des Dritten Rei­
ches mit der jedes einzelnen Deutschen gleich zu setzen, so kann 
man ebensowenig den kleinen Pg mit der gleichen Schuld bemessen 
wie seine Führer. Allerdings wenn er unmittelbar an den Verbrechen 
beteiligt war, dann trifft ihn genau dieselbe Strafe wie den Führen­
den. ( ... ) Der kleine Pg wird die Strafe erhalten, die ihm gebührt, 
und sei es zunächst harte Arbeit. Er wird ungefährlich sein und ver­
schwinden (7), wenn wir wachsam gegen jeden sind, der unser Auf­
bauwerk stört ( ... )."m 

In der Antwort der Redaktion wird mit der Methode der Demagogie 
gearbeitet. Im Leserbrief wird gar nicht behauptet, daß die Schuld der 
"großen" und "kleinen" Nazis "gleichgesetzt" werden soll, sondern 
es wird sehr richtig darauf hingewiesen, daß die Naziführer ohne 
ihren millionenfachen Anhang, ohne die Millionen Mitglieder der 
Naziorganisationen niemals diese ungeheuerlichen Verbrechen hätten 
begehen können. 

Übertriebene Härte im Umgang mit den Nazianhängern gab es -
wenn überhaupt - nur in geringem Umfang. Das war mit Sicherheit 

2ll Hervorhebung durch (7) RF). 
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keine reale Gefahr. Vielmehr war die große Gefahr, daß dem Druck, 
der von den Massen der Nazianhänger ausging, immer mehr nachge­
geben, zwischen Nazianhängern und Nazigegnern versöhnt und ein 
konsequenter Kurs der Entnazifizierung, vor allem gegenüber den 
sogenannten "kleinen" Nazis, aufgegeben wird. Es ist eine Bagatelli­
sierung der von diesen Nazi-Massen ausgehenden Gefahren, wenn 
der Gedanke zugelassen wird, daß diese "ungefährlich" seien und 
dann sogar "verschwinden" würden. 

Entgegen den zuvor benannten falschen Positionen der Stellung­
nahme der Redaktion der "Deutschen Volkszeitung" wird in einem 
Leitartikel vom 12.7.1945 mit dem Titel "Bis zur Wurzel des Na­
zismus ( ... )" 234 Umfang und Tiefe des Problems des Nazismus aufge­
zeigt. Ausgehend von der Entlarvung eines Nazis "ohne Parteibuch" 
wird darin frontal und richtig Position bezogen gegen die unzurei­
chende, irreführende und die Probleme verharmlosende Unterschei­
dung "PgINicht-Pg". 

Sozusagen programmatisch wird in diesem Artikel dazu aufgefor­
dert, jeden Fall konkret anhand von Tatsachen zu untersuchen, um so 
die Schuld des einzelnen feststellen zu können: 

"Der Kern des Problems: zu erkennen, was Nazismus ist. 

Die Schwierigkeiten: seine Aufdeckung, die Differenzierung und 
schließlich Treffen der richtigen Entscheidung zu seiner Liquidie­
rung. 

Zu erkennen, was Nazismus ist - damit fängt es an. In den wenig­
sten Fällen ist das äußerlich von der Person her zu entscheiden. 
Nämlich nur dort, wo es sich um bekannte Naziführer, Kriegsver­
brecher, SS-Banditen, Gestapolumpen handelt. Über die brauchen 
wir uns nicht lange zu unterhalten. Sie sind, sofern sie sich nicht 
schon dem Gericht durch feigen Selbstmord entzogen haben oder 
bereits in sicherem Gewahrsam sind, aufzuspüren und ihrem ge­
rechten Schicksal auszuliefern. Bei ihnen wird der Nazismus zu­
gleich mit ihrer werten Person liquidiert werden. Das ist die klare 
Forderung aller anständigen Menschen in der ganzen Welt. 

Der Nazismus ist weiter verkörpert in einem Heer mittlerer und 
untergeordneter ehemals brauner Bonzen. Ihre Schuld ist eindeutig, 

2J< Deutsche Volkszeitung, 12.7.1945. 
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beim einen größer, beim anderen geringer - aber straffällig si~d sie 
alle. Nur hat das Maß ihrer Strafe dem Maß ihrer Schuld zu entspre­
chen. Man muß differenzieren. Und dabei vergrößert sich der Kreis: 
bis wir bei den unentwegten Ja-Sagern, den Mitmachern und Mitläu­
fern, den ,Mußnazis' und schließlich bei den einst begeisterten, zu-
letzt aber schwer enttäuschten Pgs angelangt sind. . 

Prüft und sichtet man derart konkret, dann stößt man immer wie­
der auf das Entscheidende. Nämlich darauf, daß die schematische 
Trennung zwischen Pg und Nicht-Pg sinnlos und die Unterschei­
dung zwischen Amtswalter- und Führungsdienstgraden eine irre­
führende Differenzierung ist. Worauf es einzig und allein ankommt 
- dafür ist dieser Erich Schaller geradezu das Musterbeispiel - ist 
die ganz konkrete Unterscheidung zwischen aktiven Nazis, passiven 
Elementen und Nazigegnern. Einer kann ohne Parteibuch, wie dieser 
Schaller, der Naziverbrecher in Reinkultur sein: Denunziant, Hetzer, 
Bluthund - der andere kann sich anständig benommen haben, auch 
wenn er ein Pg war. Und dazwischen liegen viele, viele Grade der 
Unterscheidung. 

Man sieht, es kommt einzig und allein darauf an, jeden Fall ganz 
konkret zu betrachten und sich zweckentsprechend zu verhalten. 
Man muß wirklich hieb- und stichfest alle Tatsachen feststellen. 

Das ist notwendige Voraussetzung. Sind aber die Tatsachen sicher, 
dann unerbittlich und konsequent vorgehen; nicht ruhen und rasten, 
bis die Sache geklärt und erledigt ist." 235 

Diese Positionen des Artikels "Bis zur Wurzel des Nazismus ..... 
hätten zu einer Grundlage des Kampfes der KPD um das Rauptket­
tenglied Entnazifizierung werden müssen! 

Doch zwei Tage später veröffentlichte die "Deutsche Volkszeitung" 
am 14.7.1945 einen Artikel, der sich direkt gegen diese richtigen 
Ausgangspunkte und Rerangehensweisenzur Frage der Entnazifizie­
rung richtet, unter dem Titel "Wer ist ein aktiver Nazi, und wer soll 
bestraft werden? Die Forderung der Antifaschisten: Strenge Bestra­
fung jener Nazis, die sich krimineller Verbrechen und der Teilnahme 
an Ritlers Volksverrat (?1) schuldig gemacht haben".236 

2Jl Ebenda, Hervorhebung RF. 

1)6 Deutsche Volkszeitung, 14.7.1945, Hervorhebung durch (?!) RF. 
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Der Artikel wendet sich gegen die Position all der Genossinnen und 
Genossen, welche ein scharfes Vorgehen gegen alle Nazis fordern 
und dabei angeblich nicht richtig zwischen den Hauptverbrechern 
und den anderen unterscheiden würden: 

"Ihr Augenmerk richtet sich weniger gegen die wirklich verant­
wortlichen, führenden und aktiven Nazisten - sie sehen nur den 
kleinen Nazi in ihrer unmittelbaren Nachbarschaft. 

So schreibt uns jemand: 

, Wieder einmal hat die Frage der kleinen Pgs eine Auslegung ge­
funden an öffentlichem Ort von in leitender Stelle befindlicher Seite, 
die nicht unwidersprochen bleiben darf. Folgte man dieser Ausle­
gung, so wird die Verfolgung der «großen» Kriegsverbrecher aner­
kannt - dann aber gesagt - die kleinen Pgs seien zu schonen.' 

Also meint der Verfasser, ohne sich klar auszudrücken: diesel­
be (?!) Verfolgung der großen Kriegsverbrecher wie der einfachen 
Pgs." 111 

Auch hier wird wieder mit einer Unterstellung und mit Demagogie 
gearbeitet, wenn behauptet wird, daß der Verfasser "dieselbe Verfol­
gung" fordern würde. 

Dennoch wird dann zu Recht festgehalten, daß der "kleine Pg" be­
straft werden muß, wenn er Verbrechen begangen hat: 

"Stellen wir erst einmal eine Sache richtig: Niemals und an keiner 
Stelle wurde die Behauptung aufgestellt, die kleinen Pgs nicht anzu­
rühren. Ein sogenannter ,kleiner Pg' kann ein großer Verbrecher 
sein. Wenn also ein einfaches Mitglied der Partei aktiv mitbeteiligt 
an den Verbrechen der Naziführung war, dann trifft ihn die Strafe 
genau wie jeden anderen Kriegsverbrecher. Wer Menschen aus ei­
genem Antrieb oder auf Befehl mordete, folterte, beraubte, denun­
zierte, - der wird schonungslos abgeurteilt. Ihm wird es auch nicht 
lange möglich sein (?!), sich harmlos zu tarnen, zu verkriechen oder 
unter anderer Maske ein verderblichesSpiel zu beginnen." 218 

Hier wird im Grunde nur deutlich, daß von Redaktionsseite aus 
versucht wird, die eigene falsche Position zu den "kleinen Pgs" ir-

2J7 Ebenda, Hervorhebung durch (?!) RF. 

238 Ebenda, Hervorhebung durch (?!) RF. 
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gendwie nachzubessern, ohne allerdings den Kern dieser falschen Po­
sition aufzudecken und zu verwerfen, nämlich die irreführende und 
verharmlosende Unterscheidung zwischen "kleinen" und "großen"_ 
Nazis als Beurteilungskriterium einzuführen, anstatt die Forderung 
zu erheben, jeden Fall konkret anhand von Tatsachen zu untersuchen, 
um so die Schuld des einzelnen festzustellen. 

Auf den Enveiterten Sitzungen des ZK der KPD) August/Septem­
ber 1945) wurden mehrere Probleme der Entnazifizierung diskutiert, 
auf die wir genauer eingehen wollen. 

Es wurde die Frage debattiert, wie mit den "nominellen" Mitglie­
dern der Nazipartei in bezug auf eine Mitgliedschaft in der KPD um­
zugehen ist. 

Matern aus Sachsen führt auf der Sitzung der Sekretariat- und 
Agitprop-Leiter am 28.9.1945 in seinem Beitrag zur Lage auf dem 
Land folgendes aus: 

"Ich würde folgendes vorschlagen: Wenn jetzt solche Bauern, die 
früher der NSDAP angehörten und die im Dorf Ansehen (?!) genie­
ßen, nun in unsere Partei wollen, so sollte man im Dorfe eine Ver­
sammlung einberufen und die Frage öffentlich stellen, ob man sie 
aufnehmen kann. Denn wir haben Dörfer, da waren 98 % Mitglied 
der NSDAP. Die Nichtmitglieder waren, die wollen wir auch nicht 
haben, denn die haben auch kein Ansehen im Dorf." 239 

Matern behauptet hier allen Ernstes, daß er die nazistische Stim­
mung im Dorf dazu benutzen will, um zu entscheiden, welcher Nazi 
für die KPD so "interessant" sein könnte, daß er Mitglied in der KPD 
werden sollte. Nichtmitglieder der NSDAP schließt Matern von 
vornherein als Kandidaten für die Mitgliedschaft in der KPD aus, da 
sie "kein Ansehen" im ehemaligen Nazi-Dorf genießen würden! Die­
se Position Materns kann man nur als Sabotage am Kampf für die 
Entnazifizierung bezeichnen. 

Sägebrecht aus Brandenburg vertritt auf der erweiterten Sitzung des 
ZK der KPD einen Tag später eine im Kern richtige Position, die sich 

2~' In: Benser u. a. (Hg.): "Dokumente zur Geschichte der kommunistischen Bewe­
gung in Deutschland", Band 2, S. 35/36. 
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indirekt gegen Matern richtet. Er schildert realistisch das Problem, 

daß Nazis versuchen, sich in die KPD einzuschleichen: 

"Ein Teil der Bauern, die bei den Nazis waren, versuchen es zu 
verschweigen, aber andere sehen ein, daß es nicht richtig war, daß 
sie zur NSDAP gegangen sind, und sie wollen heute der KPD bei­
treten. Wir haben ihnen gesagt, daß sie sich in der Bodenreform als 
Antifaschisten bewähren sollen, später wird für sie auch die Frage 
stehen, ob sie Mitglied der Partei werden können. ( ... ) Wir müssen 
dort auf dem Lande, wo wir früher keine Ortsgruppen hatten, vor­
sichtig sein, damit sich nicht unter dem Deckmantel der Kommuni­
stischen Partei Faschisten organisieren können." 240 

Wie verheerend der damalige ideologische Zustand innerhalb der 
KPD gewesen sein muß, wird aus dem Referat Oe1ßners auf der Sit­
zung des erweiterten ZK der KPD vorn 28.9.1945 ersichtlich. OeIß­
ner stellt fest, daß auch in die Reihen der KPD das nazistische Gift 
eingedrungen sei. Es kämen in die Partei neue Mitglieder, die 

"zum Teil überhaupt keine Ahnung haben, was Marxismus und 
Leninismus ist. Alle diese Schlacken der nazistischen Ideologie 
bringen sie in unsere Partei hinein. Ich sage nicht, daß wir etwa 
Furcht haben sollen, diese Leute in die Partei aufzunehmen. Sie ab­
zulehnen, wäre töricht; denn dann würden wir wieder eine kleine 
Gruppe bleiben, klein aber rein, aber unter uns! Das erfordert aber 
von uns eine ganz bestimmte ideologische Aufklärungsarbeit inner­
halb der Partei, einen Kampf gegen die Nazi-Ideologie auch inner­
halb der Partei." 241 

Was diese Leute in der KPD zu suchen hatten, bleibt das Geheim­
nis Oelßners.

242 
Die Formulierung "klein aber rein" ist reine Dem-

240 Ebenda, S. 49. 

241 Ebenda, S. 62. 

242 Pieck, der Vorsitzende der KPD, forderte schon im Dezember 1944, daß auch 
solche Kräfte in die KPD aufgenommen werden können, die noch nicht völlig mit 
der faschistischen Ideologie gebrochen haben: 

"Diesen Chancen muß ihr Parteiaufbau (der KPD, A. d. V.) entsprechen, ihre 
Organisationsforrn muß so gestaltet sein, daß sie möglichst breite Massen in sich 
aufnehmen kann, wenn diese auch noch nicht völlig mit der alten, teils kleinbür­
gerlichen-sozialdemokr[atischen] i teils sogar fasch[istisch-]imp[erialistischen] 

Fortsetzung nächste Seite 
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agogie. Damit soll offenbar die oberfaule Politik gerechtfertigt wer­

den, daß die KPD, im Bestreben, Massenpartei zu werden, sogar na­

zistisch eingestellte Elemente aufnahm und dann das Problem hatte, -
daß sie selbst innerhalb der Partei massiv mit der Nazi-Ideologie 
konfrontiert war. Aber selbst diese Erkenntnis reicht Oelßner nicht, 

um klipp und klar zu fordern, daß die KPD von diesen Elementen 

gereinigt werden muß. Vielmehr verteidigt er diese verheerend fal­
sche Aufnahmepolitik unter dem Vorwand der "Gefahr des Sektie­
rertums" . 243 

Fortsetzung der Fußnote 

Ideologie gebrochen haben." (Pieck: "Gesammelte Reden und Schriften", 
Band VI, S. 310) 

l4l Daß ein Gemisch aus reaktionärer und Nazi-Ideologie auch in der KPD stark 
verbreitet war, macht folgender Bericht der Genossin Malter auf der erweiterten 
Sitzung des ZK der KPD vorn 19./20.11. 1945 an der Frage der Haltung zu den 
Frauen deutlich: 

"Aber ich kann Euch aus einer Bezirksparteischule berichten, Genossen, auf der 
ich als Lehrerin über die Arbeit der Frauenausschüsse tätig war, wo wiederum 
Parteifunktionäre aufgetreten sind und erklärt haben: man soll die Frauen nicht in 
Berufe nehmen; die Frau hat ihre natürlich Berufung als Frau und Mutter, und 
wenn der Mann den ganzen Tag gearbeitet hat, hat er abends das Recht, seine 
Ordnung und Bequemlichkeit zu haben. ( ... ) solche Äußerungen beweisen doch, 
daß gerade in den jüngeren Parteikreisen eine solche ausgesprochene Nazi­
Ideologie vorhanden ist und daß wir dort noch eine breite Aufklärungsarbeit zu 
leisten haben." (Benser u. a. (Hg.): "Dokumente zur Geschichte der kommunisti­
schen Bewegung in Deutschland", Band 2, S. 3l7/318) 

Gewiß ist eine solche diskriminierende Haltung zu den Frauen nicht nur für die 
Nazi-Ideologie typisch, sondern tief in der reaktionären Ideologie überhaupt ver­
ankert. Aber die Nazis haben gerade auch in dieser Hinsicht die reaktionären Hal­
tungen und Einstellungen auf die Spitze getrieben. Daher ist es durchaus ange­
bracht, daß die Genossin von einer "ausgesprochenen Nazi-Ideologie" spricht. 
Solche Einstellungen waren keine Einzelfälle und sogar im Zentralorgan der KPD 
und auf einer zentralen Parteikonferenz der KPD zu finden. 

In NI. der 12/1945 der "Deutschen Volkszeitung" wurden zwei Leserbriefe zum 
Thema "Wo steht die deutsche Frau?" abgedruckt. In dem einen heißt es unkom­
mentiert und unkritisiert, obwohl es eine Stellungnahme der Redaktion gibt: 

"Wir müssen nun alle Maßnahmen treffen, um alle deutschen Frauen wieder zu 
wahrem Frauentum zu führen, das seine Hauptaufgabe im Helfen, Trösten und 
Heilen sieht." ("Deutschen Volks zeitung", 26.6.1945) 

Fortsetzung nächste Seite 
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Ein weiterer Diskussionspunkt war das Herangehen an die Nazis in 
den Betrieben. 

Ulbricht vertritt in seinem richtungsweisenden Referat über Ge­
werkschaftsfragen die Position, daß man öffentlich die Haltung zu 
den Nazis in den Betrieben nicht ändern könne, aber im "persönli­
chen Gespräch" müsse man mehr "differenzieren". Ulbricht geht es 
um folgendes: 

"Sie (die ehemaligen Mitglieder der Nazipartei, A. d. V.) sind be­
trogen worden, sie sind einen falschen Weg gegangen, und heute 
sollen sie endlich den richtigen Weg gehen ( ... ) 

Diese Auffassung, daß wir sie alle vernichten wollen ( ... ) muß 
man wegbringen. Momentan können wir das noch nicht auf dem 
Wege der Presse, aber in den Betrieben muß das bereits offen gesagt 
werden." 244 . 

Das ist ein krasser Beleg für die "Aufweichungspolitik" von 
Ulbricht und anderen in der Haltung zu den Nazis. Ulbricht behaup­
tet, daß die ehemaligen Mitglieder der Nazipartei "betrogen" worden 
seien, und übergeht damit, daß diese zum größten Teil in die Nazi­

partei eingetreten waren, obwohl oder sogar weil sie um die verbre­
cherischen Ziele und Taten der Nazifaschisten wußten. 

Fortsetzung der Fußnote 

Auf der "Reichskonferenz" der KPD vom 2.73. März 1946 erklärte ein Teilnehmer: 
"Benutzen wir aber auch einmal das von Herzen kommende Wissen unserer Frau­
en, die nicht nur von der logischen, vernunftmäßigen Seite an die Fragen herange­
hen, sondern eben oft genug mit dem Herzen entscheiden ( ... )" (Benser u. a. (Hg.): 
"Dokumente zur Geschichte der kommunistischen Bewegung in Deutschland", 
Band 4, S. 247) 

Ein anderer Teilnehmer äußerte auf dieser Konferenz, "wir müssen jetzt SO" schnell 
wie möglich versuchen, für unsere Mädchen Arbeitsstätten zu erschließen, die 
ihrer physischen Kon~titution entsprechen, nicht wie das bisher von manchen 
Leuten unseren Mädchen anheimgestellt wurde, Maurer, Schlosser oder Zimmer­
mann zu werden. Jawohl, sagen wir, wenn es notwendig ist, auch das, aber es gibt 
tausend Möglichkeiten, unsere Mädchen wirklich an Stellen unterzubringen, wo 
sie ihre ganze Kraft in den Dienst des schaffenden Volkes stellen können." 
(Ebenda, S. 260) 

'4< Ulbricht zitiert nach: Benser u. a. (Hg.): "Dokumente zur Geschichte der kom­
munistischen Bewegung in Deutschland", Band 2, S. 385. 

106 

Teil C: Hauptketlenglied Entnazifizierung - ein Prüfstein 249 

Ulbricht schreckt hier auch nicht vor dem Bekenntnis zur Doppel­
zünge1ei zurück, nämlich ganz bewußt in den Betrieben gegenüber 
den Nazis mündlich eine andere Haltung einzunehmen als in den_ 
öffentlichen Erklärungen in den Parteiorganen. Damit wird den ehe­
maligen Mitgliedern der Nazipartei faktisch der Wink gegeben, daß 
das, was in der Presse geschrieben wird, sowieso nicht so gemeint sei 
und über kurz oder lang auch fallengelassen würde. Mit kommunisti­
scher Politik, die in Wort und Tat übereinstimmt, hat Ulbrichts Posi­
tion nichts zu tun. 

Am 18. Oktober 1945 erschien in der "Täglichen Rundschau", der 
Zeitung der sowjetischen Streitkräfte in der SBZ, der Artikel "Keine 
Kompromisse!". Dieser Artikel nahm sich bestimmte Argumenta­
tionsmuster zur Entlastung der Nazis vor, die bereits im Oktober 
1945 so massiv vorhanden gewesen sein müssen, daß die "Tägliche 
Rundschau" mit dem Leitartikel auf Seite eins darauf reagierte und 
diese mit der Forderung "Keine Kompromisse!" zurückwies. 

Der Artikel stellt an die Spitze der Argumentation, daß die Antifa­
schisten nach dem 8. Mai, gezeichnet von dem biBchen Leben, das 
Bitler gelassen hatte, von der ersten Stunde an dafür kämpften, das 
Bewllßtsein der deutschen Bevölkerung, "ihres Volkes", allem 
"Undank" zum Trotz, neu zu formen. Wobei der Artikel deutlich 
macht, daß die Sowjetarmee das Leben der zwei Millionen Bewohner 
Berlins regelte: "Was von deutscher Seite dazu getan wurde, bleibt 
ausschließlich ein Verdienst der aktiven Antifaschisten. (( 

Der Artikel schildert als erste große Gefahr die lügnerische Drei­
stigkeit der Faschisten, die die Tatsache, daß sie nicht allesamt sofort 
erschossen wurden, als Schwäche auslegten und ohne Skrupel sich 
auf antifaschistischen Listen eintrugen, alles unterschrieben, was 
unterschrieben werden mußte, usw. 

Als zweite große Gefahr beschreibt der Artikel die heuchlerische 
Berufung auf "Fachkenntnisse" und fordert dagegen den eindeutigen 
Vorrang demokratischer Grundhaltung vor Fachkenntnis.

245 

'" Ähnlich argumentiert der Genosse Wandel in seiner Rede zur Schulreform auf 
der erweiterten Sitzung des ZK der KPD vom 28.9.1945, in der er sich für die 
"Unnachsichtigkeit bei der Säuberung des Lehrkörpers" einsetzte und die Aufwei­
chung der Entnazifizierung unter dem faulen Vorwand, daß dann ja fast keine 

Fortsetzung nächste Seite 
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Als drittes zerpflückt der Artikel mit berechtigter Wut das unsägli­
che "Argument", man sei ja nur für die Nazis gewesen, um Posten, 
Verdienst und Familie zu sichern. Sehr deutlich wird auf den Egois­
mus derjenigen verwiesen, denen gleichgültig war, wenn Millionen 
starben, und die lügen, wenn sie sagen, "man konnte nichts machen", 
denn Tausende riskierten Zuchthaus und KZ und ihre Ermordung, 
um nicht "am organisierten Mord des Nazisystems mitschuldig zu 
bleiben". 

Da nun die Zeit des Egoismus und der Lippenbekenntnisse vorbei 
sei, müssen sich die Nazianhänger nun eben auf ein "bescheideneres 
Leben" einrichten. Eindringlich zieht der Artikel die Schlußfolge­
rung: 

"Daß vom Faschismus politisch und moralisch infizierte Men­
schen heute noch verantwortliche Posten - und möchte es der nied­
rigste bei einem Bezirksvorstehers sein - bekleiden, ist vollkommen 
unmöglich. 

So ein Mensch wird immer schädlich wirken, bewußt oder unbe­
wußt. 

Ein Komprorniß mit den Faschisten wäre das gefährlichste 
( ... ).,,146 

Fortsetzung der Fußnote 

Lehrer mehr da seien, entschieden zurückwies. Wandel hebt sehr richtig hervor, 
daß die Säuberung der Schule von den Nazis die entscheidende Frage ist: 

"Wenn wir schon überall den Grundsatz einer Säuberung von früheren Nazis auf­
stellen, so ist das auf dem Gebiete der Erziehung doppelt und dreifach zu fordern, 
obwohl täglich das Leben auf uns einstürmt und uns auf das gegenteilige Gleis 
schieben will, weil keine Lehrer vorhanden sind. Wir wollen die neue Schule 
schaffen. Wir wollen nicht nur den Schulbetrieb so schnell wie möglich aufneh­
men, sondern wollen die neue demokratische Schule schaffen. Dabei wollen wir 
lieber bestimmte Schwierigkeiten in Kauf nehmen, die auftreten, weil wir auf Alte 
verzichten müssen, die nicht brauchbar sind ( ... ) Die Frage der Säuberung ist die 
entscheidende Frage ( ... ) Es gibt darunter welche, die nicht in der Nazipartei wa­
ren, sondern sogar gegen die Nazis aufgetreten sind, die aber Stockreaktionäre 
sind." (Ebenda, S. 89) 

"6 "Tägliche Rundschau", 18. Oktbber 1945. 
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Der Artikel geht dann zur direkten Kritik an dem Vorhaben über, 
daß in Sachsen Nazis in die Arbeit des Neuaufbaus eingeplant wer­
den sollten. 

"Nachsicht oder gar Flauheit im Kampf gegen die Faschisten wäre 
ein neuer Anfang zu neuem Ende. Wenn man in keinem Fall alle 
Dinge über einen Kamm scheren darf, die Faschisten muß man alle 
über einen Kamm scheren. Die Frage, ob Faschisten heute noch in 
besonders gelagerten Fällen zu leitenden Posten für verantwortliche 
Positionen herangezogen werden können, muß mit einem klaren 
Nein beantwortet werden." 247 

Nach diesem Leitartikel in der "Täglichen Rundschau" hat der 
"Block der antifaschistisch-demokratischen Parteien,,24B am 30. Ok­

tober 1945 die "Entschließung des Blocks der antifaschistisch­
demokratischen Parteien iiber die Bestrafung der Naziverbrecher 
lind gerechte Sühnemaßnahmen gegen aktive Nationalsozialisten (( 
gefaßt. Dieses Dokument muß zur Beurteilung der Linie und Politik 
der KPD herangezogen werden, da die KPD in diesem Block eine 
führende Rolle spielte.249 Nach dem Aufruf des ZK der KPD vom 
11. Juni 1945 war dieses Dokument auch für die Beschlußlage der 
KPD für die Zeit 1945/1946 sehr maßgeblich, zumal es ein anderes 

zentrales Dokument der KPD bis zur Gründung der SED dazu nicht 

gab. 

241 Ebenda. 

24' Das ZK der KPD hat in seinem Aufruf vom 11. Juni 1945 die Bildung des 
Blocks der antifaschistisch-demokratischen Parteien gefordert. Dieser Block kam 
am 14. Juli 1945 zustande. Bei den vereinbarten Aufgaben stand an erster Stelle 
die "Zusammenarbeit im Kampf zur Säuberung Deutschlands von den Überresten 
des Hitlerismus und für den Aufbau des Landes auf antifaschistisch-demokra­
tischer Grundlage." ("Kommunique über die Bildung des Blocks der antifaschi­
stisch-demokratischen Parteien", 14. Juli 1945, in: "Um ein antifaschistisch­
demokratisches Deutschland", S. 92) 

'" Das richtungsweisende Gesetz für die Entnazifizierung war im weiteren die 
Direktive NI. 24 des Alliierten Kontrollrats vom 12. Januar 1946, welche die Be­
schlüsse des Potsdamer Abkommens konkretisierte und für ganz Deutschland die 
Kriterien und Richtlinien für die Entnazifizierung festlegte. Auf dieser Grundlage 
wurden dann in den einzelnen Provinzen der SBZ Entnazifizierungsgesetze be­
schlossen. 
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Ausgangspunkt des Dokuments ist die richtige Feststellung, daß die 
Verbrechen des Nazistaates "ohne Beispiel in der Geschichte" sind 
und es notwendig ist, "alle Verbrechen auf das strengste zu ahnden, 
die von den Anhängern des Naziregimes ( ... ) begangen worden 
sind". 

In dem Dokument werden Richtlinien für deutsche Gerichte for­
muliert, die Naziverbrecher abzuurteilen haben. Gefordert wird auch 
die Schaffung neuer Gesetze, weil die bestehenden Gesetze (gemeint 
sind die bürgerlichen Strafgesetze usw. vor der Nazizeit) dafür nicht 
ausreichen: 

"Um sicherzustellen, daß die vom Hitlerregime und seinen An­
hängern an der Menschheit und am deutschen Volke begangenen 
Verbrechen restlos gesühnt werden, muß außer durch energische 
Allwendung der bestehenden Gesetze durch entsprechende neue Ge­
setze"O folgendes klargestellt werden: 

a) Als strafbar müssen alle diejenigen aus nazistischer Gesinnung 
heraus begangenen Verstöße gegen Menschlichkeit und Sittlichkeit 
behandelt werden, die zwar nach dem am Orte und dem Zeitpunkt 
der Tat geltenden Gesetz nicht verfolgt werden konnten, die aber 
nach dem natürlichen sittlichen Empfinden als strafbar anzusehen 
sind und daher Ahndung verlangen. 

b) Unter Strafe zu stellen sind hiernach insbesondere alle solche 
Handlungen, die gegen andere Menschen um ihrer politischen Über­
zeugung, ihres Glaubens oder ihrer Abstammung willen, gegen 
Kranke und Hilflose, gegen Ausländer und gegen die Insassen von 
Konzentrations-, Arbeits- oder Sammellagern gerichtet gewesen sind 
oder die der Förderung der nazistischen Willkürherrschaft gedient 
haben oder von Personen in leitenden Stellungen wider besseres 
Wissen zur Verlängerung des Krieges begangen worden sind sowie 
ferner die öffentliche Propagierung solcher Handlungen. 

c) Ferner ist festzustellen, daß für die Zeit der nazistischen Will­
kürherrschaft die Verjährungsfrist für Naziverbrechen als unterbro­
chen gelten muß. 

'" Eine mehr ins Detail gehende Analyse der Entnazifizierung in der SBZ müßte 
demnach auch der Frage nachgehen, welche Gesetze auf diesem Gebiet neu ge­
schaffen wurden. 
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d) Die Höhe der Strafe für Naziverbrechen muß der Schwere der 
Verfehlung, die in einern solchen Verbrechen liegt, entsprechen." 251 

Die Anhänger der Nazipartei und des Naziregimes werden unab- -
hängig von der individuellen strafrechtlichen Verfolgung in drei Ka­
tegorien unterteilt. Die erste Kategorie sind sogenannte "aktivistische 
Nazis", was nicht unbedingt von der formellen Mitgliedschaft in der 
Nazipartei abhing: 

"Als aktivistische Nazis müssen alle Personen behandelt werden, 
die in der aufgelösten NSDAP, ihren Gliederungen, angeschlossenen 
und betreuten Verbänden und Organisationen ein Amt mit politi­
scher Verantwortung bekleidet haben oder als Mitglieder des Groß­
deutschen Reichstages oder Preußischen Staatsrats oder auf sonstige 
Weise sich fortgesetzt öffentlich als Träger der Politik und der ver­
brecherischen Bestrebungen der NSDAP betätigt haben, auch wenn 
sie nicht Mitglieder der NSDAP waren. 

Die den aktivistischen Nazis persönlich aufzuerlegenden Maß­
nahmen und Leistungen sollen bestehen: 

a) im Ausschluß aus der öffentlichen Verwaltung und von der Be­
tätigung in allen Stellungen, die ein öffentliches Vertrauen erfordern 
oder mit einer besonderen Verantwortung für das Wohl der Gesamt­
heit verbunden sind; 

b) in zusätzlichen Arbeits-, Sach- und Geldleistungen, in der Kür­
zung von Versorgungsbezügen sowie in Beschränkung ihrer Teil­
nahme an der allgemeinen Versorgung, solange noch eine Mangel­
lage besteht; 

c) in der Versagung der politischen Rechte einschließlich der Zu­
gehörigkeit zu den Gewerkschafts- oder anderen Berufsvertretungen 
und zu den antifaschistisch-demokratischen Parteien." 252 

Die zweite Kategorie sind "die nichtaktivistischen Mitglieder der 
NSDAP und ihrer Gliederungen". Es heißt richtig, daß diese nichtak-

25' "Entschließung des Blocks der antifaschistisch-demokratischen Parteien vom 
30. Oktober 1945 über die Bestrafung der Naziverbrecher", zitiert nach: "Um ein 
antifaschistisch-demokratisches Deutschland", S. 187. Die Entschließung wurde 
auch als Leitartikel in der "Deutschen Volkszeitung", Zentralorgan der KPD, am 
4. November 1945 abgedruckt. 

"'Ebenda, S. 188. 
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tivistischen, d. h. nominellen Mitglieder der Nazipartei und ihrer 
Gliederungen ebenfalls Schuld auf sich geladen haben: 

"Auch die nichtaktivistischen Mitglieder der NSDAP und ihrer 
Gliederungen haben als Anhänger dieser Terror-, Mord- und 
Kriegspartei eine schwere politische und moralische Schuld auf sich 
geladen, auch sie tragen eine große Verantwortung für die Folgen 
der Hitlerbarbarei und des Hitlerkrieges. Nur das offene Bekenntnis 
über die Verderblichkeit. des Weges, den sie mit Hitler gegangen 
sind, und ihre keine Mühe und kein Opfer scheuende aktive Teil­
nahme am Wiederaufbau Deutschlands und an der Wiedergutma­
chung der Kriegsschäden können den Mitgliedern und Anhängern 
der NSDAP den Weg in die demokratische Gemeinschaft des Vol­
kes wieder eröffnen." 25l 

Das ist als Anforderung zu wenig. Hier hätte auch gefordert werden 
müssen, daß die Behandlung dieser ehemaligen Nazis auch davon 
abhängig zu machen ist, wie weit sie aktiv bei der Entnazifizierung 
mithelfen, um versteckte Nazis zu finden, sie abzuurteilen und un­
schädlich zu machen, und als ein Kernpunkt, inwieweit sie dabei 
mithelfen, maximal über ihre eigene Mitschuld aufzuklären. Das ist 
mehr als nur "das offene Bekenntnis über die Verderblichkeit des 
Weges, den sie mit Hitler gegangen sind" und die "Teilnahme am 
Wiederaufbau Deutschlands und an der Wiedergutmachung der 
Kriegsschäden", denn nötig war die aktive Beteiligung an der Entna­
zifizierung. 

Falsch ist, daß dieser großen Gruppe gegenüber von vornherein auf 
jegliche Bestrafung und Sühnemaßnahmen verzichtet werden soll: 

"Olme die politische Verantwortung aller sonstigen Mitglieder 
der NSDAP und ihrer Gliederungen abzuschwächen, sind diese, 
soweit sie nicht im Sinne dieser Richtlinien zu den Naziverbrechern 
oder zu den aktivistischen Nazis gehören, von der Bestrafung und 
Siihneleistung ausgenommen in der Erwartung, daß sie mit ihrer 
politischen Vergangenheit vollkommen brechen und sich mit ihrer 
ganzen Kraft am Wiederaufbau unseres Landes beteiligen. Sie dür­
fen jedoch in der öffentlichen Verwaltung und in öffentlichen Be­
trieben nur dann beschäftigt werden, wenn andere Bewerber gleicher 
Eignung nicht vorhanden sind. 

'" Ebenda, S. 186. 
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Als Mitglieder einer der antifaschistisch-demokratischen Parteien 
können ehemalige Mitglieder der NSDAP und ihrer Gliederung kei­
ne Aufnahme finden, solange nicht eine entsprechende neue Be- _ 
schlußfassung des zentralen Ausschusses der Einheitsfront der anti­
faschistisch-demokratischen Parteien vorliegt." 254 

Es ist in sich unlogisch, auf der einen Seite die politische Verant­
wortung dieser Nazis für die Verbrechen der Naziherrschaftzu beto­
nen, auf der anderen Seite aber zu erklären, daß sie pauschal und von 
vornherein" von der Bestrafung und Siihneleistung ausgenommen (( 
seien. Das war ideologisch und politisch ein falsches Signal an diese 
nicht unerhebliche Gruppe von Nazis. Denn man gab ihnen damit zu 
verstehen, daß sie "geschont" werden sollten. Der gesamte Prozeß 
des Aufreißens der Kluft zwischen Nazis und Antinazisten als 
Grundbedingung der Entnazifizierung wurde damit nicht forciert, 
sondern dieser Riß wurde weiter zugekleistert. 

Schließlich gab es noch eine dritte Kategorie für die Beurteilung 
von ehemaligen Anhängern des Naziregimes, denen sogar die Mit­
gliedschaft in antifaschistisch-demokratischen Parteien offenstand: 

"Diese Beschränkungen gelten nicht 

a) für diejenigen ehemaligen Mitglieder der NSDAP oder ihrer 
Gliederungen, die wegen ihres politischen Verhaltens allS diesen Or­
ganisationen ausgeschlossen oder wegen ihrer politischen Haltung 
ihrer Freiheit beraubt. oder unter Anklage gestellt worden sind oder 
die nachweisbar unter Einsatz ihrer Person am Kampf gegen den 
Nazismus teilgenommen haben; 

b) für lediglich nominelle Mitglieder der NSDAP und ihrer Glie­
derungen; die nach dem 1. Januar 1920 geboren sind." 2lS 

Hier ist ein klares Kriterium enthalten: die nachweisbare Teilnahme 
am Kampf gegen den Nazismus unter Einsatz des eigenen Lebens. 
Daneben steht aber noch ein zweites, unklares Kriterium, der Aus­
schluß aus der Nazipartei "wegen ihres politischen Verhaltens". Da­
mit wird alles wieder verschwommen, denn es gab auch Ausschlüsse 

,5< Ebenda. S. 188/189, Hervorhebungen RF. 

m Ebenda, S. 189. 
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aus innernazistischen Gründen (siehe die Liquidierung des Röhm­
Flügels der Nazipartei 1934). 

Nicht überzeugend ist auch die Jahresgrenzel. Januar 1920.-Denn 
darunter fallen auch die Nazis, die 1945 schon mehrere Jahre erwach­
sen waren und die volle Verantwortung für ihr Handeln zu tragen 
hatten. 

Diesen ehemaligen Mitgliedern der Nazipartei die Möglichkeit der 
Mitgliedschaft in den antifaschistischen Parteien, also auch in der 
KPD, zu eröffnen, war ein falscher Schritt der KPD im Kampf für die 
Entnazifizierung. 

Die Beschlüsse der Konferenz des Zentralausschusses der SPD 
und des Zentralkomitees der KPD mit den Bezirksvertretern der 
heiden Parteien vom 20. und 21. Dezember 1945 stellten unserer 
Meinung nach weitgehend richtig fest: 

"Nur die Hauptkriegsverbrecher sitzen in Nümberg vor dem Ge" 
richt der Vereinten Nationen auf der Anklagebank. Die Zahl ihrer 
aktiven Mitverbrecher aber ist groß, und ihnen ist das Handwerk 
noch nicht gelegt." 1j6 

Weiter heißt es darin: 

"Noch ist das Monopolkapital nicht vernichtet, noch hat es sogar 
zahlreiche Helfer und Verbündete. 

Seine Helfer und Verbündeten sind alle jene Günstlinge des Hitler­
regimes und der Hitlerpartei, die mit dem Untergang des ,Dritten 
Reiches' ihre Pfründe verloren haben. 

Seine Helfer und Verbündeten sind alle mit der Zerschlagung des 
Nazistaates ins Nichts geschleuderten asozialen Elemente aus den 
Reihen der faschistischen Terrororganisationen, die sich immer 
mehr in bloße Banditen und kriminelle Verbrecher verwandeln. 

Seine Helfer und Verbündeten sind aber auch die Einflüsse und 
Traditionen d~s Militarismus, des wilden Chauvinismus, der Völker-

'" Zitiert nach: "Dokumente und Materialien zur Geschichte der deutschen Arbei­
terbewegung", Reihe IH, Band 1, ~. 349. 
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und Rassenhetze, die in Deutschland so tiefe Wurzeln geschlagen 
hatten und beileibe noch nicht überwunden sind." 157 

Sehr wichtig ist, wenngleich auch hier die nationalistische Beimen- -
gung vom "Unglück unseres Volkes" enthalten ist, daß hier nicht nur 
von den Nazi-Hauptverbrechern die Rede ist, sondern von "den akti­
ven Nazis", vor deren Manövern gewarnt wird: 

"Den aktiven Nazis, die am Unglück unseres Volkes die Haupt­
schuld tragen, darf kein Walzlrecht gewährt werden. Vor allem muß 
verhindert werden, daß versteckte Nazis oder Reaktionäre in die 
neuen Gemeindevertretungen gewählt werden." 258 

Hier wird deutlich, daß Umfang und Tiefe der Entnazifizierungs­
probleme viel weitreichender sind als die Verurteilung und Bestra­
fung der hauptsächlichen Naziverbrecher, wenngleich hier nichts 
weiter über das brennende Problem der Haltung zu den sogenannten 
"kleinen" Nazis ausgeführt wird. 

Auch auf der "Reichsheratung" der KPD am 8./9. Januar 1946 war 
ein zentrales Thema die Entwicklung der KPD im Zusammenhang 
mit der Frage der Haltung zu den ehemaligen Mitgliedern der Nazi­
partei. 

Dahlem schildert in seinem Referat beispielhaft die Mitgliederent­
wicklung der KPD in Mecklenburg-Vorpommern. Vor 1933 hatte die 
KPD dort 3000 Mitglieder, am 31. 8. 1945 waren es ca. 8000, am 
31. 12. 1945 bereits 34000.259 

Dahlem lobt diese Entwicklung ausdrücklich und polemisiert gegen 
ein "Sektierertum" bei älteren Kadern, die gegen eine Verwässerung 
der Partei kämpfen. 260 Dahlem propagiert dagegen, "ziemlich schnell" 
eine "Mi1lionenpartei"261 zu werden. Bezeichnend ist hier wiederum 
die Akzentsetzung der i'deologischen Abgrenzung gegen links. Ganz 

251 Zitiert nach: ebenda, S. 349: 

m Zitiert nach: ebenda, S. 355. 

159 Benser u. a. (Hg.): "Dokumente zur Geschichte der kommunistischen Bewegung 
in Deutschland", Band 3, S. 32. 

260 Ebenda, S. 33. 

'61 Ebenda, S. 35. 
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gewiß war damals aber das "linke" Sektierertum für' die Entwicklung 
der KPD keine echte Gefahr, sondern vielmehr der Rechtsopportu­
nismus, von dem aber überhaupt keine Rede ist. 

Daß unter diesen mehreren Zehntausend !leuen Mitgliedern gerade 
auch in Mecklenburg-Vorpommern viele ehemalige Mitglieder der 
Nazipartei sein mußten, wird an anderer Stelle klar.

262 
Warncke aus 

Mecklenburg gibt selbst zu, daß aufgrund der hohen Anzahl von Um­
siedlern, die oftmals ihre Mitgliedschaft in der NSDAP verheimlich­
ten, wohl ehemalige Nazis in die KPD aufgenommen wurden. Seine 
Schlußfolgerung lautet entsprechend der Linie von Oelßner: "nicht 
unsere Tore zu verschließen aus Angst, wir könnten einige N azimi t­
glieder aufnehmen".263 

Am 9. Januar 1946 wird dann auf der "Reichsberatung" ein ZK­
Beschluß der KPD verabschiedet, der besagt, daß in die KPD ehe­
malige einfache Mitglieder der HJ, aber auch unbesoldete untere 
Funktionäre der HJ ("wenn sie sich keine verbrecherischen Handlun­
gen gegen Antifaschisten und Angehörige anderer Völker zu schul­
den kommen ließen") aufgenommen werden können, wenn sie auf­
richtig mit der Nazi-Ideologie gebrochen und durch "aktive Mitarbeit 
am demokratischen Aufbau" dies unter Beweis gestellt haben. 264 Die­
ses Kriterium ist - wie schon mehrmals ausgeführt - gerade nicht 
ausreichend für eine antinazistische Haltung, ja geschweige Aufnah­
mekriterium für die Mitgliedschaft in einer Kommunistischen Par­
tei. 265 

261 Eggerath aus Thüringen berichtet, daß dort die Nazis besonders großen Massen­
einfluß hatten. Städte, wo über 90 % 1932 für die Nazis gestimmt hatten, sind kei­
ne Seltenheit. 95 % der Beamten und 92 % der Lehrer waren in Thüringen in der 
NSDAP. In vielen Dörfern waren 100 % Mitglieder der NSDAP (ebenda, 
S. 127/128). 

263 Ebenda, S. 50. 

204 Ebenda, S. 371. Mit der Formulierung "keine verbrecherischen Handlungen 
gegen Antifaschisten und Angehörige anderer Völker" werden die Verbrechen 
gegen die deutschen Jüdinnen und Juden nicht benannt. 

'" Zu den Kriterien und Anforderungen an die Mitgliedschaft in einer Kommuni­
stischen Partei vgl. Resolution und Referat zu "Kommunistische Kader'" in: "Rot 
Front", NI. 4, Juli 1997, S. 91 ff.' 
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Es gab auch andere Stimmen auf dieser "Reichsberatung", welche 
die Entnazifizierung auf breitester Grundlage forderten und sich so 
indirekt gegen die dort vertretenen rechten Positionen stellten. Der_ 
Genosse Schreck aus Mannheim betont sehr richtig, daß 

"die Aufgaben, die dem deutschen Volk gestellt sind, nur gelöst 
werden können, wenn die Entnazifizierung auf breitester Grundlage 
durchgeführt wird. " 266 

In Mannheim sei die KPD dann auch so vorgegangen, berichtet 
Schreck. Schon vor dem ersten Gesetz der Alliierten habe sie begon­
nen, die Betriebe zu säubern, und heute sei kein aktiver Nazi mehr in 
den wichtigen Großbetrieben zu finden.

267 

2. Januar - April 1946 

In der "Deutschen Volkszeitung" vom 31. l. 1946 findet sich auf 
Seite eins ein Artikel mit dem Titel "Was wird aus den Nazis?" 
(gezeichnet mit dem Kürzel M. K.). Er vertritt im Grunde die Linie 

266 Zitiert nach Benser u. a. (Hg.): "Dokumente zur Geschichte der kommunisti­
schen Bewegung in Deutschland", Band 3, S. 175. 

2" Auf der Reichskonferenz der KPD am 2./3. März 1946 berichtete ein Delegierter 
aus Hessen, daß "wir den Denazifizierungsprozess zu 100 % durchgeführt hatten 
und damit unpopulär geworden waren. Wir können ruhig sagen, daß wir in Groß­
Hessen uns wegen unserer aktiven Tätigkeit bei der Denazifizierung einer großen 
Unbeliebtheit erfreuten, ( ... ) dadurch, daß wir so unpopulär waren, sind wir eine 
aktive Partei ohne Wähler gewesen." (Benser u. a. (Hg.): "Dokumente zur Ge­
schichte der kommunistischen Bewegung in Deutschland", Band 4, S. 78/79) 

Ähnlich schilderte Genosse Sperling aus München die Situation dort: "Die Kom­
munistische Partei war die einzige Partei, die im Interesse der Klärung und des 
demokratischen Wiederaufbaus klar und offen die Frage der Mitverantwortung des 
deutschen Volkes und die daraus resultierende Frage der Wiedergutmachungs­
pflicht gestellt hat. Das wurde dazu benutzt, um die Überreste faschistischer Ideo­
logie, die noch in Millionen von Köpfen unserer Landsleute sitzt, gegen uns zu 
aktivieren" (ebenda, S. 226). Angesichts dessen stellt er zu den Gemeindewahlen 
fest "daß die Wahlen verfrüht seien" (ebenda, S. 223). 
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des Beschlusses der Blockparteien "Bestrafung der Naziverbrecher" 
vom 30. Oktober 1945 und begründet diese. 

Bemerkenswert und hervorzuheben ist darin allerdings folgende 
Passage, die über diese Entschließung hinausgeht und. völlig zu Recht 
den falschen und irreführenden Begriff von "kleinen und großen Na­
zis" direktbekämpft: 

"Wir wollen aus unserem Sprachgebrauch jenen falschen Begriff 
von kleinen und großen Nazis ein für allemal ausmerzen. Der kleine 
Nazi, das heißt derjenige, der kleinere Posten im Haus und an der 
Arbeitsstelle innehatte, sich als Stellvertreter Hitlers betrachtete und 
danach handelte, darf genau so wenig seiner Strafe entgehen wie der 
große Nazi, der in hohen Führungsposten saß. Jeder ini Volke weiß 
das, jeder kennt einen dieser widerwärtigen, bösartigen Blutegel." 268 

"Wir wollen aus unserem Sprachgebrauch jenen falschen Begriff 
von kleinen und großen Nazis ein für allemal ausmerzen" - diese 
klare und richtige Stellungnahme muß doppelt und dreifach unterstri­
chen werden. 

In der "Deutschen Volkszeitung vom 3.2.1946 ist unter dem Titel 
"Die nichtaktiven Nazis" ein Interview mit Wilhelm Pieck abge­
druckt. Das Interview bezieht sich auf Piecks Rede am 30. Januar 
1946 im Großen Sendesaal des Berliner Funkhauses. Pi ecks Aussa­
gen stehen in direktem Gegensatz zu dem soeben zitierten Artikel 
vom 31.1. 1946: 

"Es ist meine Stellungnahme zu den sogenannten kleinen Nazis 
denen die Möglichkeit gegeben werden soll, sich in der antifaschi~ 
stisch-demokratischen Kampffront zu betätigen, um sich dadurch 
von der Schande, Nazimitglied gewesen zu sein, zu befreien und 
sich wieder Vertrauen (71) bei den Antifaschisten zu erwerben. Mei­
ne Ausführungen in der Versammlung haben bei einigen Teilneh­
mern oppositionelle Zwischenrufe ausgelöst. Mir ist diese Stimmung 
durchaus verständlich, denn sie entspricht im Grunde genommen ei­
nem gesunden Gefühl der Ablehnung alles dessen, was mit dem Na­
zismus zusammenhängt, den wir selbstverständlich mit aller Energie 
bekämpfen ( ... ) aber sie (diese Stimmung, A. d. V.) ist in keiner 
Weise politisch orientiert (71) und übersieht vollständig die ungeheu-

268 "Deutsche Volkszeitung", 31.1}946. 
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re Notlage (71), in der sich unser Volk befindet. Wir müssen doch 
das größte Interesse daran haben, unsere Kampffront für die demo­
kratische Erneuerung und für den wirtschaftlichen Aufbau unseres 
Landes, wie insbesondere auch für die Schaffung von Garantien ge­
gen jede Aggression von deutscher Seite, so breit wie möglich zu 
machen. Dabei können wir unmöglich auf die Millionenmassen ver­
zichten, die der Hitlerfaschismus, sei es durch Druck oder andere 
Mittel, in seine Partei hineingebracht hat. Wir wissen, daß davon ein 
sehr großer Teil (71) sich nicht an der Durchführung der faschisti­
schen Verbrechen beteiligte, wenn diese auch durch die Mitglied­
schaft in der Partei begünstigt wurden." 269 

Mehrere Punkte sind hier im negativen Sinn hervorzuheben. 

Erstens: Pieck verwendet ungeniert den Begriff von den "kleinen 
Nazis", der nur wenige Tage zuvor im Zentralorgan der KPDzu 
Recht als untauglich abgelehnt worden ist. Mit dem Begriff "kleine 
Nazis" suggeriert Pieck, daß diese ja nicht so "schlimm" gewesen 
sein können, weil sie ja so "klein" waren etc., um große Teile der 
Nazis samt ihren Anhänger aus der Schußlinie zu nehmen. Die 
"Aufweichungspolitik" gegenüber den Nazis wird also ausgeweitet. 

Zweitens: Pieck beschimpft geradezu unverschämt all jene, die sich 
gegen die rechten Positionen innerhalb der KPD zu den ehemaligen 
Mitgliedern der Nazipartei stellen, als "unpolitisch" und tut damit 
deren Kritik als nicht ernstzunehmen ab. 

Drittens: Als "politisch" stellt er die Linie hin, die aus Angst davor, 
daß die nazis tischen Millionenmassen die Kräfte der Reaktion stär­
ken könnten, das Entgegenkommen gegenüber diesen Kräften propa­
giert. "Politisch" ist diese Position, aber es ist eindeutig eine rechte 
Politik des Anbiederns an diese nazistischen Millionenmassen.

270 

'" "Deutsche Volkszeitung", 3.2.1946, Hervorhebungen durch (7!) RF. 

210 Pieck weist im Laufe des Interviews alle Bedenken zurück und begründet dies 
damit, daß die ehemaligen Nazimitglieder ja geprüft würden. 

"Reporter: Herr Pi eck, was könnten Sie mir über etwaige Maßnahmen sagen, die 
bei einern Entgegenkommen gegenüber den nominellen Nazirnitgliedern Sicher­
heiten bieten? 

Fortsetzung nächste Seite 
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Viertens: Pi eck beschönigt die Nazis, wenn er behauptet, daß 
"Millionenmassen" angeblich durch "Druck oder andere Mittel" in 
die Nazipartei hineingebracht worden seien. In Wirklichkeit war 
"Druck" angesichts des großen freiwilligen Zustroms zur Nazipartei 
zumeist nicht notwendig, und "andere Mittel" waren eben auch nicht 
vor allem Drohungen, sondern die Aussicht auf eine "Herrenposi­
tion", auf einen hohen Anteil an der Beute beim nazifaschistischen 
Raubkrieg usw. Völlig an der Wirklichkeit vorbei geht auch Piecks 
Behauptung, "ein sehr großer Teil" der Nazis habe sich "nicht an der 
Durchführung der faschistischen Verbrechen beteiligt". 

Es muß hier betont werden, daß es der Vorsitzende der KPD war, 
der mit dieser falschen Position und auf diese unzulässige Weise sich 
von berechtigter Kritik abgegrenzt hat und sich dabei zu einer derar­
tigen Beschönigung der großen Masse der Nazis verstiegen hat. 

Am 16. 2. 1946 wurde in der "Deutschen Volks zeitung" der Ent­
Hiwi der Resolution ,;pie nächsten Aufgaben der KPDbeim Neu­
aufbau Deutschlands" abgedruckt. Im Vorspann zum Entwurf wur­
den die Parteiorganisationen der KPD ausdrücklich dazu aufgerufe~, 
diesen Entwurf zu diskutieren und die Kritiken direkt an das ZK 
weiterzuleiten. Diese Resolution sollte dann von der Parteikonferenz 
der KPD am 2/3. März 1946 verabschiedet werden. 

Dieser Entwurf führte zu einer heftigen innerparteilichen Debatte 
über die Haltung zu den ehemaligen Mitgliedern der Nazipartei und 
über die sogenannten "Mitläufer" der Nazis. 

Die debattierte Passage des Resolutionsentwurfs lautet vollständig: 

Fortsetzung der Fußnote 

Pieck: Diese Sicherheit liegt in dem Charakter unserer ganzen Bewegung, die 
gerichtet ist auf die Schaffung einer wahren kämpferischen Demokratie, auf den 
Aufbau der Wirtschaft und auf die Sicherung des Friedens. 

Reporter: Werden nicht die Nazimitglieder in ihrer Gesamtheit von der ihnen ge­
botenen Möglichkeit Gebrauch machen, was dem eigentlichen Zweck abträglich 
sein muß? 

Pieck: Sicher werden sehr viele von ihnen versuchen, uns über ihre wahre Gesin­
nung zu täuschen, Herr Klein. Aber wir haben genügend Erfahrung und auch ge­
nügend Mittel in der Hand, unsere Prüfungen so vorzunehmen, die uns vor einem 
Betrug sichern." ("Deutsche VolkSzeitung" , 3.2.1946) 
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"Es wäre falsch und undemokratisch, 

die Millionenmassen der einstigen Mitläufer der Nazis 

von dem demokratischen Neuaufbau auszuschließen. Die deut­
schen Imperialisten, die Bankiers, Konzernherren und Großgrundbe­
sitzer haben es verstanden, durch eine skrupellose Propaganda Mil­
lionen deutscher Männer und Frauen irrezuführen. Nachdem sie un­
ser Volk in das furchtbare Elend der Wirtschaftskrise gestürzt hat­
ten' nutzten sie den tiefen Haß der Volksmassen gegen das verfau­
lende kapitalistische System aus, indem sie einen Ausweg aus der 
Krise auf Kosten anderer Völker versprachen. 

Heute haben Millionen (?!) ehemaliger Nazianhänger erkannt, daß 
dieser Weg falsch und verderblich war. Es gibt heute fast keine Fa­
milie in Deutschland, die von den Naziverbrechern nicht in größtes 
Leid und bitterste Not gestürzt wäre. Es ist heute allen Einsichtigen 
klar, daß Hitler unser Volk in sein größtes nationales Unglück ge­
führt hat. 

Mögen die ehemaligen Nazianhänger auch eine besondere 
Schuld unserem Volke gegenüber (?!) tragen, es wäre doch ab­
wegig, die Irregeführten (?!) jetzt für die begangenen Verbre­
chen hauptverantwortlich (?!) zu machen. Soweit sie nicht per­
sönlich Verbrechen begangen haben, nicht führende faschisti­
sche Funktionäre waren und eine entschlossene Abkehr von ih­
ren früheren Anschauungen vollzogen haben, soll daher den 
bloß nominellen Mitgliedern der Nazipartei die Gelegenheit ge­
geben werden, durch aktive ehrliche Mitarbeit am Neuaufbau 
und durch Teilnahme am Kampfe gegen Faschismus und Reak­
tion sich wieder Vertrauen zu erwerben und gleichberechtigte 
Glieder unseres Volkes zu werden. 

Gewisse Kreise wollen durch eine übertriebene Hetze gegen die 
nominellen Nazis und die kleinen Pgs (I), die wirklichen Verbrecher, 
die Bankiers, Konzernherren und Großgrundbesitzer in den Hinter­
grund treten lassen, damit sie um so ungestörter ihre faschistische 
reaktionäre Politik weitertreiben können. Wir wollen nicht, daß man 
die Kleinen hängt und die Großen laufen läß~ sondern 
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wir wollen, daß vor allem die großen Kriegsverbrecher und 
Kriegsinteressenten bestraft werden."m 

Diese Passage des Resolutionsentwurfs muß in mehrfacher Hin­
sicht scharf kritisiert werden: 

Erstens: Hier wird frontal Stellung bezogen gegen die notwendige 
Diktatur über die Nazis, die auch die Nichtteilnahme der Nazis am 
demokratischen Aufbau in der Hinsicht garantieren muß, daß diese 
zwar arbeiten müssen, aber demokratische Rechte entzogen bekom­
men. Diese Diktatur mußte natürlich auch über die "Mitläufer" der 
Nazis ausgeübt werden. Das wird im Entwurf demagogisch als 
"undemokratisch" verleumdet. 

Zweitens: "Mitläufer", "nominelle Nazis", "kleine Pgs", "ehema­
lige Nazi-Anhänger" - all diese Begriffe werden nicht analysiert, 
sondern durcheinandergewirbelt. Damit wird das Element der Ver­
wirrung benutzt, um die ganz rechte Linie der Resolution zu ver­
schleiern, wie zum Beispiel auch die extrem beschönigende und völ­
lig aus der Luft gegriffene Einschätzung, daß "Millionen ehemaliger 
Nazianhänger" erkannt hätten, daß der Nazi-Krieg "falsch und ver­
derblich war". 

Drittens: Demagogisch und irreführend ist die Konstruktion, daß 
jemand die "kleinen Pgs" "hauptverantwortlich" machen wollte, die 
"Kleinen hängt und die Großen laufen läßt", perfide die Abgrenzung 
von "gewissen Kreisen" etc. - dies dient nur der Rechtfertigung eines 
Freispruchs für Millionen ehemaliger Nazis. Durch die Gegenüber­
stellung von "kleinen Pgs" und "wirklichen Verbrechern", den Kapi­
talisten etc., werden die "kleinen Pgs" pauschal als nicht-verbreche­
risch hingestellt. 

Viertens: Richtig ist hier zwar, daß es nicht nur auf Loyalität an­
kommt bei der Teilnahme am Neuaufbau, sondern auch um den 
Bruch mit den Nazi-Anschauungen. Jedoch greift auch dieses Krite­
rium zu kurz, da es - wie wir schon ausgeführt haben - insbesondere 
auch auf die eigene aktive Teilnahme am Kampf für die Bestrafung 

17I "Deutsche Volkszeitung", 16.2.1946, Hervorhebung durch (71) und (1) RF, alle 
anderen Hervorhebungen im Origipal. 
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aller Naziverbrecher und die Liquidierung aller nazifaschistischen 
Einflüsse ankam. 

Fünftens ist es eine Verharmlosung der Nazianhänger, hier einfach­
von "Irregeführten" zu sprechen, weil dadurch die nazifaschistische 
Überzeugtheit und das willentliche und aktive Eintreten für die ver­
brecherischen Maßnahmen und Ziele der Nazis ausgeblendet wird. 

Der Entwurf dieser Resolution hat innerhalb und außerhalb der 
KPD eine Flut von Stellungnahmen ausgelöst.

212 

Da waren auf der einen Seite die zustimmenden Äußerungen - in 
erster Linie von NSDAP-Mitgliedem, die das alte Lied anstimmten: 

Angeblich sei man zur Zeit des Nazifaschismus "nur dem dauer­
haften Druck" erlegen (5.419), heißt es da. Oder es ist die Rede von 
"fast 30jähriger untadeliger Dienstzeit" (5.422). Es wird dreist be­
hauptet: "wir haben keinem Mensch ein Leid zugefügt" (5. 425). Vor 
allem habe man sich, wie es heißt, angeblich "längst umgestellt" 
(5.426). 

Die SA-Leute auf dem Land hätten angeblich mit Judenverfolgun­
gen nichts zu tun gehabt - "das Skatspielen" sei "meist das Wichtig­
ste" (5. 432) gewesen, hieß es unverfroren in einem Brief an das ZK 
der KPD. Und die NS-Frauenschaft sei angeblich "oft ein Kaffee­
kränzchen ohne politische Bedeutung" (5. 424) gewesen. 

Ein Mitglied des FDGB erdreistete sich, vom ZK der KPD zu for­
dern, den nazistischen "Zellen leitern eine Beurteilung zukommen zu 
lassen, die dem gesunden Volksempfinden entspricht" (5. 443). 

Und dann durfte auch nicht fehlen, daß "die kleinen Pgs" angeblich 
"nur das Gute" gewollt hätten und angeblich "nur Idealisten gewe­
sen" seien (5.448). Leider sind die Antworten des ZK nicht bekannt 
oder es hat keine gegeben. 

212 Siehe Benser u. a. (Hg.): "Dokumente zur Geschichte der kommunistischen 
Bewegung in Deutschland", Band 4, S. 402 ff. Dort sind im Kapitel 
"Entschließungen, Anträge und Zuschriften" auf über 250 Seiten zahlreiche Stel­
lungnahmen zum Entwurf der "Resolution der Reichskonferenz der KPD" doku­
mentiert. 

Alle weiteren Seitenangaben bis S. 272 beziehen sich auf diese Quelle. 
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Aufschlußreicher jedoch sind die Protestschreiben von KPD­
Grundorganisationen, die das ZK der KPD erhielt. 

Das ZK und die Äußerungen Wilhelm Pi ecks werden sehr grund­
sätzlich von der KPD-Ortsgruppe Waltersdorf kritisiert. 

"Die Stellungnahme der Parteileitung zu den ehemaligen Nazis 
wird in der Zeitung unserer Partei immer so gebracht, als wäre diese 
Ansicht die Meinung der gesamten Partei. 

Es dürfte unserer Parteileitung bekannt sein, daß dies bei weitem 
nicht der Fall ist, sondern daß die Genossen, die mit den ,armen 
kleinen Pgs und nominellen Nazis' zu tun haben, eine ganz andere 
Einstellung zu diesen haben. 

Der Widerspruch selbst bei den Ausführungen unseres Genossen 
Wilhelm Pieck sollte das bewiesen haben. 

Es ist ein leichtes, diesen Widerspruch damit abzufertigen, als ver­
stünden die widersprechenden Genossen nichts vonder ,großen Po­
litik' . 

Wer nomineller Nazi oder kleiner Pg ist, kann nicht nach irgend­
welchen Formeln am grünen Tisch (auch vom Zentralkomitee) fest­
gestellt werden. Das können nur die Ortsgruppen für den Bezirk ih­
rer Ortsgruppe selbst feststellen, da sie die Tätigkeit aller Nazis am 
besten beurteilen können. 

Nach unserer Meinung - und das ist die Meinung des .größten 
Teiles der ,kleinen KPD-Genossen' - zählt der Nazi, der bis zur 
letzten Minute zu Adolf Hitler gehalten hat und für diesen eingetre­
ten ist und dadurch die illegale Tätigkeit unserer Genossen gefährdet 
oder unterbunden hat, zu den aktiven Nazis. 

Wer dieses verkennt, der gefährdet die antifaschistische Tätigkeit 
und verwässert die Demokratie. 

Die Einschränkung ,soweit sie nicht persönliche Verbrechen be­
gangen, nicht führende faschistische Funktionäre waren und eine 
entschlossene . Abkehr von ihrer früheren Einstellung vollzogen ha­
ben ... ' ist viei zu einengend. 

Wir haben viele Nazis, die persönlich keine direkten Verbrechen 
begangen haben, die keine führenden Funktionäre waren - und wel­
cher Nazi zeigt sich nicht heute als Unschuldslamm und ,macht ganz 
groß in antifaschistischer Haltung' -. 
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Aktiver Nazi ist jeder, dessen Haltung in der Hitlerzeit so war, 
daß er die Entfaltung antifaschistischer Arbeit in seinem Bereich 
unterdrückt oder u1lmöglich gemacht hat. 

Wir bitten Euch, in diesem Punkt Eure Ansicht noch grundlegend 
zu ändern, sonst bringt Ihr wohl auf der Parteikonferenz die Ansicht 
des ZK zum Ausdruck; aber niemals die der Masse unserer Genos­
sen. 

Wir hier unten haben heute schon die üblen Auswirkungen Eurer 
Einstellung zu den Nazis zu tragen. Wenn Ihr auf dem Wege über 
die Parteikonferenz Eure Ansicht zu der der Mitglieder der Partei 
stempelt, dann tragt Ihr auch die Verantwortung für alles das, was 
wir hier unten durchaus erwachsen sehen. 

Ihr tut ja die Warnungen, die wir Euch zurufen, ab mit dem Be­
merken: ,damit zeigt man, daß man von der Politik nichts verstün­
de.' Sehr leicht gesagt, hoffen und wünschen wir, daß es Euch nicht 
einmal wieder leid tun wird, diese Warnungen überhört zu haben. 

Noch besser aber ist es, Ihr hört in letzter Minute auf die Warnun­
gen der Genossen, die täglich mit den ,nominellen Nazis und den 
kleinen Pgs' in Berührung kommen." (S. 433/434, Hervorhebungen 
RF) 

"Aktiver Nazi ist jeder, dessen Haltung in der Hitlerzeit so war, 
daß er die Entfaltung antifaschistischer Arbeit in seinem Bereich 
unterdrückt oder unmöglich gemacht hat. a Diese Formulierung ist 
unserer Meinung nach eine wichtige Hilfe, um am jeweiligen Ort 
oder im jeweiligen Betrieb unterscheiden zu können, wer "nominel­
ler" und wer "aktiver Nazi" war. 

Gerade angesichts der Manöver der Nazis, sich als nur nominelle 
Nazis auszugeben, ist es ein richtiger Hinweis, daß darüber vielfach 
nur die genaue Kenntnis und der konkrete Einblick der Genossinnen 
und Genossen vor Ort Klarheit schaffen konnten: "Das können nur 
die Ortsgruppen für den Bezirk ihrer Ortsgruppe selbst feststellen, 
da sie die Tätigkeit aller Nazis am besten beurteilen können. (( 

Bezeichnend ist, daß solche klaren Handlungsanleitungen sich 
nicht in den Direktiven der KPD-Parteizentrale finden. Noch 
schlimmer aber ist, daß solche klaren Vorschläge nicht aufgegriffen, 
sondern mit mehr als zweifelhaften Methoden abgeschmettert wur­
den. 
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Ein weiterer Kernpunkt vieler Kritiken war, daß vor allem sehr klar 
die Funktion der sogenannten "kleinen Pgs" aufgezeigt wurde. Ins­
besondere die KPD-Stadtteilgruppe Berlin-Kreuzberg verwies qarauf, 
daß "die kleinen Pgs" die "ausführenden Organe" und das 
"Rückgrat" des Nazismus waren: 

"Zur Beleuchtung der Pg-Frage möchten wir nur an den Ausspruch 
Hitlers erinnern: ,Schmäht mir nicht die kleinen Pgs. Sie sind die 
Garanten des Dritten Reiches.' Und waren sie es etwa nicht? 

Die kleinen Pgs. waren die ausführenden Organe, und sie gaben 
sich gerne dafür und dazu her. Tausende und abermals Tausende in 
die KZ-Lager brachten ja diese Pgs, fühlten sich als Denunzianten 
sehr stolz und [sind] somit das Rückgrat des Nationalsozialismus 
gewesen. Auf Grund der Mitgliederzahl und seiner Mitläufer war es 
einem Hitler nur möglich, einen derartig grauenhaften Krieg zu füh­
ren, ja noch vor Kriegsende spielten die Pgs mit einem Sieg auf die 
Volksmassen einen Druck aus." (S. 427) 

Die KPD-Ortsgruppe Blankenfeldt ergänzte, daß es unbedingt nötig 
sei, auch und gerade gegen die Blockleiter vorzugehen: 

"Sie sind mit dem Vorsatz in die NSDAP gegangen, für die Partei 
zu arbeiten, trotzdem jeder Einzelne genau wußte, welche Ziele Hit­
ler verfolgte und grade den Amtswaltern (Pol. Leitern), diesen Stu­
benschnüfflern haben wir es zu verdanken, daß Tausende u. Aber­
tausende in die K. Z. gelangten." (S. 436) 

Die KPD-Grundorganisation Neue Schleuse bezeichnete die große 
Masse der "kleinen Pgs" als "die Zuträger und Stützen der großen 
Nazibonzen" (S. 459). 

Die Straßengruppe Stadtpark der KPD, Ortsgruppe Wittenau, 
machte unter anderem folgenden Änderungsvorschlag: 

"Die Straßengruppe Stadtpark ist der Auffassung, daß sämtliche 
Mitglieder der NSDAP und ihrer Gliederungen als Mitschuldige am 
Faschismus zu betrachten sind und ihnen daher kein Wahlrecht zu 
gewähren." (S. 606) 

Gewicht hat auch die Entlarvung der lügnerischen Methoden der 
Nazis, worauf eine Zuschrift hinwies: "die wußten alle, was sie taten; 
nur jetzt stellen sie sich etwas tölpisch, sie wollten früher alle an 
Gemeinheiten groß werden." (S. 437) 
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Aus der KPD-Ortsgruppe Stadtlengsfeld schrieb Paul Gerhardt fol­
gende Kritik am Resolutionsentwurf: 

"In der Resolution für die Parteikonferenz wird unter ,die einsti-' 
gen Mitläufer der Nazis' ausgeführt, daß diese ,armen, irregeführten 
Geschöpfe den falschen und verderblichen Weg, dem sie gefolgt wa­
ren, erkannt hätten' usw. Haben die Hauptschuldigen die Sühne für 
ihre Verbrechen zu tragen, so sind die Mitläufer doch erst Schuld 
daran, daß es diesen Verbrechern möglich war, durch die still­
schweigende Zustimmung der Mitläufer ihre Untaten zu begehen. 

Die Annahme der Parteizugehörigkeit der NSDAP erfolgte doch 
meistens nur um persönlicher Vorteile willen. Wer nicht Pg. war, 
war vom Futternapf ausgeschlossen. Bis 33 stand dieser Gesellschaft 
noch genügend soz[ialistische] Literatur zur Verfügung, es hätten 
sich auch die ,Intellektuellen' etwas politisch bilden können und wä­
ren nicht dem Rattenfänger in ihrer pol. Dummheit zum Opfer ge­
fallen. 

Trotzdem sie sahen, wie klassenbewußte Arbeiter in den Helden­
kellern von einer sadistischen Bande gefoltert wurden, wie Famili­
enväter auf Nimmerwiedersehen verschwanden, hat sich keine Hand 
gerührt, wurde kein Wort laut, um diese Taten zu ändern. Ihre so­
ziale Lage war ja gesichert, dafür wurden sie ja Pg." (S. 496) 

Paul Gerhardt betonte, daß die Frage, ob ein Nazi aus Eigennutz 
oder Dummheit gehandelt hat, unwesentlich sei, denn "Feind bleibt 
Feind" (S.497). Die Wirkung des Handhinhaltens gegenüber den 
Nazis, so diagnostizierte er sehr genau, sei verheerend: 

"Im ersten Augenblick wird er die Hilfe dankbar empfinden, im 
nächsten Augenblick ist sein Gedanke, daß ihm diese Hilfe ja zu­
steht, und von da ist der Schritt nicht weit, daß diese Hilfe ungenü­
gend und es eigentlich eine Gemeinheit ist, daß sich nicht die ganze 
Welt um ihn bekümmert." (S. 498) 

Ziemlich einheitlich wurde gerade auch Zeit gefordert, die Not­
wendigkeit eines längeren Zeitraum herausgestellt, um mit den Nazis 
fertigzuwerden, so zum Beispiel in der bereits zitierten Stellungnah­
me einer KPD-Grundorganisation aus Berlin-Kreuzberg: 

"Alle Pgs haben erst eine zweijährige praktische Aufbauarbeit zu 
leisten und werden in erster Linie Schutt und Trümmer beseitigen 
müssen" (S. 427). 

Aus Halle wurde der Antrag gestellt: 
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"Um eine Reinhaltung aller Verwaltungsbezirke von ehemaligen 
Nationalsozialisten während der ersten Jahre des Wiederaufbaues zu 
erzielen, beantragt der Stadtteil VIII, daß es allen Nationalsozialisten 
sowohl nomineller als auch aktiver Natur bis zum Jahre 1950 nicht 
gestattet wird, in einer Behörde irgendeine Stellung einzuneh­
men." (5.437) 

Die Ortsgruppe Waltersdorf der KPD stellte die Forderung, 

"bei den ersten stattfindenden Wahlen nicht nur Kriegsverbrecher 
und führende Pgs auszuschalten, sondern sämtliche Mitglieder der 
früheren NSDAP und ihren Untergliederungen das Wahlrecht abzu­
sprechen." (5. 454) 

Ähnlich argumentiert auch die KPD-Gruppe Neue Schleuse, die 
über die NSDAP-Mitglieder hinaus auch alle Offiziere vom Wahl­
recht ausschließen wollte: 

"Alle ehemaligen Pg sind vorerst nicht WÜrdig, das Wahlrecht aus­
zuüben, denn gerade die große Masse der kleinen Pg waren einst die 
Zuträger und Stützen der großen Nazibonzen. Die Masse der ehe­
maligen kleinen Pg - mit wenigen Ausnahmen - zeigen gerade hier 
in unserem ausgesprochenen Industrieort, daß sie nichts zugelernt 
haben und sich vorerst auch nicht umstellen wollen. ( ... ) Ehemali­
gen Offizieren vom Leutnant an, soweit sie sich nicht innerhalb der 
Kriegsjahre gegen die Kriegspolitik der Nazipartei antifaschistisch 
betätigt haben, müßte man ebenfalls das Wahlrecht absprechen, 
denn gerade diese Herren Offiziere waren diejenigen, die manchen 
guten Antifaschisten in den Tod getrieben haben." (5. 459) 

Die Straßengruppe 574 in Berlin-Friedrichshain schlägt folgende 
Ergänzungen zur Resolution vor: 

"Die Straßengruppe ist sich darüber einig, daß ein bestimmter Teil 
der kleinen Pgs nicht so harmlos war, wie sie es heute gern scheinen 
möchten. Ein bestimmter Teil der Pgs waren die Denunzianten, die 
die Genossen in die Kz's gebracht und die Bevölkerung 12 jahrelang 
terrorisiert haben. Es sind die Pgs, die heute ein Heer von Rechtsan­
wälten gegen die Arbeitenden in Bewegung bringen und wo sie nur 
können, den Wiederaufbau sabotieren. Die Straßengruppe 574 Fried­
richshain empfiehlt folgendes zur Behandlung derPgs: 

Ein Urteil der Einstellung der Pgs zum demokratischen Aufbau ist 
z. Z. noch verfrüht. Sie sind der Meinung, daß die Pgs sich erst die 
volle berechtigen Einfügung (hier ist wohl gemeint: "die voll be­
rechtigte Einfügung", A. d. V. ) in die Gemeinschaft verdienen müs-
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sen. Zu diesem Zweck werden sie von den Arbeitsämtern erfaßt und 
von diesen zur praktischen Arbeit und zwar an der Trümmerbeseiti­
gung und am Aufbau des Verkehrs und der Produktionsstätten min- _ 
destens I Jahr beschäftigt. ( ... ) Diejenigen Pgs, welche sich wei­
gern, am Aufbau mitzuarbeiten, werden den aktiven Pgs gleichge­
stellt und als solche behandelt." (5. 516) 

Besonders wichtig ist auch die Kritik der "Sozialistischen Betriebs­
zelle" 273 der Feinmechanik GmbH in Babelsberg, die fordert, daß 
man die "großen" Nazis hängt, aber auch die "kleinen" nicht laufen 
läßt: 

"Die Auffassung über die Millionenmassen der Nazis, wie sie in 
dem Entwurf zur Resolution niedergelegt ist, entspricht nicht un­
serm Empfinden. Wir wollen nicht, daß man die Kleinen hängt und 
die Großen laufen läßt, aber wir wollen, daß man die Großen hängt 
lind die kleinen auch nicht laufen läßt. Wir sind nicht der Ansicht, 
daß die große Masse der Abzeichenträger als nominelle Pgs, sondern 
als Aktivisten zu betrachten sind. ( ... ) Wir können nur die als nomi­
nelle Pgs anerkennen, die, aus Angst und Verfolgung in die NSDAP 
getrieben, schon während des Krieges durch Agitation gegen Hitler 
oder Unterstützung Verfolgter aktiv mit uns gekämpft haben. Dieses 
festzustellen ist Aufgabe der Betriebs- und Straßengruppen oder der 
evtl. dafür eingesetzten Sonderausschüsse. Alle anderen Abzeichen­
träger sind Aktivisten und müssen als solche behandelt werden. Es 
ist heute noch lange nicht an der Zeit, daß wir diesen Aktivisten das 
Wahlrecht geben können, oder daß sie sogar gewählt werden könn­
ten. Wir stemmen uns mit allen Mitteln dagegen, daß sie in irgend­
einer antifaschistischen Organisation aufgenommen werden, weder 
in eine der politischen Parteien noch in den FDGB. Für uns waren 
die Hitler, Göring, Goebbels und Konsorten, die Männer, Frauen 
und Kinder zynisch ermorden und quälen ließen, keine politischen 
Führer, sondern eine gemeine Verbrecherbande, und die Mitglieder 
ihrer Partei, die ihrem Treiben Beifall klatschten, sind kriminell be­
lastet. Man soll niemals sagen, daß die einfachen Pgs unwissend wa­
ren. Sie alle kannten die Judengesetze, sie alle haben die Judensterne 
gesehen, die ihre Träger in gemeinster Weise kenntlich machten. 
Erinnern wir uns doch der Lokale und Geschäfte, bei denen der Ein­
tritt ,Juden und Hunden' verboten war. Sie alle kannten die KZ-

173 Das war ein Zusanunenschluß von sozialdemokratischen und konununistischen 
Arbeiterinnen und Arbeitern in einer Betriebsgruppe dieses Werks. 
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Lager und wußten, daß unsere Genossen dort zu Tode gefoltert wur­
den. Ihre persönliche Stellung, ihr persönliches Ich bestimmte ihre 
Solidarität mit den Verbrechern der Nazipartei. Das sind MeI!schen, 
die zu jeder anderen Zeit jedes gemeine Gift in sich aufnehmen wür­
den, selbst wenn es ihren Mitmenschen noch so viel Qual und Leid 
brächte, nur um ihr eigenes Leben schön zu gestalten. Diese nomi­
nellen Pgs, die nur ihr Nazitum ablegten, weil der Krieg unglücklich 
für sie zu Ende ging, erhofften ja bis zur letzten Stunde noch den 
Sieg Hitlers und bedauern noch heute ,insgeheim seine Niederlage. 
Wir appellieren an das proletarische Gewissen unserer Genossen. 
Hört ihr nicht mehr das Weinen der Mütter, Frauen und Kinder? 
Oder glaubt ihr vielleicht, daß irgendeiner der kleinen Pgs der Ha­
kenkreuzfahne den Rücken gekehrt hätte, wenn der Krieg anders 
ausgelaufen wäre?" (S. 572/573, Hervorhebungen RF) 

Alle diese Vorschläge und Kritiken wurden unseres Wissens nicht 
öffentlich dokumentiert. Wie bereits ausführlich gezeigt, hatte Wil­
helm Pieck schon in der "Deutschen Volkszeitung" vom 3.2. 1946 
derartige Kritiken und Proteste abgebügelt. 

Auf der Reichskonferenz selbst wird erstaunlicherweise ebenfalls 
nicht über den Resolutionsentwurf diskutiert, obwohl es - wie ge­
zeigt - eine Fülle von Eingaben und Beiträgen von KPD-Bezirks-, 
Orts- und Betriebsgruppen gab, die direkt ans ZK der KPD geschickt 
wurden. Der Resolutionsentwurf wurde mit relativ unbedeutenden 
Veränderungen, aber mit den falschen Passagen trotz der heftigen 
Kritik von der KPD-Basis von der Reichskonferenz verabschiedet 
und veröffentlicht.

274 
Dies wirft durchaus ein Schlaglicht auf die 

mangelnde innerparteiliche Demokratie in der KPD im März 1946.275 

174 Vgl. "Dokumente und Materialien zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewe­
gung", Reihe III, Band 1, S. 525 ff. 

m Vor ihrer inhaltlichen Kritik protestierte die KPD-Ortsgruppe Strausberg gegen 
die undurchsichtige Art der Einberufung der Parteikonferenz: 

"Bevor wir unsere Änderungsvorschläge formulieren, protestieren wir gegen die 
kurzfristige und nach unserer Auffassung undemokratische Durchführung dieser 
Konferenz. Bis heute ist uns durch die Kreisleitung ( ... ) noch keine Anweisung 
darüber zugegangen, ob und wieviel Delegierte von der Ortsgruppe zu dieser Kon­
ferenz zu wählen sind. Wir haben also keinerlei Gelegenheit, unsere Auffassung zu 
dieser Resolution persönlich zu vertreten. Wir sind durchaus Anhänger des von 
den Bolschewiki geschaffenen Pripzips des demokratischen Zentralismus, können 

Fortsetzung nächste Seite 
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Um eine Frage wird - wenn auch nur mit indirekter Polemik - auf 
der Reichskonferenz eine Debatte geführt, und zwar um die Frage 
des Hauptkettenglieds der Politik der KPD im demokiatischen­
Kampf. 

Ulbricht behauptet in einem Redebeitrag: 

"Unsere erste Aufgabe nach dem Sturz des Hitlerfaschismus war 
die Linderung der Not des Volkes und die Durchführung aller not­
wendigen Maßnahmen, um das Fundament für den demokratischen 
Aufbau Deutschlands und für die Sicherung des Friedens zu schaf­
fen." (S. 171, Hervorhebung RF) 

Ulbrichts "erste Aufgabe" sind in Wirklichkeit zwei Aufgaben. Die 
"Linderung der Not des Volkes" und der Allgemeinplatz "Durchfüh­
rung aller notwendigen Maßnahmen" werden als erste Aufgabe der 
KPD nach dem 8. Mai 1945 bezeichnet. Ulbricht erklärt damit sozu­
sagen deutsch-nationalistisch die Sorge um das Wohlergehen der 
deutschen Bevölkerung zum Hauptkettenglied der Politik der KPD. 
Das steht im direkten Gegensatz zu der richtigen These vom Haupt­
kettenglied Entnazifizierung. Auch der weitere Verlauf des Satzes 
und die nächsten Absätze retten Ulbricht nicht, denn dort werden nur 
Allgemeinplätze vertreten. Mit keinem Wort ist von der Entnazifizie­
rung als zentraler Aufgabe die Rede. 

Diese direkt geg~n eine radikale Politik der Entnazifizierung ge­
richtete These Ulbrichts kritisierten indirekt Kader der KPD in Rede­
beiträgen auf der Reichskonferenz. 

Die Genossin Gertrud Rast aus Hamburg geht in ihrer Selbstkritik 
zur Politik der KPD in Hamburg indirekt auch auf diese Position 
Ulbrichts ein. Ihre Selbstkritik richtet sich auch gegen Ulbricht, in­
dem sie klarmacht, daß das Hauptkettenglied die Entnazifizierung 
sein mußte, daß also keineswegs die "Leistungssteigerung" auf dem 
Gebiet der Produktion vorrangig war, um wirklich die Nazis bekämp­
fen zu können: 

Fortsetzung der Fußnote 

aber dieses Organisationsprinzip natürlich nur anerkennen, wenn die zentrale Poli­
tik der Partei durch demokratische Aussprache und daraus folgenden Beschlüssen 
geschaffen wird." (S. 601) 
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"Dann haben wir einen zweiten Fehler gemacht, indem wir in ei­
nigen Versammlungen die Parole der Leistungssteigerung verkündet 
haben, ohne dabei zu beachten, daß man die Leistung nicht steigern 
kann, ohne vorher die Denazifizierung durchgeführt zu haben, weil 
nämlich sonst die Leistungssteigerung nicht dem Volk zugute 
kommt, sondern sehr leicht nur dazu dienen kann, die Existenz der 
Nazis zu verbessern ( ... )" (S. 308). 

W. Koenen polemisiert zu Recht gegen die falsche These vom 
"Wiederaufbau", die unausgesprochen Ulbrichts Losung von der 
Hauptaufgabe "Linderung der Not des Volkes" zugrunde liegt: 

"Je klarer wir machen, daß es sich nicht um den Wiederaufbau, 
sondern um einen Neuaufbau handelt, um so stärker werden wir die 
Kräfte der fortschrittlichen Strömung im Ausland an unserer Seite 
spüren." (S. 336) 

Koenen stellt hier richtig der These vom "Wiederaufbau", die ja 
durch das Wörtchen "wieder" nahelegt, daß es keinen radikalen 
Bruch mit dem Alten, mit dem Nazismus geben wird, die These vom 
"Neuaufbau" entgegen, d. h. daß es darum geht, mit dem Nazismus 
zu brechen, ihn zu vernichten, um ein neues, demokratisches 
Deutschland aufzubauen. 

Eine direkte Kritik an Ulbrichts falscher These ist von Kadern der 
KPD, die an der Reichskonferenz teilnahmen, nicht zu finden. 

Auf der Berliner Funktionärskonferenz der KPD am 8. März 
1946 sagte Pieck hierzu eigentlich nichts Neues. Aber er reagiert auf 
seine Weise auf die oben geschilderte innerparteiliche Auseinander­
setzung, und zwar falsch. Er setzte die "Millionenmassen der einfa­
chen Nazis" gleich mit den "nichtaktivistischen Nazis" und hielt ein 
Plädoyer dafür, die nichtaktivistischen Nazis "normal" zu behandeln: 

"Wir wollen diesen Menschen die Möglichkeit geben, auf normale 
Weise wie jeder andere Bürger sich an der Aufbauarbeit zu beteili­
gen und auch an unserem Kampf gegen den Faschismus teilzuneh-
men. " 276 

Pieck setzt sich in seiner Rede dafür ein, daß die "Millionenmassen 
der einfachen Nazis" sich auf "normale Weise" an der Aufbauarbeit 

116 "Deutsche Volkszeitung", 12.::1. 1946. 
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"beteiligen" und "auch" am Kampf gegen den Faschismus teilneh­
men könnten. Der faule Punkt ist hier die Formulierung "auf normale 
Weise". Pieck setzt mit dem Versprechen einer "Normalität" für die_ 
große Masse der Nazis ein ganz falsches Signal. Das erforderliche 
harte Vorgehen gegen die Nazis, die Prüfung eines jeden einzelnen 
von ihnen hinsichtlich des Ausmaßes seiner Teilnahme an den Nazi­
Verbrechen, seine dementsprechende Bestrafung usw., all das wischt 
Pieck mit seinem Normalitäts-Appell beiseite. Wenn man nicht so 
verfahren würde, wie Pieck es für richtig hält, dann bestünde die Ge­
fahr, "die Millionenmassen der einfachen Nazis der Reaktion in die 
Arme zu treiben." Das ist ein fatales Argument. Denn Pieck erklärt 
damit faktisch, daß das Eintreten für eine konsequente Entnazifizie­
rungspolitik zur Stärkung der Reaktion führen würde. Pieck propa­
giert damit offen die grundsätzlich falsche Haltung, reaktionäres Be­
wußtsein und rückschrittliche Haltungen nicht konsequent zu be­
kämpfen, sondern davor zurückzuweichen und sich anzubiedern. 

Wichtig ist jedoch die Feststellung in den Ausführungen Piecks, 
daß die KPD immerhin keine Nazis aufnehmen wird, auch keine 
nominellen: 

"Das ist oft so ausgelegt worden, als ob wir mit der Aufhebung der 
Sondermaßnahmen gegen diese Leute ihnen gleichzeitig den Eintritt 
in eine der antifaschistisch-demokratischen Parteien ermöglichen. 
Wer das behauptet, entstellt unsere Bestrebungen." 

Interessant ist auch, daß Pieck mit folgender Frage konfrontiert 
wurde: 

"Wenn ,mir eben eine Anfrage heraufgereicht wurde, ob wir die 
nazistischen Kriegsversehrten auch den anderen gleichstellen wol­
len, so sage ich: hier trifft die gleiche Unterscheidung zu, wie wir sie 
für die Nazimitglieder in der Industriearbeit, in der Landwirtschaft 
usw. machen. Es geht hier darum, sehr sorglich zu prüfen, wo die 
Grenze zwischen den aktiven Nazis und den nominellen Nazimit­
gliedern zu ziehen ist." 

In einem Bericht über das Arbeitsprogramm der Opfer des Fa­
schismus wird richtig - mit anderem Akzent als bei Pieck - die Auf­
gabe gestellt, alle N azi -Verbrecher aufzuspüren, wobei Zitate aus 
einer Rede des Berliner Stadtrats Geschke angeführt werden: 

",Es gab in Deutschland sechs und eine halbe Million Pgs. Heute 
aber will es keiner gewesen sein. Wir werden nie vergessen, was wir 
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erlitten und durch wen. Wir suchen und finden sie ... Wir müssen 
die Mörder und Denunzianten fassen, wenn wir das nazis tische Gift 
ausrotten wollen.' 

Jeder muß dem Hauptausschuß helfen beim Suchen und bei der 
Entlarvung der aktiven Nazis und Denunzianten, bei der Überprü­
fungderjenigen, die nach der Niederschlagung der Nazis plötzlich 
den Wohnort wechselten, und derjenigen, die sich innerhalb der po­
litischen Parteien gegen die Einheit stellen." 2?1 

Die Vortragsdisposition NI'. 711946: "Kriegsverbrecher, aktivisti­
sche Nazis und nominelle Pgs" beginnt mit einer nicht klaren Dar­
stellung der Lage 1945, bei der es eigentlich nur um die Not, "Ver­
wüstungen" usw. in Deutschland geht. Zu den Verbrechen, die nur in 
allgemeinster Form aufgezählt werden, heißt es dann, zum Teil rich­
tig: "ihr endgültiges Ausmaß wird wohl erst nach vielen Jahren voll­
ständig zu übersehen sein." (S. 3) 

Die Vortragsdisposition orientiert sich stark am Beschluß der 
Blockparteien der SBZ über die "Bestrafung der Naziverbrecher" 
vom 30. Oktober 1945, der bereits besprochen wurde. 

Die Disposition enthält kaum etwas wirklich Neues, aber ein Punkt 
ist wichtig, nämlich der Abschnitt über "Die Notwendigkeit der Dif­
ferenzierung". Hier spürt man, daß zu der Diskussion in der KPD 
faktisch Stellung genommen wird. 

Zu Recht abgelehnt wird die Differenzierung in "Pgs und Nicht­
Pgs", da auch "Nicht-Pgs" Naziverbrecher sein konnten, ebenso die 
Unterscheidung in ,,,kleine' und ,große' Nazis", da beide Differen­
zierungen keinen Aufschluß über die tatsächliChe Beteiligung an Na­
ziverbrechen geben: 

"Andererseits gibt es auch viele sogenannte ,kleine' Nazis, die die 
Antifaschisten der Gestapo denunzierten und auslieferten. Es gibt 
viele ,kleine' Nazis, die ganz große Verbrechen auf dem Gewissen 
haben. Was hätten Hitler und Himmler tun können, wenn nicht 
zahllose ,kleine' Nazis alle ihre verbrecherischen Maßnahmen un­
terstützt und die vielen Untaten begangen hätten?" (S. 15) 

Als korrekte Differenzierung wird propagiert: 

117 "Deutsche Volkszeitung", 9. 10, 1945. 
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"Die einzige richtige Differenzierung ist die Differenzierung zwi­
schen aktiven und nichtaktiven Nazis (d. h. nominellen "Pgs".). 
Diese Differenzierung liegt· auch der bedeutungsvollen Entschlie­
ßung der Einheitsfront der antifaschistischen Parteien vom 30. Ok­
tober 1945 zugrunde. Diese Differenzierung ist richtig, weil sie die 
tatsächliche Lage der Vergangenheit und Gegenwart in Betracht 
zieht. Denn es kommt nicht darauf an, ob die ehemaligen NSDAP­
Mitglieder im Rang ,klein' oder ,groß' waren, sondern ob sie aktiv 
die verbrecherische Hitlerpolitik unterstützt haben oder nicht. Die 
Verhaltensweise der ehemaligen NSDAP-Mitglieder ist entschei­
dend." (S. 15/17) 

Nun wäre es wichtig gewesen, diesen entscheidenden Punkt, die 
tatsächliche Verhaltensweisen als Grundlage der Differenzierung und 
Beurteilung zu beleuchten, zu problematisieren, vor möglichen Fal­
len zu warnen usw. Doch dies geschieht nicht. 

Die Nazis werden aktuell in zwei Gruppen eingeteilt: Zum einen 
solche, welche begonnen hätten umzudenken und bereit seien, am de­
mokratischen Neuaufbau mitzuwirken. Zum anderen gäbt< es "immer 
noch viele", welche "die unverbesserlichen Nazis" seien, denen der 
schonungslose Kampf angesagt werden müsse. 

In einem weiteren Punkt wird nun aber gegen links polemisiert und 
ohne jeden echten Beleg behauptet: 

"Es gibt einige Antifaschisten, die diese Verschiedenheit des Ver­
haltens der Pgs. nicht sehen wollen und jede (?!) Differenzierung 
verneinen. Sie behaupten, ,alle müssen eingesp~rrt werden' . Sie 
kommen sich sehr radikal vor und bemerken dabei oft nicht, daß sie 
damit gewissen Kreisen die1len, die durch eine übermäßige Het­
ze (?/) gegen die nomi1lellen Pgs. ablenken wollen vom Kampf ge­
gen die Trust- und Konzernherren, die wahren Hilltermällner ulld 
Auftraggeber der Nazipartei." (S. 19, Hervorhebungen durch (?!) 
RF) 

Welche Antifaschisten "jede Differenzierung" der "Pgs" ablehnen 
und behaupten würden, "alle müssen eingesperrt werden", dies bleibt 
hier ohne Beweis. Statt dessen wird ein Zitat aus der Resolution "Die 
nächsten Aufgaben der KPD beim Neuaufbau Deutschlands" (als 
Entwurf veröffentlicht in der "Deutschen Volkszeitung" am 
16.2.1946, verabschiedet von der Parteikonferenz der KPD am 
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2./3. März 1946)278 nachgeschoben, in dem mit der bereits kritisierten 
Verdächtigung gearbeitet wird, "gewissen Kreisen" - gemeint sind 
die Helfershelfer der Reaktion - zu dienen. 

Als angebliche "Gefahr" wird dann herausgestellt, 

"die Stoßrichtung unseres Kampfes nicht gegen die Trust- und 
Konzernherren, die Hauptschuldigen unseres Unglücks (7!), zu 
richten, sondern gegen die Millionenmassen der nominellen Pgs., die 
in vielen Fällen bereits ehrlich mit dem Nazismus gebrochen ha­
ben." (S. 19, Hervorhebung durch (?!) RF) 

Das ist eine irreführende 'Polemik, da sie einen Gegensatz konstru­
iert, der so eben nicht besteht. Daß dabei "Millionenmassen" von 
Nazis bescheinigt wird, nur "nominelle" Mitglieder der Nazipartei 
gewesen zu sein, ist eine krasse Verharmlosung, da sie praktisch ei­
nen sehr großen Teil der Nazipartei freispricht von der Anklage der 
Teilnahme an den Nazi-Verbrechen, was der Realität der Beteiligung 
an den Naziverbrechen völlig widerspricht. 

Die Ausführungen der Vortragsdisposition münden dann - nicht 
zufällig mit einem Zitat von Pieck aus dein zuvor kritisierten Inter­
view "Die nichtaktiven Nazis" in der "Deutschen Volks zeitung" vom 
3.2.1946 versehen - in den Schmusekurs gegenüber den nominellen 
"Pgs" mit der folgenden falschen Begründung: 

"Die Aufgaben sind zu groß, als daß wir einen so beträchtlichen 
Teil unseres Volkes davon ausschließen können." (S. 21) 

Der Gedanke eines notwendigen Risses ünd Kampfes im "Volk" 
wird damit nicht zugelassen. Schließlich sollen die "Pgs" mit folgen­
dem Argument entlastet werden: 

"Aber ist ihre Schuld etwa größer als die der Soldaten, die aktiv 
den räuberischen Hitlerkrieg unterstützten? 

Daher erklärt die KPD: 

Wer heute aus den Reihen der nur nominellen Mitglieder der 
NSDAP ehrlich und aufrichtig mit uns gehen will, sei uns will­
kommen. Die Vergangenheit soll nicht als ständiger Ballast an 
ihm hängenbleiben. " (S. 21) 

2li Siehe dazu S. 262 ff in dieser Nununer. 
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Die Soldaten der Nazi-Wehrmacht, ob Mitglieder der Nazipartei 
oder nicht, die aktiv den räuberischen Krieg des Nazifaschismus un­
terstützten, machten sich damit ohne Zweifel schuldig. Die Mitglie- _ 
der der Nazipartei gehörten aber gerade jener verbrecherischen politi­
schen Partei an, die als lenkende politische und organisatorische 
Kraft überall an der Spitze stand bei der Durchführung der Verbre­
chen des Nazifaschismus. Die Verbrechen der Nazi-Wehrmacht als 
Entschuldigungsgrund für die "nominellen" Nazis anzuführen, ist 
daher wirklich demagogisch. 

Doch ist dies nur der Auftakt dafür, die "nominellen Mitglieder der 
NSDAP" schlichtweg "willkommen" zu heißen, falls sie "ehrlich und 
aufrichtig" kommen wollen, und sie mit dem Versprechen zu ködern, 
ihre Nazimitgliedschaft werde als "Ballast" entsorgt, ja ihnen wird 
die Absolution für "die Vergangenheit" angeboten, denn diese dürfe 
sie nicht als "ständiger Ballast" belasten. Eine solche "Vergangen­
heitsbewältigung" kurz nach dem Ende der Naziverbrechen ist uner­
träglich - erst recht in einer Schulungsbroschüre der KPD. 

Immerhin werden noch "die Gefahren der Tarnung" der Nazis er­
wähnt, aber diese Gefahr wird nicht als bedeutend angesehen, weil -
Zitat Pieck-Rede vom 3.2.1946 - "die Kraft unserer Bewegung so 
groß" sei, dem entgegenzutreten. 

Abschließend verwahrt sich die Vortragsdisposition noch dagegen, 
daß die KPD zu dieser Frage einen "neuen Kurs" fahre. 

Aber klar ist, daß die Resolution der KPD Mitte Februar/Anfang 
März 1946 und die Rede von Pieck von Anfang Februar 1946 in der 
KPD großen Widerspruch ausgelöst haben und offenkundig einen 
Schritt nach rechts bedeuteten. Kennzeichnend für die Vortragsdispo­
sition ist, daß zunächst einige Einwände aus der Diskussion aufge­
griffen und auch richtig wiedergegeben werden, dann aber unseriös 
gegen berechtigte Kritik polemisiert wird, die nicht korrekt wieder­
gegeben wird, um schlußendlich den Schmusekurs gegenüber den 
"nominellen Nazis" zu rechtfertigen. 

In Anton Ackermanns Referat auf dem 15. Parteitag der KPD im 
April 1946 ist unseres Wissens die einzige Stelle in Dokumenten 
oder Beiträgen führender Kader der KPD enthalten, wo im Zusam­
menhang mit den nominellen Nazis die ideologische Offensive ge­
gen die Nazi-Ideologie gefordert wird. 
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"Erst wenn dieser ideologische Kampf erfolgreich entfaltet sein 
wird, werden wir auch unsere Stellung zu den nicht aktiven Pgs in 
das richtige Verhältnis zu der grundlegenden Aufgabe b~ingen, 

nämlich zu der Aufgabe der Vernichtung des Faschismus in allen 
seinen Erscheinungen und bis in seine Wurzeln. Mit anderen Wor­
ten: Es kommt nicht nur darauf an, den ehemaligen nichtaktiven Pgs 
zu sagen, daß wir keinesfalls gedenken, sie zu vernichten, sondern 
ihnen eine Rückkehr in die demokratische Gemeinschaft ermögli­
chen wollen; es kommt vor allem darauf an, den Nazi, der noch in 
vielen von ihnen steckt, gründlich auszutreiben. ,,279 

Dies auf dem Parteitag vor den Genossinnen und Genossen der 
KPD festzustellen, ist die eine Sache. Eine andere Sache aber ist es, 
diese Position in der tagtäglichen Praxis unter den großteils noch 
rückständigen und ideologisch noch sehr weitgehend reaktionär ein­
gestellten Massen und gegenüber der pausenlosen Hetze der Reaktion 
durchzusetzen, wobei die nominellen Nazis einen nicht geringen Teil 
auch unter den werktätigen Massen ausmachten. 

3. Ausblick: Nach Gründung der SED 

Im "Aufruf des Blocks der antifaschistischen Parteien und des 
Landesverbandes Sachsen des FDGB zum Volksentscheid über die 
Übergabe von Betrieben VOll Kriegs- und Naziverbrechern in das 
Eigentum des Volkes u vom 25. Mai 1946 wird im Zusammenhang 
mit den nominellen Nazimitgliedern die Frage aufgeworfen und be­
antwortet: 

"Warum werden nominelle Nazimitglieder gewisse gewerbliche 
Betriebe zurückerhalten? 

Weil wir damit bekunden wollen, daß die großen Nutznießer des 
Krieges bestraft werden sollen und nicht die damaligen kleinen 
Mitläufer." 280 

279 "Bericht vom 15. Parteitag der KPD", S. 107, Hervorhebungen RF. 

2&0 Zitiert nach: "Um ein antifaschistisch-demokratisches Deutschland", S.283, 
Hervorhebung RF. 
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Gerade diese Gegenüberstellung ist falsch: Hier "die großen Nutz­
nießer", da "die damaligen kleinen Mitläufer", als ob es nur "die gro­
ßen Nutznießer" zu bestrafen galt. Damit distanziert sich die SED_ 
faktisch auch von der Politik der sowjetischen Besatzungsmacht und 
den Entnazifizierungsbeschlüssen der Alliierten überhaupt, die Be­
strafung und Sühnemaßnahmen keineswegs nur für die vergleichs­
weise wenigen "gr~ßen Nutznießer", sondern auch für die große Zahl 
"nicht so großer" und "kleiner" Nutznießer vorsahen. 

Im ,,Beschluß des Parteivorstands der SED "SED und nominelle 
Pgs U281 vom 20. Juni 1946 wird zunächst auf die Erfolge bei der Ent­
nazifizierung in dem Jahr seit Zerschlagung des Nazifaschismus ver­
wiesen. Ebenso wird bekräftigt: 

"Die Sozialistische Einheitspartei Deutschlands erklärt auch wei­
terhin ihre Entschlossenheit, unnachgiebig den Kampf zur Unschäd­
lichmachung der hitlerschen Kriegsverbrecher und Naziaktivisten zu 
führen, die sich durch ihre Taten gegen das eigene Volk und gegen 
andere Völker als Feinde der Menschheit offenbart haben. Sie müs­
sen aus dem Leben des deutschen Volkes ausgeschaltet werden." 282 

Im Mittelpunkt des Beschlusses stehen aber die "nominellen" Mit­
glieder der Nazipartei. Die ganze Passage dazu lautet: 

"Auch die nominellen Mitglieder der NSDAP haben auf Grund ih­
rer Mitgliedschaft zur Nazipartei einen Teil Schuld und Mitverant­
wortung für die verbrecherische Hitlerbande auf sich geladen. In 
dem verflossenen Jahre haben aber zahlreiche ehemalige einfache 
Mitglieder der Hitlerpartei in den Gemeinden und Städten loyal 
beim demokratischen Wiederaufbau mitgearbeitet. Sie haben damit 
bekundet, daß ihre frühere Einstellung falsch war, andere sind auf 
dem Wege, anzuerkennen, daß sie nur durch die Eingliederung in die 
demokratische Ordnung und durch eigene praktische Mitarbeit wie­
der gutmachen können, was sie in der Vergangenheit an Schuld auf 
sich geladen haben. 

181 Diesem Beschluß war vorangegangen, daß nach Entscheid der Landesverwal­
tung von Sachsen die ehemaligen nominellen Mitglieder der Nazipartei an der 
Volksabstimmung über die Enteignung der N azi- und Kriegsverbrecher teilnehmen 
konnten, was die SED in ihrem Beschluß nachträglich ausdrücklich begrüßte. 

281 "SED und nominelle Pgs", Beschluß des Parteivorstandes der SED vom 20. Juni 
1946, in: "Dokumente der SED", Band I, S. 52. 
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Auf Grund dieser Erwägungen hält die Sozialistische Einheits­
partei Deutschlands den Zeitpunkt für gekommen, das Problem der 
Eingliederung der Massen der ehemaligen einfachen Mitglieder 
und Mitläufer der Nazipartei in den demokratischen Äujbau 
Deutschlands einer Lösung zuzuführen. Alle früheren einfachen 
Mitglieder der Nazipartei, die nicht besonders belastet sind und 
sich als aktive Mithelfer an der neuen demokratischen Ordnung be­
tätigen, sollen als Staatsbürger anerkannt und behandelt werden. ,,281 

Hier fällt auf, daß in einem Atemzug und im selben Zusarnmen­
hang mit den "nominellen Mitgliedern" der Nazipartei ohne Unter­
scheidung, ohne begriffliche Abgrenzung und Definition mehrere 
Begriffe aneinandergereiht werden, als ob diese alle das gleiche be­
sagen würden: 

- "nominelle Mitglieder" der Nazipartei; 

- "einfache Mitglieder" der Nazipartei; 

- "einfache Mitglieder der Nazipartei, die nicht besonders belastet 
sind"; 

- "Mitläufer". 

Wenn es wirklich nur um die nominellen Mitglieder der Nazipartei 
geht, ist unklar, warum hier nicht durchgehend nur von nominellen 
Mitgliedern die Rede ist. Oder aber es sind nicht nur die nominellen 
Mitglieder gemeint, dann wäre es nötig, klar auszusprechen, wer oder 
was mit dem jeweiligen Begriff gemeint ist. 

"Nominelles Mitglied" besagt, daß die betreffende Person als Mit­
glied der Nazipartei eingeschrieben ist, sich aber über seine Mitglied­
schaft hinaus nicht aktiv nazistisch betätigt hat. 

"Einfache Mitglieder" der Nazipartei sind nicht einfach identisch 
mit den nominellen Mitgliedern. Dies besagt eigentlich nur, daß die 
betreffende Person keine leitende Funktion in der Nazipartei gehabt 
hat. Ein "einfaches Mitglied" der Nazipartei konnte aber selbstver­
ständlich nazistisch sehr aktiv und auch direkt an Nazi-Verbrechen 
beteiligt gewesen sein und war dies sehr häufig auch. Daher ist es ein 

'" Ebenda, S. 52/53, fette Hervorhebungen RF. 
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folgenschwerer Fehler, die "einfachen Mitglieder" pauschal als "no­
minelle Pgs" zu behandeln. 

In der Aufzählung folgt der Begriff "einfache Mitglieder der Nazi-' 
partei, die nicht besonders belastet sind". Hier wird deutlich, daß der 
Parteivorstand der SED ein Problem bei den "einfachen Mitgliedern" 
sah, die teilweise sogar sehr erheblich mit Nazi-Verbrechen "bela­
stet" waren. Die Einschränkung auf "nicht besonders belastete" Nazis 
macht die Sache aber auch nicht viel besser. Denn diese sollen gemäß 
dem Beschluß des SED-Parteivorstands gleich wie die nominellen 
Nazis behandelt werden und möglichst rasch als Staatsbürger aner­
kannt und behandelt werden. Gegen die "nicht besonders belasteten" 
Nazis waren aber viel schärfere Sühnemaßnahmen erforderlich als 
gegen die nur nominellen Nazis. Um so unverständlicher ist, daß sich 
die SED nach nur einem Jahr seit der militärischen Zerschlagung des 
Nazifaschismus dafür einsetzte, diese als Staatsbürger anzuerkennen 
und zu behandeln. Auch dies war unserer Meinung nach ein falsches 
Signal. 

Indem nun zusätzlich auch noch die "Mitläufer" aufgezählt werden, 
wird die Konfusion nahezu perfekt. Denn unter Nazi-"Mitläufer" 
wird gemeinhin jemand verstanden, der ohne überzeugter Nazi zu 
sein, aus Anpassungssucht, Karrierismus, Sorge um die eigene Haut 
usw. bei den Nazis mitgemacht hat. Das kann bis zum direkten "Mit­
laufen" bei Naziverbrechen reichen. Dabei muß beachtet werden, daß 
das gesamte System der nazistischen Organisiemng darauf angelegt 
war, möglichst viele, ja möglichst alle direkt in die Teilnahme an 
nazistischen Verbrechen einzubinden. 

In dem Beschluß "SED und nominelle Pgs" wird "zahlreichen 
ehemaligen einfachen Mitgliedern" der Nazipartei bescheinigt, daß 
sie loyal beim demokratischen Wiederaufbau mitarbeiten würden, an­
dere seien auf dem besten Wege, dies ebenfalls zu tun. Offenbar wird 
hier nicht die Gefahr gesehen, die gerade von dieser riesigen Masse 
ehemaliger Nazi-Mitglieder für den demokratischen Wiederaufbau 
ausgeht. Vor irgendeiner Gefahr wird nicht gewarnt, nicht zur er­
höhten Wachsamkeit im Kampf für die vollständige Entnazifizienmg 
aufgemfen. Es gibt keine Richtlinien und Hilfestellungen für diesen 
komplizierter werdenden und verschärft zu führenden Kampf. 

Das Kriterium der "loyalen Mitarbeit" reicht bestimmt nicht aus. 
Denn mit diesem Kriterium war nicht wirklich zu entscheiden, ob 
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sich bei den betreffenden ehemaligen Mitgliedern der Nazipartei tat­
sächlich ein antinazistisches Bewußtsein herausgebildet hatte, oder 
ob diese "Loyalität" nicht einfach aus Anpassung erfolgte, umjn der 
SBZ mit dem Strom zu schwimmen. Gefordert waren andere Kriteri­
en, vor allem der aktive Kampf gegen die Nazis, die Hilfe bei der 
Entlarvung der nazistischen Kräfte, das Eingeständnis und die Auf­
klärung über die eigene Mitschuld.

284 

m einer Kolumne des "Neuen Deutschland", dem Zentralorgan 
der SED, heißt es in der Ausgabe vom 7.6.1946: 

"Die Kleinen und die Großen 

Die IGeinen hängt man, die Großen - sitzen in Nümberg. Solche 
und ähnliche Gedanken trüben heute vielfach den Blick der kleinen 
Nazis für den neuen Tag. Diese ehemaligen Bürger erster Klasse 
schauen meist scheel nach Nürnberg, wo sich das bisher noch ganz 
erträgliche Geschick der ersten Garnitur so lange hinauszögert. ( ... ) 

Für uns ist das Problem der kleinen Pgs durchaus nicht klein. Das 
wird schon aus der Tatsache klar, daß acht Millionen Deutsche un­
mittelbar in der Nazipartei und ihren Gliederungen organisiert wa­
ren. ( ... ) 

,.. Im "Sozialistischen Bildungsheft" NI. 8/1946 vom 1.10.1946 mit dem Titel 
"Unser Kampf gegen die Hetze der Reaktion" wird versucht, eine Definition dafür 
zu geben, wer "fortschrittlich" ist, und die Frage zu beantworten: Wer ist heute 
reaktionär?": 

"Wer durch sein Handeln den Frieden festigen hilft und den demokratischen Neu­
aufbau Deutschlands fördert, ist fortschrittlich, selbst wenn er vielleicht in man­
chen untergeordneten Fragen altmodische Ansichten vertritt. Wer aber militaristi­
sche und imperialistische Bestrebungen verfolgt und den demokratischen Neuauf­
bau schädigt, verzögert oder kompliziert, ist ein Reaktionär, unabhängig davon, ob 
er dabei schöne Reden führt oder nicht." ("Unser Kampf gegen die Hetze der Re­
aktion", "Sozialistische.Bildungshefte", Nr. 8, 1946, S. 2) 

Es wird nicht näher ausgeführt, was "manche untergeordnete Fragen" sein sollen. 
Der Begriff "altmodisch" klingt auch eher nach Verharmlosung, da es sicherlich 
nicht um die Hutmode oder ähnliches ging. Vor allem aber kann diese Formel auch 
eine Brücke sein, bei den ehemaligen Nazis und sonstigen Reaktionären ideolo­
gisch nicht mehr so genau hinzusehen und sie nur danach zu beurteilen, ob sie sich 
aktuell loyal verhalten. Das bedeutet, den nötigen harten ideologischen Kampf 
hintanzustellen. 
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Wir sind der Meinung, daß kein ehemaliger Pg Mitglied einer anti- . 
faschistischen Partei werden soll, bevor nicht in Nümberg die Auf­
deckung aller faschistischen Untaten abgeschlossen ist. Wir hoffen, 
daß dieses Prinzip auch bei den anderen Parteien voll zur Anwen­
dung kommt. Das·ist besonders deshalb notwendig, weil die kleinen 
Pgs immer wieder versuchen, bei den antifaschistischen Parteien 
unterzuschlüpfen, indem sie sich als Demokraten ausgeben, ohne die 
geringste Spur einer Wandlung zu zeigen. 

Das mag für viele Pgs, die nicht mehr Schuld auf sich geladen ha­
ben als so mancher V g, 2B5 hart sein. Nach diesem einen Jahr des 
Wartens mögen sie auch weiterhin Geduld zeigen. Schließlich muß­
ten wir uns, ehe wir in den Wiederbesitz unserer staatsbürgerlichen 
Rechte kamen, zwölf Jahre gedulden. Die nominellen Pgs können 
aber überzeugt sein, daß wir es als eine deutsche Angelegenheit (?!) 
betrachten, ihnen die· gleichen Rechte einzuräumen, sobald es die 
Verhältnisse erlauben." 28' 

Hier wird zwar im Ansatz versucht, gegen die Vorstellung "Die 
Kleinen hängt man, die Großen sitzen in Nürnberg" anzukämpfen. 
Aber es ist nur ein Ansatz, der im weiteren verdorben wird. Ausge­
hend von einer deutsch-nationalistischen Grundposition ("deutsche 
Angelegenheit") wird im Kern den· "nominellen" Mitgliedern ver­
sprochen, daß ihnen bald die gleichen Rechte wie den antinazisti­
schen Kräften eingeräumt werden. Zudem wird der falsche Begriff 
von den "kleinen Pgs" übernommen, ja es wird ihnen sogar die 
Möglichkeit der Aufnahme in die antifaschistischen Parteien in naher 
Zukunft schmackhaft gemacht. Beide Positionen bedeuten eine Auf­
weichung der Entnazifizierung. 

Es wird in diesem Artikel zu Recht davor gewarnt, daß viele Nazis 
versuchen, in den antifaschistischen Parteien unterzutauchen. Und es 
wird der Zeitjaktor eingebracht, aber eher zur Beruhigung, statt als 
Hinweis auf einen notwendig längeren Zeitraum einer konsequenten 
Entnazifizierung: Die Antifaschisten mußten 12 Jahre auf ihre Rechte 

m "Vg" ist die Abkürzung für "Volksgenosse", ein nazifaschistischer Ausdruck für 
alle, die als zur "Volksgemeinschaft" zugehörig eingeschätzt werden, ohne "Pg", 
d. h. "Parteigenosse", also Mitglied der Nazipartei zu sein. Es war ein Fehler, daß 
die SED diesen Nazi-Begriff in der eigenen Propaganda verwendet. 

'" "Neues Deutschland", 7.6.1946, Hervorhebung durch (?1) RF. 
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warten, so die Argumentation des Artikels, da werden die Nazis sich 
nach "diesem einen Jahr des Wartens" auch noch ein wenig gedulden 
können. 

Kurze Zeit später wird dann im "Neuen Deutschland" vom 
20.6.1946 ein Gesetzentwurf der SED zu den Gemeindewahlen ab­
gedruckt. Dieser behandelt, wer zur Wahl zugelassen wurde und wer 
nicht. Ausdrücklich ausgeschlossen waren die Mitglieder der SS, des 
SD und der Gestapo, aber untere Funktionäre der SA und der 
NSDAP durften wählen (untere Funktionäre der NSDAP, das sind 
gerade die von Rudenko im Nürnberger Prozeß so prägnant als 
wichtige "kleine Nazis" beschriebenen Blockleiter).287 Die SMAD hat 
diesen Vorschlag der SED bewilligt, dieser war auch Grundlage für 
den Volksentscheid in Sachsen. Es war also klar, daß auch Nazi­
Funktionäre wählen durften. 

Im "Neuen Deutschland" vom 2.7.1946 wurden die Wahlergebnis­
se des Volksentscheids in Sachsen abgedruckt.288 Von den Wahlbe­
rechtigten waren zirka die Hälfte, also 1,8 Millionen ehemalige Mit­
glieder der NSDAP.289 Das Fazit dieses Artikels lautet: Das Wahler­
gebnis sei ein erster sichtbarer Beweis, daß diese "Pgs" mit der Ver­
gangenheit brechen. Und: "Die Mehrheit von ihnen hat die Prüfung 
bestanden". Richtige Stimmabgabe heißt Bruch mit dem Nazismus, 
so das "Neue Deutschland" - etwas zu einfach die Gleichung, wenn 
die Handlungsanleitung für die Entnazifizierung wirklich heißt: "Je 
weiter man geht, desto besser." 

Zwei Tage später, am 4.7.1946, erschien im "Neuen Deutschland" 
"Unser Leitartikel - Der Volksentscheid und die nominellen Pgs" 
von A. Ackermann. Ackermann analysiert das Wahlergebnis des 
Volksentscheids in Sachsen im Hinblick auf die ehemaligen "Pgs": 

287 Im "Neuen Deutschland" vom 1. 9.1946 wird Rudenkos Schlußrede im Nürn­
berger Prozeß geschildert. Es wird richtig die verbrecherische Rolle gerade der 
Blockleiter herausgestellt, die jedoch nach dem Vorschlag der SED bei den Ge­
meindewahlen in der SBZ wählen durften! 

'" 3,67 Mio. waren wahlberechtigt, 3,46 Mio. Stimmen insgesamt abgegeben, 
gültig: 3,25 Mio.; mit "Ja" stimmten: 2,68 Mio. == 77,7 %, mit "Nein": 0,57 Mio. == 
16,5 %, (ungültig: 204657 == 5,8 %). ("Neues Deutschland", 2.7.1946) 

,,, "Neu es Deutschland", 4.7.1946. 
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"Zweifellos wäre dieses Resultat nicht möglich gewesen, hätte 
nicht ein beträchtlicher Teil der ehemaligen Pgs mit ,Ja' abgestimmt. 
Das gilt es zu erkennen und offen auszusprechen. 

Die ehemaligen Mitglieder der NSDAP stellen zusammen mit ih­
rem Familienanhang auch im Lande Sachsen die gute Hälfte aller 
Abstimmungsberechtigten dar: ( ... ) unserer Meinung nach will es 
schon etwas heißen, wenn in so relativ kurzer Zeit nach dem Zu­
sammenbruch des ,Dritten Reiches' das Gros der ehemaligen nomi­
nellen Pgs in geheimer und freier Abstimmung eine solche Ent­
scheidung gegen Hitler, seine verbrecherische Politik und seine akti­
ven Helfer und Hintermänner trifft. C ... ) 

Es besteht auch kein Zweifel, wer von den ehemaligen Pgs in 
Sachsen mit ,Ja' abstimmte und wo die etwa 16 Prozent Neinsager 
zu suchen sind. Mit ,Ja' gestimmt haben die unbelasteten ehemali­
gen NSDAP-Mitglieder: vor allem die Eisenbahner, Postler, Lehrer, 
kleinen Geschäftsleute und viele ähnliche Kreise, die Überhaupt 
nicht freiwillig, sondern nur unter politischem, moralischem und vor 
allem wirtschaftlichem Druck einmal den Aufnahmeschein für die 
NSDAP ausgefüllt haben. Ferner die enttäuschten und betrogenen 
kleinen Nachläufer, die auf die nationale und soziale Demagogie 
(vor allem auf die zeitweise mit höchster Lautstärke betriebene anti­
kapitalistische Demagogie) der Hitler, Goebbels und Ley hereinge­
fallen waren, die also als Betrogene zum Mitläufer des Faschismus 
wurden und nun, da die fürchterlichen Ergebnisse dieser Verbre­
cherherrschaft vorliegen, sich voll ehrlichen Abscheus davon abkeh­
ren. 

Der Volksentscheid in Sachsen gegen die Kriegs- und N aziverbre­
eher war für die ehemaligen nur nominellen Pgs der (?!) Prüfstein. 
Hier hatten sie die Gelegenheit, mit der Vergangenheit zu brechen 
und das Anrecht auf die Eingliederung in die demokratische Ge­
meinschaft zu erwerben. Die Mehrheit von ihnen hat die Prüfung be­
standen." 290 

Dieser Argumentation Ackermanns ist in mehrerer Hinsicht zu wi-
dersprechen: . 

Erstens kann das Wahlverhalten der ehemaligen NSDAP-Mitglie­
der nicht als eine Entscheidung gegen "Hitlers verbrecherische Poli-

'00 Ebenda, Hervorhebung durch (?!) RF. 
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tik" gewertet werden, weil die Motive der Abstimmung ja unklar 
sind. Es ist davon auszugehen, daß ein beträchtlicher Anteil der Stim- . 
men aus purem Opportunismus mit "Ja" abgegeben wurden, weil 
man sich dadurch Vorteile versprach. Jedenfalls kann Ackermann 
dies nicht einfach ausschließen. 

Zweitens: Es ist völliger Unsinn, diese eine Entscheidung - ein 
Kreuzehen auf einem Stimmzettel! - gar zu dem Prüfstein zu erklä­
ren und zu behaupten, es habe für die ehemaligen NSDAP-Mitglieder 
mit der Stimmabgabe die "Gelegenheit" bestanden, mit der Vergan­
genheit zu brechen" und gar zu schlußfolgern, die "Mehrheit von 
ihnen" hätte damit "die Prüfung bestanden". 

Diese Einschätzungen sind wiederum ein Beispiel für eine extreme 
Beschönigung der Realität durch Kader der SED, um sich so bei re­
aktionären Teilen der Massen anzubiedern. 

Drittens: Die ganze Passage ist in vielfacher Weise eine Beschöni­
gung dieser Nazis. Sie traten natürlich in den meisten Fällen keines­
wegs nur unter Zwang in die Nazipartei ein, sondern weil sie sich 
Vorteile versprachen. Sie waren auch keineswegs irgendwelche gut­
meinenden, eigentlich antikapitalistisch eingestellten Leute. Sie 
kannten allesamt genau die rassistisch-antisemitische "Herrenmen­
schen"-Hetze der Nazis. Es ist ebenfalls aus der Luft gegriffen und 
falsch, ihnen allen "ehrlichen Abscheu" zu bescheinigen. Sehr viel 
kritischer wurden die Ergebnisse der Wahlen zur Enteignung der 
Kriegsverbrecher in Sachsen übrigens von der SMAD kommen­
tiert.291 

'91 Zwar wird der Volksentscheid als Erfolg der SED eingeschätzt, dann heißt es 
aber auch: 

,,3. Die 16,5 %, die dagegen gestimmt haben, repräsentieren die Reaktion sowie 
rückständige Schichten, die sich noch im Schlepptau der Reaktion bewegen, .die 
der Sowjetunion feindlich gesinnt ist; denn es war offenkundig, daß das Referen­
dum auf Anweisung und mit direkter Unterstützung der sowjetischen Militärbe­
hörden durchgeführt wurde. 

4. Ein gewisser Teil der Bevölkerung sprach sich für die Enteignungen der Unter­
nehmen von Nazi- und Kriegsverbrechern nicht aus tiefer innerer Überzeugung, 
sondern aus Furcht vor möglichen Folgen im Falle des Scheiterns des Volksent­
scheid aus: Verschärfung des Besatzungsregimes, Senkung der Nahrungsmittelra­
tionen usw." ("Memorandum S. Tjulpanovs für M. Suslov über den Ausgang des 

Fortsetzung nächste Seite 
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Oelßners Stellungnahme im "Neuen Deutschland" vom 13.8.1946 
bietet im Vergleich mit Ackermanns zuvor besprochenem Leitartikel 
vom Juli 1946 nichts Neues. Allerdings diente dieser Artikel der_ 
Schulung der SED. Ein interessanter Aspekt ist jedoch enthalten: 
Eine bürgerliche Zeitung brachte die Meldung, "daß eine SED­
Ortsgruppe die ehemaligen Mitglieder der NSDAP zu ihrer Ver­
sammlung einladet". Oelßner weist dies nicht als Verleumdung zu­
rück. Er argumentiert, daß man die Millionen (! 7) von nominellen 
Mitgliedern der.Nazi-Partei nicht ignorieren dürfe, daß man sie auch 
brauche: 

"Unser Land kann auf die Mitarbeit dieser Millionenarmee nomi­
neller Pgs nicht verzichten. Sie sind aus dem wirtschaftlichen, politi­
schen C!) und kulturellen Leben nicht auszuschalten. (. .. ) 

Besondere Bedeutung erlangt die Frage bei den bevorstehenden 
Gemeindewahlen in der sowjetischen Besatzungszone. Viele ehe­
malige Nazis haben da~ Stinunrecht erhalten." '92 

Selbstverständlich mußten die Nazis politisch ausgeschaltet wer­
den, etwa in den verschiedenen demokratischen Ausschüssen, Ko­
mitees usw., und insgesamt war überhaupt klar, daß Nazis eben 
nichts mitzuentscheiden haben durften. Oelßner vermengt demago­
gisch die verschiedenen Bereiche: Wirtschaftlich durften und mußten 
die Nazis arbeiten, politisch mußte aber klar sein, daß sie ausge­
schaltet werden müssen, wenn der Kampf zwischen Antinazisten und 
Nazis bis zum Letzten ausgetragen werden soll. 

Im "Neuen Deutschland" vom 16.10.1946 wird dann ganz offen 
die Parole propagiert: "Die SED steht auf dem Standpunkt, daß die 
Großen hängen müssen, die Kleinen aber eine Chance haben sollen." 
Hier geht es jetzt schon nicht mehr um "nominelle" Mitglieder der 
Nazipartei, sondern um die "Kleinen" im allgemeinen, die von der 
SED pauschal freigesprochen werden. 

In der "Erklärung des Zentralsekretariats der SED allS Anlaß der 
Hinrichtungen in Niimberg" vom 16.10.1946 heißt es: 

Fortsetzung der Fußnote 

Volksentscheids in Sachsen" (Auszug) vom 9. Juli 1946, in: Bonwetsch: 
"Sowjetische Politik in der SBZ 1945-1949", Bann 1998, S. 49) 

m "Neues Deutschland", 13.8.1946, Hervorhebung durch (I) RF. 
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"Nie wieder darf es reaktionären Kräften gelingen, unsere neu er­
rungenen demokratischen Freiheiten und Einrichtungen zu zerstören. 
Damit aber jede Gefahr gebannt wird, darf die Hinrichtung in,Nürn­
berg nur der Anfang der Abrechnung mit allen große1l Pgs und ihren 
Hintermännern in der Industrie und Landwirtschaft sein. Nicht einer, 
der an einer hervorragenden oder leitende1l Stelle im Staat oder in 
der Wirtschaft unter Hitler stand, darf seiner gerechten Strafe entge­
hen. ( ... ) 

Der Vollzug der Gerechtigkeit an Göring und seinen Komplicen 
sollte gleichzeitig allen ehemaligen nominellen Mitgliedern der 
NSDAP Anlaß zu einer ernsten Gewissensprüfung sein. Wer jetzt 
nicht auch innerlich den Bruch mit dem Ungeist des Faschismus 
vollzieht, der wird sich bei unserer neuen demokratischen Entwick­
lung selbst lebensunfähig und unglücklich machen. 

Alle diejenigen, die 1lur irrte1l, wo ihre Führer Verbreche1l be­
gingen, sollten nach dem Nürnberger Prozeß und seinem Schlußakt, 
der Exekution, den Willen zu einem neuen und besseren Leben be­
weisen. ( ... ) 

Eine der Aufgaben, die sich die Sozialistische Einheitspartei 
Deutschlands gestellt hat, besteht darin, die nominellen Mitglieder 
der NSDAP, nach der vorgesehenen gesetzlichen Prüfung, in unser 
demokratisches Volksganzes (?!) einzugliedern und ihnen auch die 
staatsbürgerlichen Rechte zu geben, ohne die es freie Menschen 
nicht gibt. 

Man kann heute bereits sagen, daß viele dieser kleinen Pgs sich im 
Aufbau bewährt haben." 2.3 

Auch hier wird einseitig die Aufmerksamkeit nur auf die Nazi­
Hauptverbrecher und Hauptkriegsverbrecher gelenkt, als ob es zwi­
schen diesen und den "nominellen Pgs" keine anderen Nazi-Verbre­
cher gegeben hätte. 

Der Abschluß des Nürnberger Prozesses hätte demgegenüber Anlaß 
sein müssen, zum. verstärkten Kampf für die Entnazifizierung auf 
allen Ebenen und in allen Bereichen aufzurufen, insbesondere auch 
zur Fortsetzung der Bestrafung und Sühnemaßnahmen all der Nazis 
in mittleren und unteren Positionen, ja egal in welcher Position, wel-

'" "Neu es Deutschland", 16.10.1946, Hervorhebung durch (?!) RF. 
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ehe durch ihre Mitwirkung die beispiellosen Nazi-Verbrechen bis hin 
zum Völkermord erst ermöglicht haben. 

Die Anklage in Nürnberg warf die Frage nach der Verantwortlich- ' 
keit der sogenannten "einfachen Parteimitglieder" nicht auf.2

'
4 Dies 

bedeutet aber nicht, daß diese Verantwortlichkeit nicht bestand, ge­
schweige denn, daß es'nunmehr nur noch darum hätte gehen müssen, 
geflüchtete Hauptkriegsverbrecher zu ergreifen und abzuurteilen. 

Das Zentralsekretariat der SED bescheinigt den "nominellen Nazis" 
weitgehend, daß sie "nur irrten", während "ihre Führer Verbrechen 
begingen". Damit wird der völlig falsche Gedanke nahegelegt, daß 
eigentlich nur die Führer Verbrechen begangen hätten. 

Falsch ist die Feststellung, daß die "nominellen Nazis" möglichst 
rasch die staatsbürgerlichem Rechte erhalten sollten, "ohne die es 
freie Menschen nicht gibt", gerade so, als ob es Aufgabe der SED 
sei, diese ehemaligen Nazis aus ihrer selbst verschuldeten und zu 
Recht bestehenden Lage zu "befreien". 

Aus "nominellen Mitgliedern" werden unter der Hand im nächsten 
Absatz "kleine Pgs", was dazu dient, nicht nur fälschlicherweise den 
"nominellen Mitgliedern" Staatsbürgerrechte in Aussicht zu stellen, 
sondern dies auch noch auszudehnen auf "kleine Pgs", also auf Mit­
glieder der NSDAP, die lediglich keine Funktionäre waren, aber in 
vielen Fällen Verbrechen begangen hatten, daran beteiligt waren oder 
diese unterstützt haben. Gänzlich unangebracht ist auch der schmei­
chelnde Tonfall in diesem faktischen Plädoyer für jene Mitglieder der 
Nazipartei, die sich angeblich bereits nach so kurzer Zeit so weitge­
hend beim "Aufbau" bewährt hätten. 

Hier wird wiederum ignoriert, daß dieser Einsatz - selbst wenn er 
denn in diesem Ausmaß bestand, wie das ZK der SED hier behauptet 
- keineswegs ein ausreichendes Kriterium für eine antifaschistische 
Grundhaltung war. 

294 Der sowjetische Hauptankläger Rudenko erklärte dazu: "Diese Beweise reichen 
voll aus, um die gesamte Hitlerpartei zu einer verbrecherischen Organisation, im 
Sinne des Artikels 9 des Statuts des Internationalen Militärgerichtshofes, zu erklä­
ren. Die Anklage wirft jedoch nicht die Frage nach der Verantwortlichkeit der 
einfachen Parteimitglieder auf ( ... )." ("Die Gerechtigkeit nehme ihren Lauf!", 
S. 162/163) 
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Der einzige namentlich gezeichnete Artikel von Paul Merker zur 
Entnazifizierung ist im "Neuen Deutschland" vom 5.11. 1946 abge­
druckt. Bezeichnend ist, daß er sich als einziger Kader deI- KPD 
überhaupt die wichtige Aufgabe vornimmt, die Kontrollratsdirektive 
Nr. 38 zu erläutern und auf die eigene Praxis' anzuwenden. 

Doch auch Merker hat sich in diesem Artikel der kompromißleri~ 
sehen Linie und Politik der SED erheblich angepaßt, wenn er bei den 
westlichen Alliierten kritisiert, 

"daß die wirklichen Verbrecher freigesprochen und in Amt und 
Würden belassen wurden, während man kleine nominelle Nazis auf 
das schärfste verurteilte." 295 

Richtig wäre es gewesen, das Vorgehen gegen die "kleinen" Nazis 
zu unterstützen, die Verschärfung des Vorgehens gegen diese weiter­
hin zu fordern, und soweit die "Großen" freigesprochen wurden, 
dieses Vorgehen konkret und hart zu kritisieren. 

Völlig aus der Luft gegriffen ist Merkers Behauptung, daß die Zu­
gehörigkeit zur Nazipartei "in vielen Fällen erzwungen" worden sei. 
Das war eindeutig nicht der FaU, und Merker mußte dies eigentlich 
auch wissen. 

Zusammenfassung 

Unbestreitbar ist, daß in der KPD 1945 die Position vorhanden war, 
die Entnazifizierung maximal durchzuführen, den Gegensatz zwi­
schen Nazis und Anti-Nazis bis zum Letzten auszutragen. Das zeigen 
hervorragende Ausführungen, etwa in Artikeln der "Deutschen 
Volkszeitung". Hier war eine Fülle von wichtigen und richtigen Po­
sitionen zu finden, die auf der Linie des Stalinschen Mottos. zur Ent­
nazifizierung liegen: "Je weiter man gehen wird, desto besser", und 
die Bestrafung und Aburteilung aller Nazis entsprechend ihrer be­
gangenen Verbrechen und ihrer Schuld fordern. 

,,, "Neu es Deutschland", 5.11. 194(>. 
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Im Gegensatz zu diesen richtigen Ansätzen stehen von Anfang an 
rechte Positionen, insbesondere auch führender Kader der KPD, die 
ebenfalls in der "Deutschen Volkszeitung" verbreitet wurden. Die_ 
gegensätzlichen Auffassungen haben sich deutlich anhand folgender 
Kriterien feststellen lassen: 

• Konsequent antinazistische Positionen stellten richtig fest, daß 
die Verbrechen des Nazifaschismus unmöglich ohne die Mitwirkung 
der Millionenzahl sogenannter "kleiner" Nazis hätten durchgeführt 
werden können und daher alle Nazis (außer denjenigen, welche trotz 
formeller Nazi-Mitgliedschaft nachweislich den Kampf gegen den 
Nazifaschismus unterstützt haben) verbrecherische Schuld auf sich 
geladen haben und bestraft werden mußten. Daher entspricht es der 
konsequent antinazistischen Position, die Unterscheidung zwischen 
"kleinen" und "großen" Nazis überhaupt abzulehnen. Dagegen unter­
scheiden die kompromißlerischen Positionen zwischen "nominellen", 
"kleinen" und "großen" Nazis, um einseitig die Hauptschuld der so­
genannten "großen" Nazis zu betonen und andererseits die große 
Masse der Nazis von der Schuld an den Nazi-Verbrechen weitgehend 
zu entlasten, sie von der politischen Unterdrückung und Bestrafung 
weitgehend zu befreien. 

• Konsequent antinazistische Positionen stellten richtig fest, daß 
es sü:h bei den Millionen von Nazi-Mitgliedern und -Anhängern kei­
neswegs einfach um "betrogene" oder gar "gutmeinende" und "idea­
listische" Menschen handelte, denen man nur ihre Augen über den an 
ihnen begangenen Betrug öffnen müsse. Denn diese Nazimassen 
kannten die verbrecherischen, völkermordenden Ziele und Taten des 
Nazifaschismus. Sie beteiligten sich aus innerer Übereinstimmung, 
aus eigener Raubgier, aus Karrierismus oder sonstigen üblen Grün­
den auf diese oder jene Weise an der Realisierung der Naziverbre­
chen, sie waren insofern allesamt "kriminell belastet". Dagegen be­
scheinigten die kompromißlerischen Positionen der Masse der Nazis, 
mehr oder weniger aus gutem Glauben heraus gehandelt zu haben 
und durch den an ihnen begangenen Betrug nahezu auch "Opfer" des 
Nazifaschismus geworden zu sein, die so bitter "enttäuscht" worden 
selen. 

• Konsequent antinazistische Positionen stellten richtig fest, daß 
die Entnazifizierung auf politischem Gebiet gemäß Stalins Formulie­
rung "Je weiter man gehen wird, desto besser" gerade auch Zeit 
braucht, um wirklich überall vor Ort, in jedem Betrieb, in allen In-
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stitutionen, allen Dörfern usw. die Nazi-Verbrecher aufzuspüren und 
gemäß ihrer Schuld zu bestrafen. Damit war auch, so wurde betont, 
jede voreilige "demokratische" Teilhabe von Nazis an politischer 
Selbstverwaltung oder Wahlen unvereinbar. Die kompromißlerische 
Position dagegen war bestrebt, das Verhältnis zur Masse der Nazi­
Mitglieder möglichst rasch zu "normalisieren", sie so rasch wie 
möglich vom "ständigen Ballast" ihrer Nazi-Vergangenheit zu 
"befreien". Dabei sollte als Kriterium der Haltung zu ihnen primär 
auch nicht ihre Nazi-Vergangenheit genommen werden, sondern -
den Gegensatz zwischen antinazistischen und nazistischen Kräften 
verkleisternd - vordergründig ihre Loyalität gegenüber dem wirt­
schaftlichen und politischen Neuaufbau. 

Die Analyse der wichtigsten Beschlüsse der KPD bzw. der SED hat 
gezeigt, daß die rechten, kompromißlerischen Positionen sich weit­
gehend auch in den Parteibeschlüssen niedergeschlagen haben und 
vor allem von führenden Kadern der KPD bzw. SED wie Pieck, Ack­
ermann und Oelßner vertreten wurden. 

Wir haben aber auch festgestellt, daß gegen die Durchsetzung die­
ser rechten, kompromißlerischen Positionen von Anfang an Wider­
stand innerhalb der Reihen der KPD, von einzelnen Orts- und Be­
triebsgruppen der KPD, aber auch von einzelnen KPD-Mitgliedern 
geleistet, sehr richtige Kritik und berechtigter Protest geäußert wur­
de. 

Bezeichnend ist, daß es aber eine echte Debatte mit lebendigem 
"Hin und Her" über die gegensätzlichen Positionen weder öffentlich 
noch intern gegeben hat. Damit wurde eine wichtige Chance gründ­
lich vertan. 

Bezeichnend für die öffentliche Debatte 1945 ist, daß sich Kader 
der KPD, wie z. B. Paul Merker, die früher an anderer Stelle richtige 
Positionen vertreten haben, nicht öffentlich und namentlich in diese 
Debatte eingeschaltet und dann sogar selbst inhaltlich nachgegeben 
haben. 

Sehr negativ zu beWerten ist, daß die Vertreter der rechten Auffas­
sungen, mithin entscheidende Teile der Parteileitung, nicht bereit 
waren, sich einer offenen und öffentlichen Debatte zu stellen. Sofern 
die berechtigten Kritiken veröffentlicht wurden, wurden sie mit dem­
agogischen Winkelzügen "widerlegt" oder für "unpolitisch" erklärt. 
Intern ist - etwa auf der Parteikonferenz der KPD Anfang März 1946 
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- keinerlei Auseinandersetzung mit den Kritiken feststellbar, die fak­
tisch vertuscht wurden. 

Die Verabschiedung der kompromißlerischen Resolution der Par- . 
teikonferenz vom März 1946 ohne Rücksichtnahme auf eine Fülle 
berechtigter Kritiken und Anträge von der Parteibasis stellt ohne 
Zweifel einen wichtigen negativen Einschnitt in bezug auf das 
HauptkettengliedEntnazifizierung dar, wodurch dann auch die Hal­
tung der SED ab April 1946 sehr weitgehend bestimmt wurde. 

Es bleibt zu prüfen, ob und inwieweit richtige Positionen nochmals 
an Boden gewonnen haben, als 1947/48, ausgehend von der SMAD, 
weitere Maßnahmen der Entnazifizierung durchgeführt wurden. 
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Verlag Olga Benario und Herbert Baum

Der Verlag Olga Benario und Herbert Baum wurde ge-
gründet, um eine Lücke zu schließen, die in den letzten Jahren
immer deutlicher wurde.
Es geht darum, einen Verlag zu schaffen, der parteiisch ist, sich
bewußt auf die Seite der Verdammten dieser Erde stellt
und deshalb sein Verlagsprogramm internationalistisch ge-
staltet, als einen ersten Schritt für die solidarische Auswertung
und die Propagierung der Erfahrungen der internationalen re-
volutionären Kämpfe.
Es geht darum, durch die Gestaltung des Verlagsprogramms
ganz bewußt und solidarisch an die wirklichen kommunis-
tischen Traditionen anzuknüpfen, an die wirklich revolu-
tionäre internationale kommunistische Bewegung zur Zeit
von Marx und Engels, Lenin und Stalin, an die positiven Er-
fahrungen der antirevisionistischen Kämpfe gegen den
Chruschtschow- und Breschnew-Revisionismus.
Es geht darum, gegen die bürgerliche Wissenschaft die Tradi-
tion des wissenschaftlichen Kommunismus zu propagieren.
Deshalb ist der Nachdruck der grundlegenden Schriften des
wissenschaftlichen Kommunismus in verschiedenen Spra-
chen ein Schwerpunkt des Verlages.
Mit der Gründung und der Arbeit des Verlags Olga Benario und
Herbert Baum soll ein Beitrag geleistet werden, um im Kampf
gegen den Imperialismus überhaupt und den deutschen Impe-
rialismus insbesondere der Verwirklichung des Mottos von
Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht näher zu kommen:
„Nichts vergessen, alles lernen!“

+ + +
Olga Benario, geboren am 12.2.1908, kämpfte als Mitglied
des Kommunistischen Jugendverbandes Deutschlands (KJVD),
der Jugendorganisation der KPD, in der Weimarer Republik
gegen den aufkommenden Nazismus und gegen die regierende
reaktionäre Sozialdemokratie, gegen den deutschen Imperialis-
mus. Im April 1928 war sie führend an einer erfolgreichen be-
waffneten Aktion zur Befreiung eines bis zu seiner Verhaftung
illegal lebenden KPD-Genossen aus dem Berliner Polizeipräsi-
dium beteiligt.
Olga Benario flüchtete vor dem deutschen Polizeiapparat in
die Sowjetunion, wo sie zu einer wichtigen Mitarbeiterin der
Kommunistischen Internationale wurde. In deren Auftrag
ging sie 1935 nach Brasilien, um den Aufbau der KP Brasiliens
zu unterstützen.
1936 wurde Olga Benario in Brasilien verhaftet, an die Nazis
ausgeliefert und ins KZ Ravensbrück verschleppt, wo sie den
„gelben Stern“ tragen mußte. Trotz Folter und Kerkerhaft hat sie

keinerlei Aussagen gemacht – weder bei der Polizei des reaktio-
nären brasilianischen Regimes noch bei der Gestapo. Olga
Benario kämpfte als „Blockälteste“ im KZ Ravensbrück für
die Verbesserung der Überlebenschancen der Häftlinge und
gegen die Demoralisierung. Im April 1942 wurde Olga Benario
in der Gaskammer von Bernburg von den Nazis ermordet. 
Der Name Olga Benario steht
+ für den militanten und bewaffneten Kampf der kommunis-

tischen Kräfte, für den Kampf um die proletarische Revo-
lution;

+ für den praktizierten proletarischen Internationalismus;
+ für den konsequenten antinazistischen Kampf, der auch

unter den schlimmsten Bedingungen, selbst in einem Nazi-
KZ möglich ist.

Herbert Baum, geboren am 10.2.1912, war Mitglied des
KJVD und gründete 1936 mit anderen Antinazisten eine Wider-
standsgruppe, die später als Herbert-Baum-Gruppe bekannt
geworden ist. Die Herbert-Baum-Gruppe nahm mit jüdischen
Widerstandsgruppen und Gruppen von Zwangsarbeiterinnen
und -arbeitern aus anderen Ländern Kontakt auf und führte
mit ihnen gemeinsam einen illegalen Kampf gegen die Nazis.
Die Herbert-Baum-Gruppe organisierte Maßnahmen, um jü-
dische Menschen vor der Deportation und Ermordung in
Nazi-Vernichtungslagern zu retten.
Die militante Aktion der Herbert-Baum-Gruppe gegen die anti-
kommunistische Nazi-Ausstellung „Das Sowjetparadies“ am
13. Mai 1942 in Berlin, bei der ein Teil der Ausstellung durch
Brandsätze zerstört wurde, fand weltweit Beachtung. 
Einige Wochen später wurde Herbert Baum und fast alle anderen
Mitglieder der Widerstandsgruppe aufgrund Verrats verhaftet.
Herbert Baum wurde am 11. Juni 1942 von den Nazis durch
bestialische Folter ermordet, ohne etwas an die Gestapo preis-
gegeben zu haben.
Der Name Herbert Baum steht 
+ für die Organisierung einer internationalistischen antinazis-

tischen Front in Deutschland;
+ für den Kampf gegen den nazistischen Antisemitismus und

gegen den industriellen Völkermord der Nazis an 6 Millionen
Juden und Jüdinnen;

+ für den Kampf gegen den Antikommunismus und für die
Solidarität mit der sozialistischen Sowjetunion zur Zeit
Stalins.

Die Namen Olga Benario und Herbert Baum stehen für die
Tradition des antifaschistischen und revolutionären Kampfes
der wirklich kommunistischen Kräfte.
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W. I. Lenin /J. W. Stalin
Hauptmerkmale der 
Partei neuen Typs

In dieser Textzusammenstellung werden
grundlegende Merkmale der Kommunis-
tischen Partei gedrängt und sehr allge-
mein dargelegt. Es geht auch sehr detail-
liert vor allem um die so wichtige Frage,
wie innerparteiliche Demokratie unter den
Bedingungen der Illegalität, des strengs-
ten Zentralismus in der Kommunistischen
Partei maximal entwickelt und ausgedehnt
werden kann.

143 Seiten, Offenbach 2000, 5 €
ISBN 978-3-932636-22-6

Schriften des 
wissenschaftlichen Kommunismus

W. I. Lenin /J. W. Stalin
Über die Arbeiteraristokratie
Anhang: Marx und Engels über die
Arbeiteraristokratie im vormonopo-
listischen Kapitalismus

Eine besondere Schicht der Arbeiter-
klasse – die Arbeiteraristokratie – wird
mittels der Extraprofite, die die Imperia-
listen aus den Werktätigen anderer Län-
der herauspressen, bestochen. Die Texte
behandeln u.a. die ökonomischen Wur-
zeln und die Rolle der Arbeiteraristokra-
tie als soziale Basis des Opportunismus
in der Arbeiterbewegung, als Schrittma-
cher von Reformismus, Rassismus und
Chauvinismus.

115 Seiten, Offenbach 2001, 5 €
ISBN 978-3-932636-23-3

Marx, Engels, Lenin, Stalinds
Grundlegende Merkmale der
kommunistischen Gesellschaft

Im ersten Teil des Buches werden anti-
kommunistische Verleumdungen zurück-
gewiesen, die das Ziel des Kommunis-
mus als bloße Utopie verleugnen, die
nie zu erreichen ist. Es wird erklärt, daß
Kommunismus für die Ausgebeuteten
und Unterdrückten leicht zu begreifen,
logisch und vernünftig ist, daß Zielklar-
heit über die kommunistische Gesell-
schaft heute unerlässlicher denn je ist,
weil sie die nötige Kraft und Ausdauer für
den Kampf gegen den Klassenfeind gibt.
Denn der Feind ist noch stark und muss
erst besiegt und niedergeworfen werden,
denn der Kommunismus ist „das Einfa-
che, das schwer zu machen ist“.

Der zweite Teil besteht aus kommentier-
ten Auszügen aus den Werken von Marx,
Engels, Lenin und Stalin über grundle-
gende Merkmale der kommunistischen
Gesellschaft. Das Studium des wissen-
schaftlichen Kommunismus im Kampf
für den Kommunismus, im Kampf für den
Aufbau der Kommunistischen Partei an-
zuregen und zu unterstützen – das ist ein
Ziel dieses Buches.

96 Seiten, Offenbach 2004, 8 €
ISBN 978-3-932636-67-7

Schriften des 
wissenschaftlichen Kommunismus

Autorenkollektiv
J. W. Stalin 
Ein kurzer Abriß
seines Lebens und Wirkens

Unbestreitbar trug die sozialistische
Sowjetunion unter der Anleitung Stalins
den Hauptteil dazu bei, dass das nazifa-
schistische Deutschland besiegt wurde.
Stalin hat, bildlich gesprochen, Hitler das
Genick gebrochen! Allein aus diesem
Grund müssten alle demokratischen
Kräfte, die den Nazifaschismus hassen,
sich ernsthaft mit dem Leben und Werk
Stalins beschäftigen.

Vor allem ist unbestreitbar, dass Stalin
fast 30 Jahre an der Spitze der sozialis-
tischen Sowjetunion und der kommunis-
tischen Weltbewegung gestanden und
gewirkt hat. Gleichzeitig hat Stalin als
Theoretiker eine Reihe grundlegender
Werke und Schriften verfasst, die gerade
angesichts enormer Rückschläge der
kommunistischen Weltbewegung eine
starke Waffe im Kampf für die Revolution
sind und sein können.

Das Buch soll ein Beitrag sein, um mit
den bürgerlichen und antikommunisti-
schen Vorurteilen und Verleumdungen
aufzuräumen und inhaltsvolle Kentnisse
zu vermitteln, um ein vertiefendes Stu-
dium der Originalschriften Stalins zu er-
leichtern.

409 Seiten, Offenbach 2003, 15 €
ISBN 978-3-932636-65-3

Stalin Werke Band 1 bis 13
sowie die vorhandenen Schriften 
1934–1952, inklusive der
“Geschichte der KPdSU(B),
Kurzer Lehrgang”

CD-ROM, Offenbach 2003, 10 €
ISBN  978-3-932636-72-1

Buch inklusive CD: 22 €
ISBN 978-3-932636-73-8

Schriften und Texte des 
wissenschaftlichen Kommunismus



M. Glasser/A. Primakowski /B. Jakowlew
Studieren – Propagieren – Organisieren
Drei Texte zu den Arbeitsmethoden von
Marx, Engels, Lenin und Stalin aus den
Jahren 1948 und 1951

Kernpunkte der kommunistischen Ar-
beitsmethoden werden vor allem anhand
ihrer Umsetzung in der Praxis des revolu-
tionären Kampfes der Bolschewiki erläu-
tert. Es wird eine sehr genaue Anleitung
der kommunistischen Studienmethode
gegeben, mit dem Ziel, daß die theoreti-
sche Arbeit wirklich der Praxis dient.

170 Seiten, Offenbach 2001, 8 €
ISBN 978-3-932636-20-2

Béla Fogarasi
Dialektische Logik
mit einer Darstellung erkenntnis-
theoretischer Grundbegriffe (1953)

Béla Fogarasi arbeitet die wesentlichen
objektiven Gesetzmäßigkeiten des wis-
senschaftlichen, richtigen Denkens her-
aus, entlarvt gleichzeitig die Betrügereien
der Reaktion auf logischem Gebiet, die
damit die Ausbeutung verschleiert und
rechtfertigt, und schafft somit ein Instru-
ment für die Unterdrückten im Kampf
gegen Imperialismus und Ausbeutung.

430 Seiten, Offenbach 1997, 15 €
ISBN 978-3-932636-12-7

Texte des 
wissenschaftlichen Kommunismus

Unter der Redaktion von
Gorki, Kirow, Molotow,
Shdanow, Stalin, Woroschilow
Geschichte des
Bürgerkrieges in Rußland

Die Vorbereitung und Durchführung des
bewaffneten Oktoberaufstandes in den
wichtigsten städtischen Zentren, Petro-
grad und Moskau, der Verlauf der Revo-
lution an der Front und die Organisierung
und Sicherung der Revolution nach dem
siegreichen bewaffneten Oktoberaufstand
1917 – all das wird auf kommunistischer
Grundlage analysiert und in lebendiger,
detaillierter Art und Weise geschildert.

Band 1: Die Vorbereitung der proletarischen Revolution (1937)
Vom Beginn des Krieges 1914 bis Anfang Oktober 1917
540 Seiten, Offenbach 1999, 20 €, ISBN 978-3-932636-15-8

Band 2: Die Durchführung der proletarischen Revolution (1949)
Oktober 1917 bis November 1917
750 Seiten, Offenbach 1999, 25 €, ISBN 978-3-932636-16-5

Autorenkollektiv
Mao Tse-tung 
seine Verdienste – seine Fehler
Bei diesem zweibändigen Werk handelt
es sich um eine Einschätzung der Leh-
ren Mao Tse-tungs anhand seiner
Werke.
Im ersten Band wird die Zeitspanne von
1926 bis zum Sieg der antiimperiali-
stisch-demokratischen Revolution in
China 1949 behandelt. Es geht um Mao
Tse-tungs Positionen zur antiimperiali-
stisch-demokratischen Revolution, zum
Volkskrieg in China und um seine An-
sichten zur sozialistischen Revolution.

Im zweiten Band stehen die Einschätzung der Lehren Mao Tse-tungs in
der Zeitspanne vom Sieg der antiimperialistisch-demokratischen Revo-
lution in China 1949 bis zu seinem Tod 1976 im Mittelpunkt, vor allem
seine Ansichten zur sozialistischen Revolution und zur Diktatur des
Proletariats. Dabei wird auch auf Fragen der proletarische Kulturrevolu-
tion eingegangen.
In beiden Bänden werden die Ansichten Mao Tse-tungs sowohl gegen
die revisionistischen Fälscher als auch gegen seine falschen Freunde
kritisch ausgewertet.

Band 1: 1926 – 1949
400 Seiten, Offenbach 1997, 18 €, ISBN 978-3-932636-14-1
Band 2: 1950 – 1976
240 Seiten, Offenbach 2005, 13 €, ISBN 978-3-86589-036-8

Texte internationaler 
revolutionärer Erfahrungen

Autorenkollektiv
Zur „Polemik“
Die revisionistische Linie des XX. Partei-
tags der KPdSU (1956) und die grund-
legenden Fehler der berechtigten Kritik
der KP Chinas (1963)

Der „Vorschlag zur Generallinie der inter-
nationalen kommunistischen Bewe-
gung“, den die KP Chinas 1963 im
Kampf gegen die revisionistische Linie
des XX. Parteitags der KPdSU (1956)
veröffentlichte, hat die wesentlichen,
grundlegenden Fragen der programmati-
schen, strategischen und auch takti-
schen Arbeit der kommunistischen Be-
wegung in vielen Fällen treffend und
glänzend behandelt. Aber diese Doku-
mente haben auch gravierende Mängel
und Fehler. Die aufgeworfenen Fragen
der inhaltlichen Bestimmung des Kom-
munismus, der Diktatur des Proletariats
und der sozialistischen Demokratie, Fra-
gen der Zurückweisung der Verleumdun-
gen Stalins, Fragen der Ablehnung der
Theorie eines „friedlichen Weges“, Fra-
gen des Kampfes gegen den europäi-
schen Chauvinismus sind heute ebenso
aktuell wie damals. Es geht darum, all
den revisionistischen Verfälschungen
klare programmatische Grundlagen,
wirklich kommunistische Fundamente
entgegenzustellen.

630 Seiten, Offenbach 2003, 30 €
ISBN 978-3-932636-70-7

+ + +

Zu diesem Titel sind ergänzende Materialien-Bände erschienen:

Dokumente zum des Kampfes der Kommunistischen Partei
Chinas gegen den modernen Revisionismus 1956 – 1966

Teil I:   Dokumente aus den Jahren 1956 – 1963
346 Seiten, Offenbach 2002, 28 €, ISBN 978-3-932636-44-8
Hardcover: Offenbach 2002, 53 €, ISBN 978-3-932636-62-2

Teil II:  Die Polemik über die Generallinie der
internationalen kommunistischen Bewegung (1963)
320 Seiten, Offenbach 2002, 25 €, ISBN 978-3-932636-46-2
Hardcover: Offenbach 2002, 50 €, ISBN 978-3-932636-64-6

Teil III: Dokumente aus den Jahren 1963 – 1966
320 Seiten, Offenbach 2002, 25 €, ISBN 978-3-932636-46-2
Hardcover: Offenbach 2002, 50 €, ISBN 978-3-932636-64-6

Texte internationaler 
revolutionärer Erfahrungen



Die Selbstkritik der KP Indonesiens im Kampf gegen
den „friedlichen Weg“ der modernen Revisionisten
Fünf wichtige Dokumente des Politbüros des ZK der PKI von 1966/67

Die KP Indonesiens erlitt 1965 eine katastrophale Niederlage. Das im Ok-
tober 1965 an die Macht gelangte faschistische Suharto-Regime schlach-
tete im Auftrag des Imperialismus und der einheimischen Ausbeuterklas-
sen Hunderttausende Kommunistinnen und Kommunisten und andere
fortschrittliche, antiimperialistische Menschen hin. Inmitten der blutigen
Konterrevolution 1965/66 unterzog die PKI daraufhin ihre Linie einer tief-
gehenden selbstkritischen Analyse. Die Linie der Vorbereitung auf angeb-
lich mögliche „zwei Wege der Revolution”, auf den angeblich „friedlichen
Weg” und den nichtfriedlichen Weg, wurde dabei als Keim der Fehler der
KP Indonesiens in den revolutionären Kämpfen von 1945 bis 1965 er-
kannt.
Die 1966 vom Politbüro des ZK der PKI vorgelegte Selbstkritik ist ein bis
heute herausragendes Dokument des Kampfes gegen den modernen Re-
visionismus. Denn es ist das historische Verdienst dieser Selbstkritik, den
„friedlichen Weg” der modernen Revisionisten und das Konzept der „zwei
Wege” von Grund auf verworfen und die gewaltsame Revolution als allge-
meingültige Gesetzmäßigkeit verteidigt zu haben. Zugleich war die Selbst-
kritik der PKI eine nötige Kritik, wenn auch nicht namentlich, an grundle-
genden Fehlern der berechtigten „Polemik” der KP Chinas (1963) gegen
die revisionistische Linie des XX. Parteitags der KPdSU (1956).
Im Zentrum der Selbstkritik der PKI steht die prinzipielle Haltung zur ge-
waltsamen Revolution und zum Staatsapparat der herrschenden Klassen.
Darüber hinaus geht es um grundlegende Fragen der antiimperialistisch-
demokratischen Revolution in Indonesien wie die Frage des Volkskriegs,
die Notwendigkeit einer tiefgehenden Agrarrevolution und die besondere
Haltung zur „nationalen Bourgeoisie”.

148 Seiten, Offenbach 2005, 8 €, ISBN 978-3-86589-037-5

Autorenkollektiv
Kritik des Buches von Enver Hoxha
„Imperialismus und Revolution“

Enver Hoxhas 1979 veröffentlichtes Buch „Imperialismus und Revolution“
ist das zentrale Werk, das die Abkehr der Partei der Arbeit Albaniens vom
wissenschaftlichen Kommunismus zeigt. Das Kernstück der vorliegenden
Kritik ist der genaue Beweis, daß Hoxha bei seinen Angriffen auf Mao Tse-
tungs Linie in der chinesischen volksdemokratischen Revolution die Linie
Lenins und Stalins angreift und gleichzeitig oft wörtlich nur wiederholt,
was korrupte revisionistische Professoren in der Sowjetunion Breschnews
gegen Mao an Lügen und Verfälschungen fabriziert haben. Vor allem aber
ist diese Arbeit ein Teil der unbedingt nötigen Auseinandersetzung mit der
Geschichte der kommunistischen Weltbewegung in der Zeitspanne vor
1989, vor Gorbatschow. Anhand von vier Themenkomplexen zeigt die
Analyse von Hoxhas Buch, daß im Grunde der moderne Revisionismus,
der nach wie vor die Hauptgefahr für eine sich neu formierende wirklich
kommunistische Weltbewegung ist, der eigentliche Adressat der Kritik ist:
Ein grundlegend falscher Standpunkt zu den Problemen der demokrati-
schen Etappe der chinesischen Revolution • Revisionistische Positionen
zu Grundfragen der Entwicklung des Sozialismus und Kommunismus •
Eine grundlegend falsche Linie im Kampf gegen den Imperialismus • Ein
grundlegend falsches Herangehen an die Einschätzung Mao Tse-tungs,
der KP Chinas und der chinesischen Revolution.

264 Seiten, Offenbach 2005, 15 €, ISBN 978-3-86589-012-2

Texte internationaler 
revolutionärer Erfahrungen

Autorenkollektiv
Der XX. Parteitag der KPdSU 1956
Ein revisionistisches und konterrevolutionäres Programm (Materialien
und Diskussionsbeiträge) und „Programmatische Erklärung der Revo-
lutionären Kommunisten der Sowjetunion (Bolschewiki)“ von 1966
(Auszug)

+ + +

in russischer Sprache:

106 Seiten, Offenbach 2002, 6 €, ISBN 978-3-932636-47-9

in französischer Sprache:

Le XXe congrès du PCUS en 1956
Programme du révisionnisme et de la
contre-révolution (matériel et contributi-
ons à discussion) et “Proclamation – 
Programme des Communistes Révolu-
tionnaires Soviétiques (Bolcheviques)“ 
de 1966 (extraits)

176 Seiten, Offenbach 2005, 8 €
ISBN 978-3-86589-005-4

in türkischer Sprache:

120 Seiten, Offenbach 2004, 8 €, ISBN 3-932636-75-2

in italienischer Sprache:

II XX° Congresso del PCUS del 1956
Programma del revisionismo e della con-
trorivoluzione (materiali e contributi alla
discussione) e “Dichiarazione program-
matica dei Comunisti Rivoluzionari
dell’Unione Sovietica (Bolscevichi)” del
1966 (estratto)

108 Seiten, Offenbach 2006, 8 €
ISBN 978-3-86589-004-7

Texte internationaler revolutionärer
Erfahrungen in anderen Sprachen

Zur Geschichte Afghanistans
Ein Land im Würgegriff des Imperialismus

Über die Kriegspolitik des deutschen
Imperialismus in Afghanistan

Dieser Sammelband enthält Texte, die
die Rolle Afghanistans im Expansions-
streben des Kolonialismus und Imperia-
lismus beleuchten. Da sich der deutsche
Imperialismus seit dem Oktober 2001 am
imperialistischen Aggressionskrieg gegen
Afghanistan beteiligt, ist dieses Land für
alle, die sich in Deutschland dieser impe-
rialistischen Kriegspolitik entgegenstellen
wollen, besonders wichtig geworden.

Autorenkollektiv: „Über die Kriegspolitik des deutschen Imperialismus
gegenüber Afghanistan“ (2001) • Friedrich Engels: „Afghanistan“
(1857) • Großen Sowjet-Enzyklopädie „Afghanistan“ (1950) • KP Afgha-
nistans/ML (Aufbauorganisation): „Der Sozialfaschismus ist der Feind
unseres Volkes“ (1978) • Generalunion afghanischer Studenten im Aus-
land (GUAfS): „Afghanistan – die Unterwerfung der Nation“ (1981)

289 Seiten, Offenbach 2002, 15 €, ISBN 978-3-932636-48-6

Der UN-Teilungsplan für Palästina und
die Gründung des Staates Israel
(1947/48)

Anhang: PLO-Charta von 1968 
mit kritischen Anmerkungen

Eine wirkliche politische Einschätzung
der Situation im Krieg zwischen Israel
und den palästinensischen Autonomiege-
bieten ist ohne geschichtlichen Hinter-
grund unmöglich. Hierbei ist der
entscheidende Knotenpunkt die Debatte
über den 1947 unter Federführung der
damals sozialistischen Sowjetunion
vorgeschlagenen Plan zur Gründung
zweier Staaten. Der Plan wurde aufge-

stellt, nachdem eine gemeinsame Staatsgründung als gescheitert an-
gesehen werden mußte. Wesentliche Basis dieser Vorschläge waren
vor allem die Erfahrungen des Befreiungskrieges gegen Nazideutsch-
land und auch grundsätzliche Überlegungen über die Geschichte der
jüdischen und der palästinensischen Bevölkerung.

Enthält u.a. die Resolution der UNO-Generalversammlung vom 29.11.
1947 über den UN-Teilungsplan für Palästina, die Rede des Delegier-
ten der UdSSR vor der UNO am 14.5. und 26.11.1947 und die Große
Sowjet-Enzyklopädie: „Israel“ (1952).

120 Seiten, Offenbach 2002, 8 €, ISBN 978-3-932636-52-3

Zu diesem Titel ist ein ergänzender Materialien-Band erschienen:

Dokumente zum Studium der Palästina-Frage (1922 – 1948)

180 Seiten, Offenbach 1997, 10 €, ISBN 978-3-932636-32-5
Hardcover: Offenbach 1997, 35 €, ISBN 978-3-932636-59-2

Dokumente und Analysen



Die Rote Fahne
Zentralorgan der Kommunistischen
Partei Deutschlands (Sektion der
Kommunistischen Internationale)

Begründet von Karl Liebknecht
und Rosa Luxemburg

Reprint 1929 – Februar 1933
Hardcover-Bände im Format DIN A3

Eine wichtige Lehre aus dem Kampf der
KPD in der Zeit von 1929 bis 1933 ist
ohne Zweifel, daß in einem Land wie
Deutschland neben dem vorrangigen
Kampf um die Gewinnung der Mehrheit

der Arbeiterinnen und Arbeiter für die proletarische Revolution und den
Kommunismus auch mit großem Kräfteaufwand der demokratische
Kampf gegen die Nazi-Ideologie und den Chauvinismus geführt wer-
den muß mit dem Ziel, die kleinbürgerlichen Massen wenn schon nicht
zu gewinnen, so doch wenigstens zu neutralisieren. Im Bewußtsein
dieser schwierigen Probleme muß man die Linie der KPD von 1929 bis
1933 genau analysieren, ihre Fehler auch im Sinne einer Selbstkritik
wissenschaftlich-rücksichtslos im richtigen Rahmen aufdecken und
gleichzeitig mit den Genossinnen und Genossen „unserer KPD“, mit
ihrem praktischen Kampf und Einsatz, solidarisch sein.

1/1929, 1.080 Seiten, Offenbach 2005, 95 €, ISBN 978-3-86589-018-4
2/1929, 534 Seiten, Offenbach 2005, 70 €, ISBN 978-3-86589-019-1
3/1929, 1054 Seiten, Offenbach 2005, 95 €, ISBN 978-3-86589-020-7
4/1929, 1054 Seiten, Offenbach 2005, 95 €, ISBN 978-3-86589-021-4

1/1930, 1206 Seiten, Offenbach 2005, 95 €, ISBN 978-3-86589-022-1
2/1930, 1140 Seiten, Offenbach 2005, 95 €, ISBN 978-3-86589-023-8
3/1930, 1144 Seiten, Offenbach 2005, 95 €, ISBN 978-3-86589-024-5
4/1930, 990 Seiten, Offenbach 2005, 95 €, ISBN 978-3-86589-025-2

1/1931, 1064 Seiten, Offenbach 2005, 95 €, ISBN 978-3-86589-026-9
2/1931, 886 Seiten, Offenbach 2005, 90 €, ISBN 978-3-86589-027-6
3/1931, 604 Seiten, Offenbach 2005, 70 €, ISBN 978-3-86589-028-3
4/1931, 888 Seiten, Offenbach 2005, 90 €, ISBN 978-3-86589-029-0

1/1932, 970 Seiten, Offenbach 2005, 95 €, ISBN 978-3-86589-030-6
2/1932, 1128 Seiten, Offenbach 2005, 95 €, ISBN 978-3-86589-031-3
3/1932, 580 Seiten, Offenbach 2005, 70 €, ISBN 978-3-86589-032-0
4/1932, 598 Seiten, Offenbach 2005, 70 €, ISBN 978-3-86589-033-7

1/1933, 452 Seiten, Offenbach 2005, 70 €, ISBN 978-3-86589-034-4

Gesamtausgabe (17 Bände), zusammen ca. 15.300 Seiten,
Offenbach 2005, 1.480 €, ISBN 978-3-86589-048-1

Texte zu Deutschland und 
dem deutschen Imperialismus

Texte zu Deutschland und 
dem deutschen Imperialismus

Autorenkollektiv
Die Verbrechen des deutschen Imperialismus im Ersten Weltkrieg

In diesem Buch werden die Verbrechen des deutschen Imperialismus
im imperialistischen Weltkrieg 1914 – 1918 zusammengestellt. Der Ver-
lauf des Ersten Weltkrieges und seiner Vorgeschichte – einschließlich
der antimilitaristischen Bewegung in Deutschland – wird im Zusam-
menhang mit der internationalen Lage und der Situation aller imperiali-
stischen Großmächte dargestellt. Ausführlich werden auch Parallelen
mit der heutigen sich zuspitzenden internationalen Lage thematisiert.

150 Seiten, Offenbach 2004, 8 €, ISBN 978-3-932636-92-9

Autorenkollektiv
Rosa Luxemburg, Karl Liebknecht
und das revolutionäre Programm
der KPD (1918)
Mit dem Originalprogramm
der KPD von 1918

Sich mit dem kommunistischen Werk
Rosa Luxemburgs und Karl Liebknechts
auseinanderzusetzen, das ist für uns
keine Stubengelehrtheit, sonder die Ver-
pflichtung, den von ihnen gewiesenen
Weg des Kampfes gegen den deutschen
Imperialismus unter den heutigen Bedin-
gungen fortzuführen: Für den revolu-
tionären Bürgerkrieg zum Sturz der deut-
schen Bourgeoisie, für die revolutionäre
Diktatur des Proletariats und den Sozia-
lismus, für die wahrhaft revolutionäre
Kommunistische Partei des Proletariats,
für einen unversöhnlichen Kampf gegen
den Opportunismus und Reformismus,
für den Kampf gegen den verfluchten
deutschen Chauvinismus.

200 Seiten, Offenbach 2004, 10 €
ISBN 978-3-932636-74-5

Georgi Dimitroff
Gegen den Nazifaschismus

Die Herausarbeitung des Klassencharakters des Faschismus wird in
den Reden von Dimitroff vor dem VII. Weltkongress der KI verknüpft
mit einer Analyse von Besonderheiten des Nazifaschismus; es geht um
die Aufgaben der antifaschistischen Einheits- und Volksfront, die Di-
mitroff im Zusammenhang mit einer Kritik an taktischen Fehlern der
KPD im Kampf gegen die Nazis erläutert.

371 Seiten, Offenbach 2002, 20 €, ISBN 978-3-932636-25-7

Autorenkollektiv
1418 Tage
Der Krieg des deutschen Nazifaschismus gegen die Diktatur
des Proletariats in der Sowjetunion (22. Juni 1941 – 8. Mai 1945)

Im Mittelpunkt dieses Buchs steht der Befreiungskrieg der sozialisti-
schen UdSSR, ihrer Roten Armee, der sowjetischen Partisanen und
der Völker der UdSSR gegen den deutschen Imperialismus und seine
Nazi-Truppen mit ihren Verbündeten. Das Buch soll ein Beitrag sein,
die gewaltigen Erfahrungen des Kampfes der sozialistischen Sowjet-
union unter Führung Stalins, ihre politischen, ideologischen, militäri-
schen und auch ökonomischen Erfahrungen umfassend auszuwerten
und zu verteidigen.

220 Seiten, Offenbach 2006, 13 €, ISBN 978-3-86589-035-1

Autorenkollektiv
Marx und Engels über das reaktionäre Preußentum (1943)
Alfred Klahr
Gegen den deutschen Chauvinismus (1944)

In der ersten Schrift liegt der Schwerpunkt auf einem gedrängten
Überblick über Besonderheiten der deutschen Geschichte, über die
verbrecherische Geschichte des reaktionären preußischen Staates und
des deutschen Imperialismus. In der theoretischen Arbeit von Alfred
Klahr, die er 1944 im KZ Auschwitz verfaßt hat, steht die Mitschuld des
deutschen Volkes an den Verbrechen des Nazifaschismus im Mittel-
punkt, dessen Verpflichtung zur Wiedergutmachung sowie die solidari-
sche Kritik am Kampf der KPD gegen den deutschen Chauvinismus.

130 Seiten, Offenbach 1997, 5 €, ISBN 978-3-932636-13-4

Autorenkollektiv
Über den Widerstand in den KZs und
Vernichtungslagern des Nazifaschismus

Die vorliegende Untersuchung gibt einen Überblick über den Wider-
stand in den KZs und Vernichtungslagern des Nazifaschismus und tritt
dabei antikommunistischen Verleumdungen entgegen. Klargestellt
wird, daß trotz aller wichtiger Unterschiede zwischen der damaligen
und der heutigen Situation jeder revolutionäre Widerstand, jeder revo-
lutionäre Kampf vom Widerstand in den KZs und Vernichtungslagern
des Nazi-Regimes lernen kann und muß.

204 Seiten, Offenbach 1998, 13 €, ISBN 978-3-932636-34-9

Gudrun Fischer
„Unser Land spie uns aus“ 
Jüdische Frauen auf der Flucht vor dem Naziterror nach Brasilien

Jüdische Frauen in Brasilien erzählen über ihre Flucht aus Nazi-
deutschland. Ihre Erinnerungen sind bedrückend und schmerzlich, er-
mutigend und informativ. Jede verarbeitet die Flucht anders, und das
zeigt sich in ihren Berichten: sie sind ironisch oder trocken, mal kurz,
mal ausführlich. Daß Brasilien ihr „Wunschfluchtland“ gewesen ist, be-
hauptet keine der in diesem Buch interviewten Frauen. Aber es war
ihre einzige Chance.

220 Seiten, Offenbach 1998, 13 €, ISBN 3-932636-33-2
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Texte zu Deutschland und 
dem deutschen Imperialismus

Freies Deutschland
Illustrierte Zeitschrift der
antifaschistischen Emigration

erschienen in Mexiko von
November 1941 bis Juni 1946

Der Reprint umfaßt sämtliche erschiene-
nen Ausgaben der Zeitschrift. Die Neu-
herausgabe soll bei der gründlichen Dis-
kussion der dort aufgeworfenen Fragen
helfen. Auf über 1700 Seiten werden
unter anderem von führenden Schriftstel-
lerinnen und Schriftstellern der deutsch-
sprachigen Emigration eigene politische
und literarische Artikel, Vorabdrucke und
Buchbesprechungen sowie Beiträge an-
derer Antifaschisten, die ins Deutsche
übersetzt wurden, veröffentlicht.

Für die an der deutschen Exil-Literatur interessierten Leserinnen und
Leser ist die faksimilierte Neuherausgabe eine große Fundgrube an
hochinteressanten Texten. Von noch größerem Gewicht ist jedoch,
dass diese Zeitschrift von führenden Kadern der KPD, vor allem ab
1942 von Paul Merker, aber auch von Alexander Abusch geleitet
wurde. Beide waren Teilnehmer der „Berner Konferenz“ 1939, des 14.
Parteitags der KPD. Diese Zeitung bildet ein Zentrum der Westemi-
granten der KPD, die aus Europa weiter vor der Nazi-Expansion in Eu-
ropa nach Nord- und Südamerika geflohen waren. Die Führung der
KPD war in Moskau. Eine Reihe von mehr oder minder starken Grup-
pen der KPD operierte innerhalb Nazi-Deutschlands, viele davon in
den KZs.

Herausragend für die Zeitschrift „Freies Deutschland“ sind die Fülle
von Artikeln über die Nazi-Massaker in den besetzten Ländern und die
große und eigentlich sehr klare Betonung der großen Schuld der Mehr-
heit der deutschen Bevölkerung und auch der Mitschuld der deut-
schen Arbeiterklasse an den Verbrechen der Nazi-Massenmörder, an
den Verbrechen des deutschen Imperialismus.

Dabei spielt die Anklage gegen den nazifaschistischen Völkermord an
den europäischen Juden eine hervorragende Rolle. Der Kampf gegen
die Ideologie des Antisemitismus, für Entschädigungen an die Verfolg-
ten des Nazi-Regimes, gerade auch an die jüdischen Verfolgten, führte
auch zu Diskussionen, in denen insbesondere das Mitglied des ZK der
KPD Paul Merker sehr offensiv und im Kern richtig für materielle Ent-
schädigungen eintrat. Auch in dieser Hinsicht bieten die Seiten des
„Freies Deutschland“ (Mexiko) viel an Diskussionsstoff. Manche bösen
Entwicklungen in der SED wirken vor der entfalteten Argumentations-
kette Paul Merkers noch übler, die fehlende Gegenwehr kommunisti-
scher Kader gegen nationalistische und antisemitische Töne in der
Führung der SED der fünfziger Jahre schmerzt um so mehr.

Band 1: 1941 / 1942, 440 Seiten, 30 €, ISBN 978-3-932636-96-7
Band 2: 1942 / 1943, 460 Seiten, 30 €, ISBN 978-3-932636-97-4
Band 3: 1943 / 1944, 480 Seiten, 30 €, ISBN 978-3-932636-98-1
Band 4: 1944 – 1946, 660 Seiten, 35 €, ISBN 978-3-932636-99-8

Internationale Hefte der
Widerstandsbewegung
Analysen und Dokumente über 
den internationalen Widerstand 
gegen den Nazifaschismus 

Diese vollständige Sammlung der von
der FIR (Féderation Internationale des
Résistants) herausgegeben Zeitschrift
„Internationale Hefte der Widerstandsbe-
wegung“ (Nr. 1 – 10, November 1959 bis
März 1963) mit knapp über 1000 Seiten
hat hohen dokumentarischen Wert.
Zudem enthält die am Schluss einiger
Hefte veröffentlichte Bibliographie wert-
volle Studienhinweise.

Heft 1 und 2 eröffnen die Heftreihe mit Artikeln zur Fragestellung, ers-
ten Überblicken und (in Heft 2) den Dokumenten einer Konferenz über
die Rolle des antinazistischen Widerstandskampfes für die Erziehung
der jungen Generation. Als Ziele der „Hefte“ wird angegeben, zu infor-
mieren und eine Diskussion zu eröffnen.

Heft 3 und 4 haben den Widerstandskampf in den KZs und Vernich-
tungszentren sowie die internationalistische Beteiligung von Auslän-
dern am nationalen Befreiungskampf in den einzelnen Ländern zum
Schwerpunkt.

Heft 5 analysiert die großen bewaffneten Aufstände in den Großstädten
Europas, insbesondere in Prag, Paris, Neapel und auch in Warschau.

Heft 6 und 7 beschäftigen sich mit den programmatischen Dokumen-
ten der verschiedenen Organisationen in verschiedenen Ländern – mit
dem Schwerpunkt auf Positionen der KPs und der von den KPs ge-
führten Frontorganisationen.

Heft 8 – 10 gibt als Dreifachnummer einen konzentrierten Überblick
über die Widerstandskämpfe in den verschiedenen Ländern, wobei
auch die besondere Problematik des jüdischen Widerstandskampfes
durch Beiträge von Vertreten und Vertreterinnen des Widerstandes, die
nun in Israel leben, verdeutlicht wird.

Die faktenreichen Artikel zum bewaffneten Kampf als Instrument des
Klassenkampfes der Arbeiterklasse und der vom deutschen Imperialis-
mus national unterdrückten breiten Massen der Bevölkerung der
besetzten Länder, die Hervorhebung auch der völkermörderischen Ver-
brechen gegenüber der jüdischen Bevölkerung Europas, die Benen-
nung der Positionen der KPs vieler Länder – all dies enthält wertvolle
Materialien. Zu Recht wird mehrfach darauf hingewiesen, daß inner-
halb des zweiten Weltkrieges, nicht einfach Staaten gegeneinander
kämpften, sondern es sich um die allergrößte Teilnahme der Bevölke-
rung der verschiedensten Länder am Krieg handelt.

Band 1: Heft 1 – 4 (1959 – 1960), 560 Seiten, Offenbach 2002, 35 €
ISBN 978-3-932636-49-3
Band 2: Heft 5 – 10 (1961 – 1963), 528 Seiten, Offenbach 2002, 35 €
ISBN 978-3-932636-50-9 

Band 1 und 2 in einem Band (Hardcover): 
Heft 1 – 10 (1959 – 1963), 1084 Seiten, Offenbach 2002, 80 €
ISBN 978-3-932636-51-6

Texte zu Deutschland und 
dem deutschen Imperialismus

Das Potsdamer Abkommen (1945)
Anhang: Die Dokumente 
von Teheran und Jalta

Das Potsdamer Abkommen vom Au-
gust 1945 ist nach wie vor eine wesent-
liche Waffe im Kampf um die geschicht-
liche Wahrheit und unterstreicht die
Aufgaben, die sich heute im Kampf
gegen den deutschen Imperialismus er-
geben (z. B. die Anerkennung der Oder-
Neiße-Grenze, die Anerkennung von
Entschädigungen und Reparationen, die
Anerkennung der Umsiedelungen nazi-
faschistisch orientierter deutscher Be-
völkerungsteile aus Polen, der CSSR
und der Sowjetunion als gerechte Maß-
nahme).

83 Seiten, Offenbach 2001, 5 €
ISBN 978-3-932636-24-0

Bericht des internationalen
Lagerkomitees des KZ Buchenwald (1949)

Die furchtbaren Nazi-Verbrechen, der internationalistische Widerstand
der Häftlinge gegen die Nazi-Mörder, organisiert und geleitet durch das
internationale Lagerkomitee, die Befreiung des KZ Buchenwald durch
die US-Truppen mit Unterstützung durch bewaffnete Häftlingsgruppen
– all das wird in beeindruckender Weise, basierend auf den Berichten
der überlebenden Häftlinge, in diesem Dokument von 1949 genau-
stens geschildert; es ist damit eine Waffe gegen sämtliche reaktionäre
Lügen über das KZ Buchenwald.

237 Seiten, 2. Auflage, Offenbach 2004, 10 €, ISBN 3-932636-26-4

Autorenkollektiv
Die Gründung der SED und
ihre Vorgeschichte (1945 – 1946)

Die Analyse der Vorgeschichte und Grün-
dung der SED nimmt als Ausgangspunkt
die Verbrechen des Nazifaschismus und
ihrer Bedeutung für die Linie der SED.
Der Aufruf der KPD vom 11. Juni 1945
wird kritisch eingeschätzt und die Aufga-
be der Entnazifizierung als Hauptketten-
glied der Politik der Kommunistinnen und
Kommunisten in Deutschland nach 1945
herausgearbeitet. Im abschließenden Ka-
pitel wird nachgewiesen, daß bei der
Gründung der SED auf wesentliche Kern-
punkte des wissenschaftlichen Kommu-
nismus verzichtet wurde.

702 Seiten, Offenbach 2000, 33 €
ISBN 978-3-932636-38-7

Zu diesem Titel sind ergänzende Materialien-Bände erschienen (Materialien zur
Gründung der SED, Band 1 – 5), ausfürhliche Angaben zu den Bänden befinden
sich im hinteren Teil des vorliegenden Programms. 
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10 Jahre „Deutsche Einheit“:
Nazi-Terror 
von Hoyerswerda bis Düsseldorf 
Nazis, Staat und Medien –
ein Braunbuch 

Unter der Losung der „Wiedervereini-
gung der deutschen Nation“ wurde von
den deutschen Imperialisten eine in den
letzten Jahrzehnten noch nicht dagewe-
sene nationalistisch-chauvinistische Po-
gromstimmung geschürt, die in Hoyers-
werda und Rostock, Mölln und Solingen,
Magdeburg, Lübeck und Düsseldorf gip-
felte. Die chauvinistische und rassisti-

sche Hetze, die Überfälle und Morde an Menschen, die die Nazis als
„undeutsch“ bezeichnen, haben sich seitdem massiv verstärkt und
sind schon alltäglich geworden. Von einer entscheidenden Bedeutung
ist dabei, den Vormarsch der nazistischen Bewegung im inneren
Zusammenhang mit der Politik und Propaganda des Staates und der
Politiker des deutschen Imperialismus insgesamt einzuschätzen, der
nach zehn Jahren „Einheit Deutschlands“ seine Rolle als imperialisti-
sche Großmacht vor allem durch die imperialistische Aggression
gegen Jugoslawien auch militärisch wieder manifestiert hat. Die deut-
schen Imperialisten haben auch durch die Art und Weise, wie die Ein-
verleibung der DDR durchgesetzt wurde, demonstriert, welches Poten-
tial des deutschen Nationalismus und Chauvinismus sie in relativ kur-
zer Zeit zu mobilisieren in der Lage sind, bis hinein in angeblich „links-
fortschrittliche“ Kreise. Das Aufdecken des Zusammenhangs von
staatlichem Abschiebeterror, Nazi-Terror, Inschutznahme der Nazis
durch Polizei und Justiz, Politiker- und Medienhetze gegen Flüchtlinge,
Roma usw. ist wichtig, um gegen die Gewöhnung an diese verfluchten
deutschen Zustände in unverbrüchlicher Solidarität mit allen Opfern
des Nazi-Terrors und der staatlichen Repression zu kämpfen.

Aus dem Inhalt:
I. Tatsachen – Chronologie der rassistischen Überfälle, Pogrome und
Morde: Hoyerswerda: gegen vietnamesische und mosambikanische
Arbeiterinnen und Arbeiter (September 1991), Mannheim-Schönau:
gegen Asylsuchende (Mai / Juni 1992), Rostock: gegen Roma und Vi-
etnamesinnen und Vietnamesen (August 1992), Mölln und Solingen:
gegen Migrantinnen und Migranten aus der Türkei (November 1992
und Mai 1993), Magdeburg: gegen afrikanische Flüchtlinge (Mai 1994),
Lübeck: gegen afrikanische Flüchtlinge (Januar 1996), Lübeck und
Düsseldorf: gegen die jüdische Bevölkerung (März 1994, Mai 1995 und
Juli 2000).
II. Nazis, Staat und Medien – von subtieler Hetze bis offenem Terror:
Verständnis für Pogrome, Hetze gegen den antifaschistischen Wider-
stand. Die Opfer werden zu Tätern gemacht. Antisemitismus.
III. Aktionen gegen die Nazis – Widerstand der Opfer, Solidarität und
Entlarvung.

222 Seiten, Offenbach 2000, 13 €, ISBN 978-3-932636-37-0

Texte zu Deutschland und 
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A. Schapowalow
Auf dem Weg zum Marxismus 
Erinnerungen eines 
Arbeiterrevolutionärs

A. S. Schapowalow (1871 – 1942) war
einer der ersten Arbeiterrevolutionäre, die
den Weg zum wissenschaftlichen Kom-
munismus fanden. Schapowalow schil-
dert in diesem autobiographischen Ro-
man seine Erfahrungen des revolutionä-
ren Kampfs im zaristischen Rußland, wie
er über den Bruch mit der Religion und
seiner vorübergehenden Sympathie für
die „Volkstümler“, die die Taktik des in-
dividuellen Terrors eingeschlagen hatten,
sich schließlich im Kampf gegen den auf-
kommenden Opportunismus der „Öko-
nomisten“ 1901 den Bolschewiki unter
Lenins Führung anschloß.

337 Seiten, Offenbach 1997, 15 €
ISBN 978-3-932636-29-5

S. Mstislawski
Die Krähe ist ein Frühlingsvogel

Nikolai Baumann mit Decknamen
Krähe, ein enger Mitkämpfer Lenins,
reist 1902 illegal nach Rußland. Anhand
der Schilderung seiner Parteiarbeit be-
kommt man ein Bild der damals anste-
henden Aufgaben der kommunistischen
Kräfte Rußlands sowie des ideologi-
schen Kampfs der Bolschewiki gegen
die Menschewiki bis zum Beginn der
Revolution von 1905. 

404 Seiten, Offenbach 1997, 15 €
ISBN 978-3-932636-17-2

I. Popow
Als die Nacht verging

Nach der Niederlage der Revolution von
1905 herrscht in Rußland tiefste Reakti-
on. Der Roman handelt vom Kampf der
Bolschewiki für die Reorganisierung der
Kommunistischen Partei und um die
Erneuerung der Verbindungen zur
Arbeiterklasse, vom Kampf gegen Resi-
gnation und Defätismus, gegen die
Menschewiki und Liquidatoren der
Kommunistischen Partei.

593 Seiten, Offenbach 1997, 20 €
ISBN 978-3-932636-30-1

Romane zur Geschichte der 
Revolutionen und Befreiungskämpfe

Leninismus – Lesehefte für Schulungen und Selbstunterricht
Zusammengestellt aus den Werken von Marx, Engels, Lenin, Stalin,
der KPdSU(B) und der Kommunistischen Internationale (1935)

Was ist Leninismus? • Die Theorie der proletarischen Revolution • Die
Diktatur des Proletariats • Der Kampf um den Sieg des sozialistischen
Aufbaus • Die Agrar- und Bauernfrage • Die nationale und koloniale
Frage • Strategie und Taktik der proletarischen Revolution

500 Seiten, Offenbach 2004, 30 €, ISBN 978-3-932636-90-5

Die Kommunistische Internationale in Resolutionen und Beschlüssen

Die Resolutionen und Beschlüsse der Kommunistischen Internationale
lassen ein beeindruckendes Bild vom ideologischen, politischen und be-
waffneten Kampf der Kommunistischen Internationale und ihrer Sektio-
nen entstehen.

Band 1: 1919 – 1924

416 Seiten, Offenbach 1998
30 €, ISBN 978-3-932636-27-1

Hardcover: Offenbach 1998
55 €, ISBN 978-3-932636-60-8

Band 2: 1925 – 1943

452 Seiten, Offenbach 1998
35 €, ISBN 978-3-932636-28-8

Hardcover: Offenbach 1998
60 €, ISBN 978-3-932636-61-5

Die Kommunistische Partei der Sowjetunion in Resolutionen und 
Beschlüssen der Parteitage, Konferenzen und Plenen des ZK

Teil 1: 1898 – 1917

282 Seiten, Offenbach 2004, 22 €, ISBN 978-3-932636-76-9
Hardcover: Offenbach 2004, 47 €, ISBN 978-3-932636-77-6

Teil 2: 1917 – 1924

290 Seiten, Offenbach 2004, 22 €, ISBN 978-3-932636-82-0
Hardcover: Offenbach 2004, 47 €, ISBN 978-3-932636-83-7

Teil 3: 1924 – 1927

300 Seiten, Offenbach 2004, 22 €, ISBN 978-3-932636-84-4
Hardcover: Offenbach 2004, 47 €, ISBN 978-3-932636-85-1

Teil 4: 1927 – 1932

300 Seiten, Offenbach 2004, 22 €, ISBN 978-3-932636-86-8
Hardcover: Offenbach 2004, 47 €, ISBN 978-3-932636-87-5

Teil 5: 1932 – 1953

340 Seiten, Offenbach 2004, 22 €, ISBN 978-3-932636-88-2
Hardcover: Offenbach 2004, 47 €, ISBN 978-3-932636-89-9

Materialien
(Spiralbindung, DIN A4)



Materialien
(Spiralbindung, DIN A4)

Zur internationalen Lage 1919 – 1952
Dokumente der kommunistischen Weltbewegung
Lenin - Stalin - Komintern - Kominform - KPdSU(B)

359 Seiten, Offenbach 2003, 25 €, ISBN 978-3-932636-71-4
Hardcover: Offenbach 2003, 50 €, ISBN 978-3-932636-78-3

Dokumente der Internationalen Roten Hilfe (IRH)
und der Roten Hilfe Deutschlands (RHD)

„5 Jahre Internationale Rote Hilfe“ (1928) • „10 Jahre Internationale Rote
Hilfe“ (1932) • „15 Jahre weißer Terror“ (1935) • „1. Reichskongreß der
Roten Hilfe Deutschlands“ (1925) • „2. Reichskongreß der Roten Hilfe
Deutschlands“ (1927)

593 Seiten, Offenbach 2003, 35 €, ISBN 978-3-932636-66-0
Hardcover: Offenbach 2003, 60 €, ISBN 978-3-932636-81-3

Dokumente zum Studium der
Palästina-Frage (1922 – 1948)

Erklärungen und Artikel der kommu-
nistischen Bewegung Palästinas • Doku-
mente und Artikel der Kommunistischen
Internationale
Anhang: 
Programm der KP Israels (1952) • Große
Sowjet-Enzyklopädie: „Israel“ (1952)

180 Seiten, Offenbach 1997, 10 €
ISBN 978-3-932636-32-5

Hardcover: Offenbach 1997, 35 €
ISBN 978-3-932636-59-2

Dokumente zum Studium des Spanischen Bürgerkriegs (1936 – 1939)

Resolutionen und Aufrufe des ZK der KP Spaniens • Artikel von José
Diaz, Vorsitzender der KP Spaniens • Dokumente der Kommunistischen
Internationale • Große Sowjet-Enzyklopädie: „Geschichte Spaniens“,
Berlin 1955 • ZK der KP Spaniens (Hrsg.): „Der Weg zum Sieg“, Madrid
1937 • MINKLOS (Internationales Agrarinstitut Moskau): „Spaniens
Bauern im Kampf um Boden und Freiheit“, Moskau 1937

680 Seiten, Offenbach 1997, 30 €, ISBN 978-3-932636-31-8
Hardcover: Offenbach 1997, 55 €, ISBN 978-3-932636-58-5

Indien und die Revolution in Indien
Materialien und Dokumente der kommunistischen Weltbewegung
vom Beginn der Kolonialisierung bis 1935:
Marx - Engels - Lenin - Stalin - Komintern

288 Seiten, Offenbach 2005, 20 €, ISBN 978-3-86589-039-9
Hardcover: Offenbach 2005, 45 €, ISBN 978-3-86589-040-5

Dokumente des Kampfes der Kommunistischen Partei Chinas 
gegen den modernen Revisionismus 1956 – 1966

Teil I: 1956 – 1963

346 Seiten, Offenbach 2002, 28 €, ISBN 978-3-932636-44-8
Hardcover: Offenbach 2002, 53 €, ISBN 978-3-932636-62-2

Teil II:
Die Polemik über die Generallinie der 
internationalen kommunistischen Bewegung (1963)

330 Seiten, Offenbach 2002, 28 €, ISBN 978-3-932636-45-5
Hardcover: Offenbach 2002, 53 €, ISBN 978-3-932636-63-9

Teil III: 1963 – 1966

320 Seiten, Offenbach 2002, 25 €, ISBN 978-3-932636-46-2
Hardcover: Offenbach 2002, 50 €, ISBN 978-3-932636-64-6

Dokumente des Kampfes der Partei der Arbeit Albaniens
gegen den modernen Revisionismus 1955 – 1966

Teil I: 1955 – 1962 

418 Seiten, Offenbach 2003, 30 €, ISBN 978-3-932636-68-4
Hardcover: Offenbach 2003, 55 €, ISBN 978-3-932636-79-0

Teil II: 1963 – 1966

422 Seiten, Offenbach 2003, 30 €, ISBN 978-3-932636-69-1
Hardcover: Offenbach 2003, 55 €, ISBN 978-3-932636-80-6

+ + +

Dokumente des ZK der KPD 1933 – 1945

505 Seiten, Offenbach 2001, 35 €, ISBN 978-3-932636-41-7
Hardcover: Offenbach 2001, 50 €, ISBN 978-3-932636-57-8

Materialien zur Gründung der SED (1945/46):

Band 1: Berichte und Protokolle

Der 15. Parteitag der KPD am 19. und 20. April 1946
Der 40. Parteitag der SPD am 19. und 20. April 1946
Der Vereinigungsparteitag am 21. und 22. April 1946
Anhang: Der Aufruf des ZK der KPD vom 11.6.1945

319 Seiten, Offenbach 2001, 25 €, ISBN 978-3-932636-40-0
Hardcover: Offenbach 2001, 50 €, ISBN 978-3-932636-53-0

Band 2: Vortragsdispositionen (1945 – 1946)

Materialien für politische Schulungstage,
herausgegeben vom ZK der KPD

250 Seiten, Offenbach 2001, 20 €, ISBN 978-3-932636-39-4
Hardcover: Offenbach 2001, 45 €, ISBN 978-3-932636-54-7

Materialien
(Spiralbindung, DIN A4)

Band 3: Einheit (1946)

Einheit – Monatsschrift zur Vorbereitung der sozialistischen Einheits-
partei (Februar – April 1946) • Einheit – Theoretische Monatsschrift für
Sozialismus (April – Dezember 1946) • Anhang: Entwurf einer Verfas-
sung für die Deutsche Demokratische Republik (1946)

380 Seiten, Offenbach 2002, 28 €, ISBN 978-3-932636-42-4
Hardcover: Offenbach 2002, 53 €, ISBN 978-3-932636-55-4

Band 4:
Alexander Abusch: Der Irrweg einer Nation (1946)
Georg Rehberg: Hitler und die NSDAP in Wort und Tat (1946)
Walter Ulbricht: Die Legende vom „deutschen Sozialismus“ (1945)
Paul Merker: Das dritte Reich und sein Ende (1945)

540 Seiten, Offenbach 2002, 35 €, ISBN 978-3-932636-43-1
Hardcover: Offenbach 2002, 60 €, ISBN 978-3-932636-56-1

Band 5: Parteikonferenz der KPD am 2. und 3. März 1946

Entwurf der Resolution für die Parteikonferenz: „Die nächsten Aufga-
ben der KPD beim Neuafbau Deutschlands“ • Reaktionen aus der Öf-
fentlichkeit auf den Resolutionsentwurf • Referat: „Die nächsten Aufga-
ben der KPD in der antifaschistisch-demokratischen Einheitsfront“ •
Anhang: Zunehmende Kompromisse mit den sogenannten „kleinen“
Nazis – Auszug aus: „Die Gründung der SED und ihre Vorgeschichte
(1945 – 1946)“

160 Seiten, Offenbach 2004, 10 €, ISBN 978-3-86589-003-0
Hardcover: Offenbach 2004, 35 €, ISBN 978-3-86589-008-5

Band 6: Wichtige Artikel aus der „Täglichen Rundschau“
und der „Deutschen Volkszeitung“ (1945/46)

ca. 40 Seiten, Offenbach 2006, ca. 5 €, ISBN 978-3-86589-054-2

+ + +
Rote Hefte – zu historischen und aktuellen Fragen
der kommunistischen Weltbewegung

20 – 52 Seiten pro Heft, ISBN 978-3-86589-038-2,
Mindestbestellmenge: 10 Hefte – 10 €

Materialien
(Spiralbindung, DIN A4)
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